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Vorwort zur ersten Auflage. 



Unter dem Namen „R^chtsenzyklopädie" trägt erfabnmgsgemSss 
fast jeder akademische Lehrer, der seine Lelirkraft diesem Fache 
zuwendet, etwas anderes Tor: Neigung und Vorliebe für das eine oder 
andere Spezialfach, oder die Ansicht von der Notwendigkeit der Her- 

vorhphimg der einen oder anderen Disziplin über die übrigen, oder 
der unbewusst wirkende EinHuss des Hauptfaches des Dozenten führen 
dazu, den Gegenstand verschieden zu gestalten und höchst verschie- 
den zu umgrenzen, ganz abgesehen von der Einwirkung, welche 
praktische Rücksichten in denselben Richtungen ausüben. Diese Va- 
riation der Kechtseiiz-^ klopädie — oder diese Variationen von Reclits- 
enzyklopädien — zu beklagen oder zu verurteilen, liegt Grund vor: 
der Stoff ist weioli und elastisch, dehnbar und einsohränkbar, nnd 
interessant, wo man ihn packt, und der Zweck, den die Vorlesung 
über Bechtsenzyklopädie oder das Lehrbuch derselben zu erreidien 
hat, kann erreicht werden, gleichviel ob das eine Fach mehr, das 
andere weniger in- den Vordergrund gestellt ist oder mehr oder weni- 
niger von seinem Jjokaltone zur Färbung des Ganzen beigetragen hat. 

Die Betrachtung möchte ich voranstellen, um daran die Bitte zu 
knüpfen, dem vorliegenden Versuche Einseitigkeit nicht zum Vor- 
wurf zu machen, und von ihm auch nicht zu verlangen, dass er all 
das bietet, was gerade der einr oder andere Faclimann aus seinem 
Fache gerne in der Enzyklopädie erwähnt hnden möchte.:' 

Mir lag vor allein daran, auf der Grundlage des Begriffs der 
durch die IS'orm geschützten Interessen d as Rechtsganze 
harmonisch zu entwickeln und die Verwendi)arkeit ein und der- 
selben Grundlage für den Autbau und die Gruppierung aller Teile 
unserer Wissenschaft tatsächlich nachzuweisen. Die im übrigen Ton 
mir Terfolgten Zwecke deutet die Sdirift in den ersten Paragraphen 
selbst aiL 
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Torwort zur zweiten Aaflage. 



Li der Methodologie glaubte idi einigen mir Ifingst anf dem 
Herzen Hegenden Gedanken über nnseren bisherigen akademischen 
Unterricht sowie über die künftige Gestaltung des Beohtsstndiums 
Ausdruck geben zu dürfen. 

Wo, wie hier, so vieles von der Ökonomie des Ganzen, von 
dem Massfa alten im Darbieten der historischen, philosophischen 
und dogmatischen Stoffe ond im Angeben von Literatur abhängt, 
und zudem die Sprache sich nicht zu abstrakt gestalten darf, da 
muss der Verfasser grosses Vertrauen hegen dürfen zum nachsichts- 
vollen, billigen Ermessen der Leser, denen das Buch mit der Bitte, 
dieses walten zu lassen, überreicht wird. 

Giessen, Frühjahr 1887. 



Vorwort zur zweiten Auflage. 



Das Vorwort znr ersten Auflage deutet an, dass ich in derselben 
einigen Gedanken über den akademischen Unterricht, die mir längst 
auf dem Herzen lagen, Ausdruck gehen wollte. £8 ist dies gescheiten 
und ich habe die Frende erlebt, dass wenigstens ein erheblicher 
Teil jener Gedanken gesiegt hat und in die Wirklichkeit umgesetzt 
worden ist: wir beguinen den akademischen Unterricht mit ^ner 
systematischen Einführungsvorlesung, der Einleitung in die Rechts- 
wissenschaft {Rechtsenzyklopädie); es hat diese Tatsache einerseits 
Änderungen in dem „Methodologie" überschriebenen Teil dieses Buches 
hervorrufen müssen, andererseits aber mich veranlasst, den ersten 
Teil des Buches unter F(^sthaltung seines systematischen Aufbaues 
genau in seinen Einzelheiten nachzuprüfen und mit zeitgemässem 
neuen Materiale auszustatten. 

Dieses neue Material ist hauptsächlich dem neuen Deutschen 
Reichsrechte entnonmien und nnter diesem vorzugsweise dem Deut- 
schen Burgerlichün Gesetzbuche. Die Heranziehung des genannten 
Riesen- und Meisterw^es der deutschen Gesetzgebungskanst ist in 
der Weise von mir versncht worden, dass die im Aufbau meines 
Systems, zuerst vom allgemeinen, philosophischen oder sozialpolitischen 
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Gesichtspunkte aus, entwickelten Gedanken gewissermassen auslaufen 
in Paragraphen des Bürgerlichen Gesetzbuches, in Sätzen des gelten- 
den RechtSf in welchen sie ihre jüngste Entwickelung gefunden haben. 

Die Heranziehung der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz- 
buches für das Deutsche Reich ist in solcher Ausdehnung und Gruppie- 
rung von mir versucht worden, dass sie nicht bloss zur praktischen 
Illustrierung der theoretisch entwickelten Rechtsgedanken dient, son- 
dern auch zur allgemeinen Orientierung über dasselbe und zur ersten 
Eiüiühruijg in Jas btudium des Rechts dieses Gesetzbuciies verwend- 
bar sein dürfte. 

In bezng auf alles übrige, namentlich auch in bezng auf das 
Yertraaen, welchee der Y^asser eines soloheo Boches zum ein- imd 
nachsichteToJIen Ermessen der Leser hegen zu dürfen glaubt, beziehe 
ieh mifdi anf das Vorwort der ersten Auflage. 

Königsberg, 1. August 1899. 



Vorwort zur dritten Auflage. 



In der Torli^nden Auflage habe ich versucht, den philosophi- 
schen Teil zu TCrtiefen, das Historische ist durch Beril<^ichtigung 
neuer Entdeckungen, z. B. Hammurabis Gesetzbuch, vermehrt und 

das Dogmatische namentlich in den Persönlichkeitsrecliten , insbe- 
sondere den Urheberrechten ergänzt und teilweise umgearbeitet worden. 
Tendenz und Gesamtanlage sind dieselben geblieben, wie bei den 
vorigen Autlagen, so dass ich mich auf die Vorworte zu diesen be- 
ziehen kann. 

München, 2. Januar 1905. 

Karl (iarei& 



Digitized by Google 



InhaltsübeFsieht. 



Enzyklopädie der Reclitswisseiischall. 



Einleitimg. 

Soit» 

§ 1. Bedeutung der ReclitJii'nzyklopädie 1 

§ 2. Da« Beehtsbedürfow uod die Wareein des Rechts 2 

9 3. Ton ilor BeobtewfaMiiMliaft 9 

I 4. B«griir der ReditMiixykiopttdie 15 

Erster Abschnitt. 

Vom Rechte imd seinen Quellen. 

§ 5, Vom Rpchte ühnrhatipt (Rncht im objcktiTen Sinne) 17 

§ 6. Das Recht verglichen mit Moral, Religion, Billigkeit und AusUuid ... 21 

§ 7. IN» Grandlagen oder VoraiMMtanngea der Beehtabilduii« ...... 80 

§ 8. Dto Steten und ihre Reobtw>nlniii|geD 38 

§ 9. Ton den Bechtsquelleu 46 

§10. 1. Das Gewohnheitereolit 47 

§11. 2. Das np^» t7r.rr. lit 50 

§12. 3. Sonulige Recbtaquellen 54 

§ 13. Die B«e1itMiMr«Bdung 55 



Zweiter Abtohaitt. 

Gliederung des objektiven Rechts. 

S 14. Aiii|»Bfq»ankt und Oberaieht der Qlledening dee objektiven Bedite . . 58 

A. Das bfir^erllclie oder Privatrecht 

§ 15. Die Elemente «les InirLrorlichcn oder Privittrcchts ... 64 

§ 16. Daa System der bürgerlichen Rechte und deren Entwicklung in Deutschland 70 

Bas System der l>&rgrerlielieii Rechte im einzelnen. 

I. lUpiteL 

Die PenUnlielilceitsreclite (Individnalittttsreehte). 

§ 1 7. Von den Persönliohkeitsrechten iuj allgemttnen ......... 77 

§ 18. Von den einaelnen Pera&nliehkeitaiechten 78 



Digitized by Google 



InbAltatllMtsicht VU 

II. Kapitel. 

Die Recht© an materiellen Sachen („Sachenrecht"*). 8«ite 

§ 10. Sachenrecht im allgemeinen 86 

§20. I. Das Eigentumsrecht 89 

§ 21. II. Di» dbigUohen Beebte an einer {remden Sache (Jura in xe aliena) . 96 

IIL Kapitel. 

Du Beeilt der SelmldTerhftlttttsM (OliUgaitoaeiirecbt). 

§ 22. Von dem Recht der SchaldTerhältnisse im allgemeinen . 102 

§ 23. a) Die Schuldverhältnisse aus Verträgen (Vcrtragsobligationen) . . 105 

§ 24. b) Die Verpflichtungen aus unerlaubten Handlungen (Deliktsobligatioueu) 113 

IV. Kapitel. 

Das reine Familienreeht. 

§ 25. Beinea Familienreeht im allgemeinen 116 

§ 26. 1. Die Ehe 116 

§ 27. 2. Das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern 119 

§ 28. 3. Die weitere Verwandtschaft und die Schwägerschaft 121 

§ 29. 4. Künstliche Verwandtschaftsvcrbältnisse . . . ^ 122 

V. Kapitel. 

J)a^ Familiengüterreebt. 

§ 30. Das Familiengiiiertrechi im allgemeinen ........ ... 1S3 

I 31. 1. Daa ^eliehe Outerreoht 120 

§ 32. 2. Das Kiodervermögensrecht 129 

% 33. 3. Die Tormnndaoliaftüche VermägenaverwaKong ....... 181 

VL KapiteL 
Bas Brbreelit. 

§ ?A. Das Erbrecht im allgcmehlWI 132 

§ 35. Die natürliche Erbfolge 136 

§ 36. Die gewillkürte Eihföige 187 

B. Das öffentliclie Recht 

§ 37. Die Elemente des öffentlichen Beehts 139 

§ 38. Die Teile dea öffentlichen Bechta 141 

Erste Abteilung: Das Staatsrecht 

I. Kapitel. 

Der Staat ais Subjekt det' Staatäiuteressen. 

§ 39. Staatsrecht im allgemeinen (Wesen dea allgemeinen nad dea haao nde rea 

Staatsrechts) « 143 

§ 40. Der Zweck des Staates (Teleologie des Staates) 146 

§ 41. Staatstheorien 147 

n. Kapitel. 

Die Staatstätigkeit und ihr Beeht 

§ 42, Die Organe der Äusserung der Staatsgewalt 149 

§ 48. Die Arten der jlniserung der Staatsgewalt 152 

§ 44. Das Verfasaangsrecht (Staataredtt im engeren Sinne) 155 

§ 45. Du Verwaltnngareoht 157 



Digitized by Google 



YIII lilhiltoabenicht. 

TU. Kapitel. 

Die Objekte der Staatstätigkeit. Seit* 

§ 46. ätaatshohcit und Staatsiuteressen 158 

' $ 47. Die staatsreehtlieh geflchütstan Haapt^ uid HOMatuMna dM StaatM Im 

«amIb«!! 158 



IV. Kapitel. 

Bas Bechtsinteresse nnd die Jnstizhoheit insbesondere. 

S 48. Die Eedittpflege und der Stu( , 163 

§ 49. I. Das bürgerliche Recht und di« freiwillig« OttiditriMtlMit 168 

§ 50. IL Da» Zivilproxeaureobt 171 

f 51. UL Dai Btntfir««ht 175 

§ 52. IV. Das Strafprorepsreclit 179 

§ 58^ y. Die Yerwaltungsgeriohtsbarlceit 182 



I 



Zweite Abteilung: Das Völkerrecht. 

54. Begriff, BedeutuDg uod Quclleu des Völker reciits 185 

56. S^KteiMtiaefa« Übenioht dea lohalto des Ydllwrredhto 166 

Anh^wg xnm Privat- und zum öffentlichen Beeilte» 

Spezial- (Faeii- und Standes-) Rechte. 

56. fiedeotung voa Spezialrechten im allgeoieinen . . . ' 188 

57. Bm Kirohenradkt 191 

58. Du Hftndelsreidit 194 



Methodoteste der Rechtswisseoscfaaft 

§ 50. Wesen and Aufgabe der Methodologie der SeditawiHeiiadiafl 196 

§ 60. Die Disziplinen der P.orhtswissenscliaft 198 

I 61. Die Methoden und der akademische Unterricht 206 



Diglized by Google 



Verzeichnis der 

Stellen des Bürgerliehen Gesetzbuehs, 

welche in den Paragraphen der Enzyklopädie berührt sind. 



BOB. H 


Seite 


BOB. §$ 


1 


05, 78 


362—396 


2 


65 


372—386 


3—5 


65 


307 


e 


65, lS3p 181 


398—410 


7—11 


65 


413 


12 


80 




13— SO 


65, 132, 170 


433—514 


21 


66 


434 


21—70 


66 


453 


22 


67 


404 


24 


79 


515 


ao 


57 


510—534 


54 


109 


518 


55 


171 


535—580 


55-79 


66 


581—597 


57 


80 


596—606 


80-88 


67 


007-610 


80—89 


66 


611-630 


89 


66 


631 


«0—103 


68 


631—651 


104 


65, 131 


651 


104—185 


69 




105 


65, 131 


062—676 


105—112 


100 


675 


106—113 


65 




114 


65, 123, 131 


677—687 


125 


105 


688—700 


133—166 


80 


689 


134—138 


105 


701—704 


138 


105 


705—740 


186— lö3 


69 


741—758 


194-225 


69 


759-761 


222 ff. 


104 


7C2 


226 


72 


703 


227—231 


70, 79, 04 


764 


282—240 


70 


765—778 


241 


84, 102 


767 


242 ff. 


102 


780—782 


284 


102. 




292 


102 


793—808 


293—304 


102 


800—811 


305 


«4 


817 


305—319 


105 


305-808 


105 




312 


105 


819 


313 ff. 


160 








828—853 


320—327 


105 


824 


328—335 


105 


825 


330 


112 


826 






831—835 


336 ff. 


107 


840 






842—845 


346—361 


104 


847 



8«ite 


BOB. fl 


IMt« 


104 


848 


118 


104 


854-872 


88 


104 


857 


88 


108 


858 


88 


83 


859 


79, 94 




865—983 


94 


108 


872 


88 


105 


873—902 


95 


57 


900-927 


95 


83 


904 


08, 04 


108 


906 


93 


110 


925-928 


95 


110 


028 


66 


108 


929—936 


05 


108 


937 


69, 88 


110 


037—045 


60, 05 


100 


94f^ 


95 


III 


946-952 


95 


84 


953—057 


95 


III 


958—904 


93 • 


84 


965—983 


94 




084 


04 


108 


085 ff. 


93 


III 








1004 


93 


114 






110 


1006 


03 


IIA 

llv 


1017 


IUI 


114 


1014 


101 


109 


1029 


oo 

oo 


114 


1018-1029 


98 


119 


1030—1007 


AT 
VI 


110 


1040 


04 


110 






108 


1068-1004 


97 


112 


1073 


112 


112 


1085—1089 


97 


106 


1089-1093 


97 




1094 — 1104 


101 


112 


1105 — 1112 


100 


115 


1113 ff. 


99 


22 


11S4 ff. 


99 


79 


1101 ff. 


99 


69, 79, 118 


1100 ff. 


90 


80, 113 






114 


1-204 


00 


113 






114 


1215—1210 


110 


114 






113 


1223 


00, 110 


78, 70 







Digitized by Google 



X Verzeiclmig der Stellen des BGB., die in den der Eazjki. berührt sind. 









1232 


110 


1684 — 1698 






1705 ff. 






1 7AA 


1 Or,ri 1 rino 
1 £, '} } — 1^1.- 


i^y, Ivo 




1 - ( o — I_UU 


y y 


1 /Uo— 1 < io 


1 o o 7 1 QftO 


1 1 Q 


1 710 

1 /IV 


1 oUU 


70 "Q IIA 

<ö, « y, 114 




1 1AQ ff 
ioUa II. 


1 t Q 


1 70'-' AT 


1 7 

lOl i 


1 1 Q 
IIB 


1 79A 










1 1 fi 
1 lö 


1 1A1 
1 f «1 




1 1 o 
IIV 


i<VAi 4r 
1741 S. 


1355 


80 








1758 


1358 


119 








1772 


Iowa 


09 
V( 


1 # /«> U« 


looo— 14»0 


1 O"? 
1^/ 


1 1IA i itn 




1 97 
1«/ 






1Q9 

lar 


19fi9 17Q1 
17o7— I7tfl 


1411 


1 Ofx 

IAO 


1 7Q0 
1 iVi 


14 10 


1 iO 




14l0 1««U 


1 07 
1«< 




UOl 4P 


lOA 

Iso 


1 fWt 




1 07 






1 07 


1 aA7 4t 


1 JAQ 1 


197 




1 AQü 
1 4o3 


t 07 i 7A 


«BIO Af 
IDIO Ii* 




1^< 




1 1 R1 Q 


1Q9 19fi 
lar, Im 


laoi 


Irin i^^ö 


107 I9ft 




1040—100/ 


1 07 1 Oft 


loa? u. 


1558— 15fi8 


127, 170 




1564—1587 


118 


1840 


lOOO 


llw 




1 1^Afl 
lODO 


«V 


Ifioe AT 
lot^O S. 


i i^?? 
10 < / 


(SA 




1 


HO, 110 


IvUo 


1 fMlQ 
10o9 


I9l 
1^1 




lOVl II« 


191 


1011 iP 
ivii n. 


1 ROI ff 


IIJ. 
114 


1 QOO 


IvUv 


DU 








n. 


1617 


78 


1924 ff. 






1936 


1626 ff. 


120 








1942 




7M 
/ö 








1945 


1649 ff. 


97 




1649—1651 


180 


1960 ff. 


1680 


121 


1964 


1684 


121 


1066 



Seite 






ISO 


19U0 ff. 


138 


1 Ol 

1^1 






aA 
oU 


aOlo 


135 


114 




137 


80, 121 








2066 


57 


121 








2147 ff. 


138 


w 








Ol 7jf 


loo 


laZ 






jal 


2231 ff. 


138 


80 


2278 ff 


138 


QA 


OQ/\0 


4fl<7 

137 


183, IBl 






191 


£ÖOO 


^9, 13< 




2333 ff. 


137 


131 






lol 


aoda 


2« 


BuilO. s. BGB. 


tMtt» 




Alt 




131 


1 


07 




n 
fi 


49, 52 


lol 


4» A 


KD 

OO 


131 


7 ff. 


48 




15 


4 oa 
IW 


131 


32 ff. 


Od 




42 


114 


131 








46 


4 «O 

llD 


131 




55- 


53, OY 


131 


5.Ö ff. 


Dl 




57, 5b 


04 


123, 131 


59 


OO 


(52—63 


4 AA 
lOU 


131 


65 


OK 

vo 




67 ff. 


94 


123 


71 ff. 


114 




74 


4 AA 
lUU 


135 


75 


1 1 o 
IIJ 




80 


Q7 


119, 136, 137 


84 ff. 


1 AO 

luv 


136 


94 


AQ 


66 


95 


-4 14 
III 




96 


97, 112 


Cii, 13.'! 


109 


96 




131 


1 Ol 

AUA 


135, 160 


133 ff. 


80 




141 


170 


135, 160 


152 


53 


153 


57 


66 


182 


101 


66 


218 


53, 57 



Digitized by Google 



Erläuterung der Abkürzungen. 



e. a. 0. = am «ngdgeboian Orte. 
Abs. Absatz. 
Anm. — Anmerkung. 

Art. = Artikel. 
Bd. = Band. 

BGB. BArgwllehw OflMtabndL f&t das Dentaehe Btldi. 

Birkmeycr, Enz. :a Birkni«]r«r, SbuykkkpÜi« d«r Beobtnrineiiacliait 1904 . 

(s. beito 16). 

BIBA. = Blätter für BechtHuiwendinig, auch = Seniferts BlUter fllr Beditwnipeiidinig. 

Cosa ck BR. = Lohrbueh des deutschen Rürgerlichcn Rechts von K. Cosao k. 4. Aufl. 1903. 
Cosaok HB. = Lehrbuch des Handelsrechts von K, Coaaok, 6. Aafl. 1903. 
ZPO. = ZiTilproiemordonog, Fassung vom 20. Mai 1898. 

EinfG. — Einführungsgesetz. 

£BW. V. H. = T. Uoltaandorff £iizyklopädie d. RWis«. 5. Aufl. 

FreiwOG. = Baidtsgeaets über die Angelegenheiten der freiwilligen Qerichtsbarkdt 

vom 20. Mai 1898. 

Gareia BOB. s Börgerliches Gesetabuch vom 18. August 1896 nebst Einführungsgesetz. 
Mit Einleitung, karsen erUutemden Anmerkungen und ausführlichem Sach« 
register, heransg^beo von K. Gareis (Giesscn, Emil Roth). 

43arelaHGB. = Handel^esetsbuch vom 10. Mai 1897. Handausgabe mit Eiuleitting 
erllateraden Anmerkungen und Sachregister, herausgegeben von K, G a r e i » , 
(München, C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung) 3, Aufl. 1905. 

Chureis HR. = Das deutsche ITandelsredit. Ein kurzgcfasstes Lehrbuch des im 
Deutschen Reiche geltenden lliindels-, Wechsel- und Seerecbts von Karl Garcis, 
7. umgearbeitete Auflage. Berlin 1903. 

Grareis "Rpichsg. — Die von K. Garr-i^! herausgegebenen Deutscheu Reichsgcsetze in 
Einzelabdrucken (Vcilag von Eiuii R.ith, Giesiseu). Preis pro Nr. 20 Pfg., bis 
jetzt 318 Nr. erachienen. Die arabischen Zahlen bezeichnen die Nummern in 
der Reihenfolge des Erscheinens dieser Einzelahdrucke z. B. Grundhuch-O. (208). 

GenGes. = Geoosäeuschafrsgeiyülz vom 1. Mai 188U, Faiisung vom 20. Mai 1898. 

Gea. m. b. H. = Gcaellaehaft mit beschränkter Hal^idit na4h BGeiL Tom 20. Apcil 
1892, Fassung vom 20. Mai I8fa8. 

GewOrd. = Gewerbeordnung, Gesetz vom 26. Juli 1897 mit Abänder. 1901. 

GrandbOrd. Deutache Gnindbnehoidnong vom 84. MAra '1897, I^uaaog vom 
20. Mai 1898. 

HGB. = Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 (RGBl. 1897, Nr. 23, Seite 219). 

JLB. T. K. = Jnristiaeher Literaturberlebt 1884—1894, beraDagegeben von A. t. 
Eirchenheira, unter Mitwirkung von H. Erman, A. Frantz, K. Gareis, 
G. Kleinfeller. C. F. Beatz, Q. B. t. Salis, H. Sommer u. F. Stoerk. 
(Leipiig^ J. C. Hiiuriaha» 1895.) 
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XII £r]ftttteru&g der AbkdmuigMi. 



iDfltit. = In^tntiofiien. 

KO. = Konknrsordnang, Fassang vom 20. Mai 1808. 

S. a. V. Holtz., Enz. = (IToltzendorf fs) Enzyklopädie der Rechtswissenschaft in 
System. Bearbeitung, heraaegegebeu von J. Kohl er, 6. (der Neubearbeitung 
erste) Aufl. 2 Bde. Berlin. 1904. (DuQcker und Hnmblot nnd J. GnttentMA 
G. tu. b. n., Leipsig und BeiUa), 8. unten 8. 16. 

LB. = Laudrecht. 

LITG. = RQ. betr. das Urheberrecht an \V% rken der litflratur U. d» Tonkunst. Y. 
19. Juni 1!)01, EGBl. 1!)01. Nr. ':^7. S. 227 ff. 

MsrkQee. = Keichsgesetz, betreffend den S*:liuLz der Warenbezeicbn. vom 12, Mai 1894. 

MarquaidMD, Hdlxh. =: Marquardsens Handbaoh des ftffentlichen Rechts, Frei* 
bürg und Tiibingcn 1883 .fi. Unter Mitwirknnp von vielen Gelehrten des In- 
uod Auslandes bcQ^ründet von Dr. Heinrich von Marquardsen, weiland 
Profes-sor an dor Univ. Erlangen, and Dr. Hftx von Seydel, weiland Professor 
an der Univ. München, heransgegehen von Dr. Georg Jelliriplc, Professor 
an der Univ. Heidelberg, und Dr. Kobert Piloty, Professor an der Unir, 
Wfirzburg. (Neuester Band, 1005: Engliad. Von Dr. Julias Hutschek, 
a. O. Prof. an der Univ. Heidelberg.) 

Hnst.Ges. = Eeichsgesetz betreffs den Schutz von Gebrauchümusteru vom 1. Juni 1691. 

R6 und B.GeB. s« Bd«lU|{eoete. 

BGBl. == Reich^esetzblatt. 

BBkGes. = Keiobsbenkgesetz vom 14. März 1875. 
BGer. s Beidiqserielit. 

BGescb. = Rechtfigeschichte. 

Beiohsvfg. = Beicbs Verfassung = die Verfassung des Deutseben Beiohes vom 16. April 1871. 

BORG. = BeidMoberliendelsBerialit. 

BVf, = Reich svcrfassnng. 

8. = siehe. S. = Seite. • * 

StrP, StnfpmceBB. 

StrGB. = Striifgesetzbnch. 

VG. = BG ü, d. Verlagsrecht v. 19. Juni 1901. BGBU 1901. Nr. 27, 8. 217 C 
VB. « yftlkemelii. 
WO. = Weefaeelonlnong. 
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Einleitung. 



§ 1. 

Bedeutung der Reehtsenzyklopädie. 

Die Bechtsenzyklopädie soll eine Rundschau, eisen systematischen 
Überblick über das ganze Gebiet des Rechts im objektiven Sinne ^) 
(sei es eines bestimmten Volkes oder Staates» sei es mehrerer Völker 
oder Staaten, sei es einer bestimmten Zeit oder mehrerer Zeitalter 
usw.) gewähren. 0er Zweck einer solchen systematischen Bund- 
schau ist'): / 

1. ffir Anföoger in der Rechtswissenschaft eine grundlegende 
Einleitung zu sein (Propädeutik der Jurisprudenz): 

2. für die Kenner einzelner Fächer der Rechtswissenschaft einen 
Rückblick auf die Grundgedanken eben dieser einzelnen Teile 
zu bieten (Rekapitulation der Elemente der einzelnen Bis* 
zipiinen) ; 

3. die rechtsphüosophische Verknüpfung und Begründung der 
einzelnen Teile des objektiven i^eehts und der einzelnen Dis- 
ziplinen der Wissenschaft desselben zu gewäliren, dergestalt, 
dass diese Einzelheiten als Teile eines zusammenhängenden 
Ganzen — nämlich des Reclits im objektiven Sinne ^) und 
dieses selbst als durch Eigenschaften der menschlichen Natur 
gefordert, als vemunftnotwendig erscheint (rechtsphilosophisohe 
Bedeutung der Bechtsenzyklopädie) > 

1) Vom Begriffe des ,,Reohts im objektiveo Sinne" spricht unten § 5, S. 17 — 
im Gegensätze zu den „Reähteii im objekiiiT«n Sinne", von denen unten, 8. 18, ge- 
sprochen wird. 

S) V««l. A. Iferkel, JoriBtische Ensyklopidie 8. 1. 

OftreiSy BMbtMDgyUoiiftdi«. a Aufl. 1 
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EinkitaDg. § 2. 



4. endlich bietet die RechtFenzyklopädie die Rahmen für rüp Rechts- 
vergleichung , welche ihrerseits teils ah Il]iisti n r;uig dem 
Studium des positiven Rechts, teils zur Fundierung der Rechts- 
philosophie zu dienen hat^). 

§2. 

Das Rechtsbedfirfiiis und die Warzeln des Reehts. 

Um zu einer Yoratellung von dem Wesen des Rechts und seiner 
Aufgabe za gelangen, ist die Natur des Menschen in Betracht zu 
ziehen; denn in ihr findet sich das, was man als die Wurzeln des 

Rechts bezeichnen kann. 

Eine dieser Wurzeln — man kann sie die materielle nennen — 
ist die Selbstsacht, der Egoismus des Menschen^}. Eine grosse 

1) Üb«r die KecbtsTerglcicbuug als Grundlage der liechtsphilosopbie siehe 
F. Dahn in Zeitiohr. 1 Tergleiohende Rechtewiswnsehaft, Bd. II, 8. 1 IT.; ferner 

Beruhftft: Über Zweck und ^fitfel der vergleiduTiden Richtswisstusrhaft, ebenda 
Bd. I, S. 1 ff. a. Bd. II, S. 255 Anm. Vgl. auch unten ^Belclcers Bemerkung g^ea 
Bierling) zn § 3, II. Arno. 1, 8. 14. — Köhler, Dm Becht tils Kvlttirerseheinung. 
Eink'itunc,' in die vergleichende RechtswiKsenschaft. ISS5. — Dersselbe, Recht und Prozess 
in Grünhuis Zeitscbr., Bd. XIV, S. 1 ff. — Vgl. auch Köhlers recbtsvergleiohende 
Foraohimgen über indisehes Obligationen- und Ffandreebt, Ehe- nnd FamUienreehi ; 
assyrische und babylonische Roehtsurkunden. Zeitschr. f. vergleich. Rechtswiasenschaft, 
Bd. III, S. 161 ff., 343 ff., 201 ff. und zahlreiche andere Abhandlungen Kohlers 
insbesondere im V. Baude der genannten Zeitschrift Auch Gar eis, Deut«che ReToe, 
II. Jahrgang, Heft 6 (März 1878) 8. 302 ff. — Übrigens darf die Vergleichung der 
Rechte zweier verschiedener Völker, deren Kulturvcrhältnisse man nicht sämtlich und 
genau kennt, nur mit äusscrster Vorsicht in der Wertbeurteilung der Konsequenzen« 
Ziehung unternommen ueiden. V^l was ttierCiber K. v. Prantl in dar Krit. 
Vierteljnhis»chrift, Bd. XVI, 1874, S. 265 a., tmtcr vnll!*ter A iieikennttng von pyste- 
niatiBcli-rechtsvergleichcndcn Werken, wie sie z.B. Ed. Ganz (Erbrecht) oder Uager 
(Eherecht) geliefert haben — ülier die ^faterialiensamialungen von A. H. Post (Ein« 
Icitung in eine Naturwissensehiift des Rechte) und A. Rast in n (Die Rech tsverbältnic'se 
bei verschiedenen Völkern der Erde) urteilt. — Kohler, Krit. Vierteljahrsschtifl, N. 
F. Bd. IV, 1881, 8. 1 ff., S. IGl IV. 

^) Dieser Ans^ant^ipnnkt einer Theorie vom Rpcht ist nicht neu . er findet sich 
schon iu jenem ait-iodiächea Gesetzbuche, weiches den fabelhaften Kameu den Manu 
trägt, die Banskrit-Becht^tliteratur eröffnet und in sahlfdchcn Rechts-, Sitten- und 
Kultusregeln (dharma) der wedischen Zeit (also vor 000 vor Chr.) wurzelt ; die Auf- 
zeichnung des sog. Manu scheint durch das Bestreben veranlasst worden zu sein, die 
brahmanisdien Qnindsfttae über Staat nnd Recht g^Kenüber dem hereindrängenden 
Buddhismus zu festigen nnd zu schützen; dieses uralte Brahmanenrechtsbuch sagt u. a. 
folgendes: „Selbstliebe ist kein löblicher Beweggrund, aber Freiheit von Selbsiliebe 
ist in dieser Welt nicht an finden; auf Selbsüiebe gründet sieh daa Studium der 
Schrift lind die AuFÜbunp: der darin empfohlenen ITandlunLjen." (Mnnu II. ,,ITcftipe8 
Verlangen zu handeln entspringt aus der Erwartung eines Vorteils; in 
dieaer Ervartung werden Opfer vollaogen: die Vorschriften religiöser Strenge nnd 
Enthaltung von Sünde entstehen, m ie 1)ekannt, ans der Hoffnunc einer Ver- 
geltung." (Manu II. 3.) „Man sieht hieniedeu keine menschliche Handlung ohne 
Selbstliebe ausüben ; dar Menach mag tun, waa er will, er wird daau darcb den Wunsch 
nach Belohnung angetrieben.'^ (Manu II. 4.) „Wenn »her j«nand dicee Pflioblen 
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Anzahl TonhSlierBn und niederen Bedür&iasen, BedürfhiBsenanimalificher 
nnd idealer Natur, drSngt den Menschen zum Handeln, zum Eingreifen 
in die Aussenwelt, so &a Emahrangsbedürfnis, das Verlangen nach 
Rnhe- und Schlaf, nach Wohnung und Kleidung, nach mancherlei 

Genüssen sinnlicher und idealer Art. Unvermeidlich wäre, wenn jeder 
der nicht isoliert lebenden Menschen diese Bedürfnisse rücksichtslos 
befriedigen wollte, ein Kampf Aller gegen Alle (bellum omnium contra 
omnes, ein: eode/uEv dXh'ßovg, stzeI ov dlxrj iarlv h> avtoig). Zu 
diesem Kampfe kommt es jedoch nicht*), denn schon das Bedürfnis 
nach Rnhe und Sicherung einer beschränkten Anzahl von Genüssen 
wandelt jenen rohen Egoismus in einen rallmierten Egoismus um, 
kraft dessen sich der Einzelne den Verzicht auf die Befriedigung 
gewisser Bedürfnisse aus dem Grunde gefallen lässt, um andere Be- 
dürfnisse desto besser befriedigen zu können. Dazu kommt, däss 
eine grosse Anzahl von Individuen sozusagen von Tomherein in jenem 
postulierten Kampfe den Kürzeren ziehen würde, nämlich die 
Schwächeren, vor allem die von Natur aus Schwächeren, die Frauen 
niid die Kinder, die physisch niedriger stehenden Unteijochten u. dergl 

— Aus physischen oder ptiysiologischen Gründen beugt sich eine 

imabliBRlg, ohne RnokBicht auf den darauffolgenden Vorteil, erfüllte, so 
würde er dereinst in den Stand der Unsterblichen treten, und schon in diesem Leben 
alle die tugendhaften Freuden geniessen, die ihm aeine Einbildungskraft aar immer 
eingeben könnte." (Manu II. 5.) Über die Jurist. Abschnitte aus dem Gesetsbnehe 
des Manu a. Julius Jolly, in der Zeitschr. f. vei^leieh. Bechtswissenschaft, Bd. III, 
S. 232 if., Bd. TV, S. 321 ff. fTb<^r Entstellung', Alter und Einteilung des Rechtabuchs 
des Manu s. Julius Joliy iu dem unten S. 2J, Anm. 2 angeführten Grundrisse von 
Gg. Bühl er, Bd. II (1896) S. 14, 10—19. — Auch in den Einsrangsworten des 
ältesten /. Z. bokaunten Gcset/buches der Erde, nämlich des Ge^^^f tTilmehi-s des haby- 
Ionischen Köuigä Ilaiumunibi ixssl sich dieser Ausgangspnnkl ulier Beohtsordnung 
erkennen, indem der Gesetzgeber und König sich dort als von der Gottlidt bemfen 
bezeichnet, „um Recht im Lande finden zu lassen, 'Vw- '^'i til echten und Bösen sa ver- 
nichten, aufda&sder Mücbtige nicht deu Sebwaeiien bedrücke." Hammtt« 
rabls Qcietabucli ist, in Keilschrift eingegraben auf einer Dioritsinle, die bei der 
französischon Aus^iftbung in Susa 1897 — 99 gefunden wurde, von Hiimmurabi (Am- 
raphel, Ammu-rapaltu, König des Westlandcs, altarab., kaoaanüisch) , der um das 
Jahr 2850 v. Chr. über Babylonien herradite (55 Jahre lang regierend) , einem Zeit- 
genossen Abrahams (1. Mos, 14. 1.) erlassen. Vhvr diese für die Universal rechts- und 
Kulturgeschichte hervorragend wichtige Gesetzgebung s. Sek eil: „D616gation en Perae. 

— H6aioirN pubUfii ioiis la direction de H. I. de Uorgao, dU^§ gintoil. Tome IV. 
Textes ElamitC8-S6mitiques, deuxiömc serif ; par V. Sc heil Profeatenr ä ri">ole pra- 
tique des hautea Stades, (Paria. Emest le Boux 1902.) Femer Winkler: Die Ge- 
aetae Haranranbii» KOnig ven Babylon, übeieetat von Dr. Hugo Winoicler. (Der 
altr <^>rifnt. .Tabrp. TX, Heft 3), Leipzig, Hinriebs, 1P02; aucb unter besonderem Titel 
erschieueu, 2. Aufl. 1903. Ferner: Hammurabis Ge.setz von J. Kohler und F. £. 
Peiser, fid. I. Übersetzung, juristisdie Wiedergabe, Erlftatomng (Ldpiig, Ed. Pfalftr, 
1904) und die darin S. lOf) angegebene I4teratnr, lowie Hugo Winckler inGr&nhnti 
ZdtMbrift, Bd. 31, 1904, S. 373 ff. 

1) Dieser Kri^zustand ist ohne weiteres nnr als Oegenstuek m dem sosialen 
Tv«'ben überhaupt einzuseben. So und über diesen Zustand Staiini 1er, Wirtschaft 
und Becht nach der materialistischen Geschichtsauffassung (Leipzig lö^ü), B. 543 — 545; 
äber dieses Werk s. Fr. Keller i. d. Krii. Yierteljahrssdir. Bd. 39 (1897) S. 483— A28. 

1* 
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Anzahl von menschlichen Wesen der Macht herrschender Subjekte 
(H&usgewalt, 1 amilienmacht), ein Verhältnis, welches auch auf einer 
ethischen (sittlichen)*) Grundlage wurzelt und direkt zur Staaten- 
bildung mit Rechtsordnung führt (s. unten S. 32 ff.); das herrschende 
Subjf'kt — der freie und wehrfähige Mann — setzt Annn seinen 
"Willen kraft ?t int i Autorität im Hause durch, dadurch wird dieses 
zur Rechtsgeraeinschaft (s. unten, Bedeutung der Sippe); aber ausser- 
halb des Bereiches dieser Hausgewalt würde gewaltsam Interesse auf 
Interesse, ungeregelt Egoismus auf Egoismus stossen, wenn nicht andere 
ebenfalls der Natur des Menschen angehörige Faktoren dem schranken- 
losen Schalten des Egoismus entgegenarbeiten und zwar regelmässig 
siegreich; zn diesen anderen Faktoren gehört Tor allem das Grund- 
gesetz des menschlichen Denkens, welches sich neben dem Grand- 
gesetz des menschlichen Seins ^ jenem Streben, die Daseinsbedürf- 
nisse zu befriedigen, — in Geltung setzt. Darin ist eine ideale 
Wurzel des Rechts zu erkennen. Es ist dem Menschen die Fähigkeit 
und das Bedürfnis gegeben, die ihm gewordenen Eindrücke und Er- 
fahrungen zu ordnen, das Einzelne dem Allgemeinen zu sub- 
sumieren^), für die Einzelerscheinung die ihr übergeordnete Gattimg 
und damit das („logische'' oder „Natur"-) „Gesetz^* zu finden. Schon 
das Denken des Kindes ist nichts anderes als ein Einreihen und 
Unterordnen jeder Einzelerscliemung unter einen der wenigen ihm 
durch dieselbe Operation {auch mittelst Belehrung, Erziehung, An- 
regung) gewordenen Begriffe-^), und dasselbe tut z. B. der ^Naturfor scher, 
der irgend eine Erscheinung auf Elektrizität zurückführt, oder irgend 
einen Stoff als Anilinyerbindung erklärt, und der Jurist, der irgend 
einen Tatbestand als |,Mord^ oder als ^yMietvertrag^ ^definiert'', den 
Mord aber unter den höheren Begriff Verbrechen^, den Mietvertrag 
unter den des Vertrags*', diesen unter den der Willenserklärung, 

1) Sohon hier sei auf das Eiogreiftsu üea elhischeu Momente, worüber uutea § 6 
S. 23, 24, 9 6 8. 41, 42, n. anoih nfiebste Seite, gesprochen ist. In Gef^ensatse sam 
reinen UtilitiUsprinzip aufmerksam gf-nmeht ; es liegt weit weniger in (leni oder Irgend 
einem Inhalte der Keebtsvorschrif ten , ala in dem Sichbeugen vor einer Autorität, in 
dem Siehnnlerweifen unter die Avtoritlt ^ea Gernrnnvesent, deaaen Hernehaft wir 
anerkennen, wenn um! weil wir uns als Teil des Ganzen, il in vrir zu dienen ver- 
pflichtet seien, dessen Leid and Freud wir teilen („sozialer Instinkt" s. 3. l, 24), fühlen. 
Dieses SlchantergeordnetfOhlen nnd 8iohaIst«tlfaUen beginnt wie ffir den Eincelnen so 
für die Menschheit im ganzen in der Familie, im Hause zunächst, dann in der Sippe 
(8. 5 — 7f § 7, II, S. 32 — 34). Über die Bedeutung des ethischen Moments gegenüber 
dem einseitigen Betonen der bewnssten ZwMfeonrigung s, die Bamerknog L. Gold« 
Schmidts (UniTersalgescbichte des Handdarsditii; 8. 17, Anm» fi) gegen T*Ih«ring, 
Der Zweck im Hecht, Bentbam u. a. 

<) Vgl. Felix Dahn : ,,Die Yerannft im Becht; Grundlagen der BeobtspliUosoplde/* 
Berlin 1879. — Derselbe: Über Werden und Wesen des Beehta in der ZeitsobiUl ffir 
Tergleichende Bechtswissenschaft, Bd. III, 1880. 

8) So mnss nach Kant die notwendige Form der Erfahrung der Ordnung im 
angeborenen ErkenntDiirennCgen gd^{en sdn. "VgH, nnten § 6, 8. 24, Anm. 2. 
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Verbrechen aber und Willenserklärung unter den Begriff Handlung" 
stellt usw. So ist alles Denken Subsumieren, und der oberste Ge- 
danke dio öubsuration alles Denkbaren unter das Absolute (vgl. unten 
§ 6, III). Auch sich selbst fasst der Mensch naturgemäss als Objekt der 
Subsumtion, d. i. seines Erkennens, auf, das menschliche Individuum 
sieht sich selbst als Mitglied der Gattung ^^Mensch", subsumiert sich 
zunächst begri£F]ich und, schlieaalidi, aucli praktuch der Gattung und 
den Gliederungen innerhalb der Gattung — in Betätigung desselben 
Prinzips, welches im Denken der Kinder schon waltet. Aus dem- 
selben folgt das Ordnnngsbedürfnis, logisch sowohl als praktisch, das 
Bedürfnis nach einer Ordnung auch in den praktischen Beziehungen, 
in den Lebensbeziehungen der Gattungsgenossen untereinander und 
zu den Gütern, d. i. zu den Objekten der Bedürfnisbefriedigung. 

Neben dem Bedürfnis, welches wie oben {s. vorige Seite) erörtert 
den Egoismus in seiner roheren und seiner idealen Richtung zeigt 
und zur Geltung kommen läset, kurz neben den egoistischen 
Trieben des Menschen machen sich aber auch die dem Menschen auf 
allen uns bekannten Kulturstufen eigenen altruistischen Triebe 
geltend, teils in einer den materiellen und sinnlichen Bedürfnissen 
des egoistischen Menschenwesens nähereu Richtung, wie der Familieu- 
trieb und Familiensinn, auch das lebendige Stammesgefuhl, teils in 
idealerer, dem Menschheitsideal oder kosmopolitischen Ziele näheren 
Richtung, wie das Staatsgefühi, der Patriotismus, die allgemeine 
Menschenliebe und der Sinn fUr die verschiedenen Assoziationen 
(Assoziationstrieb), in welche die Kultur die Menschheit gespalten und 
Toreinigthat, kameradschaftliches und Standesgefübl, Korpsgeist u. dergl. 

Das Denkgesetz aber verlangt, indem es die Unterordnung 
auch des denkenden Ich in seiner Umgebung postuliert, ein gewisses 
Masshalten der egoistischen und des altruistischen Triebe , eine 
Harmonie derselben und so entspringt praktisch der Uechtssinn und 
der Rechtstrieb, nämlich der Sinn für die äussere Ordnung und 
Harmonie jener zweierlei Triebe und der öinn für die Aufrecht- 
erhaltung dieser Ordnung, die Gerechtigkeit. 

Diesem Triebe entsprechend wird das, was 1 bering das Leben 
durch imd für andere^ nennt, geordnet und die Menschennatur in 
der Richtung betätigt, die der Hellene im Auge hat, wenn er das 
if^au lu^tntav im Menschen betont'). 

1) Vgl. Arietoteles, Pullt, i, 1, 9. W. Onckeu, die Staatslehre des Amtotelci 
1875, Bd. II, S. 14 ff. Cicero, de fiü. V 23. — Als angeboren luuss jeder Ord« 
nuiigariiui ttnd der schöne Grundse^z: „Einer für Alle, Alle für Einen" auch nach den 
Darlegungen von Etluanl v. Rindfleisch über dou Nfü-Vitali«mu», Vortrag auf der 
Naturforbohervcrsamiuluag 1895, gedruckt J-eipzig 18'J5, anerkannt werden. Bind- 
fleisch sieht schon in dem Verhalten der niedrigsten Lebt-weseu die Wurzeln jenes 
GmodaalM«, in dem er ein Naluiseeeti und sugleioh da« vomehmate Gebot der 8Ut- 
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Der Ordnungssinn und das Denkgesetz für sich allein würden 
noch nicht zum Hechte führen, dazu bedarf es auch des Gemeinsinns 
.und Assosiationstriebes^), in der Natur der Mensclien sind aber 
alle diese Triebe zugleich — wenn auch verschieden entwickelt — 
Torhanden'). Dass eich die egoistischen und altruistischen Triebe 
unter sich und mit den Vorstellimgen berühren, welche yon dem meta* 
physischen Foi^chen und der Religion insbesondere geschaffen werden 
(s. unter § 6 m S. 25—27) und welche auch zum Sittengesetz (s. 
unter § 6 II, S. 23—25) führen, ist bei der Einheit des Sammel- oder 



li«bkeit erbliokk — Vgl. 1. 2 D. de legibus I, 3. (Maroianus mit Berafung auf 
Denooitlienes und Chryiippus). Jedenfalls kOnnen steh OrdnnngB* und Gemein- 
sinn auch iriBtiriktniä*sig lictiUigen. Pie Biene schaflt im BicnctiMt^iate, dii' Aniciso in 
ihren Gemeinwesen die erforderliche Arbeit iastinktm&i>8ig, wie wir annehmen, aber mit 
wanderbarer Genauigkeit und Sicherheit Ja der en^^tadie NaturfonMdier John Lnb- 
bock glaubt gestehen zu müssen: „Es ist für jeden Beobachter dieser Insekten wirk* 
lieh schwer, den Bienen höhere, sich ihrer aelbst bewusste geistige Fähigkeiten abzu- 
sprechen". John Lubbook: „Die Sinne und das geistige Leben der Tiere, inabe- 
sondere der Insekten". Übmaetat von William Marsball (Leipsig, F. A, Brock« 
haus. 1889) 8. 255. 

1) Die Fähigkeit, Lust und Unlust (Leid) zn i>ni|>tinden, und hiernach Werte, 
aueh moralisdie Werte, zu unterscheiden und — pruktiscli — zu erstreben, wird hierbei 
vomtisgesetzt. Hierüber, insbesondere über die Verbindnnj; zwischen dem Sein und den 
allgemeinen Lust- und Unlustgeiühlen, dann die ästhetischen und moralischen Werte 
s, Ladwig Busse, Philosophie und Erkenn tniaUieorie (Leipzig, S. Hirsel, 1804), 
8. 136 — 140. Über den liiermit zusammenhängenden „soziaten Instinkt" s. unten S. 7 
Anm. 1 (Exner) und § 6, S. 24, Anm. 2. Den harmonischeu Ausgleich der ego- 
istisdieii und der ^truistisdieii Gdfikle «riioffi die PhiioBopliie und erstrebt das Christentum, 
vgl, Herbert Spencer. Die Prinzipien der Soziologie, übersetzt von Vetter und 
Carufi, Bd. IV, Stuttgart 1897, §853, S. 673 ff. einerseits und Matth. Evang. 22, 
39, Marc. 12, 31 n. a. aodwendts. Vgl. fiber ersteres auch Ludwig Buese, IKe 
Weltaaaefaanttagen des grossen Philosophen der Ncuseit (Leipsig, B.G. Teubner), 1904» 
S. 159 ff. 

2) Desw^en ist eine Anarchie dem menaehlichen Wesen geradezu diametral 
entgegengesetzt, und selbst bei tiefster Erschütterung aller staaterhaltendcn Kräfte und 
Elemente, bei Wegfall des Staatshaupts ohne uugenblicldichen Ersatz u. dgl., nie voll- 
ständig möglich und nie länger als höchstens momentan denkbar. Die Kechtsvor. 
Schriften sind überdies zu so grossem Tille so intensiv Sitte geworden oder ihre De- 
obacbtnng; ist so duicli die Sitte geboten und gehalten, dass selbst durch die Prokhi- 
mierung einer allgenieineu Gesetzlosigkeit nur in den zur Inimoralilüt geneigten Schichten 
und Individuen der Bevölkerung sofort eine wesentliche Änderung der Lebensweise 
l>e\virkt Asiirdf. F'reilich von ilen Tiirht durch die Sitte, noch auch durch die Sittlieh- 
keit in Schranken Gehaltenen wareu in solchen ilomenteu wohl die grössteu Exzesse 
zu befürchten , ohne dass die Überzeugung von der Notwendigkeit der ReohtSOrdaUQg 
dadurch gerade denjenigen Individuen beigebracht würde, denen die Überzeugung not 
täte. Sciion darum niü^ütc die angebli(;h beim Tode eioes reräerküuigs übliche fünf- 
tflgige Gesetzlosigkeit als ein schlecht gewähltes Mittel zum Zwecke, den hohen Wert 
von Gesetz mid Künii,'tuiu ad oculo;> /n demonstrieren, bezeichnet werden, zuiual eine 
gewisse Suibililat der Beamten tatigkeit auch ohne ununterbrochene Innervation der- 
sdben seitens des Staatsliaupts, nanientUdi angesichts der zu vermutenden kurzen Dsner 
des kf>nj-j-ln ft' Zustandes, zu vermuten ist, wie andererseits uhue die pfliehtmässi^'e 
Amtstätigkeil der Zivil- uod Militärbehörden auch Gesetz und Staatsiuiupt selbst macht- 
los wiren, s. imten Staatsredit S§ 48—47. (Von dem Zwecke jener angeblichen alt- 
peraischen ävofiia spricht aoflser Joh. Stobaeus, ne^l vifwp tuA i&mf, aueh Seltne 
Empiricus, jigdg ^fOQag.) 
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Ausgangspunktes aller dieser Ersclieimmgen selbstverstiiiullicli, alle 
jene Triebe und Vorstellungen sind Ergebnisse der Menschennatur M ; 
man wird nicht üh^^rschen, dass auch die Bostätigurig des Ordmiiigs- 
wie die des (ieineinsinnes dem menschlichen Triebe entspringt, ein 
Bedürfnis seines „Selbst" zu befriedrigen. Dementsprechend ist es 
als selbstverständlich zu bezeichnen, dass schon in dem ursprünglichst 
ordnenden und ursprünglichst*) geordneten Gemeinwesen ( — nennen 
wir es den primitiven Patriarchalstaat oder dm piindtiTen Heroen- 
staat — ) neben der physischen Über- nnd Unterordnung ein psychisches 
Moment wirksam ist, jener ethische Zng, der im Znsammenhange mit 
physischen Verhältnissen (Geschlecht, Kraft, stete Wehrhaftigkeit einer- 
seits, PHege- und Unterstützungsbedürftigkeit andererseits) das Familien- 
leben schafft und beherrscht. 

JaChrtausende mögen hingegangen sein, bevor das Zusammenleben 
Yon Menschen anders geordnet war, als durch diejenige Ord- 
nung erreicht wird, die sich in der Sippe und durch die Sippe 
bildet. Diese ursprüngliche Ordnung besteht und wird gebildet 
aus Grundsätzen (Regeln) für die äusseren Beziehungen der Menschen 
untereinander und sie ist eine friedliche Ordnung, weil sie den 
Kampf nicht braucht, sondern beseitigt, eine vernu nftmässige, 
weil sie dem Grundgesetze des menschlichen Erkennens wie dem des 
menschlichen Seins entspricht. Darin ist aber das Wesen des ob- 
jektiven Kechts zu erkennen: es ist eine Fried ensordnung^ die Friedens- 
ordnung in den äusseren') Beziehungen der Menschen untereinander 
nnd zu den Sachen*). Die Aufgabe dieser Friedensordnung ist, in 
der ihr eigenen Weise Interessen su schützen, welche die einzelnen 
und Gemeinwesen an Beziehungen zu andern und zu Gütern (d. s. 



1) In diesen Gedankengang fügon sich mich die schfincn Darlegungen Siegmund 
Exners in seinem Vortrage „Die Moral als Watte im Kampf uius Dasein" (Wien 1892), 
denn w«on Exn«r der Natur« nicht dem meiweblieheD IndiTidaum al« aolehem, die 
Verfolgung des Zwecks der Erhaltung der mensehlichen Gesellnchaft zutraut , wclehen 
sie mittelst des vererbbaren Vermögeoa, gewisse Yorsteilungen mit Emptinduugen zu 
Terkanpfen , anstreben ktene, so legt er der Gattung Menieh jedenialli die Fflhiglieii 
der Empfindung des Wohlhehagenfi hei Wahruehriiuti<; des Gedeihens der GescHschaft 
1)Ci, und ist dieser „soziale Instinkt" eine Lebenskraft der Menschheit, so ist Uuiuit eben 
wie das Bediirfhi« so auch die Flhigiceit zum Rechte dem heutigen Menschen wenigstens 
aogehoren. Über die erwähnte Exn ersehe Schrift s. auch unten § 6, S. 24, Anm- 2. — 

Eine besondere Ausbildung bat der ethische Gedanke des „Lebens für Andere" 
im Christentum gefunden, ein neues Gebot, das der Liebe, neu auch gegenüber Seneca 
und der Stoa. worüber zu verglei.heii ist \V. Onekeu, Aristoteles, Bd. II, S. 70; 
Über die Nächstenliebe vgl. Matth. Evang. 5, 44 (Bergpredigt), Johannes 13, 34, 35. 

Denn die äussere Ordnung, dn» Recht, kann nur vom Gemeinwesen, dem 
herrschenden Gemeinwesen, s. unten § 8 S. 37 ff. nicht vom Einzelnen ausgehen, das 
Recht ist Gemeinwille, s. unten Aiiin. '.] auf S, 20 (Windscheid). VgL auch Anm. 2 
auf S. 8, wo der Begriff „positiv" eiortert ist. 

s) S. unten § 6 I, 8. 23. 

4) 8. «ataB §§ 15, 17. 
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Emleitiing. § 2. 



Mittel der äusserlichen Bedürfnisbefriedigung) haben; sie schützt 
solche Interessen in der ihr eigenen Weise: nämlich diircli Ab- 
grenzung der Willenssphären ^ ) mittelst ]>ositiver^l Vorschriften, die 
sich entweder als Gebote oder als Verhüte darstellen; durch solche 
Vorschriften werden zwischen den Betätigungskreisen der einzelnen 
(und der Gemeinwesen) Schranken errichtet, durch welche die Rechts- 
sphären hergestellt werden, weil dadurch die Willkür beseitigt und 
die Freiheit (innerhalb der nmscbränkten Sphäre) rechtlich garantiert 
wird; die innerhalb der rechtlich garantierten Sphäre liegenden Inter- 
essen werden durch die Rechtsgarantie zn BechtBinteresaen, Rechts- 
gütern, Lebensbeziehnngen werden durch den Schuts, den ihnen jene 
Gebote und Verbote gewähren, zn Rechtsbeziehungen erhoben, zu 
rechtlich geordneten Beziehungen, und indem der gesamte Kreis 
menschlicher Betätigung (der einzelnen wie der Gemeinwesen) in dieser 
Weise durch Rechtsvorschriften geschützt, gegen Willkür umhegt und 
somit der Betätigung jener Raum garantiert ist, dessen sie zur Er- 
füllung der Kulturzwecke der Menschheit bedarf, ist das Bedürfnis 
nach objektivem Rechte befriedigt. .,I)ie höchsten Ziele der Mensch- 
„heit werden nur durch freien Aufschwung der Kräfte erreicht; aber 
„dieser Aufschwung wäre nicht möglich ohne das Recht. Das Recht 
„ist es, welches den Boden bereitet für alle menschliche Kultur/'^) 



1) S. unten §§ 5, 7. 

2) „positiv" d. ii. geMtet, vom Gemeinweaen ausgehend, unter der Äutoiitlt 
des herrschrmlen Gi-iuein wes^-ns eei es in Gesetzen, sei es im Gewoluiheitflret'ht aner- 
kannt; die Ec'geiuug der Lebeuüverbältnisse aim sich selbst lu*ruus, lediglicli durcli die 
•idl aus ihnen seibat heraus ergebenden Normen, also durch die ^og. immanenten Rechts« 
sätzp (Theorie de« A n a r ch iBmus) ist unsichtir uud unzurLiohend ; über die Theorie 
des Anarchismus s. Zeuker, Der Anarchismus. Kritik und Gettchicbtc der anarchistischen 
Theorie (Jeiu 1895) und Tgl. Rudolf Stammler, Wirtschaft und Becht nach der 
materialistischen rifs'hirhtsauffassiing (Leipzig 1896) S. 261 ff. u. a. ; richtig ist, dass 
das positive Recht stets eine äussere Entfaltung und Anerkennung (eines Teiles) der 
den jedeneeitigen LebensverhSltniaien (TRtbeatftnden) immanenten Rechtsnormen ist nnd 
dass dieses vom Oesotz^fbor zu beachten ist (auch wirklich unwillkürlich zum Teil 
beachtet wird) uud auch dem Richter bei der Auslegung der Gesetze und der Rechts- 
geaehifte vor Angen stehen mnas. Über das sog. „QeaeXz der Immaneni" als die 
oberste Regel der Rechtsbildung s. L. Goldschmidt, Hdboh. d. HR., 2. Aufl., 
I, § 34, S. 302 u. Universalgescbiobte d. HR. (1891). S. 33. Dagegen Bierling, 
Kritik d. jnrist Gmndbegrifle, T, 8. 83 ff.; s. oben 8. 88 ff., 98 ff. ebenda. Dafttr s. 
auch .1. Köhler, .lahrb. f. Dogni. , Bd 2G .S. 1, 184, A. Merkel, Juri.st. 
Enzyklop., ä. 13 ff. Gar eis, Lehrb. d. MR., 5. Aufl., ä. 2, 434, 435. R. Stammler, 
Das Recht der SehuldverliSltnisBe i. s. allg. lehren (1897), 8. 3, 7 u. «. R. 
S tu III in I e r , Die Gesetzmässigkeit in Reelitsordnun^,' u. Yolkswirtscbafl. Vortrag in 
der GehestiftUDg am 15. Februar 1902 (Dresden 1902) insbes. 8. 24 ff. 

3) Windscheid, Die Aufgaben der Rechtswissenschaft (Rektoratsredc), Leipzig 
1884, 8. 4, anch F. Oertmann, Windscbeids Gesammelt» Reden osw., Leipiig, 
1904, S. 102. 
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Von der Rechtewiflsemschafl^). 

Wie jede andere Wissenschaft ist anch die Bechtswissenschaft 
ein systematisches Erkennen'), ein Erkennen, welches die Objekte, 
mit denen es sich zn befassen hat, nach ihrer Gleichartigkeit zn 

einem geschlossenen Ganzen verbindet, als dessen Teile oder Glieder 
die einzelnen Erkenntnisobjekte aufgcfasst werden; zu diesem Ganzen 
und bezw. zu dieser Auffassung aller Einzelerscheinnngen als Glieder 
oder Teile jenes Ganzen, m. a. W. zum System und bezw. zum 
systematischen Erkennen gelangt man mittelst der Definition und der 
Division, methodische Vorgänge, durch welche die Einsicht in den 
Inhalt und die Vorstellnn^ von dem Umfang der gesamten in Frage 
kommenden Erkenntnisobjekte und damit die Möglichkeit der er- 
forderliclien Neben- und Untereinteilungen, die Subsumtion aller Be- 
griffe unt^r die nächst höheren gewonnen wird. Indem alle Einzel- 
heiten (Einzelerscheinungen, einzehie Erkenntnisobjekte) als Glieder 
eines zusäffaimenhängenden Ganzen aufgefasst und dargestellt werden, 
ist das Erkennen ein systematisches, nnd systematische Erkenntnis 
gleichartiger Erkenntnisobjekte ist Wissenschaft. 

Den Gegensatz zum wissenadiaflliGlieii oder BTfttenifttiMlten Erkemum bildet 
das fragmentAiische Wahrnehmen; solche Wahrnenraungen, welche nur zufällig, 
nicht nach ihrem Verhültuisse zu einem Ganzen, dessen Glieder sie vermöge ihrer 
Gleichartigkeit bilden, demnach nicht nach ihrem Zusammenhange verbunden sind, 
bilden — im Gejcensatzc zum , System"^*, ^nB der Wissenschaft eigen ist. — ein 
«A^sgregat'', eine blosse Kumulation von ii^inzelheiten, wie solche als Vorstufe 
SU jeder Wisaeiisehall gehdrt) diese aber noch nicht bildei 

Ist das objektive Recht die Friedensordnung der äusseren Be* 
Ziehungen der Menschen und Gemeinwesen unter sich und zn den 
Gütern^), so ist die Rechtswissenschaft das systematische Erkennen 
dieser Friedensordnung und aller Teile und Beziehungen derselben. 

Alle einzelnen Kegeln und Vorschriften, Gebote und Verbote werden auf 
ihre Zusammengehörigkeit untersucht, definiert und dividiert, und durch die logische 
SnVsomtion der Resultate des Definierene nnd Dividierens unter die eich ergebenden 

höheren und höchsten I3ef;rifre wird das Rystera gewonnen, durch welches die 
Eechtswissenschaft zur „Wissenschaft" wird. Wie der Naturforscher aus den 



1) Salkowski, InstituUoueu, Gruudzüge des Systems und der Geschichte des 
römischen Privatrecbts. Für den akadetuischeD Gebrauch. 7. umgearbeitete Auflage. 
Leipzig 1898, § 2. — Böhm, lostitationcn des römiscbeu Rechts, § 8. Beobtbwisaen* 
Schaft bei den Römern s. unten § 11, 8. 51 (re»ponM)i % 16, S. 73, § 61, feraer 
Birkmeyer, Enz. 8. 84, 86—05 (Leonhard). 

*) Vgl. V. Liszt in der Zeitachrift f. d. ges. Strafrechtswisaensohaft , Bd. VI, 
8. 665 ff. 

^] In bczug auf das allmähliclie Werken einer Systematik ist von Interesse die 
Abhaudiuiig vou Julius Jolly, Die iSyittcuatik. des iadiBcbeu Rechts, lu der Zeit» 
«ohtilt f. vergleichende RechtawissenschafI, Bd. I, 8. 234 ff. 

«) B. oben § 2 a. £. 8. 7, 8. 
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Biakitnng. % 8. 



EiuzelersclieinuDgea (die er durch das Exj^eriment oder durch Beobachtung [Mea- 
Bung u. dergl.J und dnnti Sammlnng gowmnt) auf die Oattong, den höhtreo Be- 
griff, das .Gesetz" (Natur^r-rtz J. i. nichts anderes als die Stellung der nächslr 
höheren Erkenntnis zur subüunüerten Erscheinung) sdilicMt (induktive Methode) 
oder andererseits — gewiaMnnassen sentrifkigsl — aus dem Allgemeinen (dem 
Gesetze. I'rinzipe) Folgerungen für das Einzelne ableitet (deduziert), so stellt auch 
der Rechtsgelehrte die einzelnen positiv vorhandenen Kegeln und la^aeh gewon- 
neuen Begriffe indnktiy und dedaktiv zum System zossmmen, dessen einzelnen 
Teilon er die Tatbestände dr-' f-obens, die Beziehungen der Men.si-hen und der 
Gemeinwesen zu- und untereinander einreiht und unterordnet. ^Bie Bechtawissen- 
sdttft ist nidits anderes als civilis sapientia. die praktische Philosophie der bürger- 
lichen Gesellschaft; sie gelit sicherlich nicht aui in der Interpretation der Texte, 
noch auch nur in der Bildung der Kechtsbegriffe aus dem gegebenen Rechte ; ihre 
höchste Aufgabe ist, die richtige, d. h. jeder Zeit and ieder Kulturlage entspre- 
chende rechtliche Gestaltung des menschlichen Gemeinlehens zu finden und mög- 
lichst sicher festzustellen.' Go Idschmidt in derZeitschr. f. HE. Bd. 35 (1888), S. 11. 

I, Di« Rechtswissenschaft hIs Wissenschaft von den positiTeit 
Rechten („Rechtswi8seuschaft<< im engeren Sinne). 

So wenig der Naturforscher die Erscheinungen und deren „Ge- 
setze*' selbst schafft, so wenig schafft der Jurist (als wiSBenschaft- 
lieber Forscher, der Rechtsgclehrtc) die Objekte seines wissenschaft- 
lichen Erkennens ; beide linden ihr Materiiil positiv in der Aussenwelt 
vor. Die Objekte der Rechtswissenscliaft, als einer positiven Wissen- 
schaft oder der Wissenschaft von den positiven Rechten, werden von 
der Gesetzgebung^) und der (iewohnheit^) geschaffen, wie die Objekte 
des naturwissenschaftlichen Erkennens von der Natur, die der kunst- 
gescbichtlichen Betrachtung von der Kunst geschaffen werden. 

Die Rechtswissenscbaft hat aas dem Stoffe, wdchen ihr die Ge- 
setzgebung und die Gewohnheit der in Frage kommenden Menschen- 
gruppen und Gemeinwesen liefert, die Begriffe abzuleiten und in jene 
Uber- und Nebenordnung zusammenzustellen) durch welche das Recht 
zum System und sein Erkennen zum systematischen Yerstehon wird"). 
Dieses ist notwendig, um die Tragweite und Bedeutung jedes einzelnen 
Rechtssatzes Heder gesetzlichen oder gewohnheitlichen Yorsclirift und 
ihrer Folgeningen) und das Verhältnis, in welchem ein Rechtssatz zn 
Wideren steht, kennen zu lernen. 

Indem die Rechtswissenschaft dies tut, erstrebt und bezw. erreicht 
sie ihren theoretischen Zweck : wie jede andere Wissenschaft ist 
auch die Rechtswissenschaft in erster Linie sich selbst Zweck. 
Es ist ein Trieb im Menschen, das Erkennbare zu erkennen, so gut 
es ihm möglich ist und wenngleich er einsieht, dass vollkommenes Er- 
fassen aller und gerade der höchsten Dinge dem menschlichen Ver^ 



J) S. unten g 11. 
S. mnen ^ 10. 

^ -1 V. Lisst a. a. 0. 8. 666 v. «. — 
2 und 3 daaelbH. 



8. oben 8. 9 Text hm und mit Anm. 



» -• r » - 
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Stande nicht gpcreben ist^). Diesem Triebe nach Wissen entspriclit 
der Sinn für das Wahre, der sittljdn Zug zum Wahren. Diesem 
Zuge zu folgen, diesem Sinne nachzuleben und jenen Trieb zu be- 
friedigen, ist nicht lüsterne Neugierde oder Vergnügungssucht, sondern 
eine direkt für die Kulturhöhe und für die Erreichung der Bestim- 
mung der Mensehbeü bedeutungsvoUe Emanation der Menschennatur. 

Neben diesem tbeoretiscben Ziele verfolgt die Rechtswissenschaft 
aber zwei praktische Aufgaben: ;,Wir wissen, dass die Becbtswissckn- 
;98chaft dazu da ist, um mitzuwiriEen, dasa ein Recht vorhanden sei 
;,nnd ein Recht gesprochen werde, welches menschliche Interessen und 
„Bedürfnisse, wie sie nun zu dieser Zeit und an diesem Orte begriffen 
;yWerden, zu befriedigen imstande ist. Es ist schon, sich im Äther 
^reiner Erkenntnis zu wiegen; es ist schöner, für das Wohl der 
Menschheit zu arbeiten^).^ Diese praktische Arbeit, die Windscheid 
andeutet, besteht 

1. in der Förderung der Handhabunü des geltenden Rechts und 

2. in der Mitwirkung bei der Schaffung neuen geltenden Rechts. 

Das geltende Recht und dessen Handhabung sind notwendig, um das Zu- 
sammenleben der Menschen und ihre sämtlichen Eultnrbestrebungen zu ermög- 
lichen (s. oben § 2). Um gehandhabt (durchgeführt und beobachtet) zu werden 
— in und ausser Gericht, — muss das Recht verstanden, die Tragweite und Be- 
deutung-jedes Rechtssatzes möglichst vollkommen erfasst werden. Um die richtige 
Anwendung des Rechts zu sichei-n (s. unten § 13), ist die gewissenhafte Erstrebung 
der ganzen (eben geschilderten) theoretischen Aufgabe nnerläaslich erforderlich. 
Denn nur durch Erfülhing der letzteren wird die Rekonstruktion des gesetz- 
geberischen Gedankens und die völlige Elarlegong seines Wollene und des Sinnes 
eines Gewohnheitsrechtssatz*'^ möglich^}. 

Und wenn bei der Schanung neuen geltenden Rechts auch zahlreiche ethische 
und Yolkswirtecbaftliche Erwägungen, auch blosse Opportunitätsrücksichten mass- 
gebend sein mtissen, so wird doch die Kenntnis Hps (bereits hier oder anderwärts) 
vorhandenen geltenden Rechts bei der Neubüduug von Rechtsnormen nicht ver- 
misst werden Können. 8. unten Politik, 3. 12; 13. 

Die Bildung des Systems der Rechtswissenschaft (mittelst Defi- 
nition und Division) und die Einreihtmg der im positiven Rechte 
(Gesetzes- und Gewohnheitsrecht) eines bestimmten Staates (oder eines 
Teiles eines solchen, oder mehrerer hiervon, oder mehrerer Staaten) 
vorhandenen Rech tss ätze in dieses System ist die Sache derjenigen 
Richtung der Rechtswissenschaft, welche man die Dogmatik des 
Rechts oder „dogmatische Rechtswi Bsenschaft* nennt; sie 
bringt den positiven liechtsstolF in systematisch geordnete und syste- 
matisch gegliederte Lehrsätze (dogmata). 

1) Der Subsnuitionstrieb reicht welter ab dieser, «. Reli;,'iun nnten § 6 , III, 
25 27. 

2) Windacheid a. a. O. S. 9. 

3) Vgl. die trefTenden Ansftthmngen Windsebeids a. s, O. 8, 10—14, 18, 19. 
Hierzu uiueii § 13 von der Anwendung d«e Beehfa und nnten | 12 WiMensehaft als 
Bechtequelle. 
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Einleitung. § 3» 



Sucht (Hü Kechtswissenschaft die Genesis eines gewonJenen Rechts, 
den Entwickthingsgang desselben durch seine Gründe, Beeinfiussuiigen, 
Phasen und P^{)ochen zu verstehen, um von hier aus in den Siiin und 
die Bedeutiiiig der einzelnen Kechtssätze einzudringen, so wird sie 
zur ;,hi8tori8chen Rechtswissenschaft^, ^Rechtsgeschichte^ 

Obgleich man selbstverstKodlich die Geftcbichte jedes positiven Rechts (jedes 
Staates, jedes Yolkes, jeder Entwickelangsstafe usw.) akademisdi und literarisch 

besonders darstellen kann, ist doch kein prinzijiVllor Gegensatz zwischen der 
Rechtsgeschichte einerseits und der Rechtsdogmatilc andererseits oder der Rechts- 
wissenschaft Qberbaupt anzuerkennen. Vielmehr ist die gcmshichtliche Betrachtung, 
dio Erforschung der Genesis eines Rechtssatzes ein unentbebrlichca Hilfsmittel 
^e^r^j^gmatik , jeder gleichviel zu welchem Endziele verouchten Interpretation 

IL Das Naturrecht, die Hechtspliilusuphie und die Rechts- 
wissenschaft'). 

Unter Naturrecht (Vernunftrecht, jus naturale) wird sehr Ver- 
schiedenes verstanden. 

Der Sprachgebrauch lumi scher Juristen versteht unter jus naturale 
teils etwas, das ganz ausserhalb der Sphäre des liechts, ja selbst der 
Ethik liegt teils solche Rechtssätze, welche universelleren oder 
freieren Inhalts sind, als das sog. jus civile der römischen Quinten, 
und gerade wegen dieses Gegensatzes zum alt-römischen j^Zivilrecht'^ 
engsten Sinnes als Teil des jus gentium*) aufgefasst werden. 

Die Doktrin des XYII. Jahrhunderts*) nahm im Anschluss an 
antike Vorstellungen, namentlich aber an religiöse Ideen ein Natur- 
recht an, welches ein System allgemein gültiger und unabänderlicher 
Rechtssätze ^) sein sollte; die Ansicht erreichte ihren Höhepunkt und 
ihre Hanptwirksamkeit^) im XVIil. Jahrhundert, sie fand aber auch 



^ Salkowski, Institutionen S. 3. — J. Kollier in K. u. v. Holtz. £qs. I 
8. 3—20. 

2) Job naturale est, qnod natur% omnia animalia docuit, nam ius istud non humaal 
generis proprium est, s«d omainm animaliuni, quae in coelo, quae in terra, quae in 
man naacnntur ; hiau üescendit maris at<|ue feminae coniugatio, quam uo» matriwonium 
•ppellauus, hinc liberornm ]»roeNatio et educatio: videinua etenim eetem qnoque ani- 
nwlia iütius iuris peritia ceuaeri. pr. Inst. 1. 

3) Jus gentium bedeutet nie Völkerrecht (jus inter civitatea) im teehn. Sinne (s.. 
unten § 54), aondem allgem^ea bürgerliehea nedbt, vgl. § 1 Inet. 1, 2: quod ven» 
naturulis ratio inttr oiuues boniiues coiistituit, id a[)U(I ointus i < juiloe peraeqne oneto- 
ditur Tocaturque jus gentium, quasi quo jure oraaes geotes utuutur. 

*) Über Hugo G r o t i u s und seine Nachfolger s. G a r e i s , Institutionen des Völker^ 
leehts, §§ 5 ff. 

5) Kantler v. Kreittmayr, der Vt-rf, des bayer. I^audrechU von 1756, sagt in 
den Anmerkungen biersu (I. 2, § 4, Ziff. 4): pDem Gesetze der Natur wohnt die ganz 
beflonden Eigraiohaft der UnTefSnderlidikeit bei, dngeetalt, das« Gott selbst niehta 
hieran abändern kann.* 

Vgl. 0. Gierke, Naturxeoht und I>eut8che8 Becht. Bektoratarede« 1883. 
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im XIX. Jahrhundert noch Vertreter wnrde jedoch durch die histo- 
rische Auffassung ^) vom Wesen nnd Werden des Rechts besiegt oder 
wenigstens in den Hintergrund gedrängt'). 

Der Annahme eines einheitUclien anabänderlichen Rechts steht, so ideal 
diflaelbe aach ist, die Notwendigkeit der Augemessenheit des Bechts entgegen, 
nimlieh die Notwendigkeit, daas das Recht den Anfordenmgeii der Zeit, der 

Kalturhölie des Volkes usw. entsprechen muss*). Fin unabänderlich ps V?pcht 
wttrde einen etabUen, überall gleieben Kultur- und Bedürfuiszustand der Menschen 
▼oraneseteen. I>er ZwedcbegraF des Reehta fSmrdert Yaiiattoii. weil daa Reckt 
adäquat der Kultur ^rin miiss, mit welcher und für welche es entetflit und be- 
steht. Der Schutz gewisser Lebensintereaaea, welchen daa Recht gew&hren soll, 
wird nicht flberall und nicht m allen Zeiten dmtih dieselben Mittel an besten 
und sichersten erreicht. So kommt es und muss es koniiK^ri , dass die Gebote 
und Verbote, weiche das Rechtssystem bilden , verschieden sind, zumal auch die 
wirtschaftlichen Anschauungen und BedQrfnisse wechseln , der Einfloas der Sitte 
und der Sittlichkeit verschieden ist usw. So schwankt z. B. der Eigentumsbegriflf 
(römischer—, deutscher—, Expropriationsfähigkeit?), Streitfragen bestehen z. B. 
über die Löslichkeit und Unlöslichkeit der Ehe. über konstitutionelle oder parla« 
mentarische oder absolutistische Regierung, Todesstrafe, Einzelhaft, Staatsbetrieb 
oder Staatsbevormundun.s: oder wirtschaftliche Selbsttätigkeit. Beamten- oder 
Volksgerichte, kurz zaiillose Verfassungs-, Verwaltungs- und Privatredbtafragen 
mussten vor 1000 Jahren anders beantwortet werden als heute, und mflssen in 
Ens^laiid anders beantwortet werden als in Deatsdüand, im Nordamerika anders 
als 1X1 Liiiiu.i oder Samoa. 

Mit der sich bierauH ergebenden Unbrauchbarkeit einaa, wenn auch noch so 
human, wohlwollend und ideal gedachten, immerhin aber nur subjektiv zu neh- 
menden Natur- oder Vernunftrechts ergibt sich, dass zur Ordnung der äusseren 
BeBiehangen der Menschen lediglich ein von einer äusseren Autorität getragenes 
und Ton dieser gesetztes (positives) Recht, AV'elches der Zeit, dem Orte, dem Volke 
und der Kulturhöhe möglichst augepasst ist, — ein historisch übemomraeaes und 
hiatoriacii fertgebildetes Bedit bnündibar Mein kann. 

Mit dieser Ververfnng eines RechtsTorschriften aufstellenden 
Natur- oder Vemunftrechts ist jedoch keineswegs die Verwerfung der 
Bechtspltilo Sophie ausgesprochen. Der Reditsphilbsophie kommt 

1) Vgl. W. Snoll, Naturrecht, Vorlesungen, 1857. — A. T r e n d el e n h u r , 
Naturrecht auf dem Grunde der Ethik, 1857. — Insbesondere aber H. Ahrens, isiatur* 
recht oder Philosophie des Rechts und des Staats, 6. Aufl. 1870. Hierüber (hiegegen) 
F. Dahn: Rechinphilosophis^-bo Studien, Berlin 1883, S. 14401 Vgl. Kehler in 
K. u. HoUz. Enz. I, S. 4, Autu, 2 a. E. 

2) Savi gn V, Vom Beruf unserer Zeit f. Gesetzgob. u. Rechtswiss., Heidelberg 1814. 

3) Vgl. Bekker, Über den Streit der iustorischen nnd philooophiichen Beehts- 
schule. Akademische Rede, 1886. 

4) «Es ist ein alter, nie ausge träumter Traum der Menschheit, dass es ein einiges, 
festes, unwandelbares Recht gebe. Dieses Recht sei das lleclit der Vernunft. Was der 
Vernunft entepreche, sei eben dcswegeu Recht, notwendig für alle Zeiten, an allen Orten. 
Oieae Vorstellung drängt sich nicht bloss dem Laien auf; es iat bekannt, io welofaem 
Masse sie zeitweilig auch die Wi.'^senscliaft beherrscht hat, Jetst ist sie in der Wissen. 
Schaft als irrig erkannt; vollständig beseitigt ist sie nicht .... Es gibt nur eine Ver- 
wtnH dea einaelnen Mensofaeu, der ftmlidi solbwer yerlenit, aelne Temunft lllr die Yei^ 
nunft zu halte». T>m j^ilt für alln Zweige der mfr''cli1if>tf>n Erkenntnis, es gilt auch 
für die Reclitserkenntnis.'^ Bo Windscheid, Rektoratsrede, B. 7. Oertmann a. 
a. C, B. 106. Den Gegenaati der lex natnnJia als Meneeheniedit rar lex aetera* als 
unabändedif'hrp Xatarreeht hebt schon Thomas von Afjuin und mehr nn li s< in Schüler 
Dante (de monarcbia I, 16) hervor, worauf Kohl er Rechtspbil. in K. u. v. Holl« 
Ens. I, S. 3 ff. anfinerioam macht. 



Digitized by Google 



14 



Einldtang. § 3. 



66 ZU, die Fundamente der Bildung des objektiven Rechts zu unter- 
suchen, die Notwendigkeit und das Wesen der Norm, nicht aber die 
Normen selbst, aus der Natur der Menschen und ihrer Greschichte 

zu entwickeln; sie ist die Wissenschaft vom Wesen des Rechts und 
von den Voraussetzungen, den Quollen, dem Entwickelungsg:ebiet und 
der Kuiturbedeutung des objektiven •Rechts, sie sucht die objektiv 
vorband PTien Grundlagen jeder Keclitsbildung und Rechtsfortbildung 
zu erkt liixün, und bewegt sich dabei vollkommen auf positivem, d. h. 
ihr gegebenem, nicht von ihr gescbaftenem liüden und innerhalb der 
Rahmen der (jesciiichte, die von ihr vorgefundenen Normen als 
historische und wechselnde Gebilde betrachtend, aber absehend von 
der eigenmächtigen AnfsteUnng eines idealen, yon den historischen 
Variationen der Völker absehenden Rechtssystems'). Mit Bedanern 
muss konstatiert verden, dass bis in die - neueste Zeit Lehrbücher 
und Abbandlungen über Naturrecbt oder Rechtsphilosophie Natur- 
rechtliches und Rechtsphilosophie vielfach ununterschieden enthalten 
und darstellen, während es doch schon als ein Verdienst K i i ts aner^ 
kannt werden muss, das Naturrecht aus der Rechtswissenschaft aus- 
geschieden zu haben, um sich auf die philosophische Betrachtung des 
Rechts allein zu beschränken^). 

III. Die Politik und die BeehtswissenBeliafl. 

Die ^^Politik" ist eine Tätigkeit oder Kunst, nanilicb die auf Er- 
kenntnis der konkreten Staatsaufgaben und auf deren Erfüllung durch 
die Staatsmittel gerichtete Tätigkeit (Staatskunst und Staatspraxis); 
als Wissenschaft betrachtet ist die Politik das systematische Eiv 
kennen der Aufgaben eines konkreten') Staates und der Mittel und 
Wege zur Erfüllung dieser Aufgaben. Zum objektiven Rechte steht 
die Politik in einem zweifachen Verhältnisse: es ist ihr ein Objekt 
und es ist ihr ein Mittel ; ein Objekt, indem die Weiterbildung seines 
öflFentlichen wie seines bürgerlichen Rechts zu den Aufgaben eines 
jeden Staates gehört und demnach die ^^Kechtspolitik^ einen Teil 



1) Somit ist £. J. Bekker voUkommeu beixustiuiiuea , weun er (g/egea Bier- 
Ii ni^s Bwar hodiideale, aber monüistiech-mtarreditlielie Anfbumog) ngft: ,Der philo» 

soplnschc Zweig der Rechtswi^Konsrhaft trägt nur bis z in Keclitsbegriife oder bis zu 
den KecbUbegriäen , zu dereu AuffiaduDg die Verglcicliuiig der verschiedeoartigsteu 
Bcchtagebilde nnerlftselieh iat.* (Zeitnehr. I. Vei]^eiRfaende fieehtsviBe., Bd. I, S. 100.) 

2) Vgl. E. Laudsberg, Qeadhichte der dentsoheD BeohtiviMenBQluiftw 3. Abieil., 

1. H«lbband (1898), 8. 503 ff. 

3) Konkreten, nichl des Staate au .^icii ; mit den nbstruktcu S tau tsauf gaben und 
der«'!! Kifülliing beschäftigt sich eine andere Wissenschaft, nämlich die StaatsirlMeo- 
schaft , ilio Wisseiisoliaft vom Staate ül>erhaupt , d. i. von Beinern allgemeinen Wesen, 
Zwecke usw. Siehe hierüber Ga reis, Das allgemeine Staatsrecht, in Marquardsens 
Hdbeh. d. ttff. Beefato, Bd. I, 8. 16, 17 u. a. 
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seiner Oesetzgcbuiigs- und Verwaltungspolitik bildet, welche er von 
Zweckmässigkeitserwägongen (Erwägungen de lege ferenda) geleitet 
zu betreiben hat; ein Mittel: indem Rechtsvorschriften (z. B. Str;if- 
androhimgen . Vorbote und Gebote) von der Politik zur Erreichung 
von Aufgaben der Wirtschafts-, Militär-, Finanz- und sonstigen Politik 
des Staates gefordert werden. Die Rechtswissenschaft berührt daher 
die Politik, ohne dass die eine ein Teil der anderen ^väre, und die 
Jurisprudenz unterstützt den Politiker, wie oben S. 11 bereits ange- 
deutet wurde, sofern es sicli um die gesetzgeberische Fortbildung des 
Rechts handelt. 

§4. 

Begriff der Reehtsenzyklopüdie. 

Unter einer Enzyklopädie ^) wird der Lehrkreis der zu einer 
Wissenschaft gehörigen Fächer (Teile, Zweige) oder der Lehrkreis 
aller Wissenschaften verstanden, eine syst ematisclie Übersicht zu Lehr- 
zwecken, eine panoramaartige üesamtdarstellung einer Wissenschaft, 
durch welche eine Zusammenfassung gewonnen und geboten wird, 
welche das wissenschaftlich unerlässliche Korrelat zu der für den 
Fortschritt der Wissenschaft im Detail notwendigen Arbeitsteilung 
bildet. 

Bechtsenzyklopädie ist demnach eine systematische Gesamtüber- 
sieht über die Friedensordnnng der äusseren Beziehungen der Menschen 
und Gemeinwesen. Um die bereits (§ 1) erwähnten Zwecke zu er- 
reichen, muss die enzyklopädische Darstellung in der Weise systematisch 
sein^ dass das Zentrum der Enzyklopädie der Rechtsbegriff, und sein 
Werden den Ausgangspunkt bildet, auf welchen stets zu rekurrieren 
ist, namentlich dann, wenn die einzelnen Diszijilinen (Fächer des 
Rechts, wie z. B. das Strafrecht, das Wechselrecht, das Verw;iltnngs- 
rechtj als Glieder des objektiven Rechts und das Verhältnis sowie 
die Abgrenzung der einzelnen Teile des Stoffes der Kechtswissenschaft 
dargestellt werden sollen. Die Übersicht über das danze, in dessen 
Mittelpunkt der Rechtsbegriff steht, wird von diesem aus insoweit 
abhängig dargestellt werden müssen, dass sich auch die Peripherie 
des Umkreises Yom Mittelpunkt aus zeigt, demnach die Abgrenzung 
des Bechts gegen die Kachbargebiete: Moral, Religion u. a. durch 
die Definition der Zentralb^griflPe gegeben erscheint. 



') Dfts Wort stammt von ?y/.vnXog — Tircisförmig und rran'^rfa ~ Unterricht, 
Bildung, Lehre. Der moderne Gebrauch des Ausdruck« Enzyklopädie, dessen Elemente 
bereits die Griechen zur Bexdohnmig derselben Saehe venrendeten («. Qninotilian Inst, 
«rat. I, 10, S 1), stunmt »as Frankreich and der Mitte des XVIII. Jahrbaoderts. 
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Ist demnach die Methode der Bechtsenzyklopädie durch den 
Zweck und das Wesen der letzteren vorgeschrieben, so ist der Inhalt 
der Bechtsenzyklopädie doch derart, dass sich hiernach verschiedene 
Arten einer solchen unterscheiden lassen; zunächst quantitativ: es 
kann das Recht eines bestimmten Staates, zu einer bestimmten Zeit 
usw. den Inhfilt der rechtsenzyklopädischen Darstellung bilden, oder 
es kann das Kecht aller oder mehrerer (Kultur-) Staaten dargestellt 
werden usw. Qualitativ unterscheidet man: formelle (oder äussere) 
Rechtsenzyklopädien, d. s. solche, welche lediglich die Rahmen der 
einzelnen Rechtsdisziplincn und -Teile angeben^), nicht aber die in 
den Rahmen befindlichen Reehtsrorschriften , Gebote und Verbote; 
und : materielle (oder innere) Rechtsenzykiopädien, d. s. solche, weldie 
andi die in die Rahmen geordneten Rechtsvorschriften dogmatisch 
darstellen hieraus erklärt sich der fiberaos yerschiedene Umfinng 
der RechtsenzyklopSdien. 

(Die beabsichtigte Darstellaog aucbt zunficbst eine formelle Enzyklopädie 
zu geben, doch sind die Rahmen insoweit durch Andeutung der Rechtsvorschriften 
ausgefällt, als dies zur möglichst vollständigen Erreichung der in § 1 angedeuteten 
Zwecke erforderlich ist.) 

Die Literatur der Rechtsenzyklopfidie ist übersichtlich angegeben in folgen- 
den Rechtsenzyklopädien, die statt der vorhandenen zahlreichen älteren genannt 
werden sollen: 

1 Ä. PriedlSnder, Juristiacbe Eoi^klopftdie. Heidelberg 1847. Umfang- 
reiche Literaturnotizen S. 9—42. 

2. L. Goldschmidt, Encrklopädie der Reehkewiseenscbafl im Grandrias. 

Heidelberg 1862. Lit. S 4-6. 

3. L. Arndts von Arnesberg, Juristische Enzyklopädie und Methodologie, 
10. Aufl., besorgt von Erwin Gr ru eher. Stut^art 1901. Lit. 8. 7—9. 

4. A. Merkel, Juristische Enzyklopädie. Zweite Auflage nach dem Tode 
des Verfassers besorgt von R. Merkel. .3. Auflage 1904. Berlin. (J. Guttentag 
G. m. b. H.) Lit. s. S. 10-21. 

Keine Literaturan^aben entbftlt J. Kohler, Einführung in d ie Bechisiriasen» 
Schaft. Leipzig (A. Deidiert Nachf. üeorg Böhme). 1902. 

1) So s. B. die unter Nr. 3 genannt«- Enzyklopädie von Arndts von Axümimg, 
10. Aufl., herausgegeben von £. Gracber. 1901. 99 Seiten. 

2) So z. ß. V. Holtzendorff, Enzyklopädie der Kechtswlsaenschaft , I. T., 
6. Aufl., der Neubearbeitnng erste Auflage, herausgegeben von J. Kohler, 1904, 8. 
oben S. XVI unter K. «. v. Holtz., 2 Biindo, ferner Rirkmeyer, Enzyklopädie der 
Bechtswisäenscbaft, beurbeitet von A. Arndt, F. Bcruhöfl, K. Birkmeyer, E. Grueber, 
Fr. Hellmann, P. Hinschiu», U. O. Lehniann, F. Leonhard, K. LUlenthel, F. T. 
Littt nnd Fr. Stein. (2. Aufl. Berlin, 0. Hftring). 1904. 
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§ 5. 

Vom Rechte überhaupt. 

(Recht im objektiven Sinne.) 

Das Recht (i. objekt. S.) ist die B'riedensordnung der äusseren 
Beziehungen der Menschen und ibrer Gemeinwesen untereinander. 
Es ist eine „Ordnung" (norma agendi), eine iJegelung (Normierung) 
mittelst Auistellung von Geboten und Verboten nnd das Objekt dieser 
Regelung sind die äutiseren Beziehungen der Menschen und ihrer Ge- 
meinvesen, nicht die inneren (s. unten § 6 II. u. III. unter Moral, 
Religion)^). Die Art der Einvirkung auf diese Beziehungen, nämlich 
die Einwirkung mit Geboten und Verboten, berechtigt — trotz des 
möglichen, aber nicht zum Begriffe gehörigen Zwangsmoments und 
trotz der Möglichkeit, ja Notwendigkeit, die Rechtsordnung äussersten 
Falls mit änss^rster Gewalt (z. B. gegen Insurrektion oder im Kriege) 
aufrecht zu erhalten — , dennoch dazu, die Ordnung selbst eine 
Friedensordnung zu nennen, da einerseits ihr Mittel, nämlich die 
Einwirkung mittelst Geboten und Verboten zunäclist ein friedliches 
ist, und da andererseits die Herstellung und Wahrung des Friedens 

1) über den 1l«ehtobegriff steh« E. J. Bekker in der Zeittebr. f. vei^l. Rechte- 

wisstTischaft, Bd. I, S. 9." ff. Felix Dahn, eljLudn, Bd. HI, S. 8 ff. — Über das 
Wort Eeobt siehe den Artikel uRecht* von Moritz H«yne in J. und W. Grimms 
Deulsehem Wdrterbneb, 8. Bd., 2. «nd 3. Lfefennig {18S6;87), Sp. 864—409, bezw. 
Sp. 412 und hierüber Kluge (.T< ua) in v. Kirchenheims Zcntralblatt für Rechtswissen- 
achaft, Bd. VII, 1888, S. 377 Ü'. — Sprachliches über das , Recht* s. auch in K. von 
AntirftH Grundriw de« Germanischen Rechts (Separatabdruok aus Paula Gmndriaa der 
aerawDiMhen Fhilol4^e, 2. Aufl., 2 Abdr. 1901) § 4, S. 7 ff. 

Oareia, BeehtaensyklofAdto. 8. Avil. 2 
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eines Zustandes der Beruhigung, welcher die Entfaltung der mensch* 
liehen Kräfte zum Fortschritt in der Knltur ermögUdit, — das erste 

und letzte Ziel jener Ordnung ist. 

Bezeichnet man die FriedensorrlnTing als „vernunflnoässig", so poI! damit 
keineswegs die Fundierung einzelner V Urschriften der Friedensordnung auf die 
Vernonft angedeutet sein nnd ein naturreditUclier Gesichtspunkt eingenommen 
werden, sondern es kann nur das damit prpsagt sein, djtss die Friedensordnung 
selbst, abstrakt genommen — die Existenz des objektiven Rechts als solchen 
— gleichviel welche Gebote oder Verbote es enftteilt, ein Postniat des menaeh* 
lieben Donkr-np und ^^^-'^n^s i^t . von dem äusseren Hr-durfnisleben wie von 

dem Gesetzo des menschlichen Denkens, dem Uechts- und Gemeiosinn aufgestellt 
wird (vgl. oben § 2, die Wunelii des Bedits). 

Die den Gegenstand der Regelnng bildenden Besiehungen sind 
Beziehungen der einzelnen Menschen unter sich sowie der historisch 
vorhandenen Gemeinwesen der Menschen, sofern diese Gemeinwesen 
Interessen haben, welche von denen der einzelnen Menschen Yter- 
schieden sind. 

"Wird hinzugefügt, dass es sich auch um Beziehungen zu den Sachen, zu 
GQtern als Mitteln der Bedarfnisbefriedigung handle, so dient diese Hinzufttgang 
als lUustrierung der Definition, nicht zu ihrer Yerrollständigung, denn die Gebote 
und Verbote, mit denen die Rechtsordnung wirkt und hergestellt wird, wirken 
selbstverständlich nur auf Menschen und die Störungen und Gefährdungen der 
Ruhe und Sicherheit, denen die Rechtsordnung entgegenwirken will, sind nur als 
Handlungen (positive oder negative) der Menschen gegenüber Menschen oder 
Gemeinwesen zu denken. Allerdings stehen auch Sachen in Beziehungen, aber 
für das Recht sind diese Beziehungen in zweite Linie gerückt. Gebote und Ver- 
bete ](öntien nicht auf Sachen, sondern nur auf Willen dnwirken. 

Die Gebote und Verbote bewirken Einschränkungen der Willens- 
Sphären und erreichen damit, dass ffir die einzelnen Menschen und 

Gemeinwesen — als ein Produkt des objektiven Rechts -r- das Recht 
im subjektiven Sinne (facultas agendi, die Befugnisse, Be- 
rechtigungen) entsteht. 

Das Wesen des Rechts im subjektiven Sinne ist stets ein be- 

stimrntps Interesse*), welches ein Mensch oder ein Gemeinwesen 
tatsächlich hegt, und für welches diesem die objektive Rechtsordnung 
durch ihre Gebote und Verbote Schutz und (Jarantie ausspricht, wo- 
durch eben jenes Interesse, Rechtsinteresse , Recht im üubjektiven 
Sinne wird*). 

1 ) Die Utenitnr Uber diese vifdumstrittene Anffaunng t. anten Anm. 1 tn Q. 20. 

2) Der Aiis liu. k ^l'f' htsverhaltnis" bedevitet ein dinvh die Rechts(irdnung ge- 
regeltes Lebeosverhältnis (nach Wiuüscbeid gibt es nicht bloss solche Rechteverh&lt- 
niue, welche von der Beehtsordnung nur geordnet sind, eoodem «neb wlobe, welche 
von der Rccbfsonlnung t tst gcgcbaffen werden, s. i u 1 ' h e i d , Pand. §37); es gibt 
aber, glaube ich, kein EccbtsverhältDis, welches nicht zugleich ein LebeosverhäUcis 
wire, denn es gibt kein Interesse, welehes erst von der Reehteordnong geflchelTen, Im 
Leben nicht vorhanden wäre, um! es gibt kein "Reohtsverliültnis ohne Interesse, Der 
Ausdruck uRechtsfall" bedeutet ein konkretes EeohtsverhältDis bestimmter Subjekte und 
Objekte, wlhnnd num nnter „Reehtdnstltul* die Geaemtheit der ein Lebensverhlttnis 
snm Reebtsverhittnie erhebenden Nonnen, also einen dareh theoretisdie Abstisküon 
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Die Interessen , tatsäcMicli genommen , entspringen unmittelbar aus dem 
Egoismus (s. oben § 2) und sind nichts ftoderes als die subjektiv empfundenen, 
aus dem Bedürfnis entsprungenen Beziehungen') zwiacben dem das Bedürfnis 
fahlenden Menschen und dem Objekte, nach welchem das Bedürfnis besteht und 
empfunden wird, dem Objekte, durch welches (d. i. durch dessen Gebrauch oder 
Verbrauch) das Bedürfnis wirklich oder mutmasslich, ganz oder teilweise befriedigt 
werden soll oder wird So erzeugt das als Bunger empfundene Bedürfnis na^ 
Speise ein lebhaftes Interesse des Hunerrigen an der in den Bereich seiner Hand 
gelaagteu Speise, so ruft das Kältegefühl ein lebhaftes Iniere&se des Frierenden 
ao dem vor ihm liegenden wännendeii Mantel hervor. Selbstverständlich kann 
der Hungemcle die nahronflo Speise geniessen auch olmo dass eine Rechtsordnung 
besteht, und aelbstverstäiidlicü wärmt der Mautei auch wenn keine Becbtsvor- 
sehriften dem Frierenden die Benutzung des Mantels erlauben: die Lebensinter« 
essen bestehen auch ohne dn^^ Rprlit, zahlreiche Lebensinteressen sind dem Rechta» 
schütz überhaupt nicht zu^anglit ti — das Interesse, das der Mensch an dem 
Kommen und Grehen der Jahreszeiten, an den verschiedenen Witterungen, an der 
freundlichen Gesinnung oder Dankbarkeit (hr Mitmenschen, an der Pracht des 
Sonnenaufgangs oder des gestirnten Firmameutä hat, — kein Gesetzgeber ist 
imstande, solche Interessen zu schützen, so wenig als er allein die Interessen 
schaffen könnte, — das Leben schafft sie und der Lebendige genügt ihnen, indem 
er die Bedürfnisse tatsächlich befriedigt. Die Rechtsordnung aber macht, dass 
dieae tatsächliche Befriedigong niclit von Anderen gestört werde (Verbote) und 
dass, wo Mitwirkung Anderer zur Befriedigung eines Bedürfnisses im (geschützten) 
Interesse tatsächlich nötig, diese Mitwirkung wirklich erfolge (Gebote). 
Die Redbtaordnnng sagt jenem Hungrigen : „Niemand darf dich im Genuas deiner 
Speise stören" und schfUzt fgarantieit) ihm dadurch, wie wir es ausdrücken, das 
Interesse, welches er an jener »Speise h&t; und sie sagt jenem Frierenden: „Nie- 
mand darf dir deinen Mantel nehmen" und schützt ihm dadurch das Interesse, 
das er an dem Gebrauche jenes Kleides hat fJ^chutz ilmcli Vorbot i. Der Mann, 
der einem anderen zur Zeit der Nut 100 Mark vorstreckte , hat natürlich ein 
Iniereaae daran, daa Geld znrOcbeueÄalten, wenn die Zeit dafür gekommen ist; 
die Rechtsordnung '^rliiitzt dir Irtd-rsvin, indem es jenem Manne die Darlehens- 
klage gibt und dem Geideropfänget gebietet, das Geld zurückzuzahlen (Schatz 
durch Gebot). Indem ea den Ehegatten die elialiche Pflicht gebietet und den 
GeschlechtHumgang mit Dritten verbietet, schützt es (durch Gebot und Verbot) 
das Interesse der Gattenliebe. 

Durch Gebote und Verbote (mit einem Worte : durch die „Norm") 
werden die cmpfuiidenen Beziehungen oder Interessen nicht ge- 
schaffen, — SU wenig durch die Gartenmauer der Gaitenraum, durch 
die im First sich schneidenden Dachtliichen der Dachraum geschaffen 
wird, — allein durch die Norm wird das Interesse abgegren/.t, inner- 
halb der Abgrenzung geschützt, garantiert, ausserhalb derselben ist 
es nicht garantiert, nicht geschützt Die Streitfrage, ob durch das 
objektive Becht die Interessen als solche geschätzt werden oder nur 

gewonnenen Begriff versteht; so spricht man z, B. von dem „Kcchtsinstitut der Ehe* 
und meint damit die Gesamtheit der Begehi, durch welche das der Ehe zugrunde 
liegende totsidilicbe latcreneuTerhXltnia sam Bechtaeehatz gelangt, = inm Reohtever> 
hiltnis wird. Vgl. Windechcid, Fand. § 37 a. E. 

1) „Beziehung'' sitraf^lilich von dem Verbum „sich Ix-zifhea" d. h. hier: „sich in 
eine gewisse Verbindung zu dem Objekte denken", iiiimlich iti die Stellung de.« das 
Objekt GeDlessenden, Verwendendeo. Dasselbe lüsst sich mit dem Worte „Verhältnis" 
bfzeiohnen , insofern darunter die Art und Weise, wie ein Wesen (Mensch oder Ding) 
gegen ein anderes hin ist (vgl. Weigand, Wörterbuch s. unter „Verhalten"), z. B. 
et TenreDdend, geniewend, gebronebendi oder ihm dienend n. dgl. 

2* 
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Erster Absobnitk. Vom Rechte nad Minen Qndlen. § 6^ 



der auf das Haben des Guts gerichtete Wille, ist dahin zu, beant- 
worten: der Schutz des Willens ist ein Mittel, und zwar — als 
der durch die Norm gewährte Schutz — das charakteristisrlip Mittel 
df^s Kfchts (i. obj. S.) zum Schutze der Interessen, den i\ern des 
Kechts im subjektiven Sinne aber bildet dns Interesse; wie der durch 
die Gartenmauer umschlossene und geschützte Raum durch diese 
Mauer nicht seines Wesens, nämlich Raum zu sein, beraubt wird, so 
hört auch das „geschützte Interesse'* nicht aul, Interesse zu sein*). 
Gegenäbo* dem Dritten, welchem durch die Norm untersagt ist, 
in dieses Interesse störend einzogretfen, oder geboten ist, zur Dnreh- 
fechtung des Interesses eines anderen affirmatir mitzuwirken, er- 
scheint die Willenshandlnng, welche Tonnnehmen eben im geschätzten 
Literesse Hegt, zunächst als erlaubt, so sehr, dass der so geschützte 
Interessenträger jene Willenshandlung und durch sie sein Interesse 
auch gegen den Willen des andern rechtlich durchsetzen kann. Diese 
Anschauung hat rechtlich dazu geführt, das „geschützte Interesse*' 
als eine Erlaubnis, Befugnis, facultas agendi, zu bezeichnen und 
dementsprechend das Piccht im subjektiven Sinne zu definieren wie 
oben S. 18 angedeutet wurde. Das wahre Wesen winl aber durch 
die Hervorhebung der Gestattung nicht gesclialien, weil es unwahr 
ist, dass jemand nur das wollen darf, was er kraft der Norm recht- 
lich durchsetzen kann^). Das letztere ist das rechthch garantierte 

1) Über die oben berfihrten, ebenso wiehtifen wie beetriUenen Fragen, Ober deren 
Beeotwortaog ein tipfgrcifeudcr Streit in der heutigen Rechtswissen^icliaft geführt vrinl, 
IteCnn die Schriften von Binding, Brinz, t. Ibering, Köhler, v. Liszt, 
Seydel, Thon, Windeeheld des ehnehtiglge Hateriid. Vgl. Binding, Die 
Normt'u und ihre t'U'rt retiing . ly^ipzig 1872, 1877, und Handbuch d»'s Strafreehta, 
Leipzig ISSüf § 30 u. a. v. Brinr., Pandekten §§ 18, 123 u. a. v. Ihering, 
Zweck im Baobt. }. Anfl., Bd. 1, 8. 321 C Kobler, Petentreeht, 8. 500 ffl and 
„Recht und Prozess" in Grünhuts Zeitschr. f. Privat- u. üfTLiitl. R d. Gepenwiirt, 
Bd. XIV, 8. 1 fi*. u. a. v. Liest, Lehrbuch des Slrafreohta, 18S4, §85, und Zeitachr. 
I. d. geeemte Strefreditewiiseneehaft, Bd. VI, S. 664 ff. Thon, Beebtanorm und rab* 
jektives Recht. Weimar 1878. Windscheid, Pand. §§ 37, 38, und di<» bereit« an- 
geführte Rektoratsrede, 1884, insbes. S. 5, und die übrige von diesen zitiert« Literatur. 
Dieselbe ist des Näheren auch angeführt in Gareis Abhandlungen: „Die PriTtttreehts» 
Sphären im modernen Kulturstaat", in Hartman iis Zeitschr. f. d. öffentl. Recht, 
Bd. III, 1877, S. 137 ff.; „Das juristische Wesen der Autorrechte", in Buseh, Arch. 
f. Theorie und Praxis des a. d. Handels- und Wechsel rechts, Bd. 35, 1877, S. 185 ff., 
insbes. S. 19.5, 200 u. n. ; Allgemeines Staatsrecht in Marquardsens Ilandbuoh des 
öffentl. Reehts (1883) Bd. T, § 1 ff., worin ich dfis öffentliche wie das Privaireoht «nl 
obig« Theorie vom „gcschüt^len Intereiiae" zu bauen versuchte. 

S) Der FabrIlEWit darf von seinen Arbitern gewiss eine Arbeit Terlangen, welehe 
über den Arbpjtpvertraicj, das Fabrik reijlement n. dpi. hinausgeht, er darf pie verlangen 
(er darf sie wollen und diesen Willen auch Äussern), dieses Verlangen ist ihm 
nieht yerwefart and er bat vfelMeht aneh Mn lebbafles Interesse an der Überarbeit. 
Ob aber die Arbeiter leisten wollen, wozu sie rechtlich nicht verpflichtet sind? Sie 
tun'a vielieicht und der Fabrikant macht von der ihm tatsächlich zustehenden Befugnis 
nMit ainnlee Qebnmcb, indem er daran! recbnet, daas der Oberrerdienst, die Not^ die 
Fnroht vor Kfindlgnng n, dgL inr Übenibeii veranlaiseo werden. Also: Das WeUen- 
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Interesse und dieses wird auch „Recbtsgat^ genannt, eine Bezeich* 
nung, welche sowohl für jenes Interesse (die empfundene Bezeichnung), 
als für das Objekt des Interessps gebraucht wirrl, und zwar im einen 
wie im andern Falle sowohl abstrakt als konkret, d. h. man kann 
von dem Rechtsgute des Eigentums sprechen (abstrakt) und von einem 
konkreten Kechtsgute als dem gesell lifzten Interesse eines bestimmt 
vorhandenen Subjekts an einem bestimmt vorhandenen Objekte. Der 
RechtsschuU, welchen das objektive Recht, die norma agendi ge- 
währt, ist also Rechtsgüterschutz; durch diesen in Ge- und Verboten 
liegendtta Sdintz werden Interessen zu Bechtsinteressen, BechtBg&tem, 
zu Rechten im subjektiven Sinne. 

§6. 

Das Recht Yerglirlieii mit der Moral, der Religion, der Billig- 

kdt und dem Anstände^). 

Den fünf erwähnten Begriffen ist gemeinsam, dass aus ihnen 



dflrfen und dm Interene hat der Fabrikant, aber ein Reebt auf jene Hehrarbeit hat 

er niclit, wenn ihm das objektive Recht (die Norm) nicht sein Interesse daran garan- 
tiert, durch ein Gebot an die Arbeiter. Wae nicht verboten ist (aleo das Wolleudürfen), 
iat darum noch kein „Bedit"; emt durdi die Norm , dnreh die Garantie mittdst Gebot 

oder Verbot oder beideo, wird das Wollendürfen und damit das Interesse zum Recht 
im sobjelctiyen Sinne. — Indem ich das Interesse als den Kern des fiechts im sub- 
jektiven Sinne bezeichne, habe ich aber darauf aufmerkaam an machen, daas man von 
einem doppelten Intoresse, einem Interesse nach iwei Seiten hin sprechen kann; man 
kann nämlich sagen: 1. das Subjekt hat ein Intereaae an dem Objekt, welches 
vom Vorstellungsveruiögen als wesentlich zur Bedärfiibbefriedigung gehörig bezeichnet 
wird; S. B. der Hungrige hat ein Interesse an dem Bl&dc Brot, der Frierende hat ein 
Interesse an dem Mantel, der Fahrikherr hat ein Interesse an der Arlteitsleistunp; seiner 
Arbeiter; 2. das Subjekt hat ein luteresse nur an dem „ungestörten Wollendürfen' , 
demnach wäre das Objekt des Interesses stets eine Beziehung zu Personen, 
nämlich darin gelegen, dass die sn' dn*; Ol i-^kt des Bedürfnisses gerichtete Willens- 
handluug (z. B. jenea Brotessen, AIiiulelan/.ieheii, Arbeiliuanspruchuehuieu) nicht ge- 
stört werde. 

Die letztere Auffassung möchte auf den ersten Blick als die juristisch korrektere 
erscheinen; doch würde diese „Korrektheit" zur blosseu Inhaltslosigkeit, zum reinen 
Kirwana fOhren : niebi «nmal der iodiadie Säulenheilige hat bloss daran ein Interesse, 
nicht gestört zu werden, sondern er hat eigene, positive Ziele; und der Sdilufende hat 
nicht bloss das Interesse, nicht gestört zu werden im Schlafe, sondern das positive 
Intereaae , Erqnidning in der Bahe an finden u. dgl. So darf man wohl anob den 
Rechten im subjektiven Sinne einen praktischen Inhalt zuerkennen, dan Interesse 
an jenen Objekten, welche Mittel zur Bedürfnisbefriedigung sind (bewegliche und un- 
beweflielie, «^matafieiUe und immeterldUe Seehea, Arbeit, fremde Hilfe in Bat nnd Tat 
usw.), also „düter" im wirtBchaftlichcn Sinne, also das Interesse in der unter ZUf, 1 
•iigedeuteteu Eichtung, und nach der Verschiedenheit dieser Objekte eine £inteUaiig 
d«r Beehte versuchen (s, outen §§ 14 ff.). — Soviel an dieser Stelle über die von 
B i n d i n g insbes. § 30, Anm. 8 aelnee Hdbchfl. d. Strafreehts befamddte Frage» deren 
Literatur ebenda. 

t) Vgl. hierin BernhOf t in der Zdtaobr. f. veijgleiob. BeelitewiaaenBditift, Bd. II, 
853 ff. F. Dahn, ebenda Bd. III, 8. 8 ff. « 
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Vorschriften für das menschliche Handeln fliessen'). Anf gewissen 
Kulturstufen wird die Verschiedenheit der Quellen dieser Vorschriften 
übersehen und verkannt; namentlich werden die Rechtsvorschriften 
mit Moralgeboten, diese nüt religiösen konfundiert ^j, und verhäng- 
nisvoll ist für die Menscliheit schon oft eine solche Konfusion ge- 
wordra. Der Zus&mmenh&ng der fünf Vorschriftenquellen unter sich 
nnd mit der gesamten Kultur darf freilich auch nicht ignoriert werden'), 

1) „Nur (>in latisondslel Teil uoscres Lebens uoiersteht dem Gesetze, der übrige 
Teil bew^ sich ausseriialb desselben, in der Spbäre der Sitten and Aonokauunseii 
der Geaellwhaft". Leo N. Tolstoj, Lusera (Ausgabe Beelmi Nr» 1607, 8. 37) — , 
eine Stelle, auf die Köhler, Slinkespenrf vor dem Forum der Jurisprudenz 1883, 
S. 71, Anni. 3 aufmerksam macht. — In der Tat lassen wir uns in unserem Tun und 
Laaaen roa Reebie>, Uorel*, Rdigione», Bfliigkeita* und AnetendsrorBchriften leiten, 
häufii' ribcr rmch von ganz anderen t)ingpn, von OpportunitätsrückBichtcn, wiKSHnschaft- 
licheti, tvcbuiäclien, wirtschaftlichen Erwägungen, Uefühlaaflekten usw., aber diese letz- 
teren MoUve eittd keine „Yoreeiiriften", sie treten uns, soweit sie nicht anoii als einer 
der in der Überscbrift angedeuteten Quellen emanierend aufirrfa-st «erden können, 
nicht autoritativ, nicht den Willen bindend entgegen, erzeugen durch sieb alleio keine 
„Pflichten*'. In der AuiseniditlaMnag einer der Begeln der Anziehen Etuwk (einer 
viHHensehaftlichen oder technischen Erwigung) kann aber die Verletaung einer Pdiebt 
(Bechtspflicht, Moralpflicht usw.) liegen» 

S) Die Niohtantersdiddung der verschiedenen Arten von Vonohriften ist uralt 
und durch verschiedene Ursachen bedingt. Schon der Bckalog (Mos. I» Bnci), Kap. 20) 
— „die Yerfassungsurkunde der gesitteten Welt, die universalste und volkstümlichste 
Ffliehtenlehre der Mensehfaeit^ die Grundlage moralisch-praktischer Yolicserzichnng, gross- 
artig in ihrer einfachen bedingungslosen Kürze" (so v. Holtzendorff im Hdbch. d. 
Völkerrechts Bd. I, S. 196) — enthalt zugleich Rechts-, Religions- und Moralvor- 
Schriften, wie die ganze mosaische Gesetzgebung überhaupt alle Art^n von Vorschriften, 
Kleider», Speise-, Medizinal-, Fest-, Bau- und andere Verordnungen religiflsen , juristi- 
schen, moralischen und polizeilichen Inhalts enfhiilt. Ähulielie Nielitimterselieidungen 
finden sich in den altindischen Rechten, im ilauu, Yajuuvaliiya, Nurada, worüber 
namentlich zu vergleichen ist: Julius Jolly, Recht und Sitte in Georg Bühlera 
Grundriss der indo-arisehcu Pfn!"l<tirie und Altertumskunde, Bd. II, Heft 8 (Strassburg 
1896), S. 1 ä'.; das Gesetzbuch ilanus, welches sich ausdrücklich als Mittel zur Glück- 
seligkeit bezeichnet und eine Glückseligkeitsthcoric für die Menadien aufMellt, enthält 
nicht bloss seine 18 Kategorien des Rechts (worüber Jolly a. a. O , s. nhen § 3, 
S. 8, Anm. 1), sondern auch zahllose Moral-, Anstands- u. a. Vorschriften, politische 
Ratschläge usw. So wurden Anstnudsforderungen zu juristischen Geboten erhoben (a. 
unten S. 29, Anm. 2), das Gebären der Kinder, das Siiutjeu derselben naoli der Geburt 
und die sorgfältige Fübrunfj des Haushalts ausdrücklich als die Pflichten der Frau er- 
klärt, Manu IX, 27 usw., ja der Geaetsgelver versteigt sieh dasdbst bis au der V«r> 
Schrift: „Der Priester niuss eiue Jungfrau zur Frau wühlen, deren Gestalt keinen 
Fehler und die einen angenehmen Namen, deren Gang voll Anstand so wie der Gang 
eines Flamingo oder eines jungen Hebnten ist; deren Haar und Zibne sowohl an 
StArke als an Grösse das Mittel halten nnd deren Korper v HzÜRlich weich ist." Manu 
in, 10; über diese und ähnliche wohl nur als woblge<ueiute Ratschläge in Betracht 
kommenden Vorscbriiten s. J. Jolly, Redit nnd Sitte a. a. O., S. 59. 

Uber di'' Vermeüi,'unp •> ii religiösen, moralischen und Rechtsvorschriften in mos- 
lemischen Eechtsüberlieferuugen , vgl. v. Tornauw, Die Disputation der Sldavin 
Httsniyeh 1. d. Zeitsehr. f. vergl. Beditswisseaaob., Bd. lY, 8. 472 ff. 

DersrI! I Das Erbrecht nneh den Verordnungen des Islam, ebenda Bd. V, 
S. 116 ff. — Kühler, ebenda, S. 384 fl'. 

^) Ein solcher Zusammenliang ist z. B. dentlich vorhanden, wo das Redit die 
Verletzung der jaulen Sitten bekämpft oder die guten Sitten geradezu selbst zur mass- 
gebende« Norm erhebt, vgU BGB. 138, 22(j, »17, äl9, 826, £ial.G. x. BGB. Ajrt. 30. 
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ihre logische Scheidung aber ist hier voranzustellen, um den Reclits- 
begriff gegenüber jenen Nachbargebieten fest zu umgrenzen und 
dadurch znr methodischen Klarheit zu bringen. 

I. Das Hecht regelt nur äussere Beziehungen der Menschen 
und der Gemeinwesen, es ist stets eine äussere (ausserhalb des Ich 
tätige) Aatoritit nötig zur Entstehung der Reditwrorscliriften -wie 
zu deren Darohführung (zur Reohtsschaffnng wie zur Bechtspflege), 
nämlich die Autorität des Gemeinwesens ') und diese Autorität schreckt 
selbst vor Anwendung des Zwanges nicht zurück'). Die konkrete 
Erzwingbarkeit des Erfolgs einer einzelnen Bechtsvorschrift ist zwar 
nicht erforderlich, wohl aber ist das Recht von denjenigen Gebieten 
menschlicher Betätigung ausgeschlossen, auf denen kein Zwang mög- 
lich ist. Das Ziel des Kechts ist die Herstellung und Aufrecht- 
haltung jener äusseren Ruhe und äusseren Sicherheit (d. i. äusserliche 
Ordnung, hier als Lebenszustand und Hechtserfolg gedacht, nicht wie 
im RechtsbegriÖ' als Inbegriff von Normen), deren die Menschen zur 
Anstrebung und Erreichung der Bestiminiuig der Menschheit bedürfen. 

Die Gebote und Verbote, welche vom objektiven Kechie au&eBtellt werden 
o(l«r riditiger gesagt; Ton den QoeHen des objektiven Redtts sinmeBBen und das 

objektive Recht als Normen bilden, erzeugen zugunsten desjenigen, dessen Inter- 
esse sie schützen sollen, nBerechtigun^e n" (i^i dem Sinue des herrschenden 
Sprachgebraaches, Rechte im snIvjektiTen Sinne, Befugnisse"; hierBber 8. von § S 
S. 18 ff., S 20, Anm. 2 , in ihrer Richtung auf entgegenstehende Personen: An- 
sprüche^) genannt. Den diesen Berechtigungen und Ansprüchen entsprechenden 
Zustand herzustellen gewährt das objektive Recht eine Anzahl von Mitteln (Klagen, 
Kinreden, Recht der Selbsthilfe im Falle der Notwehr und des Notstandes, Pro- 
testationeu u. dgl.), die möglicherweise in Gewaltmassregeln gipfeln (gerichthche 
ZwangsvoUstreckong , polizeiliche Schutz- und Zwangsmassregeln, militärische 
Exekution. 

Dieser realistische Zug des Rechts entfernt es nicht von den Idealen des 
Lebens und der Menschheit, er ist notwendig, damit das Hecht seine Aufgabe 
erfülle, Raum schaffo für alle Eulturbestrebungen ; mittelbar hat also das Recht 
ideale Ziele in Mt iiL'e, allo diejenigen Ziele, zu deren JStstrebiuig das henachende 
Gemeinwesen iSonnea aulstellt oder festhält. 

n. Die Moral^) (SittUchkeit) regelt innere Beziehungen des 
Menschen (Neigungen, Gesinnungen^ Anschauungen) und will auf 



1) Schlagender liisst bich dit'8 nicht ausdrücken als mit W i u d s c h e i ds Worten: 
„Nicht was ich für Ktcht halte, ist Recht, Bondern Recht ist nur, was die Gemein- 
schaft, zu welcher ich gehöre, als Recht erkannt und, weil «e es erkannt bat» als Becbt 
ausgesprochen hat." Rektoratsreüe S. 7. 

ü) Binding, Der Reohtsswang (Vortrag 17. Min 1888, Wien), Anbang sar 
«weiten Aufl. der „Normen". 

3) Wiudscheid, Fand. § 43 und vcigl. unten § 48, V, a. E. 

*) Salkowski Institut. §§ 2, 27, I. — Nach einem hier nicht weiter interet- 
sierenden Sprach f,'e brauche werden Moral" and „Recht" zusammen als ,, Ethik'* be- 
zeichnet und unter letzterer, deren Teile oder Richtungen die ersterea bilden golleo, 
die GcMtxmflHigkeit in der frden Bet&tigaDg der Meniobeii, oder der für die Entwii^e* 
Intig der Menschheit als i^oloher notwendige Norneninbegriff n. dgl. ventandcn. 

S>) Nicht: „Sitte", hierüber unter IV. 
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äussere Beziehungen der Menschen nur insoweit einwirlcen, als sie 
Äusseningen der inneren Beziehungen sind oder — umgekehrt — 
ihrerseits solclie erzengen oder beeinflussen. Das Ziel der Moral 
ist Yervollkomijuiuiig des Einzelnen durch sich und dadurch Vervoll- 
kommnung der Menschheit, als deren Glied sich der moralisch han* 
debde, mwalisch denkende Mensch fühlt, zu^^eich sich bemfen 
fühlend, durch die eigene YerToUkommnung zum Zweck der Errei- 
chung der Bestimmung der einzelnen wie der Menschheit im ganzen 
das Seinige beizutragen. 

Die sittliche Bestimmung dos Mensclieu ist der Punkt rlcs ZuRamnii nhangs 
zwischcu Moral und Heligioa, aber in der Idee der Entwickelung (des Auälebens), 
der EntwickelanjE:8{miigkeit und Entwiekelungsnotwendigkeit, daher auch in der 
Idee In Inlirt hmrae- und Art-Vcrbp=serang, der Aivnäbeinng zum Vollkommenen 
stimmen Religionen') und Philosopheme ^) (Iberern. Auch hier wird der Urundaats 
der menaehliciieii Temiiiift, des ordnende Sabaumieren unter das Höhere, Allge- 
meinere von Bedeutung^). ^ rh handelt es sicli auf dem Gebiete der Moral um 
eine sieb uoterordnende, hingebende Geninnuag in erster Linie, um das Motiv der 
Sabsumierung nnd das faannonisehe Verhältnis swischen dieser Hingebung an das 
Ganze einerseits und der Erhaltung und inneren Ausbildung des Ich als eines 
Teils dieses Ganzen*). Kben deshalb gibt es in der Moral zwar Pflichten (— > die 
moralisdien YerplUditungen des Ich sich selbst gegenüber, seinem GewiMen 
gegenüber ~~), aber keine „B«echtigaDg*S keine „Anspraehe*' auf det Seite dea 
Kichtich. 

Die Autorität der Moral ist keine äussere, sondern eine innere, 
die der Überzeugung, getragen von der Maclit des durch verschiedene 
Faktoren gebildeten oder beeinÜussten Gewissens; die Überzeugung 
(die Gesinnung, fides, das Motiv) des Handelnden ist allein bestim- 
mend for den moralischen Wert der Handlung. 

1) L Brief Job. 3, 2; vDv tixva Seov . . . 5ftotoi adti^t iaöfu&a. Paulus, 
Philipperbrief III, 20, 21: {'Iijaovg X^iatög) /*eiaax*if*aTla£i tö awfia iffS 
taneivuiaeoig ^ft&Vf eig tö yevea&ai adtb av(i^OQ<pov ttp aiLfiati tijs S6$ffg aitoBf 
»atä ttiv ivigyemv %oö dvvaaxkai aöibv xol i<noid^ai iavt^ tä Jtdvta. 

') Vgl- Iramanuel Kant, Säuitliehe Werke, hcrauBgegebeo von G. Harten- 
■ tein. Bd. V. 1807. Kritik der prakt. Vernunft, f. T.. 1. Buch, III. Haupat. (S. 86), 
Kritik der Urteilskraft, II. T., § 8", S. M2 ff., insbes. S. i45. — Fichte, Über die 
ßcstiuiuiung des Gelehrten uuU seiuu Erschciuuugcu im Gebiete der Freiheit. I. — • 
Felix Dahn, Z. f. vergleich. Rcchtsw., Bd. III, 8.5. — W. Munssinger „Erbrecht« 
liehe Studiei/' Vortrag, Ba^pl 1874, S. 23. — Gareis, Privatrecht.««phiircn, in ITart- 
mauns Z, III, S. 140 ft". , Derselbe, Irrlehren über dtn Kulturkampf. 

(Deutsche Zeit- und Streitfragen) 1876, S, 7, 8. Nur darin etiumun die Ansicbtnm 
nicht übeieiii, ob sich ein absoluter (odi r olijektiver) Inhalt des Sillensjcsetzcs an- 
nehmen Vii&ii uder nicht, und wenn, welche!» dieser Inhalt Rriii hoW. Eiuen objektiven 
Inhalt der Moral, nämlich das die Erhaltung der menschiichrn Gesellschaft Fördemde, 
nimmt ohne Eiicksicht auf das subjcktivo Wollen des lüintiflnden Individuums Sigmund 
Exuer in seinem Vortrag; Die Moral als Waffe im Kampf ums Daseiu (Wiea 16b2) 
an. Die Darlegungen Exuers über das Gefühl der Lart, mit welchem die gesunde 
menschliche Gesellschaft jede sittliche Handlung freudij^ wahrnimmt, und über das 
bittere Gefühl der Unlust, welches ihr die Wahrnehmung einer unsittlichen Handlung 
enengt, stimmea ni den oUgcu EverteraDgen fiber den «ngeborenea OrdtomifMiiin mid 
über: „Das Lcbru durch und für Andere" oben S. 5, S. 6 bei und mit Anrn. 1, S. 7, 

^) Vgl. F. Dahn a. a. O. und die oben § 2, S. 4, 5 gegebenen Ausführungen. 

*) Darnni waltet in der Hoial dm Prinsip der Liebe, das ist dos nbeolute, nur 
▼on liob «elbtt abbtogige Zusaninienttcfien des eignen Intereew» mit dem am andan. 
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„Das WesentUciie alles sittlichen Wertes der HsndluaRen kommt darauf an, 
dsas das moralische Geseti unmittelbar den willen bestimme, 
(jkschieht die Wül msbestinimuTig zwar gemiBB dem moralischen Gesetze, aber 
nnr vermittelät eiueä Gefühles, welcher Art ee anch sei, das vorausgesetzt werden 
muss, damit jenes ein himreiebender Bsstimmnngsgrund dss WüImib werdet mÜUn 
nicht um des Gesetzes willen» SD wkd die Handlang swar Legali tAt, thex 
nicht Moralität sein"'). 

Daher ist der Zwang nicht geeignet, ein moralisch wertvolles 
Handeln xn erzielen, auf die Motive kommt es an, die eigene Über- 
zeugung muss leiten und das Moralgesetz in sich anerkennen; das 
Ziel des moralischen Handelns ist die Herstellung und Erhaltung einer 
Harmonie der Gesinnungen und Absichten gegenüber dem Daseins- 
zweck der Menschheit*). 

Besteht sonach eine essentielle Verschiedenheit zwischen Recht und Moral, 
und zwar in bezug auf die Objekte (dort: änsseie, bis^: innere Beziehungen), 
Mittel (Zwang, — Gewissen), Autorität (Gemeinwesen, — Überzeugnnff, Gewissen), 
und Ziele (äussere Ruhe und Ordnung, — innere Harmonie), so besteht doch 
keineswegs eine Kontrarietät zwischen Recht und Moral; die Rechtspilichten 
können zugleich moralische Pflichten sein. „Regelmässig, bei gesunden Rechts- 
yerhältnisseu , ist jeder Bruch des Reclits zugleich ein Bruch der Moral (Aus- 
nalunen kemmen vor, setzen aber innere krankhafte Zustände voraus), wfthrend 
sdbstverständlich nicht jeder Biuch der Moral auch ein Bruch des Hpchts ist*"). 

Der hbi aller Verschiedenheit bestehende Zusammenhang zwischen Rwsht 
und Moral wird an Intensität nur durch den Zusammenhang swisehen BeUgion 
und Moral übertroffen. Am imverkennluirsten tritt er dann hervor, wenn äussere 
Handlungen deshalb als unerlaubt, sei es anfechtbar, sei es sogar strafbar, von 
der Recbteordnnng beseidinet werden, weil sie contra benes meres, gegen die 
Sittlichkeit (mores) sind*}; es kann eine nttliche Besidiung zum Rechtagute er- 
hoben werden. 

III. Die Religion ist in erster Linie nicht vorschreibenden 
(ethischen), sondern vorstellenden (metaphysischen) Inhalts und be- 
deutet die Idee des Absoluten und die des unmittelbaren Verhält- 
nisses aller nichtabsoluten Existenzen zu jenem; diese Idee entspricht 
einem Gefühlstriebe, dem iiiebe nach unmittelbarer Eri'ahrung des 



1) J. Kant, herausgegeben von Q. Hartenstein. Kritik der prakt. Yenranft. 

I. 1, 3, S. 7F> fauch Einleitung der Metaphysik d. SiU«^u, 1798, Bd. XXVI): „Handle 
nach einer Maxiiu«, die zugleich als allgemeines Gesetz gelten kann." Veigleiohe 
Matth. Evange]. 7, 12: „Alles also was ihr wollt, das euch die Leute tun, das sollt 
auch ihr ihmn tuu, denn das ist das Gesetz uud die Propheten." Tob. 4, 16. Luk. 
üf 31. Wechselnde Anaehauungeo in der Moral z. B, Auffassung des Selbstmordes in 
der Stoa ond die bei Kant, Ethisdie Elementsriehre, Metapbys. d. Sitten, herausge* 
geben von J. H. v. Kirch mann (Berlin 1870), S. 262 flF. und die christliche: culpa 
est velle mori cnlpnque nolle moii (Owenus, s. Knau er, Hauptprobleme der i'hilo« 
■ophie [1892] S. 406). YSllIg veritaiderte Anschauungen in bezug auf Proatittttion 
heutzutage gegen die des Altertums (vgl z. B. Tempelproatitution bei Herodot I 199| 
Hanunurabis GB. §§ 182 ff.). Veigl. schon Prolog zu Cornelias Nepos vitae. 

9) Den Unterschied zwischen Moral als innerer Gesinnungstüchtigkeit (als der 
Vollkommenheit näher) und dem Rechte (als äusserer Legalitit) lisst cBs Bergpred^ 
Christi sehr deutlich ersehen, ^. Evang. Matth. 5» 21 ff* 

3) F. Dahn a. a. O. § 18. 

4) Vgl. BGB. §§ 138, 826 n. a., a. oben 8. 32, Amn. 3, aneh nnten 8. S9, 
Anm. 3, 4, auch nnten IV. a. £. 
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Höchsten; diesem Triebe entsprechend richtet der religiöse Mensch 
seine Handlungen ein und somit wird ihm die Religion zur Quelle 
der Handlungsvorschriften, von (jeboten und Verboten, die alle aber 
darin zusammentreffen, dass sie das unmittelbare Verhältnis 
der Schöpfung zu ihrem Schöpfer » der relativen und unteren Exi- 
stenzen zum absoluten und höchsten Wesen, der,einzefaien Lebens- 
zwecke und -ideen zur höchsten Idee, zu erfassen und klar zu legen, 
zu erreichen und harmonisch nachzubilden suchen. Auch hier wirkt 
das Gesetz des menschlichen Denkens (s. oben § 2), aber die Sub- 
sumtion ist eine gefühlsmässige, eine Subsumtion unter eine Autorität, 
die nicht oder nicht bloss auf die intellektuelle Kraft einwirkt, und 
nie ohne das Gefühl zur Geltung kommt, in letzter Instanz die Sub- 
sumtion der eigenen (lefühle unter eine höchste Kraft, die zu er- 
kennen das höchste Ziel und Streben der sie almenden Menschheit ist*). 

Dio Autorittit, von welcher die jene gefühlsmässige Subsumtion voraus- 
setzenden oder fördernden Vorschriften ausgehen und getragen werden, ist wie 
bei der Moral eine innere, das religiöse Bewusstsein, die Überzeugung; dies gilt 
auch von denjenigen Religionsgestaltungen . in denen eine Süssere Autorität ge- 
bietet, eine ccciesia impctaus befiehlt, eiue eccle.sia docens lehrt; denn ohne die 
innere Über/ougung, ohne die Kraft dw — freilich v on Erziehung« B«ldirung usw. 
gebildeten oder bceinflussten — Gewissens würden dio von der äusseren Autorität 

fegebenen Vorschriften für das Innere des Einzelnen nicht bindend, keine religiösen 
^onefariften «ein oder werden. 

So unterscheiden sich die Religionsvorscliriften, selbst wenn sie 
äussere Handlungen wie Opfer u. dgl. erheischen, von den Rechts- 
Torschriften: durch ihre Autorität, durch Ziel (unmittelbare Er- 
fassung des Absoluten), durch ihre Mittel und durch ihre Objekte, 
die beide im Bereiche der Gefühtewelt liegen. 

Bei dieser Verschiedenheit ist auch der Widerspruch der reli- 
giösen und der Eechtsvorscbriften möglich und leider auch historisch 
vorgekommen. Die ungleiche Kntwickelung des Denkvermögens und 

der Gefühlswelt in den Individuen eines Gemeinwesens kann sich 
sowohl im Falle des Stagnierens der nationalen Religion*), als auch 
im Falle der Rezeption einer fremden oder anationaien Religion 
störend geltend machen; es kann sein, dass das Gemeinwesen eine 
Handlung durch Rechtsvorbcbnit gebietet oder verbietet, welche durch 
Religionsvorschrift einzelnen oder einer Gru])])e von solchen inner- 
halb des Gemeinwesens verboten bezw. umgekehrt geboten wird. 



1) Vgl. F. Duhn, Weaea und Werden dea Rechts, Zeitsch. f. vergleich. BeohUw. 

Bd. in, a 5. 

2) Die antliropoiiiorjilie und ji lytheistische Gestaltung des Gottesbogriffs, dundl 
welche die „Religion" einerseits luit der Moral» andererseits mit der Philosophie in 
Widersprach gerät, ist als d«r Haup^und d«s angedenteten MissverhältniasM antn- 
Mhen. Hierüber s. F. Dahn, Das Tngiwshe in dar german. HTthologie. Bausteine, 
Bd. I, 187^« S. 102 ff. 



I 
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Selbstverständlich ist aber auch ein Zusammenhang zwischen 
Recht nnd lleligion, zwischen Recht'-- \mä "Re]if?ionsvorschriften nicht 
bloss denkbar, sondern zu allen /eilen auch historisch vorhanden. 
Wenn durch das Religionsbekenntnis, d. h. durch Träger desselben 
die Gesetzgebung eines (temeinwesens beeiiiüiisst wird, so kann es 
sein, nicht bloss dass kein Widerspruch zwischen dem Staatsgesetz 
{der Rechtsvorschrift überhaupt) und der religiösen Satzung vorkommt, 
sondern auch, dass religiöse Vorschriften zu Rechtsvorschriften er- 
hoben und demnach die Erfüllung von religiösen Pflichten oder die 
Annahme einer religiösen Änschaunng unter Rechtszwang gestellt 
wird^). Das Recht überschreitet damit leicht die ihm begrifflich ge- 
setzte Aufgabe, die äusseren Beziehungen der Menschen untereinander 
zu regeln. Treten unter dem Gewände religiöser Uberzeugungsäusse- 
rungen äussere Beziehungen der Menschen untereinander auf (z. B. 
Mord aus ^religiöser" Überzeugung; Gebühren der „Adamiten", „reli- 
giös'*^ maskierte Betrügereien u. dgl.), so ist die erheuchelte oder 
vermeintliche Religiosität solcher äusseren Beziehungen kein (irund, 
das Einschreiten des Staates, das Durchdringen der Rechtsordnung 
auszuschiiessen. Andere äussere Beziehungen erzeugt der Religions- 
trieb, wenn er mit dem Assoziationstrieb iji den Bund tritt ; dann 
entstehen religiöse Gemeinwesen, Religionsgesellschatten, und diese 
sind, sofern sie äussere Beziehungen der Menschen sind, haben 
und erzeugen, ein Objekt der rechtlichen Regelung^) und stehen dem- 
nadi in ihren äusseren Beziehungen unter der Autorität derjenigen 
Gemeinwesen, von welchen die Rechtoregeln ausgehen und gehalten 
werden. Andeterseits bedienen sich, historisch betrachtet, die herr- 

1) Beispiele: AusaehlieBsUchea Staatoktrcbeutam (ecciesia domiaans) unter gleich- 
zeitiger Verfolgung jeder oonfiBBsio reprobata, Sokrates Tod, die ChristenTerfolgungen 
des Altertuios, Ketzerbinrichtuogen des Mittelalters. Staatliche ErzwiugUDg religiöser 
Haodluagep, wie z. B. io folgenden Vorschriften der Paderborner Synode v. J. 7m5: 

„4. äi quis sanctuni quadragesiinale ieiunium pro despectu chrbtianitatis cou< 
teaipwiit caruem couiederit, morte uiuriatur; scd tarnen considcretur a aaoeidote, ne 
forte cftn!<a necessitatis hoc cuilibet provcniat ut eamem ooniodat. 

8. äi quis dcinccp« iu gcnte Sojionuni iuter cus lateus oou baptizutus se ahs- 
oondere volnerU et ad i>aptisinam Tenfre coatempierit pagannaque permauere voluerit, 
morte moriatnr 

19. Siuiiliter plueuit Iiis dccretis insercre, «|iiud umnes infames iüim uiauitu 
baptitarentur; et hoc statttimua, ut si quie intentein intru circulum anni ad baptbrnum 
offcrrc contenipscrit sine i-on^ilio vel liccntia sacerdotis, si d<- nol)iIi generc faerLt^ 
centum vigiuti solidos fbco componant, si iu^euuus sesagiuUt, üi lituä triginta. 

21. Si quis ad fontes aot arboret vel luoos votuiu fecerit aut aliquid more gen- 
tiliimi obtulerit et ad hoDorcm dncraonum comederit, »i nobilis fueril solidos scxn^inta, 
si iDgcnuus trigiota, si litus quiudecim. Si vero qoq habuerint uade pruesentlaliter 
peraolTantt ad eoclesiae serritium donentar uaque dam ipd aolHi eoWantur.'* 

MoDum. Germ, bietorioa, LL. aect. II: Capitnlaria regmn Franoomm. Tom. I. 
oap. 26, p. OS, 69. 

s) Vgl. nuten Stdlnng der Beligioa^eaelleehaften : jur. Penmi. § 15, 8. 67; 
GeBellechafiaTertrag § 28; ätaatsverwaltoiigdiolieH §§ 42, 45; Kiiohenreehl § 57. 
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Eh»ler Abedmitt. Vom Reehte und Beinen QuaUen. § 6. 



sehenden Gemeinwe sen auch vielfach der religiösen Vorstell unp'en, um 
ihre eigenen Ziele sicherer zu erreichen; so werden poliiibche In- 
stitutionen mit religiösen Vorstellungen umgeben oder darauf basiert 
und das liechtssystem z. B. durch Inansprucliiiahrae des Eides (z. ß. 
Verfassungs-, Huldigungs-, Zeugen-Eides) gekräftigt oder (z. B. das 
Beweisqrstem durch Gottesurteile) ergänzt. 

Von veit grösserer Bedeutung als solclie Berührungen oder Ver* 
mei^ngen ist kulturhistorisch der innere Zusammenhajig von Recht 
und Beligion, wie von Moral mit diesen beiden ; es ist selbstverstftnd- 
lioh, dass die Kultnrhöhe überhaupt Ton Einfluss auf alle Mani- 
festationen des Geistes eines Gemeinwesens und seiner Individuen ist; 
ein Volk von barbarisch -niedrigen Religionsanschauungen wird auch 
ein barbarisches Recht haben und vielleicht auch brauchen; das 
Rechtssystem eines Volkes von tiefster, edelster Religiosität wird 
selbstverständlich des Glanzes der Menschenwürde nicht entbehren. 

IV. Der Anstand (das „Konventionelle", die „Sitte") hat mit 
dem Recht (I) Das gemeinsam, dass er Regeln für das äussere Ver- 
halten der Menschen untereinander erzeugt. Er und seine Gebote 
gehen aus gewühnheitlicher oder auch nur momentan zeitgemasser 
Auffassung von Ausserliphkeiten in bestimmten Standeskreisen und 
auf bestinraiter Kulturhöhe hervor, hängen darum noch weit mehr als 
das Recht vom Standesgeffihl und der sehr verscbiedenen Kultur* 
auffassung (Mode) ab und beziehen sich in der Kegel nur auf die 
Form, Nebenersdieinungen der menschlichen Handlungen (Redewen- 
dungen, Gebärden, Kleidertracht, Vergnügungston, Kunststil) und 
Ausserlichkeiten des Verkehrs, welcher durch die Beobachtung der 
Regeln des Anstände verfeinert, angenehmer, gefälliger gemacht 
werden soll. 

Der Zuaammeohang swischen Aostaud einerseits und Becbt und M<wal 
andflveraefts ist unvtrkeDnbar, aber mSglielierweise tritt deeh ein Widerspruch ein 

zwischen dem, was nach der Anstandsauffassung einzelner Standeskreise, mög- 
licherweise auch eines ganzen Gemeinwesens erforderlich oder verboten ist» und 
dem. was daa positive Recht ausschUesst oder erheischt'). Die Aatorittt des 
Anstaodes liegt teils in der Macht des Herkömmliclien. Althergebrachten, teils 
in der des — reinen Gegenteils , nämlich der Tageasitte, des Zeitgeistes, des 
Modernen. Das Ziel des Anstandes ist Verfeinerong und Gefälligmachung des 
Äusseren Verkehrs, wobei Überzeugung und Gesinnung gleichgültig sind. Die 
Mittel des Aostandszwanges liegen in der Haltung der Gesellschaft oder der 
Standesgenossen innerhalb der (Gesellschaft') und können sich bis zu dem in der 
sozialen Ausschliesstuig und Aufhebung des standesgemfissen Verkehrs hegenden 
Zwange steigern. Die Anschauungen Aber das, was ..anstiindig" ist und was 
nicht, wechseln mit oder ohne siciitliciieu Zuäammeuhaug mit Kulturepochen 



1) Vgl. z. B. nStrOB. § aoi ff. (Oarais, Beicbiswet» Nr. 143/146). 

^) „Noblesse oblige." 

>) Man Teigleiehe die Übergänge von der Courtoine des XYIIL Jahrh. nun 
Tone de s DIreotoire uo<1 des Empire nsw.» oder man denke an dea Ton der ünter> 
haltuQg bei Hofe nach Shakespeare. 
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dies macht sich auch in Rechtevorschriften geltend. Drr '/npnmmnnhang mit * 
dem Rechte macht sich, abgesehen davon, dass gewisse Verpflicbtangen des An- 
stenda als mtflrlidie Yerbindlfelilceitflii (naturales obligationfls*) bemiehnet werden 
können, darin gelten], dfiss Anstandsverlctzuugcn nicht selten als Rechtsver- 
letzungen aufgefasst und mit Rechtsfolgen belegt sind ^) ; die Rechtsfolgen können 
in der Ungültigkeit tob Reebtsgesebftften. oder Endignng eines Dienet' oder Ge- 
SSlIschaftsverhüItnisäes^], ferner in der gesetzlichen Ebrenminderung der anstands- 
widrig handelnden Personen*}, oder auch in einer disziplinftren Ahndung^), oder 
. kriminellen Strafe") bestehen. Durch solche Rechtsfolgen der ünanstAndigkeit 
wird das von den Forderungen des Anstandes angestrebte Benehmen zu einem 
Rechtsgnte, zum (iegenstande eines rechtUcii gescktltsten iDtereases, sei es Ein- 
zelner oder des Gemeinwesens. 

"V. Die Billigkeit ist die vom Kcrbts^pfiih! , von der Moral 
ünd vom AnstaTidsgefühl in Verbindung mit der (iemütsart de? Sub- 
jektes erzeugte Auffassung von dem individuellen Angeinesseiisein 
einer Handlung oder eines Zustandes. Geleitet von der Erwägung 
aller Verhältnisse des in seiner Individualität aufgefassten jeweilig 
vorliegenden Falles kommt man dazu, zu sagen : es ist billig, hierin 
so oder so zu handeln, und damit meint man: es entspricht har- 
monisch den konkreten Verhältnissen des Falles, den Anfordemngen 
der „ausgleichenden Gerechtigkeit'' u. dgl. 

Waij die Billigkeit fordert, ist datuiu allem noch nicht Hecht, selbst wenn 
dm Rechtsgefähl eines ganzen Volkes sich dieser Tendenz anschUessen woUto 
und darin das Ideal der VVeiterbildung des Rechts erl)lirkfp „Bevor aber dieses 
Ideal verwirklicht ist, bevor eine Recbtsquelle die Ansprucho der Billigkeit aner- 
kannt hat, iat die Büli^eit eben nicht Recht, und der nidhter würde sich schwer 
verfehlen, wenn er das positive Recht seines Volkes zugunsten der Billigkeit, 
oder dessen, wai» er für Billigkeit hftlt, hintansetzen wollte"^). Der Billigkeit 
* an ddi fehlt die äussere Autorität, ihre Quelle ist schliesslich das rein sobjektiTe 
Krnipssen, ja vielfach gar kein Ennessen (Verstandestätigkeit l sondern nur ein 
tniphnden (OefUhlsäusseruug) , welchem zwar Idealität und damit auch eine Zu- 
kunft für die Rechtsbildiing snkommen kann, aber keine direkte, bindende Kraft 
xaeteht. 



1) Älletduga wobl in der Regel nicht iin technischen Sinne des rötu. Recht«. 
A1<< Tti('rk\viir<lig("!< Beispiel hie^i'ir mn^ angrfnhrt worden: ^Vtiin * in Priester 
20 I^ute auü deu ersten drei Klassen einladet und seine zwei ehrenw crtcn Nachbarn 
nlebt, so soll er 1 Mamsha Strafe sahlen. Maoo VIII, 39S. 

Und wenn ein TJrnhtnane zu ein Tti 'r' ^M n nastmahle einen anderen Brahmanen, 
der sein Nachbar ist, nicht einladet, bu iuush er diesem den doppelten Wert des Gast- 
mahles nnd dem KOnige 1 Maioha Gold ahlen. Mann VIII, 393. 

^) Der Aasdmdc „eontra bonos mores*' wird anoh bei AnstandavwletEttngen ge- 
braacbt. 

4) Infamie, turpitudu, levis uiacula. Auch einzelne Euterbungsgründe können 
bierber gerechnet werden, vgl. BGB. | 2833, Nr. 6, § 2335 mit § 1568. 

••) Vgl. z. B. RcicIisbeamteneoHetz vom 31. Mflrz 1S73, §§ 10, 72 ff. 

«} Vgl. z. B. Beleidigung KStrGB. § 185 ff. Grober Unfug ebenda g 360, 
Ziff. 11, 361 zur. 6. UnsQobtige Handlangen ebenda § 183, 184. 

7) So Wind scheid Pand. § 28. — Verschieden von der oben besprochenen 
Billigkeit ist die aequitiis im Sinne der Römer , das römische jus aequum (ein wirk- 
liohes, positives Beebt) im G^ensatze zum jus strictum, strengeren Rechte. Vgl. Wind- 
eeheid ebenda. 



Digitized by Google 



30 



Erster Alncknitt. Vom Beeilte und seinen QaeUen. § 7. 



§ 7. 

* 

Die Grundlagen^) oder Voraussetzungen der Reehtsbilihiug. 

Die Entstehung und Durchführung von Recht im objektiven 
Sinne, die logische und praktische Existenz der Friedensordnung, als 
welche wir das Becht (oben § ö) kennen lernten, wäre nicht möglich 
ohne 

I. eine gewisse Willensfreiheit, 
II. ein herrschendes Gemeinwesen, 
III. ein Bedürtnisleben auf bestimmter Kulturhöhe. 

I» Eine gewisse Willensfreiheit. 

Es ist davon ausgegangen worden (§ 2), dass die Mensohen nicht 
bloss eine Anzahl Ton Bedürfnissen empfinden, sondern auch den 
egoistischen Trieb in sich fühlen, diese Bedürfnisse zu befriedigen; 
der Trieb ist darauf geri( ])tf^t. den Zustand herbeizuführen, welcher 
die Befriedigung des emphindenen Bedürfnisses ist. In dieser Ab- 
sicht nimmt der Mensch, jenem Triebe folgend, Handlungen vor. 
"Würde er diese Handlungen lediglich bewegt von mechanisch wirken- 
der Naturkraft vornehmen müssen, wie der aus der Hand gelassene 
Stein zu Büdcn fallt, so wäre kein Uauiii lür das Recht (noch auch 
für die Moral), denn auf den fallenden Körper macht Gebot und Ver- 
bot keinen Eindrnck. Wir müssen also, wenn wir Ton der Not- 
wendigkeit nnd Möglichkeit einer Rechtsordnung sprechen, Wesen 
Toraussetsen} anf welche Gebot und Verbot einen Eindruck machen 
können, Wesen, welche wählen können. 

Die Art, "wie die Gebote und Verbote auf das Tun der Menschen einwirken 
können, ist Gegenstand von Streitfragen^). Hier p;eniig:t ea foli^endes zu kon- 
statieren: Der egoistische Trieb, von welcliem wir ausgiiigea, ist an das Vor- 
stell u ngsvermOge n gericlitet; dies stttlit sich, d. h. dem Individuum, nicht 
bloss den Zustand des H e dii rf ni 89 es , sondern au'li d n der Befriedigung 
desselben vor, und sowohl dieser als jener wird Motiv iür die llHudlung des 
Individuums, dardl weleke dieses sich aus dem bisherigen Zustand in den von 
dem Yon?teliungsvermögen vorgestellten Zustand der Befriedigung jenes Triebes 
versetzen will. Nach der Empfindung jenes Triebes und nach jener doppelten 
Vorstellong (vom Zustande vHxnB und nach Bedürfnisbefriedigung) soll die Hand* 
lung folgen, welche ZVL dem gewdnacliten Zustande fUlireii soll. Hier nun — tot 



1) In einem anderm Sinne ist das Wort „Grundlage*' so verstehen in dem hoch* 

inicressaaten Aufsätze von Berahöft in der Zeitscbr. f. vcrgl. Kiclu.swis.stiiHcliiift, 
Bd. n, 6. 253. Was Bernhöft dort erörtert, konirot hier teils unter § 8, II in 
Brtraeht, teils unter III des § 7 hauptsftcblich als Eiowirkung der Kultur anf die 
Reohtsbilduog. 

Vgl. über tlie hier einschlägigen, hauptsächlich auf dem Gebiete des Straf- 
rechts behandelten Streitfragen: v. Liszt, Lehrbuch §§ 28 I, 29 III, 36 III u. a. und 
die dort litiert» hdebst bedeutende Ltteratur. 
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dieser Handlang — liegt <lpr Ptmlct, in dem die Rp'l tsardnung einsetzt. Wpnn 
n&mlicb die vom Individuum kiaft jener al3 Motive wirkenden Vorstellungen 
(vom Zustande der Bedflrfiliftbefriedigung und Bedürfnisnicbtbefriediguiig) vorzu- 
Dehmende Handlung an sieb oder in ihren Folgen (nach Auffassung des herr- 
schenden Gemeinwesens 8. unier II.) unvereinbar wäre mit dem harmonischen 
ZnMmmeiüeben der Menadien, unvereinbar mit der Kultur und Kulturentwicke» 
lung usw., oder auch nur mit bestimmten einzelnen Absichten jenes Gemein- 
wesens, so verbietet es dieselbe (oder gebietet eine entgegengesetzte). Dieses 
Verbot oder Gebot) wirkt uat dieMlbe Fläche, wie i«ne Triebe des Bedürfnisses, 
auf das Vorstellungsvermögen: dieses zeigt dem Tnaividuiim alsdann die (recht- 
lichen und tatsächlicbeu) Folgen der Beobachtung und der Nichtbeobachtung des 
Recbtsverbotes (oder -GebotM) und sdisfiFt dadurch MotiTe, welche durch- 
schnittlich grripiif't sind, von jenen unvereinV^nnRn Handlungen abzuhalten und 
das zu tun, vrm dem Zusammenleben der Menschen oder der Absiebt des Ge- 
meinwesens entspricht. Also Motive gegen Motive ins Feld zu führen, ist 
die Politik der Hechtsordnung, zum Zwecke der Herstellung und Erbsltung des 
Friedens und der Förderung der Kultur und der Menschheit in ihr. 

Nicht fibersehen darf werden, dass sowohl die Bedfirfaistriebe alt die ReehtS' 
voi'Bchrifff'r) (hiM-li r!n?? Medium des Vorstellungsvermögens hierdur'^h zu wirken 
haben; auf Wesen ohne Vorateilungsvermögen oder mit unentwickeltem Vor- 
stellungsvermögen wirken die Rechtsgebote and •Verbote nicht; ebensowenig auf 
Wesen, bei denen kein Zusammenhang zwischen dem VorstellungsvermOgen und 
der zur Hervorbringang der Handlungerfordeclichen Erregung der motorischen 
Nerren — also keine psychologische wahlfreiheit — bestäit, daher die Zurech' 
nungsunfähigkeit der Geisteskranken and die Ungflltigkeit ihrer RechtsgesohKfte 
sein sollenden Handlungen'). 

Bei der Schaftung der neuen, den Jiedürfnistriehen entgegen- 
wirkenden Motive sind die Durcbschnittsinteressen der Durchschnitts- 
individuen in Betracht zu ziehen; dies ist wesentlich Sache der Ge- 
setzgebungspolitik. Die Überhandnähme bestimmter Verbrechen wird 
z. B. den Gesetzgeber veranlassen, die Motive gegen diese Ver- 
brechen za verschärfen. Die Nicht&berwindnng der den Verbrecher 
smr verbotenen Handlung reizenden Motive durch die Recbtsmotive 
spricht nicht gegen die Richtigkeit dieser Auffassung, sondern be- 
vreist entweder die Abnormität der inneren oder äusseren Verh&lt» 
nisse des Verbrechers (ftlso die der individuellen Einzelerscheinung 
gegen über als zu schwach sich erweisende Rechtsmotivierung oder 
Strafandrohung) oder die allgemeine Schwäche (die .generelle Un- 
zulänglichkeit) der Kechtsverbote oder -Gebote. 

II. Ein horrsfhoudes Goiiieimvcsen. 

Eine Kechtsordnung ist nur möglich (und nur nötig), da wo 
Menschen zusammenleben, die ein Gemeinwesen bilden. Es entsteht 
in der Isolierung und für die Isolierten keine Rechtsordnung. iSowie 
sie aber in einer Mehrheit zusainmeiileben. zeigt und ergibt sich 
zweierlei : einmal das Vorhandensein von Interessen der Zusammen- 
lebenden, welche eine Geraeinschaft bilden*), Interessen, die verschie- 

1) Vgl. unten § 15, S. 65 bei Auni, 1 und 2. 

Es entipriogen diese dem Oesdligkcitstriebe oder dem wwialen Instinkte s, 
ohen B. 3^ 4, 5, Anm. 1, 8. 22, Anm. 2. 
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den sind von (möglicherweise sogar entgegengesetzt) den Interessen 
der im Gemeinwesen stehenden Einzelnen, unter diesen Interessen 
aber ein Hauptinteresse dieses Gemeinwesens, nämlieh das Interesse 
an einer autoritativen Organisation eben dieses Gemeinwesens: es 
ist Voraussetzung jeder Rechtsbildung die Existenz eines Gemein- 
wesens, innerhalb dessen gemeinsame Bedürfnisse (Bedürfnisse 
des Gemeinwesens), gefühlt werden und eine (äussere) Autorität 
zur Ent&ltimg kommt. Wir nemieik dag Grememwom ^^herrsclieiid^ 
sofern es seine eigenen Interessen nach eigener WaM zu Rechts- 
intereesen erhehoi und mit den selbstgew&hlten Mitteln als Rechts- 
interessen schätzen nnd garantieren kann. 

Xän solches Gemeinwesen ist am einfachsten, am natürlichsten 
und ursprünglich vorhanden in der Familie (Sippe). 

Die Familie ist historisch der Ausgangspunkt aller derjenigen 
(Semeinwesen, welche für die Rechtsbildung von wirksamem Einfluss 
waren und sind^); denn in ihr findet sich zuerst und naturgemäss 
die Vereinigung von Menschen überhaupt, zugleich physiologisch und 
ethisch (sittlich, der Bestimmung der Menschheit dienend) bedingt 
und gefordert; in ihr lindet sich zuerst die Überordming und die 
Unterordnung, welche im Staate als der Gegensatz zwischen Regierung 
und Regierten bezeicimet wird (vergl. oben S. 3 — 4), in ihr findet sich 
zuerst die Autorität, welche der Gesetzgebung und Verwaltung des 
herrschenden Gemeinwesen zukommt; in der Autorität des Familien- 
haupts (Patriarchen) ist der Anfang der gesetzgebenden und der aus- 
führenden (verwaltenden und richterlichen) Gewalt gegeben und so 
kmge kein Gemeinwesen aber der Familie steht, ist diese selbst als 
j^8taat" (Patriarchalstaat und auch — wenig hiervon differenziert — 
Heroenstaat) anzusehen. 

Fflr die Notwendigkeit der Annahme eines solchen Ursprungs des Staates 
nnd der Staaten sprechen die ältesten Traditionen, in denen Geechiobte und Sage 
verwebt sind, bei allen ans bekannten Völkera. 

Die übnliefenuicen des heb rfti sollen Volkes weisen wiederholt') auf 

das Hervorgeben des Staatswesens ans den Fainilienyeibanden hin. Den Über^ 
lieferongen der Hellenen ist nicht bloss die Existenz von — mehr oder weniger 
sagenbaft ansgestatteten — Geseblecbterstaaten, von allen des der Atriden (mit 

den iL 11 Sippenstaaten ttgentümlirlir-i Rcclitseinrichtungen der Blutrache, der 
Gastfreundschaft oaw.), sondern auch das Sichausdehnen der familienverbände 



1) „Die Menschheit entwickelt sich ursprünglich in Ue»amtlieiteu , der Einzel* 
menech tritt erst allmählich und langsam hervor. In der Familie hat ursprünglieh 
jeder die Wurzel seines Wesens." J. Kohler in K. u. v. TToltz. T., S. 27. 

^) Adams Geschlecht vgl. I. Moses 5, 1 (t\ Noea Deszendenz ebenda, Kap. 10 ff. 
(aUflcdings niofat ohne Hinweis auf Entstehnng einer Tyranni» anmet oder neben dem 
Fatriarohalstaat, ebenda v, 8. Nimrod, Balivlon). — Abrahams Deszendenz und patri- 
aiohaler Hirtensiaat i. Mos. 13 ff. — Aber einen Heroeustaat gründete David, 
I Ktaige 26 fl. II Könige, V|^. Bemh. Stade an der unten in Anm. S S. 35 an- 
gegebenen Stelle. 
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zn Gauen, das Aneinanderanschliessen der Haue zu Königtümern wohlbekannt'). 
Von den Römern bezeugt das justinianische Recht Hei bat noch in den darin 
nachwirkenden Ob^bleibseln der vorausgegangenen Rechtsentwickelung die ausser- 
ordentliche Bedeutung il r P.itriarchalgewalt und der FamilienverbJinde für das 
Priyair und Ölfentiiciie Üechtsleben ^J. Bis in unsere Zeit hinein reicht die familien- 
staatiiche Organisation des herraehenden Gemein weeens bei den Slaven (wenig' 
stens bei den Südslaven'), wobei sogar die Grenze, bis zu welcher der Familien- 
veritond seine staatsrechUichen Aufgaben (als Gliederung des Staats) erfüllen 
kann, flberachritten wurde*). — Audi die germanische Staatsidee fOhrfc in Sa^ * 
wie in Geschichte auf die Bedeutung der Fnrnilie zurück und war überall wo 
Germanen Staaten gründeten (in Skandinavien, in Deutschland, im Frankenreicbe 
links des Rheins and der Maas, im Longobardeoreiehe nsw.). Schon die flltesto 
Abzweigung von \'o)kHtämmen wird sagenhaft auf Deszendenz und patriarchalisch- 
heroische Einigungen und FamilieDteilan|;en zorttck^fohrt^). aber interessanter 
noch ist die sprach- nnd reehtsgeschtchilieh nachweisbare Bedentang der „Sippe*' 
in historischer Zeit hei den Germanen Der Rechtsfriede wird auf das Sippen- 
verhfiltnis gebaat gedacht, daher die Feindschaft unter den Gestppten aU unver- 
kenDbares Anseidien des Weltuntergangs angesehen'). Inneriialb der Sippe ist der 



1) Den reinen Patriarohalstaat zeigt die Odyssee bei den Kyklopen: toUrtv d* 
oIFf* dyo^tü (hvJLijfpÖQoi oütB t^/ftunes, AXJC oXy l'^tjZoiv dqiutp valovai xaQijpa 
iv aniaai y?M<pvQo7ni ^tfnattrei (aacrrog naldtav 7^6' iiX6%<av, oi6 äÄÄijÄcav 
&Xdyovaiv. OM'ZZ. IX, II J — 115. Aber der Hellene homerischer Bildung (peri- 
kleischer Zeit) kann in solchen iäulierten Haushaltungen nocli keinen Staat, kein Rechts» 
leben anerkennen, daher nennt der Dichter (a. a- O. V, lO«"^) die Kyklopen tneQtpidÄoi 
d&eftitnot. Über Blutrache, als Pflicht und Äusserung der Sippe s. z. B. Odyssee 
XV. V. 273 bis 270, auch I, 40, 41. (Vgl. anoh Bernbdft in der Zeitwhr. f. 
veigleich. Rechtswifs. Bd, I, S. 13). 

<i) Man denke an die römisch- rechtlichen Begriffe der Familie, der manus, der 
patria potestas mit ihrem jas Titae ae neds; an die Bedeutung der gens uid des Gen> 
tiienverhältnisses usw. 

Vgl. Paul Turner, Slavischee Familienrecht (Strassburg u. London 1874) 
S. 10) 14, 37 n. a.» wo namentlich die Bedentung der zadruga (Hausgemeinschaft, 
Familie, an dcr^n Spitze der gnspodar oder stnrc ^-hina), der shapsnia nnd der QroM* 
flohupanie oder (irosswoiwodschaft hervorgehoben wird. 

4) Daraaf wird der Zerfall des alten Polens, des alten Serblena «sw. mrfiek« 
geffthrt. 

Tac. Germ. 2. Celebrant oarminibus autiquis, qaod unum apud illos metnoriae 
et annalinm genns e«t, Taiseonem denm terra editnm, et fillnm Hannnm oiiginem gentii 

conditoreeque ; Maiino tn-.s ülioä ndsii^'nant. c puorum ttOminibttS proximi Ooeano Ingas« 
Tones, medii Herminones, ceteri Istaevonea vocantur. 

6) „Der gennanfsehe Staatsgedanke fing mit dem denkbar Ueinaften Verbände an, 

er beschrankte sich auf den kleinsten Kreis, ai s welchem er her . or l* '»vachsen war: 
auf die Familie. Sibja heisst zugleich Familie, Qeachlecht, gens und Friede, Keohta« 
cebntz, pax, vgl. aldnordiedi sifjahr, fem. plnr. die Gesippen, gotisch sil^a da« ver- 
wnndte Geschleeht, die Verwandtsehiift - „Freunilschaft" , Gemeinschaft; altsächstsoh 
aibbja, mittelhochdeutsch sippe = Friede, Bund, Verwandtschaft. Sanskrit sabbA, 
oommnnitas, (vgl. August Pick, VergleidiMkdes WOrterbnch der Indogermanfadien 
Sprachen. 4. Aufl. besirbeiti t von Adalb. Bezzenberger , Aug. Fick und "Whiiley 
Stokes. I Göttingen 1891, 8. 326) daher sabbya zu einer Gemeinschaft gehörig „dann 
gesittet, anständig'« F. Dahn, Im neuen Beieh, 1875, N. 11, S. 413 u. Bausteine 
Bd. 1, S. 417. (Ein Analogon bildet in letstner Beslehong die Bedentang von ,^vls", 
„OlTiliB", ,,ctviliter", , .zivilisiert"). 

') „Nun würgen sich Brüder und werden zu Mördern, Geschwister Irinnen auf 
Sippenverderb." Völuspa in der Edda, v. Wolzogen S. 148. Auch F. Dahn, 
Bausteine I, S. 417. ,Jm neuen Reich" 1875, S. 414. Vgl. Heliand 132: endi 
heri ledid kunui uhar odhar (et exercitum Uuxit una gens contra alteram , Vilmar, 
Heiland, 8. 39.). 

ftareiSp Bedrtsenijklopldlew 9. AML 3 
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Fehdegang ausgesclilossen und der Recbts^ang zaerst und allein zagelassen'). 
Selbstreretändlich dehnt sich der Reehtefriede über den SippenTerband hinaus 
(bei den Germanen zunächst vermittelt durch das Abkaufen der Fehde, das soge- 
nannte Eompositionensystem), und mit der historisch schon zu Tacitus Zeit vor- 
handenen Sesshaftigkeit vieler Qermanenstämme ist das Staatswesen nicht mehr 
Geschlecht^rstaat, sondern schon über Gaue, ja Völkerschaften ausgedehnt Abw 
anch in der Ansiedelung beobachtet man das Sippenelenient nnd die Bedeutung: 
der Autorität des Familienhaupts, inabesondere au den Ortaiiamen der von dea 
Sippenhäuptern gegründeten und benannten Orte'); die Tatoache der Niederlassung 
an demselben Orte (z. B. in demselben Talkessel) erzeugt übereinstimmende 
Interessen der Nachbarn, die doi t den ersten Gemeindestaat, die Marktgenossen- 
Bciuift (narca) bilden, eine Vereinigung von stammvenrandttti oder sout inter- 
essen verwandten Sippen, die um die Einzelgüter (villae, mansus, mansione^, hobae, 
Uüfe) herum ungeteiltes Land (Allmende, Wald und Weide) besitzt und die ge- 
meinsame Verwaltung und Verteidigung ihrer Marken sich zur Aufgabe gemadit 
hat^). Diesen Gemeindestaaten Imngt sich das Bedürfnis auf, sich mit benach- 
barten Gemeinden verfassungsmässig zu einigen, so entsteht der Gau (pagua, 
Bezirk*) als Gaustaat mit besonderen staatlichen Einrichtungen (z. B. Gange- 
richtön), weil er eigene Interessen ^ptrf^mih r den marcae und gegenüber den 
einzelnen kippen und Hofbesitzern sein nennt und festh&lt. Der Gauataai ist 
berdta ▼«nefiiedenarüg gestaltet und gefiedert, jedenfalla mit den ünterabtei- 



1) F. Dahn, Febdeganif nnd Becfalegeng der Germanen. Bansteine, Bd. II, 

S. 79 ff. 

^) Dies besagen '^r allen die zahlreichen Ortstiameu, üi« auf -ing oder •ingen 
enden nnd fai ihrem vorderen Teile einen Personennamen tragen , den de« gründenden 

Familienhauptes, wie die Ortsnamen auf -rod (-reut, -rieht und -rad), auf •brand oder 
-scbwend die ersten Anbauer oder Bekämpfer des Urwalds, die auf -hrnm, -lar, -hausen 
nnd andere den Erbauer bexef<^nen. Vgl. W. Arnold , Ansiedelungen nnd Wanderungen 
deutscher Stämme. Zumeist nach liessisfhen Oitsnameii, 1875, 1876, A. Meitzen, 
Der älteste Anbau der Deutschen. Jahrb. i. NaU u. Stak N. 1, II. Bd., Jena 1831 und 
die dort cit. nat.mk. Uteratnr, vor allem v. Inana-Stemegg, Dentsche Wirtschafts- 
geachichte a. auch folg. Anm. 

it) Über diese Verhältnisse der deutschen Ansiedelung und Staatenbildung ver- 
breitet ndi sowohl eine bedeutende literstor volkswirts^afdieher als auch juristischer 
Schriftsteller und Historiker. Hiervon seien hier angeführt : L. t. M a u r e r , Geschichte 
der Markenverfassung io Deutschland, 1856 (und dessen , .Einleitung zur Geschichte der 
Mark-, Hof-, Dorf- und Stadtverfassung", 1854). Fr. Thuilichum, die Qau- und 
MarkverfasBung in Deutsch ] an d , 1860. Gg. Waitz, Über die altgernianiscbe Hufe, 
1854. Gk. Wait«, Das alte Recht der salischen Franken, 1843, S. 125 ff. u. a. 
Gg. Waitz, Deutsche Verfassungagesdiichte, Bd. I, II, LSD.'i, 1870 (1874) 1880. W. 
Arnold an dem oben angeg. Orte, Felix Dahn in den ,. Königen der Germanen", Bd. I, 
1861, ferner in den Bausteinen: Erste Reihe. 1879, S. 282 ff., 396 ff., 422 ff.. 528 ff. 
Zweite Reihe. 1880, S. 150 ff., 372 ff. Sechste Reihe. 1882, S. 157. — Felix 
Dahn, Dentsche Geschichte, I. Bd., 1883, S. 183 ff. Felix Dahn, Urgeschichte der 
gernann. n. roman. Völker in W.On c k ms Gesch. (s.folf. S. Anm.5). Heinrich von Sy bei , 
Entstehung des deutschen Königtums. Felix Dahn, Zur älteren deuti»cheu Geschichte 
in Dentsche Revue, Bd. VII, 1882. Laveleye, de la propriet^ et de scs forniee 
primitives (2. ed. 1877), deutsch von Büchner 1879; hierzu Kohler in der Krit. 
VierteljahnMohrift , Bd. XIII, S. 1 ff. Heus 1er, Institutionen des deutschen Privat- 
reehto, Bd. I, 8. 888 IT. N. Boaoher, Ansichten der YolkswirtMlMft, 1801. Gg. 
Ilnnsscn, Agrnrhlstorische Abhandlungen, 1880. A. Meitzen, Der älteste .\nbau 
der Deutschen (Jahrb. f. Nat.«ölE.) 1681 von v. Inama- Sternegg, Deutsche Wirt- 
lehaftageaohiehte, I. Bd. 1879, K. Lampreeht, Wirlsdiaftsleben I und Der«., Dentsdie 
Geschichte IT, 1^02 u. a. - Vgl. auch unten § 20, S. 90 mit Anm., S. 91 mit Anm. 

*) Compagenses d. s. Gaugenossen s. Schröder, Deutsche Rechtaigeachichte, 
8. 181. Über GanTeifanung s. Biesler, Geioiiiobte Bayerns, I, S. 186, 841 IT., 
Brnnner, Deutsohe Becht^geeehiehte, II, 146. 
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luDgen: Gemeinden, Sippen und Höfe, manchmal^) in TTnn lprfprlmften (Centenen, 
Centeil) and besonders organisierten Dorfsohaften. Die zunehmende Kultur und 
— ▼ielleieht mebr noch — die Kriegsnot treibt m weiteren Anlelmungea nnd 

EinigungfMi: mehrere Gaue, vielleirTit alle stammverwandten, schliessen sich 

SoUtisch und verfassungsmässis aneinander an and so entstand z. B. der bei 
en Deutschen sehen im 8. Jfthninndert nach Chr. regelmässig vorhandene TOtker«. 
schaftsstaat (civitas). Fügen sich — abermals durch Kriegsnot oder anderes ge- 
drängt^) — mehrere Völkerschaftsstaaten aneinander an, so kommt es zu einem 
weitumfassenden Staatswesen, das man in der deutschen Rechtsgeschichte mit 
der Bezeichnung Volksstaat belegt hat, an dessen Spitze ein Volkskönig oder 
Volkaherzog steht (daher Volkskönigtum, Volksherzogtum *) und schliesslich zur 
höchsten Stufe staatlicher Einigung, zum Königtum der Nation (Reicbskönigtum, 
&nch Kaiserreich, wie das Reich Karl des Grossen es war). Von da ab folgt 
historisch in Deutschland eine Reihe von Zwischen- und Rückbildungen, das 
deutsche Kaiserreich des Mittelalters, der Lehensstaat und die Entwickelang der 
Territorialhoheit der einzelnen Glieder des Reiches, bis es wieder zu konzen- 
trischen BewegHBgen kommt, aas denen die Aufrichtung des Deutsclien Reiches 
1870/71 liervorgittg. Unter verschiedenen Namen und mit neuen Umgrenzungen 
gedaiiüit, kann man grossenteils die Volksstaaten (regna, ducatus) in den Bund^ 
gliedern des Reiches, die Völkerschaften (civitates) in den Provinzen der Bundes- 
glieder, die Qaue in den Kreisen oder Bezirken des jetzigen Deutschlands wieder- 

Für die Rechtsentwickelung ist von Bedentang, dasB jedes der 
an räiunlicher Ansdelmnng und an Au%abenumfang so sehr Yonein- 
ander abveichenden Gemeinwesen (Haus, Gemeinde, Gau, Völkerschaft, 
Volk, Beioh) znr Bechtsbildung berufen ist, aber nicht jedes diesen 
Beruf nach allen Kichtungen ausfüllt. Teilt man dem ,^Staate^, 
als welchen man das rechtlich unabhängige, demnach das jeweilig 
höchste Gemeinwesen bezeichnet, als dem herrschenden Gemeinwesen 
die Aufgabe der Rechtsbildiing zu, 80 darf nicht übersehen werden, 
einerseits dass diese Aufgabe keineswegs die einzige des Staates ist, 
und andererseits, dass der sirh weiterentwickelnde Staat den voraus- 
gegangenen Staatserscheinungen die Weiterbildung des in ihnen 
(..autonom") entstandenen Rechts überlassen kann, wodurch eine be- 
sondere Rechtsentstehungsform (die „Autonomie" im modernen Sinne 
des Wortes nnd die „Observanz'' im technischen Sinne des Wortes) 
erzeugt wird, die Ilechtsbildung aber trotz poUtischer Einigung par- 



1) Nämlich bei Goten und CluUtiu (vgl. Gareis, im 3. Jahresbericht des Ober» 
htm. V. f. Lokalgeschichte. Qiessen 1883, S. 63, 64 und die dort aogcg; Uk), 

2) Der Auadruck sei gestattet, um den Gegensatz solcher Einigungen gegenüber 
den blossen Allianzen (wie Schutz- and Trutzbünduissen) anzudeuten, welche jedenfalls 
dm Einigungen, sie einleitend, vorangingen. 

3) Vgl. z. B. Bernhard Stade, Geschichte de« Volkes Israel in W. Onckens 
Alig. Gesch. in Einzeldarstellungen, 8. 173—176, wo Gründe dargelegt sind, welche 
die Entstehung d«a Königtums veranlassen, insbesondere das hervortretende Bedürfnis 
der Ackerbauer nach Beoht und Sieherheit, im Gegensatie m fläehtigea nnd lcrieg»> 
risclien Nomaden. 

4) Vgl. W. Siekel, Bist Zeitsehr., Bd. XVU, 8. 407 ff. 

5) Über diese Entwickclungsstufen usrt-. s. Yvlix T^ahn: Urgeschirhfe «ler german. 
u. romau. Völker (in der von Wilh. Oncken herausgegebenen ,,Allgemeinen Geschichte 
in EloMilduitellnDgen'^ 23. Abt.) I, insbei. 8. 7? ff. 

3* 
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zelliert bleibt. (So die Gesetzgebungsbefugnis autonomer Provinzen 
und Gemeinden, ja selbst autonomer Familien. S. unten § 12, S. 54). 

Solange sich Staat und Familien decken, der Staat also in 
denkbar kleinstem ^'erban(le besteht, hat das Gemeinwesen „Staat" 
die gesamte wirtschaftUche und rcchtsbildende wie rechtspflegende 
Tätigkeit*). Eine Differenzierung der Aufgaben ist erst dann denkbar 
und wirklich vorhanden, wenn über der Sippe ein höheres Geineiii- 
Wesen, zunächst etwa die Gemeinde (z. B. bei den Deutschen die Mark- 
genossenschaft), steht ; dann hat letztere normengebend und verwaltend 
ihre eigenen Interessen zu vertreten als höchbtes Gemeinwesen, das 
HauB aber hat seine eigenen Interessen nur innerhalb des Rahmens 
znyerfolgen und zu verteidigen, welchen das Gemeinwesen ibmlisst; 
es scheiden sich also schon hier Einzelinteressen, Familieninteressen 
und 0emeinde-(Staats*)Intere8sen. 

Di^ GAgeneinftnderetellung nimmt nattbrlieli za, je weiter sich — dem (Terri- 

toriul ) Umfange und den Angaben nach — das herrschende Gemeinwesen, der 
Staat, entwickelt : Im germanischen Yolkskönigtum ist die Teilung der Aufgaben 
derart, dass die Rechtsbildung und Rechtspflege sowohl dem Staat, als dem 
Gaue, als der Gemeinde (und Familie) zusteht, bezw. überlassen ist; das Königtum 
nimmt den Blutbann und die Bannforsten und das gesamte Heerwesen für sich 
legislativ und administrativ in Anspruch und lääät lu Gaugorichten königliche 
Beamte mindestens aufsichtführend schalten; dagegen bldht fast die gesamte 
Wirtschaftepolitik und Polizei sowie das niedere Oorichtswesen und die Bildung 
und Pflege aes matorielleu Zivilrcchtö niederen ürguuiamen, Gauen^ Gaugerichten, 
Gemeinden, Märkerdingon, Familienherrschaften (iberlassen. Trotz des geschäft- 
lichen Übergewichts der unteren Verbände innerhalb des fränkischen Königtums 
darf doch nicht angenommen werden, dass diese unteren Verbände (die Gaue 
und Gemeinden) die einiigen Bind^liedor swisehen den einzelnen Staatsange- 
hörigen und dem Staate gewesen war^n , wie man allerdings in streng lehen- 
rechtlich organisierten Gemeinwesen annehmen mosste, wo die Untertaueo nur 
ibrem anmittelbiuren Herrn und erst mittelst dieses nnd dnrdh diesen dem höheren 
Verbände (höheren und b<"ir-1i<^t"n Lelienliorrn) unterworfen wären. Vielmehr stand 
der fränkische Staat schon auf eiueui allgemeinen Untertanen verbände , kraft 
dessen ein direktes Schutz- und Treueverhältnis zwischen den einzelnen Staats- 
angehörigen, gleichviel welcher Gemeinde, welchem Gaue, welchem Herzogtume 
sie angehören mochten, uad dem Herrscher (Könige) bestand, ein direktes Ünter- 
tanenverbältuis-), kraft dessen die Untertanen zur Heerpflicht'), zur Dingpflicht'') 
und zur Verpflegung der durchreisenden Gesandten'') un^! Grafen des Königs 
verpflichtet waren, wogegen ihnen allen der König Kriegsschutz nach aussen, 
Bedits- nnd Polizeisdiuto nach innen tu direkt garantierte*). 



1) Der Patrlnrchalstaat ist darum ein «ozialisUedier Staat, «. unten ^ 40, 41. 
Hierüber 8. hauptsächlich Ehrenberg, Kommeadation und HiildiiB|iing, nach 
fränkischem Rechte, 1877, S. 1 ff., 116 ff. 

3) „cum oomite suo in exerdtam pefgmt.*' HIertn g^Orte aneii die Ffli«bt der 
QienzenbewacLung, s. Ehrenberg a. a, O., S. 3, 10? v. a 

*) „ad malium oomitis venire'*, und zwar zum „geboteuen Ding": „tu neoeaaitas 
faerit Tel denmiolatio regia niget", sowie snm „ongebotentfli" (d. i. regdminige, niolit 
besonders angesagte Versamrolungen der OeriäiHgenieindMi; i. Brnnner a. a. O., 
8. 197). — Ehren berg a. a. O. S. 2. 

9>) 8. Bhrenberg a. a. O., 8. 8. 

6) 8. Elirenberg 8. 1. 
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Schlieseen sich die Volksstaaten (Königreiche, Herzogtümer) zu einem noch 
höheren Verbände aneinander an, zum Reiche (natio, imperium), so kann dieser 
AoBchluss bis zu einer völlig Vernichtung der Selbstfindigkeit der unteren 
Verbände fflhrcn (zum Einheitsstaat z. B. in Frankreich) oder die laxe und darum 
wenig haltbare Form des Lehenverbandes erhalten oder eine der Formen „zu- 
sammengesetzter" Staaten annehmen (siehe unten S 41). Auch in den letzteren 
Fällen kann die Unterordnung der Einzelnen unter den höchsten Verband eine 
direkte sein, wie sie z. B. dem Buudesätaate charakteristisch iät'), oder nur eine 
mittelbara bleiben Die Verteilung der Aufgaben zwischen dem bikitsten Ge- 
raeinwesen und den unteren ist dabei selbstverständlich eine überaus verschiedene, 
durch die historischen Verhältnisse allenthalben bedingt. Vergleiche Art. 4 der 
Yerfasemig des Dentocihen Reiches Toin 16. Apzü 1871 ^. 

Aber so Tezschieden die Zuständigkeiten und die Aufgaben der 
GemeinweBen, der höchsten wie der Gliedstaaten nnd der in diesen 

Torbandenen dffentliohw Gemeinwesen auch sein mögen — als eine 
der Aufgäben, welche sich (in Deutschland mindestens seit dem 
XHL Jabrhniulert, wenn auch nicht in allen Richtunfien der Rechts- 
ordnung) der Staat, d. i. das jeweilig höchste, das herrschende 
Gemeinwesen, setzt und setzen muss, ist nun überall die Hechts- 
bildung und die- Rechtspflecje anzusehen, wie andererseits der Staat 
nach heutiger staatsrechtlicher Auflassung als eine der wesentlichen 
Voraussetzungen der Existenz und Durchführung der Friedensordnung 
in den äusseren Beziehungen der Mensclien betrachtet wird. Hiervon 
des weiteren in den folgenden 8 und 11. 

III. Ein Bedflrfnisleben auf einer gewissen Kuiturhöhe. 

IHese Voraussetzung einer jeden Rechtsordnung macht sich in 
doppelter Weise geltend. Zunächst als logische Notwendigkeit: eine 
Friedensordnung der äusseren Beziehungen der Menschen untminander 
Ist nur möglich, wenn äussere Beziehungen der Menschen untereinander 
vorhanden sind und infolge hiervon eine Ordnung derselben, vermöge 
des liechtssmnes (s. oben § 2) ak liedürtnis empfunden wird; es 
machen sich die Momente, die wir als Wurzein des Rechts bezeich- 
neten, hier als \ uraussetzungen desselben geltend. Dazu kommt nun 
aber, dass die Art der Bedürfnisse, ihre Intensität, die Art der 
Geltendmachung der Triebe, die den Bedürfnissen entsprechen, 
und die Art der Befriedigung der Bedürfnisse von der Kulturhöhe 
der das rechtschaffende oder rechtpflegende Gemeinwesen bildenden 
Menschen abhangt Davon hängt nun aber sowohl die Bichtung 

1) Vgl. Garei«, Allg. Staatoredit in Harquard^ent Hdbefa. d. OC Recfati, 
I, S. 100 ff. 

>) 8o regelmlBsig im „Staatenbmid", a. Gar eis, Allg. Staatsrecht, 8. 114. 

») S. unu-n § U, 8. 49, Ann.. 1, 2; §§ 42, 43. 

4) Daher ist ia viel weiterem Sione, als Hugo Qrotius (de jure belli ao paois 
I, 1, § 14) mit Chrysoatomaa «Dnimial, daa Binbt tfn eßQtjj^a ßhv vuA x^dvov, 
fcpertnni tempori« et mua. 



Digitized by Google 



38 Erster AbflchnitL Vom Bechte und Beinen QaeUen. § 8. 

der erforderlichen Gebote umi Verbote als auch die Intensität der 
für den llngehorsamsfall anzudrohenden Rechtsnachteile, Strafen usw. 
ab. Kin hauptsächlich Naturalwirtschaft treibendes Al])envolk braucht 
andere Gesetze als ein in der rafiiniertesten Geld- und Kreditwirt- 
gchalt Bich bewegendes Handebrolk, halbziTilisierte Nomaden bedürfen 
zur HenteUnng einer Friedensordnung unter ibnen anderer Normen 
als ein hoohzivilisierteB Knltunrolk. 



§8. 

Die Staaten und ihre Bechtsordnuiigeii« 

I. Jede Kechtsordnnng verdankt ihre praktische Geltung dem 
heziBcbenden i icinwesen, jedes objektive Recht und jede Rechts- 
pflege ist als staatliche Einrichtung anzusehen^). Damit ist nicht 
gesagt: Der Staat ist die alleinige Quelle des Rechts (über die Rechts- 
quellen s. folgenden § 9 S. 42 ff.), denn der Staat kann die Auf- 
stellung von Vorschriften für das äussere Vertialten der Menschen 
untereinander anderen Faktoren überlassen, so der Macht der sich 
selbst entwickelnden Lebensverhältnisse, ;,der Tatsachen"'), ferner: 

1) Diese Auffassung ist sehr bestritten gegen sie kämpft die naturreditlleh« Auf* 
fassung, welche die Autorität des Rechts in seiner Vernünftigkeit, in der Vcmuuft der 
Menschheit sieht, ein Teil der historischen und der natnrrechtlicbun „Schule'*, iu&ufttm 
das VolkBieolitBbewnNtseia als Quelle der Gilligkeit der BeditsDonuen, femer eine dem 
Naturrechte venvnnflff' moralistische Auffassung, welche die bindende Kraft der Rechts- 
sätze in ihrer ethiachcn Kraft erblickt usw. Hierüber s. teilweise die Auaföhrungen 
1d § 3, 8. 13, § 6, insbes. 8. 23 ff. Entgegengestellt wird obigen Sitsen naiDCOtUcdi die 
Existenz des Gewohnheitsrecht« (hierüber b. § 10), des YOlkemahts, s. § 54, der 
Autonomie, a. § 12, 8. &0, und des Kirchenrechts § 57. 

<) Itteser Sats könnt« so ▼«ntandm werden, dass die Negation denelben mit den 
heidon vorheri,'chcndcn in Wir^rr j'n-.ch ptebt. Letzterer ist nicht vorhanden, wenn das 
Wort Quelle richtig verstaudeu wird. Die Uuelle liefert den Stoff, wie das Wasser 
des Baches aus der Qn^e entspringt; die Kraft aber veidasict der Baeh nidit der 
Quelle, sondern anderen Moraeoten , der Anziehungskraft der Erde, der Besch .iftVnheit 
des Baohbetteii u. dgl. Analog liegt die Sache hier: den Stoff der Beohtsnormeu , die 
Anasprfiehe der Gebote und Verbote, die Vorsehriften selbst liefert der Staat nvr, so' 
ferne er uls Genetzgf'ber auftritt, in dem von ihm erla-ssenen Gt'.>i«'tze schafft er den 
Stoff — die Vorschriften — und gibt diesen die Kraft seiner Autorität^ dagegen wo 
die anderen Quellen des Beehts HiMsen (Autonomie, Gewohnheit, Beehtsnot) und den 
Stoff der Reohtunormen liefern, da ist des Staates Werk und Amt die Ausstattung 
dieser Vonichrütea mit seiner autoritativen Gewalt, wo er dies sum Interessenschutz 
für nötig oder zweekmäiisig hält. 

S) S. Gewohnheitsrecht u. notwendiges R. § 9, 8. 47, § 10, S. 48, § 12, S. 54. 

Der Staat steht in einem fünffachen Verhältnis zur Rechtsordnung; man kann 
dies so ausdrucken : 1. Bespublica jus sancit, — der Staat gibt dem Rechte seine Autori- 
tät, er, das herrschende Gemeinwesen, bestimmt was Recht ist, nur was das herrschende 
(iemeinweseu als Recht anerkennt, ist Recht (s. oben S. 23, Anm. 1, Windscbcids 
Rekturatärede, S. 7), dies gilt nicht bloss vom Gesetzesrechte, (s. Nr. 2), sondern auch 
Tom Gewohnheitsrechte, der Autonomie und der Observanz. 2. Resp. jus condit (con- 
atitait), der Staat bildet BechtsvorBohiiften in Qesetsen, Verordnongen. 3. Besp. jure 
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untergeordneten Verbänflen abgestorbenen od^r nachher anwachson- 
den, werdenden Staatswesen in ihm, mächtigen Gemeinwesen inner- 
halb seines Herrschal'tskreises, fremden Gemeinwesen, denen er sich 
anschliesst"). Solche nicht vom btaat aufgestellte Regeln der äusseren 
Beziehungen von Menschen untereinander können, ohne dass oder 
bevor der Staat doli am dieselben überhaupt kflmmert, eine bindende 
Kraft für diejenigen Personen haben, in deren Lebenekreise die Regeln 
entstanden sind, eine Kraft, die dem Gewissen der Beteiligten, der 
moralischen oder religiösen Anschannng*), der Madit des gegebenen 
Wortes oder Stand esgefühls^) oder einer blossen Nützlichkeitserwägnng 
entsprungen ist^), eine Kraft, die wie in den zuerst angedeuteten 
Fällen höchst ideal sein kann, — aber Rechtsnormen sind derartige 
Vorschriften nicht, denn es fehlt ihnen die Kraft jener Autorität, 
die nach dem Begriffe des Rechts (s. oben § 5) und im Gegensätze 
des Rechts zur Moral, Religion usw. (s. oben § 6) wesentlich ist für 
das Recht, nämlich die Autorität des herrschenden Gemein- 
wesens, des Staates. Recht ist nur das, was das Gemein- 
wesen, innerhalb dessen das als Recht Vorgebrachte geltend gemacht 
werden soll, als Reciit anerkennt. Dies gilt so allgemein, dass 
wir auch das, was ein anderes Gemeinwesen für Recht halten mag, 
selbst in bezug auf die Angehörigen jenes anderen Gemeinwesens 
keineswegs stets als Hecht anerkennen^. 

Die AnerkeanuDg aeiteos des Staates, wodurch eine Vorschrift sur Eecbts- 
Vorschrift wird» kann eme aiisdrfleUidie oder stillsehweigende, eine direkte oder 

eine indirekte sein. So lässt der Staat kircbenrechthche und Korporationsvor- 
schriften, Gewohnheiten und Statuten und fremde Rechte so^ar unter bo- 
stimmten Voraussetzungen ids Recht gelten, er verleiht jenen, (Tielleicht schon 
vorher etwa moralisch oder religiös verpflichtenden) Normen das Wesen der 
Rechtsnorm durch seioe Machthoheit, auch schon dadurch, dass er seine 
Gerichte, die Organe seiner Rechtspflege anweist, jene Vorschriften als Rechts- 



utitur, er benützt das Recht, Kechtsgebotc und -veibofe, nm seine Ziele tu orretehen, 
z. B. wenn er die allgemeine Wehrpflicht oder Scbuiptlicht auferl^t, oder Strafen an- 
droht gegen «lies, was leinen Zielen widerstrebt. 4. Bc«p. Jus dieit — in der staat* 
liehen Gerichtsbarkeit, Beditspflege, s. unten § 47« §§50 IL 5. Fiseus l^ibus subditus 
est, 8. § 15, S. 66. 

1) Vgl. Autonomie, unten § 12, S. 54. 

8) Vgl. unten § 54 (YSlkerreoht) vnd § 57 (Kirehenreobt). 

3) Z. £. Normen des kanonischen Rechts; kirchlidie DissipUnar* oder Heilvor- 
schriften ohne, ja etwa auch gc-gen staatliehe Vorschrift. 

4) Z. B. Normen eines Duell- oder PaukkuiuuienU» (bis zu einem gewisKea Grade) 
— trots des generellen Verbots — staaüieh als bindend anerkannt. StiGB. §§ 207, 208. 

5) Z. B. Unterwerfung anter die Gebote eines staatswidxigen G^timbnndes, einer 

joalfia, camorra u. dgl. 

So sind z. B. keineswegs alle kanonischen Ehchindernisse auch voiu ätaate als 
Ehehindernisse anerkannt; so ist in Deutschlaud keine Art TW Leibeigenacltsft Reebten^ 
auob nictil sngunsten oder sum Kacbteile von Afrikanern usw. 
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normen zugrunde zu le^en'}, ja möglicbeiweise schon dadurch. da.ss er Gericliteu 
«ndüicr Qmraltai in stfinein Territorium die Anwendong sokhoi nicht von ihm 
selbst ausgesprochener Normen unter seinem Schutze zur Pflicht macht'') So 
spricht denn aie Existenz eines Güvvohüheitsre ch ts , eines Kirchenrechts, eines 
Kechts der Autonomie, nicht gegen den staatlichen Charakter des Rechts 
überhaupt und all r Rechtspflege. Und auch vom Völkerrechte gilt dies: es fordert 
die Anerkennung aller Staaten (oder wenigstens der beteiligten Staaten^ als Recht 
— nidit im einseinen Streitfalle, sondern in abstracto (äs Norm für die Ver^ 
teidigung der gemeinsamen Interessen und für die Abgrenzung der Einzelinteressen 
der Staaten) und besteht nur unter den Staaten und für die Staaten^). Dabei 
ist denkbar, dass der Staat einzelnen nicht von ihm selbst ausgesprochenen Ge- 
boten iinl Verboten, wenngleich p'ic tregen ihn selbst gerichtet sein können, die 
Anerkennung gar nicht versagen kann, sondern ausdrücklich oder stillschweigend 
erteilen muss, nm seiner eigenen Existens und Gmndredite willen*). 

n. Welchen Geboten oder Verboten (sei es, dass der Staat sie 
selbst ausspricht, sei es, dass er die Ausspräche anderer Gemein- 
vesen oder Gewalten vorfindet) das herrschende Gromeinwesen (der 
Staat) seine Autorität nnd damit den Charakter nnd die Kraft von 
Rechtsnormen verleihen will, steht in seinem politischen Ermessen 
(s. oben Politik g 3 III. S. 14 — 16); es kommt darauf an, weldie 
Interessen er zu rechtlich geschützten Interessen, zu Rechtsgütem 
erheben und welche Mittel er zum Zwecke dieser Schutzerzeugung für 
angemessen ßndet^). 

In der Freiheit der Wahl seiner Tuteressen (als RechtsgOter) und der hierzu 
ZU verwendenden Mittel des loteressenschutzes zeigt sich die Souveränität, jene 
Eigenschaft des Staat», TennOge welcher er — nicht omnipotent, wohl aber — 
rechtlich unabhängig, ohii ine über ihm rechtlich wirksame Gewalt tätig ist 
oder besteht. Dass diese rechtliche Unabhängigkeit nicht Staatsallmacht ist, zeigt 
die tatsftcbliehe Abhängigkeit der Staatstätinreit'von solchen Faktoren, mit denen 
der Staat rechnen niu^s, weil die Wirksamkeit seiner Massregeln von ihnen un- 
abänderlich beeinflusst wird. So ist auch der rechtserzeugende ätaat (d. i. das 
herrschende Gemeinwesen in seiner Rechtsnormen schamnden Tätigkeit) von 
über seiner Macht stehenden Faktoren tatsftoUich ubljünuig Neben dieser, hier 
wie oben § 3111 S. 14 vertretenen Ansicht Aber die Verhältnisse der staatlichen 
Gesetzgehnng tind der Rechtsbildung, eine Ansicht, die die Praktiker und Staat»- 
raänner aller Zeiten teilen und die man auch als opportunistisch liezeichnen 
kann, bestehen noch zwei andere Auffassungen jenes Verhältnisses: Die der 
naturreohtlichen nnd (innerhalb dieser) der moralistiscben Schule, welche annimmt, 
da.ss die RechtHnorinen ewige Gesetze seien, denen die staatliche Gesetzgebung 
nur annähernd zustreben kann, wie die menschlichen Handlungen den platonischen 
Ideen, nie aber widersprechen darf (hierüber s. oben §3 8. 13), und der roman- 



1) So anerkennt das Dentsehe Bdeh tüikisobeB, «Aiineriadies und arabiadies Oe- 

wohnheitürecht niittel.'^t der Yorsclirift des § 40 dr - T'. (t. vom 7. April WOO über die 
K.ousulargericbU»barkeit und des § 3 des Sobutzgt^bieUi^esetzes vom 10. äept. 1900 — 
ionerhalb der durch Art. 80 nnd 31 des Einf.G. t. BGB. gesogenen Grensen. 

'i) Z. B. in der Anerkennung der Fstrimonialgerichlabarkeit, der Sondeigerichte- 
barkeit von Korporationen usw. 

Die Reduplikation eines Bequints (nitaatlieh*) als Requisit ist keine Negation 
deanlben. — Vgl. Völkcrrceht, unten § 54. 

4) Vgl. Völkerrecht, unten § Ö5. 

So ist z. B. ein neues luterewe für das DeDtsohe Reich gewesen der Sehnts 
der Brieftaabeii, dU: im Kriege Verwendung flnden, s. RG. Tom 28. Mai 1894 (Gareis, 
Reichsgesetze Hr, 192). 
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tischen oder (im engeren Sinne) historischen Schale, nach welcher das Recht 
nicht ^gemacht' wird, wie die Praktiker glauben, auch nicht .feststeht", wie die 
Naturrechtsschule meine, sondern .wächst", d. h. aus eigener Kraft sich verändfirt 
und ohne wesentliches Zutun der Gesetzgebung sich den Bedürfnissen nach aus- 
und umgestaltet, wobei aelbstverstäudlich der Macht der Gewohnheit uud der 
der Wisaensohaft der grOeate Einfloaa eingerAnmt wird. 

Kacb den BeobachtmigeD der historischen Schule und ebenso auch 

nach praktischer Ansicht sind für die staatliche Rechtabildung mass- 
gebend oder bedeutungsvoll drei Faktoren: 

1. Der Staatszweck nnd die Staatszwecke; in dieser 
Hinsicht sind allerdings ausserordentliche Verscliiedenheiten in den 
einzelnen Staaten denkbar, historisch vorhanden und notwendig (s. 
unter 3), so zwar, dass sich durch Abstraktion keine allgemein gül- 
tige Fassung der Staatszwecke mit konkretem Rechtsinh alte gewinnen 
lässt'). Die Geschichte der Staaten und ein verglt iv hcnder Über- 
blick, dessen Resultat durch die Konsequenz des Staatsbegriffs unter- 
stützt wird, zeigt aber, dass dreieilei in jedem Staatswesen, es sei 
so primitiv oder so entwickelt als denkbar, und unter den allergrössten 
Verschiedenheiten zu allen Zeiten durch die Hechtsnormen des Staa- 
tes m Rechtsgutem erhoben, m. a. W., dass in dreierid Siditnngen 
durch die vom Rechte bewirkte Einschränkung der Willktlr Rechts* 
gtiter erzeugt werden. 

a) Es müssen filierall Rechtsnormen zur Herstellung einer Orga- 
nisation bestehen, durch welche die Äusserung des Staatswillens und 
der Staatsgewalt nach innen und nach aussen ermöglicht wird (sei 
es auch nur durch hergebrachte, d. i. gewohnheitsrechtliche Aner- 
kennung eines Häuptlings oder einer herrschenden Männerversamm- 
lung u. dgl.): da der Staat ein rechtlich organisiertes Volk ist. muss 
allenthalben eine Staatsverfassung, ein Verfass ungsrecht (s, unten 
[Staatsrecht] § 44) bestehen^}; 

b) ein ebenso unerlässliches Recbtp^ut ist die Wehrkraft eines 
Staates; diese ist notwendig zur Erhaltung der charakteristischen 
Eigenschaft des Staates, nämlich der rechtlichen Unabhängigkeit des- 
selben, und jenes möglicherweise durch iiusserste Gewaltanwendung 
allein zu gewährenden Schutzes aller übrigen Rechtsgüter und Ele- 
mente des Staates; es gab und gibt keinen Staat ohne ein Heer, 
ohne einMiiitärrecht, ohne eine Anzahl yon Rechtsnormen, dnrch 
welche die militärischen Einrichtungen durch ein System Yon Rech- 
ten und Pflichten rechtlich konstituiert werden, und sei es auch nur 
die den Kriegsbefehl einschliessende Hänptlingsgewalt einer- und die 
Wehrpflicht der Wehrfähigen andererseits 

1) Vgl. V. Hol tzendorf f in seiner EechUeosyklopadie, Völkerrecht, 8. 847. 
*) Vgl. imieii § 14 lY, ^ 43—45. 
B) Ygl. nuten § 13 IV, § 47. 
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c) ebenso sind endlich Normen nötig und überall vorhanden, 
durch welche das Verhältnis zwischen Menschen und Sachen in irgend 
welchem Umfange') rechtlich geregelt wird, so dass ein Eigentums- 
recht (sei es Einzeleigentum, sei es Kollektiv- oder Gesellschafts- 
eigentnm) und damit das Fundament des ganzen VermügensreditB 
geBoba£Fen wird. 

2. Ein anderer, die fltaatliclie Bechtsbildung wesentUcli beein- 
flussender Faktor ist die HoraP), die Ufacbt einer Anzahl im Volke 
oder wenigstfflis in den für die Rechtsbildang massgebenden Persön- 
lichkeiten wirksamer sittlicher Ideen; diese Ideen sind, historisch 
betrachtet, vorzugsweise: 

a) die Idee der Familie*)^); vor allem besteht fiberall die 

Notwendigkeit irgend einer Ordnung des Geschlechtsverhältnisses und 
die Notwendigkeit einer Pflicht der Kindererziehung. Die auf solcher 
ethischer Grundlage aufgebauten Normen des Gatten-, Eltern- und 
Kindesrechts bilden, so primitiv sie auch sein mögen, das andere 
Fundament des Privatrechts (das eine s. oben 1. c. Eigentum); 

b) die Idee der Kol lek tivrache^) und der Sühne, beides 

als sittliche Begriffe als Reaktionen gegen Störungen, gegen Disharmo- 
nien ; sittlich: insofern nicht ein Sonderzweck einzelner (Privatrache), 
sornUrn dt^r Arterhaltungszweck und die Idee der Vervollkommnung 
oder Verbesserung der Menschheit im ganzen die leitende Idee ist. 
Gemein-Rache und Sühne sind — in dieser ihrer sittlichen Bedeu- 
tung — die Grundlagen des Strafrechts (s. unten ol, 52); 

c) verschiedene andere sittliche Ideen oder von sittlichen Ideen 
getragene gesellschaftliche Einrichtungen, die zu Rechtsgütern, zu 
Schutz und Ordnung, nach denen sie verlangen, führen, Ideen ver- 
schiedenen Inhalts bei den verschiedenen Völkern, so z. B. bei den 
Indogermanen die Idee der Gastfreundschaft» die Idee der Wahrfaeits- 
betenerung unter Anrufung der Gottheit, der Eid u. a.*) 

3. Endlich wird die Rechtsbildung des Staates wesentlich Ton 
den Qualitäten seiner Elemente (Land und Leute) beeinflusst; die 



1) Vgl. Bernhditinder Zeitaehr. f. vergleich. Bedhtawiss., Bd. I, S. 18 ff. — 

Darguu, Ursprung und EntwickelungsgeschichtP des Eigentums, ebenda Tki, V, 8. 1 ff. 
— Oncken, Aristoteles I, 192 ff. — S. auch unten § 14 lY und § 2U. 
>) 8. oben 9 6 n, 8. 93 ff. 

3) S. oben § 7 II, S. 32 {T. 

4) S. Beruhöft, in der Zeitaehr. I. vergleich. Beehtswiss. Bd. II, S. 270 ff. 

3) Vgl. V. Liast in der Zeiteebr. f. d. getarnte Strafreebtswinenachaft, Bd. III, 
S. 7 ff. — Nimmt man den sozialen Instinkt" an {9. oben S. 4, 6, 24), so ist die 
Kolleküvrache sweifelloe aus ihm abzuleiten, — man denke an das mitmaa^gebeude 
Luat- und Unluatgeffihl der fn einem Geaaeinweaen znaamnaeolebeDd«! MenacbaD, 
wann sie fördernde oder .srhiidigeitde Taten beobachten, s. oben § G, S. 24, Anm. 2, 

6} Hierüber b. Bernhöft a. a. O., S. 274, 272 u. a. 
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Normen richten sich folgeweise auch nach Klima M, geo*]nraphischer 
Lage (Gebirge, Meeresiifer u. s. w.), Volkst bar ikt r, Volksanlagen, 
Hauptbeschäftigung, historischer Vergangenheu eines Volkes, Macht 
der Sitte und der Sittlichkeit im Volke usw. Davon hängen auch, 
zum Teil wenigstens, die volkswirtschaftlichen Erwägungen und die 
Anl'uiiierungen der „Geselischaft" ab, die ihrerseits wiederum die 
Rechtsbildung beeinflussen. 

III. So verschieden nach den wirkenden Faktoren die Ilcchts- 
bilduQg sich auch gestalten mag, überall ist die Art ihrer Wirkung, 
das Mittel und ihr nadustoa ZüJ dAsselbe: überall vird durch die 
Beehtsnorm die Willkür beschränkt, das sdirankenlos weite Bereich 
des willkürlichen Handehis aller Menschen in nmschräakte Bechts- 
sph&ren eingeteilt, innerhalb welch letzterer der Mensch (oder ein 
Gemeinwesen) als Rechtssubjekt herrscht, in Freiheit (d. i. einge- 
schränkte, in der Einschränkung aber geschützte Willkür) die durch 
dif Schranken des Rechts geschützten Interessen vertritt und aus 
den hierdurch geschaffenen Rechtsgütem, aus den zu Rechtsverhält- 
nissen erhobenen liebensverhältnissen Opnuss und Nut/en zieht. Die 
vom Hechte vorgenommene Gren/cn/it^hung und Ernchiung von 
Schranken mitteist Geboten und Verboten soll eine dem Zwecke der 
Rechtsordnung angemessene sein; es .^uU eine Proportionalität 
zwischen Zweck und Mittel bestehen und sicli ancli hierin die Ver- 
nunftmässigkeit der Friedeusordnung zeigen; auch daraus ergibt 
sich die abstrakte üniformität der Rechtsnormen aller Länder und 
Zeiten als unmöglich nnd das Streben danach sogar als unideal, 
denn es widerspricht yemünftigem Handeln, ohne Bücksicht auf die 
Voraussetzungen, die Mittel zum Zwecke zu wählen. 

Als Ideal für die ErricIituDg von Bechtsechranken muss angesehen und 
festgehalten werden, dass dieselben so gezogen sind, dass sie ffir alle die mög- 
lichst gros»B Freiheit und zugleich die möglichst groääe ^Sicherung der Ordnung 
und der Erreichnng der BeBtimmang der Menschheit ergibt, — ein Ideal, welches 
nur mit relativ passenden, proportional den Einzelzielen angemessenen Mitteln 
angestrebt werden kann, avoIiI kaum aber erreicht werden wird. Das diesen 
Fordemogen entsprechende Streben der RechtsUldong im Staate wird nie ver- 
fehlen, den Zustand der ZuMedenheit hervorzurufen, in welchem sich die Har- 
monie des Kechtssinnes eines Volkes und die Gerechtigkeitstugend der einselnen 
im Yolke einerseits und der Temdens und Wiifcsamkeit des objektiven Reehts 
•ndereraeitB ansdrackt, 

lY. Mit dem Ausdruck der dominierenden Stellung des Staats 
in der Bechtsbildung ist nicht gesagt, dass auf einem Staatsgebiete 
(in bezng auf ein und dasselbe HechtsiDstitut) ^) nur eine Rechts- 
ordnung massgebend sein könne, oder, dass jede Kechtsordnung oder 



I) Hat man ja doch sogar von soziologischeo Einwirkungen schönen oder schlechten 
Wette?« geaproehen, a. Edwin Orsnt Dezter (Illinois): ,WettereinilüaBe* (London, 1904). 
S) Über den BegrUf «, ob4»i Anm. 2 a,uf S. 18. 
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auch nur jede einzelne Rechtsnorm auf dem ganzen Gebiet eines 
Staates durchaus gelten müsse, noch auch, dass sie nur innerhalb 
eines Staates gelten könne. Es ist vielmehr möglich 

1. dass auf f\n und demselben Staatsgebiete (in beziig auf ein 
Rechtsinstitutj mehrere Rechtsordnungen gelten, z. B. in bezug auf 
eheliches Güterrecht (unten § 31) in verschiedenen Teilen des Staats- 
gebietes verschiedene Normen; 

. 2. dass eine Norm für mehrere Staatsgebiete massgebend ist. 

Haben mehrere Staaten übereinstimmendes Recht (gemeinsames 
Recht), so kann dessen Geltung') in jedem einz^^lncn Staate nur auf 
der Autorität eben dieses Staates beruhen, aber die die Rechtsvor- 
schrift aussprechende Quelle^) kann entweder eine Quelle eben dieses 
einzelnen Staates oder eine fül* alle an der Gemeinsamkeit der be- 
treffenden Rechtsnorm teilnehmenden Staaten gemeinsam lliesseude 
Quelle sein; das in dem letzteren Falle entstandene gemeinsame 
Bdcht mehrerer Staaten heisst „gern ein es'' Recht. (So ist das nnter 

dem römischen Kaiser .Tu.stinian kodifizierte römische Recht in Deutachland 
während des Mittelalters .als gemeines Becht rezipiert worden^), Dttmlich aus 
einer «imdgen Quelle fdr alle verschiedenen deutschen Territorien zugleich 
fLiesseod, einem «inlieitiieh auf ganz Deutschland wirkenden Gcwohnheitsrechta}. 

Das aus besonderen einzelstaatlichen Quellen der einzelnen Staaten 

fliessende Recht heisst ;,Sonderrecht^ oder partikulares Recht dieses 

einzelnen Staates (im Gegensatz zum gemeinen Recht); übereinstim- 
mende partikulare Rechte werden mitunter aligemeine Rechte ge- 
nannt^). Die partikularen Rechte haben möglicherweise nur ein sehr 
beschränktes Geltungsgebiet, so z. B. ein einzelnes StadtreL-hi, ein 
Lokalrecht, eine Ortsusance^ möglicherweise gilt ein Partikularrecht 
von kleinem Geltungsgebiete doch in mehreren Staatsgebieten, dann 
z. B., wenn das ursprünglich einheitliche Geltungsgebiet politisch 
zwischen mehreren Staaten geteilt wurde. 

Bei der Mugliclikeit solcher RecUtszersphtterung und sich geo- 
graphisch durchkreuzender Rechtsbildungen kann die Frage Schwierig- 
keiten hervorrufen, welches von den yerschiedenen möglicherweise in 
Betracht kommenden Rechten im konkreten Falle wirklich zur An- 
wendung sn bringen sei. Diese Frage wird nicht schwierig, wenn 
die eine der zwei fraglichen Rechtsordnungen nur ^subsidi&r^ gilt, 



1) Vgl. oben S. 38, 39. 

2) Vgl. oben Anm. 2 auf S. 38, vgl. auch §§ 9—12. 

9) Böhm, InitltQtionen des rSmischeo Rechts, § 1. S. unten 6. 49. 51. 

4) So nannte man zwei zur Zeit des r>eat««hen Bundes entstandene GesetzbaohMV 
die zwar gemeinsam beraten und dem Texte nach festgestellt, dann nher einzeln von 
den Gesetzgebungen der einseloen deutschen Staaten angenommen uud eingeführt wur- 
den, „allgemeine deutsche*, nämlich die .Allgcnieine Deutsche Wechselordnung* (1847) 
nnd dM pAUg«meiA« Deutacbe HaadelageäeUbuoh* (ISöl), (■. «ach antra § 58). 
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d. h. nur dann nnd insoweit gilt, wenn nnd soferne die andere keine 

Bestimmungen, sondern Lücken enthält; so galt das vorhin erwähnte 
römische Eecht in Deutschland (ganz at^esehen Ton jenen Territorien, 
in denen es überhaupt und gänzlich ausgeschlossen, wie in den Terri- 
torien des prenssischen Landrechts, des französischen Rechts und des 
bürgerlichen Gesetzbuchs des Königreichs Saclisen) nur subsidiär, aus- 
hilfsweise, also liinter dem bayerischen, württenibers;isr,hen Landrec-lit 
usw. Anders das lu utige Reichsrecht, welches absolutes gemeines 
Recht ist und vvidersprechendi' Landesrechte ausschliesst Abgesehen 
von diesem und dem Falle der Subsidiarität des einen der koliidie 
renden Rechte aber, mithin in den Fällen des Zusammentreffens 
zweier aheohit geltender Bechtei mfissen andere Norm«! die Frage 
der konkreten Anwendbarkeit des kollidierenden Rechts entscheiden. 

Es werden drei Arten .von Zusammenstössen kollidierender Rechts- 
normen nntcraebiedeii ; 

l. Die räumliche oder geographische Kollision^) z. B. den Zoflmmai«nsto88 

von deutschen und russischen Rechten bei in Deutschland ge9chlü?>f<?np!i Ehen 
russischer Staatsangehöriger; oder der briefliche Abschlnss eines Üaufvertragä 
zwischen einem Deutschen in Hamburg und einem Amerikaner in Newyork mit 
Verabredung der Lieferung nach Hcavre und der Zalilnng nach London; welches 
Recht und welche Rechte gelten hierfür V Man nennt die Gesamtheit der Regeln, 
nach welchen die^e Frage beantwortet werden muss, das .internationale Privat- 
recht*, soferne die Privatrechte m. hrrrer Staaten in Frage kommen, oder die 
.Liehre von der StatuteokoUision*. sofern innerhalb Eines Staates mehrere Rechte 
konkurrieren'). Diese R^eln bilden jetzt (im Gegensats sa dem frühmittelalter* 
liehen Pr-r^nnalitäfcssyatein • rin S'ystcm, -^reiches den torritoriulboheitsrechtlichen 
Ausgangspunkt hat, dass jeder iStaat durch die von ihm autorisierte Rechtspflege 
nur sein Keefat und durch seine Richter nur in den Tom toritorialen Redite be- 
sonders zugelassenen FlUlen das fremde Recht zur Anwendung bringen lässt. 
Internationale Yertrftge Aber internationales Privatrecht s. z. B. RGBL 1904 
8. 221-249. (Diei Abkonmen im Haag.) 

8. Eine andere Art Ton l^olHsion von Reebtenormen yerBchiedener Staaten 

odrr aiirii dossrllver) Staates ist di*^ zeitliche (teinporelle) Kollision*), z. R. im 
Falle der Frage der Rückwirkung oder I^ichtrUckwirkung des BGB. auf Ehen, 
die Tor dem 1. Januar 1900 gesduoseeD worden amd; nnd eine 



1) Art. 2 der Eeich8verfusf<uug vom 16. April IsTl bestiuimt; .Innerhalb diese« 
Bond esge biet« übt das Reich dsB Reidit der Gesetzgebung nach Massgabe des InhaUa 
dieser Verfassatür nnd mit flpr Wirkung aus, dH«n die Reichsgesetze deu Landesgesetzen 
vorgehea. Die Kmohsgesetze «Thailen ihre verhindUche Kraft durch ihre Verkündigung 
von Reichs wegen, welche vermittelst eines Reichsgesetzblattes geschieht. Sufem nicht 
in dem pTihliziprtou Gesetze ein anderer Anfaugatermin «einer vcrbindliehcn Kraft be- 
•Ummt ial, beginnt die letztere mit dem vierzehuten Tage nach dem Ablauf desjenigen 
■Tages, an welchem das betreffende Stück des Reiobsgesetzblattes in Berlin ausgegeben 
worden ist." Über Natur und Entstehung des Deutschen Reiches und die Reichsver- 
fasaung s. § 53, auch g 42, § 11, S. 53, Aom. 2, § 39, s. auch § 7, S. 35, die RY. s. 
Qareis, Beiefasgeaetse Nr. 54/56. 

S) 8. unten § 13, Seite 57 unter b). 

») Tgl. Art. 7 bis 31 des Einf.G. z. BGB.; vgl. auch Gar eis in der DeetMfaen 
Revue, Jahrg. m (1878) S. 128 ff., auch Jahrg. I (1877), S. 140 ff. 
4) 8. nuten § 13 S. 56—57 nnter a). 
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3. dritte Art von Statutenkollision ist die artliche (e^nensche) Kollision') 
und zwar: a) die Kollision vom Sonderrecht (Spezialrecht) und uligenieinem Rechte 
iz. H. H6B. und BGrB., hierflber entsi^iden vorsclirifton der Eiiifabmngsgesetse) 
und b) die Kollision von partikularem und gemeinem Rechte (z. B. preussischem 
und deutschem Rechte, hierüber 8. vorige Seite, inshes. bei und mit Anm. 1 u. 2). 



§ 9. 

Von den ReehtsiiaeUeii^). 

Das Wort „Hechtsquelle'' ist vieldeutig. Man kann den Staat 
als Quelle alles Rechts, als Rechtsquelle (in dem im vorigen § S. 38 S, 
erläuterton Sinue) auffassen, man kann unter Kechtsquelle die Zeug- 
nisse, Dokumente, Urkunden ( — also ilechtsdenkmäler — ) verstehen, 
welche uns die Kenntnis der Rechtsordnungen vermitteln, z. B. Hand- 
schriften; es ist unter Rechtsqueile möglicherNveise eine Tatsache ver- 
standen, an welche sich der Erwerb subjektiven Rechts anschliesst. 
wie das Erbrecht an Geburt und Tod. Nach anderer Ansicht kann 
Rechtsquelle sein : der Gemeinsiiin, die Rechtsüberzeugung des Volkes, 
all das, was wir unter den Wurzeln des Rechts verstehen (s. oben § 2). 

Im technischen Sinne des Wortes ist ;,Rechtsquelle*' die 
einen Bechtssatz als Satz henromifende Ursache, die Causa efficiens 
einer aufgestellten Vorschnft (S. vorigen § S. 38 Anm. 2 und 3. 

Der Ausgangspunkt fär die Entstehung von Rechtssätzen (Yor^ 
Schriften) liegt im ßedürfnisleben (s. oben § 2), im Rechtsbednrfnis ; 
dieses allein ist die ursprüngliche Quelle alles Bechts. Aber die durch 
ein Bedürfnis hervorgerufenen Vorschriften müssen ausgesprochen 
sein ; es genügt dem Rechtsbedürfiiis kein nur geahntes oder nur ge> 
fühltes oder nur gedachtes, wenn auch etwa allgemein gedachtes 
Recht: die Abgrenzung der Willenssphären bedarf eines ausgesproche- 
nen Rechts, eines gesetzten (positiven) Rechts. Die Setzung, d. i. Auf- 
stellung, Aussprechung von Rechtssätzen als Vorschriften des mensch- 
lichen Handelns ist immer Äusserung menschlichen Willens und zwar 
immer des Willens eines Gemeinwesens*'). 

1. Dieses Gemeinwesen ist entweder der Staat, das herr- 
schende Gemeinwesen, welchem jeder Rechtssatz die zu seiner Gel- 
tung notwendige Autoritgt verdankt (s. vorigen Seite 39), von 
weldiem aber nur diejenigen Bechtssätze aufgestellt sind, die wir 
Gesetze nennen; oder 

1) & unten § 13 S, 57 unter c) mit Anm. 4) ebenda, 
9) Balkowiki, TnatilntioBeD, § 3. — Sohm, bntitoUonen, § 7, IL 
3) Auch da, wo die Qcaetzgcbung in der Hand eines einzigen Menschen liegt, und 
die Gesetsgebung diese« in Frage kommt, ist das gesetzte Recht Äusserung des Willeos 
einei Gemeinwesens; der abaolnl bernKhende Monarch spricht den Willen des Genrin« 
veaens an*. 
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2. ein anderes Gemeinwesen. Dieses andere, zuletzt er- 
wähnte Gememwesen, welches nicht der Staat ist, äussert die zur 
Ordnung äusserer Beziehungen erforderlichen Rechtssätze 

a) entweder in Aussprüchen, die gerade so direkt und bewusst 
auf die Aufstellung der Vorschriften abzielen, wie die Aussprüche 
des Staates, welche wir Gesetze nennen ; auf solche Weise entstehen 
die Vorschriften des sog. autonomen Rechts, die Statuten autonomer 
Korporationen u. dgl. (s. unten § 12) oder 

b) das (nichtherrschende) Gemeinwesen bringt — dem in ihm 
sich geltend machenden Kechtsbedürims entsprechend — Vor- 
schriften in nicht bewnsst und nicht direkt auf die Setzung too 
(neuen) Rechtsregeln abzielenden Handlungen zum Vorschein; auf 
diese Weise entsteht das ^^Oewohnheitsrecht^ (s. unten § 10) 
und das „notwendige Recht'' (s. unten § 12). 

Diese Arten yon Rechten können entstehen: 

a) in der „Gese lisch aft% d. i. das Volk in seiner Zusammen- 
gehörigkeit ohne Rücksicht auf den Staatsverband, insbesondere in 
seiner wirtschaftlichen in Wechselwirkungen sich zeigenden Zusammen- 
gehörigkeit. Wie die Gesellschaft mit der ihr eigenen Einsicht und 
aus eigener Kraft Bedürfnisse, die sie empfindet, zu befriedigen ver- 
sucht, so versucht sie auch die in ihr sich bildenden Hechtsanschau- 
tmgen durchzusetzen. Hierron s. tmten g§ 10 und 12, und g 15, 
S. 67, Anm. 1 a. E. 

ß) in Teilen der Gesellschaft, sei es, dass dieselben durch den 
Stand, oder durch andere sozial wirkende Momente geeint sind und 
in dieser ihrpr EiTinnfT eigene Bediirtnisse empfiiulen (z. B ein be- 
sonderes Kechtsbedürfnis) und zu befriedigen suchen, so entstehen (tc- 
wohnheitsrechtssätze einzehier Kevölkerungskreise, Observanzen u. dgl. 

y) in dem ( i e m e i n w e s e n der herrschenden Gemein- 
wesen, d. i. in der Interessengemeinschaft der Staaten: auf diese 
Weise entstehen die Vorschriften des Völkerrechts; s. unieii § 54 ff. 

Die Autontüt des Staates aber verleiht allen diesen Vorschriften 
den Charakter von Rechtsvorschriften (s. § 8, Seite 38, 39) und 
darin zeigt sich die dominierende rechtschaffende Kraft des herr- 
schenden Gemeinwesens. 

§ 10. 

1. Das Gewohnheitsreclit. 

Dip Macht der Gewohnheit, in welcher sich das Bechtsbedürfnis 
der Gesellschaft (oder eines Teiles derselben oder einer Yöiker- 
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interessengemeinscbaft) tatkräftig zeigt, kann Vorschriften erzeugen, 
durch welche die Willenssphäreii der Mensc hen ordnungschaffend ab- 
gegrenzt werden und denen der Staat seine Anerkennung verleiht, 
unter Umständen verleihen muss. Die so entstandenen, auf keinen 
Gesetzgeber als Urheber zurückweisenden Vorschriften heissen (selbst 
wenn sie etwa doroh Pmatperaonen aufgeschrieben sein sdlten) an* 
geschriebenes Recht, jus non scriptam^). Zur Entstehung 
eines Oewohnheitsrechtssatzes ist eine Mehrheit Ton Handlungen er- 
forderlich) in denen sich, ohne dass eine Abweichung in denselben 
nachweisbar wäre, eine Vorschrift (Norm) erkennen lässt, welche 
nicht mit den anerkannten Sittlichkeits- und Vemonftgesetzen in 
Widerspruch stehen darf). Darin, dass der so geäusserte Satz dem 
gesellschaftlich gefühlten Rechtsbedürfnis entsprechen soll, ist die 
relfitive (d. h. den Anschauungen seiner Entstehnngszeit u. dgl. cnt- 
spreciiende) Vemünftigkeit als tatsächliche Voraussetzung des (ie- 
wohnheitsrecbtssatzes gleichzeitig ans<jedriickt. 

Das Gewohnheitsrecht eines Volkes reicht iu der Ke^el weiter zurttck als 
Min QesetMnroditt mit welchem es pmaipiell ab. gleiciiwertig ornchtei wizd*}. 



1) Ii. 6. D. H, 1. (Ulpian) Hoe igitur jus nostrom eonstat aut ex eeripto^ aiit 
sine Bcripto, nt apnd Graecos: tmv vd^toiv ol ft>.v iyyQatpot, ol rU äyQafoi. 

^) Auf die ätreitfragen, welche in Hiu.sicht auf den Geltungsgriinü, die Entstehung 
und ErfofdemiHe des Oewohnheitirechta und die Kraft deaaellwn bestehco , kano hier 
nicht eingejjangen werden. Vgl. Wi ndach cid , Fand. 15 — 18. - v. Brinz, Lehrb. 
der Pandekten, §§ 19 ff. — Dahn in Behrcuds Zeitochr., Bd. IV, S. 553 ff. — 
O. Fr. Puehta, Des Gewofanheitsreeht, 1828—1837. — G. Beseler, Volksredit nnd 
Jurietcnr^rht. IRI'^. — H Thul, Volksrecht etc., 184n, und die übrigp in Kraut, 
Qroodrise su Vorksungeu über das deutsche Prifatrecbt, 6. Aufl., bearb. F. Frens« 
dorff, 1886, §§ 20, 21 angegebene Litcratnr. Aueh die HOglidikeit einer dem Ge- 
tel7 dcroun irrenden Gewohnheit niuM zugegeben werden, vi i^l. Entschciilungon des Reichs- 
gericht« in Zivilsachen, Bd. 37, 8. 179. Über die heutige Geltung von Qewohnbeits- 
reeht In Dentsehland neben dem BGB. nnd dem HGB. s. Gareii, Des BGB., Tezt- 
auägabe mit Anmerkungen usw. (Giessen, Emil Eotli, 1898), ff. S. XXIII, XXIV und 
Gareis, Deutsches Kolonialrecht, 2. Aufl. (Giessen, Emil Kotb, 1902), S. 76, Anm. 1. 

3) , Uralter G«bratteh ist des sUervdlkommenste Gesetz, gebilligt in der heiligen 
Schrift und iu den Vorordnungen göttlicher Gtsetzgcbtr.* Manu 1, 108. Über das 
geschichtliche Verh&ltnis s. Leist, Griooitalische Becht«igeschichte (1884), S. 515 ff., 
760 if. — Auch die Sprache ist oder wird Saohe der Gewolinheit» im gansen nnd für 
den einzelnen Menschen, und auch sie hat ihre Gesetze, die Philologen und S]ir!ich- 
forscher kennen die Gesetae der Bildung der Sprachen, machen sie aber nicht; es sind 
nnr Prinsipien wie die der Naturwissenschaften. 

Ex Don soripto ins venit, quod usus com prob» v it. Nam dintuni mores oonsensn 
ntentiom comprobati legem imitantur. § 9. Inst. 1. 2. 

Inveterata consuetudo pro lege non immerito custoditur et hoc est ius, quod dioitur 
moribus constitotnm* Nam quum ipsae legea non alia ex causa noa teneant, quam 
quod judieio popnli n-ceptae sunt, merilo et ca, quae sine uUo •^'•ri]>to popnlüs probarit, 
tenebuot umnes; nam quid interest, «utfragio pupulus voluutatein suum decbiret, an 
rebus ipsis et faotis? Quare notistime et illi^ reoeptum est, ut leges non solnm suffragio 
legiälatoris sed etiam tadto eoosensn omninm per desuetudinem abroigentnr. £•. 32, 
§ 1. Dig. I, 3. 

Iu bczug auf germanische Rechtsverhältnisse: s. Bruunor, Deutsche Rechts- 
geseUchte, Bd. I, 8. 109 f., 254 f., 282 f. Gierke, Jugend nnd Altem des Beohts 
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mitunter bis in eine Zeit, in welcher die Vorschriften dos Rechts theoretisch noch 
nicht von denen der Moral, der Sitte und der Religion geschieden werden; ja 
selbst in Zeiten, in welchen die gesetzgebende Gewalt noch nicht yon der fiehtw- 
Uehen getrennt i«t und der Richter das Recht aua sich schöpft. 

Von da an ist der Kntvvickelungsgaug bei den Völkern, deren Rechtsge- 
Mhiehte uns bekannt ist, regelmässig der, dass die GeaetzgebuDg (s. folgenden §) 
von dem Moment an, in welchem das hen-schende Gemeinwesen sicli auch der 
Aufgabe, für die Rechtsordnung zu sorgen, bewusst wird, Normen für diejenigen 
Einzelfftlle, in denen sich das Bedürfnis nach einer klaren oder neuen Regelung 
zeigt, ausdrücklich ausspricht, um ein sonst gefühltes öffentliches oder privates 
Interesse zu schützen. Dem Bedürfnisse des Augenblicks entsprungen ist eine 
Bolche primitive Gesetzgebung Belbst^erst&ndlich durchaus unsystematisch (hiervon 
s. unten S. 46 u. 47) und lässt dem Gewohnheitsrechte noch weiten Geltnngs- 
räum; dieser wird demselben um so mehr gewahrt, als i'nvatauf Zeichnungen, 
welche in Ermangelung von Gesetzen vielfach wie soldie in der FnuÜB benutzt 
werden, i^em T^rdnrfnis^n nach Fixierung der Normen entgegenkommen und mit* 
anter zu wirklichen Kodiükationeu führen M> 

Aber auch wenn die Gesetzgebung sich weit entwickelt hat und systematisch 
an die Ordnung d*^r I r-bpn^vrrhi'iltnisse des Staitts und im Staate herangf trrton 
ist, bleibt dem Gewohnheitsrechte noch manches Gebiet des Lebens zu ordnen 
flbrig; so kennt aneh das medeine Reefat noch snhlreiehe gewohnheiteredhtliclie 
Normen, ja in solchen sind nicht selten gerade die neuesten und unmittelbar fOr 
das Leben berechneten Regeln zu erkennen, z. B. in Usancen von Kaufleuten. 

Das Gewohnheitsrecht wird nicht vom Staate ausgesprochen, 
süiulern von der Gesellschaft, d. i. vom Volke in seiner wirtschaft- 
lichen Zosammengehörigkeit (s. oben § 9 Seite 47], oder von einem 

(Denladie Bundaehen 1879) und Oierke, Dentacfaes Privatreeht, 8d. I, 1805, 8. 150 

in V. HoUiendorffs Eecbtslexikon, syst T., Ges'ViTrhtc und Quellen des deutsohen 
Reehts § 3 ff. — v. Amira, Über Zweck und Mittel der germanischen Kechtage«cbichte, 
1876t 8. SO C 40 ff. — O. Stobbe, Oeadiiehte der dentsohen Reehtaqadlen 1860, 

1864. — O. St< 1 Im , Hantlbuch dts deutsfhen Privatrechts § 21 (ebenda Anm. 2» 
alte Zeuf^isse für di<> Anwendung des Gewohaheitsrecht« in Deutschland). 

1) Erkenutnisquellen des älteren ungesehriebcDen Rechts in Deutschland siud : 
I. Für die erste Periode des deutschen Rechts (d. i. die vor Ende d( .s IX. Jahr- 
hunderts): 1. Mitteilungen römischer Schriftsteller s. Kraut, Grundriss zu Vorlesnngfen 
über das deutsche Privatrecht, 6. Aufl., bearbeitet von F. Frensdorff, § 4, 188G. — 

2. Formelsammlungen (hierüber Frengdorff -Krant, e. s. O., S. 12—14). — 

3. Urkunden fs. ebenda 8. 12), ioibee. aber H. Branner, nir Beeht^geeeUehte der 
röm. u. germ. Urkunde (1880). 

n. Für die Periode naeh AvflOaniif des frinkiaohen Reiebee bit Bum Ende dea 
Mittelalters : 

1. Secbtsbüuher: darunter: der Sacliseuspiegel (apeeulani 8axoa»oi), geschrieben 
um 1S80 (bierfiber a. Frenidorif 'Kraut, 8. 80—43); Der Spiegel dentaeher Leute, 
geschriebf^n nsich dem Saehsnnspiegel hirr-U rr p. F r en h d o rf f - Kra u t , 8. 48), der 
Sohwabempi^fel au 1273 u. 1275 entstaadcu ; dann die Eechtsgangbüober, Bichtsteige, 
Aboedarieu. — 2. Uritunden, Sebttffensprüche (lit. bei Freu aderff •Kraut, 8. 55 
bia 60). Uber die Rechtsbücher v. Arnim a. d. oben S. 17, Aom. 1 angegeb. O. 

HL Die grossartigste gewohn heit«rechtiicbe Bildung in Dentsohland ist aber die 
auf dem Wege der Gewohnheit erfolgte Rezeption dea rOmiiehen Rechts, wel* 
i lit s hierdurch in modifizierter Gestalt (usus modernus) der justinianischen Gesetzgebung 
in Deutschland zur Geltung gelangte (hierüber s. Salkowaki, InaUtutionen, § 19} und 
aidi in denjenigen Lindem, welcbe nidit ein »og. exkluaivet bfirgerlidies Laadeigeiets- 
buch besasseo (wie Preuesen, Kgr. Sachsen und die Territorien des franziisischen Recht«) 
noch bis aum 1. Jan. 1900 als subndi&r^ Recht in Qeltuog erhalten hatte, nun aber durch 
daa BfirgarliiAe GaMtabuob für das Deutaehe Reich (genauer: dun^ daa Einfnbrungs- 
geteta hieran, Artikel 56 mit Art. 2) aoaMr Knft fCMlat iat. 

Oaraia, RadktasmjUofUl«. 9b A«ji« 4 
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Teile der Gesellschaft, für welchen es einem Bedürfnisse entspricht 
und Geltung erhält, oder von der Staatengesellschaft. Seine Autorität 
als Piechtsnorm (Macht) kaun es aber nur dem kerrschenden 
Gemeinwesen verdanken*). 

§ 11. 

2« Das Geseteesreclit 

Das Gesetz ist ein Ausspruch des herrschenden (lemeinwesens, 
durch welchbu eine Rechtsnonn geschaffen (gesetzt) wird. 

Solche Aussprüche zu tun, durch welche wie erörtert (s. oben 
§ 5] Lebensbeziehungen zu Rechtsbeziehungen erhoben, Willenssphären 
im Interesse der Freiheit rechtlich eingeschrSokt und damit recht- 
lich geschützt) Becfatsgüter erzeugt werden (b. oben S. 18^21), ist 
der Staat kraft seiner Gesetzgebnngshoheit berufen Seine Tätige 
keit ist — im Vergleich zu seiner Stellang zun Gewohnheitsrecht — 
eine doppelte: er spricht die Vorschrift inhaltlich aus und er yer^ 
leiht diesem Ansspruche den Kechtscharakter, er erhebt ihn zur 
„Norm'^, indem er die Staatsmacht autoritativ zur Aufrechterbaltong 
der Rechts-Ordnung interponiert (s. oben § 9). 

Nicht durch das wirtschaftlich tätige Volk, die Gesellschaft, 
sondern durch das rechtUch organisierte Volk, den Staat, als das 
herrschende Gemeinwesen, wird das Gesetzesrecht geschaffen und es 
wird jus scriptum {vöfiog iyyQafpog) genannt, auch wenn es etwa nicht 
aufgeschrieben, sondern schon durch einen mündlichen Beschluss allein 
rechtlich bindend würde. 

Kein Staat kann ohne gesetzgebende Tätigkeit bestehen, aber fiberall ist, 
soweit die Rechtogesdiiehte uns berichtet, die Entstehung gesetsgeberisch anfge» 
stellter Normen jünger als die des Gewohrhritsrecbts (s. ^ 10 Die ersten 
Äusserungen der gesetzgebenden Gewalt des herrschenden (iemeinwesens beziehea 
flieh nicht anf das ganse Reehtasyetem, eondern nur auf einselne brennend |e- 
wnrrlpTie FruTPii, Inen Beantwortung im augenblickliclien Interesse des Gemein- 
wesens oder Einzelner gerade zu liegen scheint. So entstehen einzelne Straf» 
bestimmungen, deren Zweck ist, die Yerfaesung des Gemeinveeens zn eiGbem, 
oder das Militilrinteresse desselben zu ^valiren oder Familie und Eigentum zu 
sichern (vgl. oben § 8 S. 41 S.]. Einen umfassenderen Charakter nimmt die 
Gesetcgebnng an, wenn rie die Eodifikati«« des bisher bestandenen Gewohnheits- 
rechts nun Uesefcie eihebt')» und ihren HOhepnnkt erreicht sie, wenn sie die 



1 ) 8. obea § 8, S. 38 und § 9, 8* 46. Ober die Streitfragen «. Anm. 1 oben 
S. 38 und Anm. 2, S. 48. 

S) Vgl. Gareis, Allgemeines Staetiieeht §§ 44 IT. 

3) So enthalten z. B. die ältesten uns bekannteD r^misr-hen (die le^es duodecim 
tabolarnm, s. oben I, 1) und deutschen (die l^es barbarorum, h. oben II, 1} Gesetze 
ftberw I ^jeBd GewohnbeltirecfatMdltae^ weLehe dnrä die Geeetsgcbnng Ter d«tt Veiymen 
eder sonstlgeiii AmNeigebnmehkenimen gesohfltst werden selkn. 
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Chginisation des Staates ans dem Fundament desselben systematisch aufbaut und 
sogleich den Bestand seiner Elemente systematisch unter Rechtsschutz stellt. 

In der Tätigkeit des Gesetzgebers sind die Initiative, ferner die 

Feststellung des Gesetzinhaltes (Redaktion des Textes), die Promiil- 
gienmg, die Sanktionierung (Gesetzesbefehl), der Fublikationsbefehl 
und die Publikation als besondere Vorgänge zu unterscheiden'). 

Nach den Faktoren, welche, staatsrechtlich hierzu bestimmt, 
bei der Ausübung des staatlichen Gesetzgebungsrechts mitwirken, die 
Gesetze als Normen aussprechen oder den Gesetzesbefehl erlassen, 
ergeben sich zahlreiche Unterscheidungen der Gesetze. 

L So kennt das römische Eecht*) nach Massgabe der die Gesetse anfiitellen- 
den Faktoren: 

1. leges und plebiscita. (VolkigeMtM, s. B. leg«« XII tobalaroitt, mm deo 
Jahren 457 und 450 vor Chr.') 

2. senatus consolta (SCta). 

8. edieto magtstratomn (jiib bonerarimn, x. B. edieto aedilit. praator.)* 

4. constitutiones principum, kaiserliche Gesetze, unterschieden in edicta, 
mandata , decreta und rescnpta , letztere der Form nach entweder ad< oder sub- 
notationes, epistolae, sanctiones pragmaticae. 

5. responsa prudentiam. (Vgl. sog, Zitiergesetz 1. 8 Cod. Theodos. de resp. 
pind. 1, 4., Theodosins und Vnlpntiiiianns vom Jahre 42fi} *). 

Die Gesetzgebung des Kaisers Justinian (reg. 527 —565), welche iu Deutsch- 
land gewohDbeUsreehtlieh wflhreod des IGttelatteTs aafgenommen (resipiert) wnrde 
und in einem grossen Teile Deutschlands bis I.Jan. 1900 subsidiäre Geltung hatte*). 



Gesetxen yorhergehenden gesetzgeberisehen Arbeiten) a) die Institiitioiies (ein 
»Lehrbuch* mit -etzeskraft vom ."^O. Dezember 533), b) die Digesta oder Pan- 
deikten {navöixtat) mit Gesetzeskraft vom 30. Dezemlier 533, c) den Codex (repe- 
tltao praeleetioBb) mit Gesetzeskraft vom 29. Dezember 584 and d) die noyellae 
eonatmitioneB («Novellen"). 

TT. Da^ geschriebene Recht der Ältesten Periode der deatschen Rechts- 
geschichte hudet sich 

1. in den sog. Yolksreehien (l^es barbarorum) nnd zwar sind hiervon die 

haupisächlichnten : das Stamme.srecht der sal Ischen Franken (lex salica), entstanden 



Alarnanorum und die lex Alamannrum, zwei Aufzeichnungen des fllte.sten Yolks- 
rechts der Schwaben, die eine um das Jaiir 600, die andere um 718 entstanden; 
die leges Visigothorum, eine amtliebe Sammlung westgotisoher Eönigsgesetze ans 
verschiedentn Jaliri a zwischen 46G und 687; die lex Bajuvariorum , das Volks- 
recht der Baiern, entstanden vermutlich um 750; die lex Uurgundionum , ent- 
standen nm das Jahr 500; die lex Saxonnm, die lex Ängliorum et Werinonun, 
dif lex Fi'ihir)niij[i, <Lih Tiaurecht der hamnltnd^ohsn jEVsnken nflW.^ diese letztwsn 
sämtlich vermutlich Ö02 aufgezeichnet'). 



1) Vgl. Gareis, Allg. SUuitorecbt § 70. 

*) Pnns Leonhard tu Blrkmejers Ens.S.83ir. — Salkowskl^Instltuilonen 

§§ 7 — 12. (Erklärung der Zitierweise 8. ebenda § IG, S, 55. f«?). Dio Stufen der 
römischen Kechtaeotwickelung s. insbes. Sohm, Institutionen des röm. K., §g 10—18. 

A) Leonhard, a. a. O. 8. 81 ft. 

4) Leonhard t-beiida S. 92. 

&) 8. oben 8. 44 und S. 49, Anm. 1, III. 

6) Über die Stanuncsreehte s. y. Amira s. a. O. S. 15 it 
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f)2 Erster AlisoluiiU. V^om Bedite und Mintn Qaetten. § II. 

* 

2. in den Verordnangen (merowingischer und karolingi8cher) fränkischer 
Einige und ihrer Stellvwtreter (majores domus) ; diese Verordnungen heissen Gapi- 
talarien, capitula').' 

III. In der Porinde vom Ende des Karolingerreiches bisnunBnde de« Mittel- 
alters findet sicii das geschriebene Recht Deutschlands in 

1. Beichsgettefcseii'), s. B. di« goldene Bolle tod 1957, der ewige Landfinede 
und die Hlteste Kammer Gerichts ordnung, beide von 1495, die Reichs- Notariats» 
Ordnung von 1512, die peinlidie Gerichtsordnung £arl V. (GGG d. i. constitatio 
erimiBMis Carolina) ron 1532; 

2. LHndes- und Territorialgesetzen , i. H. das Landrechisbuch Ludwig des 
Bayern von 1346, (umgearbeitet 1515, 1616, 1756, bayr. Landredit); die Solmser 
LandeBordnung von Jon. Fichard, 1571, asw.; 

3. zahlreichen Stadtrechten , z. B. das Augsburger Stadtrecht von 1276 ff., 
das von Freiburg im Breisgau (von l'iyO. von Ulri<"b Zasinsi; Berliner Stadt- 
buch von 13U7; das Bremer von 1304; das von Frankiurt a. M. (von Job. Fichard) 
von 1578. 

4. Hof- und DlenstrcrhtPTi, z. B. da» Wonnier Dienateeehi von 1024, das 
Basler aas dem XIIL Jahrhundert 

Reiehsgesetse, Stadt* und Landreehte blieben aneb nach dem Mittelalter 

nebeneinander in Peutscbland Quellen des geschriebenen Rechts"). 

IV. In der Periode vom Ende des Mittelalters bis zum XIX. Jahrhundert 
entwickelte sich das geschriebene Recht in Deotschland haupts&chlich in den 
einzelnen Ländern innerhalb des Reiches, welche zu immer grösserer Selbständig- 
keit und Staatstätigkeit gelangten. So entstand im Wege der Gesetzgebung die 
Organisation des brandenburgisch preussischen Staates und am Ende des Jahr- 
hunderts (1794) das allgemeine Landrecht für die preussischen Staaten, so ent- 
stand ferner in Bayein das bayerische Landrecht von 1756 usw. 

In den heutigen konstitutionellen Staaten, insbesondere den 
konstitutionellen Monarchien Deutsclilaiids sind innerhalb des jus 
scriptum zu unterscheiden : 

Gesetze (im engeren Sinnel ^\ , das sind die mit Zusammen- 
wirken aller gesetzgebenden Faktoren: liegierung und Volksvertre- 
tung (letztere die Landstände. Kammern, Ständekammem mit dem 
Ein- oder Zweikammersystem, in letzterem : Abgeordneten- und Herren- 
haus) aufgestellten, yom Staatshaupte mit dem Gesetzesbefehl publi- 
zierten Bechtsnormen, und 

Verordnungen, das sind Rechtsnormenf welche das Staats- 
haupt oder dessen R^erung aufstellen ohne Mitwirkung einer Volks- 
Vertretung. 



') TToraupppgeben von Alf. Boret ius: Capitularia rfgnrn Francornm , in Mon. 
Gerui. biator., Leg. seot. II (1883) IT. Yergl. z. B. die LandgüterordQUog Kaiser Karls 
d. Gr. (Cap^lare de villi« vel curtis impcrii) T»tainigab« mit Einteitung und An- 
iMiknn^n von Karl Gareis, Berlin 1895, 

-} t^l>er die Abfassung von solchen s. v. Schulte, Deutsche R.Qcschichte, §97. 
— Gare in, AUg. StaatmehC, § 24 (S. G2, 63). 

i*) Literatrirnach'\veisTin!,'t>n über die deutschen hiBtorischen Quellen des getohrie- 
benen Rechts s. Stobbe, GeHohicbte der deutschen Eeehtü^utillen, 1, 1860. H. Brunn er, 
D. B.G«Kdiichte, Derselbe, Grundzüge der deutschen Il.Geschicbte (2. Aufl., Leipzig, 
Duncicer und Humblot, 1903), § 62. 8. 24? ff — Trensdorff - Kraut, Grundriss, 
§ 2 ff. — Qengler, Germaoisohe Becbtsdenkmkler, 1875. — Bichard Schröder, 
D. B.€l«0ehiohte. 4. Aull. 1902. 

4) .OMSta* im wdlMlea SIhm a. Art. 2 das BintG. s. BQB. 
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Im heutigen Deutschen Reiche sind diese Unterscheidungen 
doppelt vorhanden: einerseits: lleichsgesetze und Rf ichsverordnungen 
(kaiserliche VerorrlTiniigen und Verordnunf^^en der obersten Reichs- 
behörden); andererseits; Landesgesetze der einzelnen Bundesstaaten 
(Gliedstaaten) innerhalb des Reiches und landesherrliche sowie Re- 
gierungsverordnungen dieser FarUkularstaaton. 

Die Kompetenz der Gesetzgebungsfaktoren sowie das Verfahren 
der Gesetzgebung bestimmt das Staatsrecht des betretenden Staates 
Vgl. unten (Staatsrecht) § 41 ff. 

Über die Unterscheidung zwischen gemeinem und partikularem 
Rechte s. oben § 8 (S. 44, 45). Das heutige Beicharedit ist nicht 
snbsidiXres gemeines Becht, sondern absolutes gemeines Recht (s. Art. 2 
der Reichsverfassung» oben Anm. 1 auf S* 46*). Die Anwendung s. 
unten § 13. 



') über Natur mid Entstt^hung dea Deutscheu Rtnche« s. § 43, auch § 42. 

Die DeuUchan JSeiah^gesetze erauheiaea in ,,Emselabdruckeii", herausgegeben von 
K. Qafeit, bei Emil Roth I& Otewoi (hier «ngef&hrt mit „Gsreis B^ohigeeetse" uud 
den betreifeuden Nuronieru). 

i) Die Verfaääung des Deutschen Reiches vom 16. April 1871 bestimmt in be- 
zog auf das \Verden des geschriebenen Reichsrccbts : 

Art. 5. Die Reich^jeMtagebung wird ausgeübt durch den Bundesrat und den 
Keichstag. Die Übereinstimmuog der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen igt zu 
einem Beichsgesetze erforderlich und ausreichend. (Hierzu s. Art. 2, oben S. 45 Anm. 1.) 

Art. 17. Dem Kaller tteht die Anafertigintg und Vericfindlgong der Beichsgesetie 
und die Überwachung der Ansfiihrung derselben zu. Die Anordnungen und Ver- 
füguugen des Kaiserb werden im Namen des Beichs erlassen und bedürfen au ihrer 
Qflltil^eit der GfgensdcbDaiis dei Setdukuden» wdtdier dridureh die Venmtwortlicfa« 
kxit übernimmt. Art. 11. Das Präsidium des Bundes steht dem Köuig von Preussen 
KOf welcher den Namen f^Deotaoher Kaiser" führt. Der Kaiser hat das Keich 
Vdllcerreoliflieh m Tertrelw, Im Nauen dee Reitshi Krieg su eiklftren und Frieden xa 
schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit fn nn?! n St inti n einzugehen, Gesandte 
au beglaubigen und zu empfangen. Zur Erklärung des Krieges im Namen dea Beichs 
ist die ZostlmmuDg des Bundesrates eiforderlieh, es sei denn, daaa ein Angriff auf das 
Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt. Insoweit die Verträge mit fremden Staaten 
sich auf solche Gegenstände bexiehen, welche nach Art. 4 in den Bereich der Beicha- 
gesetzgcbung gehören, ist itt ihrem Absbhluas die Znetimmang des Bnndesratet und sn 
ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages erforderlich. 

Art. 6. Der Bundesrat besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes. 

Art. 20. Der Beiehstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit geheimer 
Abstimmung hervor. Art. 23. Der Beiehstag hat das itecht, innerhalb der Kompetenz 
des Beichs Gesetze vorsuschlagen und an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrate 
resp. Beichskanzler zu fiberweisen. 

^) Über das Verhältnis des Deutschen BGB. tu den übrigen Beichsgesetzen s. 
Art. 32 bis 55 des JGintG. z. BQB», la den Landeagaaetsen ebenda Art. 3^ 4, 55 bis 
152, 218. 



Digitized by Google 



2S4 Krater Abschnitt. Vom Reohte und seinen Quellen. § 12. 

§ 12. 

3, Sonstige Beeht»|iielle]i. 

Ausser der G^Betzgebung (§ 11) und der Gewohnheit (§ 10), 
beide unter der Autorit&t des Staates schaffend, haben rechterzen- 
gende Kraft: 

a) die Rechtsnotwendigkeit; diese erzengt Vorschriften, 
welche ebensowenig wie die des Gewohnheitsrechts vom Staate aus- 
gesprochen sind, und ebenso wie die des Gewohnheitsrechts in der 

„Gesellschaft" ihren TTrspnmg nehmen (im Gegensatze zum Staate 
gedacht), aber vom herrschenden Gemeinwesen anerkannt werrlen imd 
das jus necessarium bilden. Da jedes hei vortrptende Rechtsbedürlnis, 
welches sich innerhalb eines Staates als iJedürfnis der Gesellschaft 
innerhalb desselben geltend macht, von der Gesetzgebung, wo nicht 
vom Gewohnheitsrechte befriedigt wird, ist die Hauptbet-ätigung der 
Rechtsnotwendigkeit als Quelle positiven Rechts im Gebiete jener 
Gesellschaft gelegen, für welche als Gesellschaft keine' Staatsgesetz- 
gebnng bestäit, nämlich der Vdlkergenossenscbaffe. Die necessitas 
jnns ist eine Hauptquelle der Normen des Völkerrechts'). 

b) Die Anton omie, d« i. die vom herrschenden Gemeinwesen 
(Staat) anderen Gemeinwesen innerhalb seines Gebiets überlassen« 
Rechtserzeugungsbefugnis untergeordneter Art; diese Befngnis kann 
zustehen solchen Teilen des herrschenden Gemeinwesens, welche 
früher selbst herrsdiende Gemeinwesen waren und sich historisch 
{s. oben § 7, S. 35) im Besitz einer — mm allerdings dem herrschen- 
den Staatswesen als geduldet initcrirf ot duf h n — Gesetzgebungskraft 
oder Ilerkommensmacht erfreuen, oder besonders privilegierten Kor- 
porationen, Provinzen, " Kolonien, Kreisen usw. Das in solchen 
Gemeinwesen oder solchen Gemeinwesensteilen entstandene Recht 
steht jedenfalls auch unter der Staatsautorität (s. oben § 9 S. 47) und 
heisst autonomes Becht, und zwar wenn es von dem Gremeinwesen 
ausgesprochen wird, wie im Staate das Gesets: Statntarrecht, 
autonomes Statut, nnd wenn es ohne solchen Aussprach, mithin 
analog dem Gewohnheitsrecht im Staat, entsteht : Observanz, auto- 
nomes Observanzrecht. 

Nach liPTitiETom rlputsrhon Rechte (Frivatffirsteiirecht insbes 1 sd ]it ä&s Recht 
der Autonomie den deutschen Landesherren und ihren Familien zu, ferner der Fürst- 
lidies Familie Hobeasollem» dem vormaligen Hannoverschen Eönigshaiue, dein 
vormaligen Kurhessischen, dem vormaligen Herzoglich Nasaauischen und dem 
Herzoglich Holsteinischen FOrstenbause , ferner beschränkt dem ehemals reichs- 
Ua^Mhen Holien ood (nacii FkivatUnleiiredit) gleidigeaditetem Adel, vgl. a. 
EialLG. s. BGB. Axt 57 and 68 and BG. vom 8S. Min 1904 ^Bl. & 149). 

1) Siebe Gar eis, Insututioueu des Yülkerrecbts, § 0, auch iiier uuieu ^ üi. 
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c) Die Reell ts wissenscha ft {9.. oben § 3). Diese ist keine 
selbständige^ kerne souveräne Rechtsquelle, sondern kann nur unter 
der Herrschaft einer der übrigen Rechtsquellen Rechtsvorschriften 
aussprechen; sie entbehrt auchderjenigenAutoriti.it, von welcher die 
den anderen Rechtsquellen entsprungenen Normen getragen werden, 
der HachtautoritSt des herrschenden Staatswesens, erfreut sich aber 
dafiir einer eigenen, allerdings auf einem anderen Gebiete mensch- 
licher Betätigung gelegenen Autorität, der der Wahrheit, der Macht 
der Temünftigen Uberzengung. Mit dieser ihr eigenen Kraft wird sie 
geübt von Theoretikern (Schriftstellem, Lehrern des Bechts) und 
Praktikern (Richtern, Schiedsrichtern, Rechtsanwälten usw.) und 
spricht damit Rechtssätze aus, welche latent bereits im vorhandenen 
Rechte (Gesetz, Gewohnheit) enthalten waren, aber noch des Aasge- 
sprochenseins entbehrten. Im übrigen s. oben § 3'). 

§ 13. 

Die Keclitsiuiwendaiig^). 

Die Reohtsanwendnng ist eine menschliche Tätigkeit, welche, wie 
es der praktische Zweck des objektiven Rechts im allgemeinen mit 
sich bringt, auf die Snbsamiemng') eines Rechtsfalles ^) unter eine 
Reditsnorm*) gerichtet ist. Dementsprechend ist in der Bechtsan- 
wendnng sn untersuchen: 

1. Die Rechtsnorm nach Inhalt, Rechtsbestand und Tragweite, 
die Rechtsfrage an sich (quaestio juris im engerem Sinne), 

2. der BechtsfaU in seinen faktischen Verhältnissen, die Tat- 
frage (quaestio facti), 

3. die Snbsumtionsfrage, deren Beantwortung sich ergibt: 

a) aus der Bennfwortnug der Rechtsfrage, 

b) aus der (ier Tatlrage, 

c) aber auch aus der möglicherweise vorzunehmenden Wahl 
zwischen mehreren zeitlich oder räumlich kollidierenden 
Rechtssätzen. 



1) Vgl. V, Brinz, Pttndekten, § 19. — Windtcheid, Fand., § SO (F. — 

Stobbe, Handbuch des deutschen Prlvatiechfs, §§ 24 und 25. - Cosack, Lehrb. 
d. Deutschen bürgerl. R., § 11. ~ B eseler, Deutsches Privatrecht, §§ 34—36. — 
Dsh n-Blantschli, Deutsohes PriTatrecht, §§ 7, 8. — Oareis, InstTtatlonen d« 
YAlkerrechts § 9 

3) Salkowski, Institutionen, § b, Cosaok, Lehrb. d. D. B.E. §§ 11—13. 
8) S. oben § 2, S. 4. 

*) S. oben § 5, S. 18, Aon. 3. Vgl. t. Brins, Ftod. | 31. 
&) 8. oben 8. 47— 55* 
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Die tatsächlichen Verhältnisse werden klargestellt durch Beweise, 
Geständnisse, Notorietät, emlache Vernunttsschlüsse, Rechtsvermutun- 
gen (praesumptiones jun« und verschärfte Rechtsvermutungen, d. h. 
solche, welche den Gegenbeweis ausschliessen, praesumptiones juris 
et de jare), gesetzliehe Anslegungsregeln (s. unten & 67) und gesetzp 
liehe Fiktionen. 

Die Frage nach Inhalt, Reohtsbestand nnd Tragweite der Rechts- 
norm (qoaestio juris) im engeren Sinne muss bei jeder Art Ton . 
Bechtsanwendnng, bei der dezisiven (responsoriseh-justiziellen), wie 
bei der kantelariscben, bei der Anwendung von jus scriptum und bei 
der von jus non scriptum in Betracht gezogen werden^), allerdings 
mit Verschiedenheiten, denn sowohl die Kritik als die Auslegung; ist 
weit mehr mit den von der Gesetzgebung aufgestellten Kegeln be- 
schäftigt, als mit den Sätzen des jus non scriptum. Der Anwendung 
des Gesetzes geht nämlich voraus: 

a) die Kritik, Prüfung der Authentizität des Gesetzestextes im 
ganzen und jedes Wortes desselben, darunter die wählende Kritik 
und die Konjekturalkritik; 

b) die Auslegung (Interpretation), d. i. die Elrmittelung des gesetz- 
geberischen Gedankens aus dem Gesetze; hierzu dienen die Begeki 
der Andegekonst, Hermenentik. £s vird unterschieden: Nach dem 
Subjekte der Auslegung: authentische Interpretation, d. i. Auslegung 
durch eine souveräne Kechtsquelle und zwar demnach; legale I. (In* 
terpretation durch die Gesetzgebung') und Usualinterpretation (Aus- 
legung durch Gewohnheitsrecht); — nach den Mitteln der Interpre- 
tation: grammatische, logische, historische I.; — nach dem Verhält- 
nisse zwischen Wortlaut und Wortsinn : extensive und restriktive I. 

Über die vom Gesetzgeber ausgesprochenen Gedanken hinaus 
reicht die Analogie (Gesetzesanalogie), die Anwendung eines Rechts- 
Satzes auf ein Verhältnis, an welches der Gesetzgeber nicht dachte, 
vielleicht nicht denken konnte, auf welches er aber seinen Hechtssatz 
angewendet wissen wollte, — eine propter paritatem rationis ;,ent- 
sprechende** Anwendung*), 

Eiine Wahl zwischen mehreren in concreto in B^rage kommenden 
Rechtssätzen kann erforderlich werden bei zeitlidier, räumlicher und 
artUcher Eonkurrenz oder Kollision von Rechtssätzen^). 

a) In erster Hinsicht gelten die Regeln: Lex posterior derogat 
le^ priori; lex posterior generalis non derogat legi priori speciali — 
ausser wo die 1. posterior gen. ein Rechtsinstitut radikal beseitigt. 

1) Vgl. Adolf Stölzel, Schulung für die zivilistische Praxis, insbes. S. 329 ff. 

2) L^galinteipretation wird aa«h iür gl«iehbedeat«nd mit der aathentiacAi«n ge* 
nooimen. 

3) Üb€r Auslegung, Analogie usw. s. Wiadsoheid, Paud,, §§ 21—2*). 

4) Über diese KoUisionBfAUe im «llgemdiMP b, oben § 8, IV, 8. 43— iö. 
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Rückwirkende Kraft kommt Gesetzen nur ausnahmswdM zu, 
namentlich dann, wenn sie sich dieselbe ausdrücklich beilegen, oder 
wenn der Zweck des iicnen Rechts ohne Rückwirkong überhaupt 
nicht erreicht werden könnte 

b) Bei der Beantwortung der Frage von der Anwendung des ob- 
jektiven Rechts in Rücksicht auf seine räumlichen Grenzen*) sind 
zunächst die bereits angedeuteten Fälle (s. oben § 8 Seite 41 i'i. und 
^11 Seite 49) der Subsidiarität des einen Rechts gegenüber dem 
anderen auszuscheiden. Die Bechtaparömie : „WiUkür bricht Stadt- 
recht, Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemeineB 
Becht'' setzt yoraus, dass das jeweilig zuletzt genannte Becht gegen- 
über dem Yorher genannten nur snbndtär gdten wiO und dass unter 
dem Ton der Willkür (d. i. PrivatviUensdisposition, inbes. Vertrag) 
zu brechendem Rechte nie eine lex cogens vel prohibitiva, sondern 
nur eine lex dispoaitiva gedacht werden kann. Im übrigen ist für 
die gedachte Frage die Doktrin von der StatutenkoUision oder das 
sog. internationale Privatrecht entscheidend*). 

c) In Fällen der artlif^hen oder generischen Kollision wird durch 
eine verschiedene Wertnni: der gleichzeitig und gleichörtlich geltenden 
Rechtsnormen die Entscheidung gefunden, nämlich je nachdem sie 
absolutes oder subsidiäres, Öonder- oder Kommunrecht bilden*}. 

1) Vgl. Art. 1, 158-218 d. EbfQ. s. BGB. Über dk» (im DetaU Sdiwierig. 

keiten l ittiade) Frage der Anwendung dea Rechta in r.ürksirljt auf zritliche Grenzen 
dWKelbeo vgl. v. Koth, DeuUcbes Piivauecht, § 50; Stobbe, Uaadbuch des deat» 
sehen PriTfttraeht«, §§ 27, 28; Windaeheld, Pind«kten, §§ 31—33; D«raburg, 
Fand., i;^ 43, 44; Hölder, Ptnd.« § 16; Begelsbergtr, FMid., (|§ 47, 48; Cosaok, 
Lebrb. d. D. B. IL, § 13. 

«y Hierüber a. t. Roth, a. a. O. § 51; Stobbe, a. a. O. §§ 29—34; Wind* 
acheid, Fand., §§ 34—36; Dernberg, Fand., §§ 46—48; Höld«r, Fand.» § 17; 
Regelaberger, Fand., §§ 39-46. 

S) 8. oben § 8, S. 42. literatnr: t. SaTignj, System des heutigen röm. 
Bccbta, Bd. YIII, S. 8—367. — v. Bar, Das internationale Privat- nad Strafreoht. 
— Brinz, Fand. §§ 22 u. 23; Coaack, Lebrb. d. O. bürgerl. R., § 12 und die in 
▼Öliger Anm. genannten Werke. Die vorhandene Kolliniion yon Rechtsnormen kann 
nnr in der Weise beseitigt waidan, dam bei jedem Kechts Verhältnisse du Sita der* 
selben und bei jeder Eeohtsnorm der Wille des Gesetagebei-s auch in be/uf» «nf diesen 
Kollisionofull untersucht und festgestellt wird. — Von einer lex dispositivu uis 
einem ergänzenden Rechtssatsa, der bei Willenserklärungen eingreift, wenn die 
Betpüic'frn hinsichtlich des in Betracht kommenden Punktes nichts anderes oder über- 
haupt nichts bestimmt haben (z. B. BGB. §30 Sats 1, § 2066), unterscheidet sich 
geaetzlicbe Auslegungsregel dadurch, den diese nur dazu dient, den bthalt 
einer vorhandenen Privatdisposition Iuh Klare zu setzen, ni^-ht aber sie za ersetaen 
(s. B, BGB. tj 30 Satz 2, § 453). Vgl. hierüber R. Stammler, Das Recht der 
Sehvldverbaltnisse, 1897, S. 76 ft. — 

4) Gierke, D. Privatrecht, § 22, I. 8. 183 und oben § 8, S. 45. Hinsichtlich 
der Kollision des Reichs- und iandesrechts s. Art. 2 d. RV. (abgedruckt oben § 8, S. 45, 
Anm. 1), MMii EiBf.6* zum D. StnIQB. § 2, a. s. BQBb Art. SS ff. 
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§ 14. 

Avsgangspmikt und Übersiclit der Gliedemg des tbjektiTen 

Rechts. 

I. Um zu einer systematischen Gliederung des gesamten objek- 
tiven Hechts zu gelangen, ist auf die Existenz von Interessen 
zurückzugehen. Die Interessen sind, wie oben § 5 S. 18 &.) erörtert 
wurde, auf Beziehungen zu Personen und Sachen (oder bloss zu Per- 
sonen, s. oben S. 20 — 21 Amn. 2J gerichtet und mnd entweder Inter- 
essen Ton einzelnen als RecliteBnbjekte anerkannten Menschen oder 
Interessen der historisch vorhandenen Gemeinwesen, möglicherweise auch 
beides zugleich, das eine in erster, das andere in zweiter Linie. Anch 
die Interessen der Gemeinwesen zu verstehen und mitzuempfinden ist 
dem Menschen gegeben, da er mit dem Egoismus den Geselligkeitstrieb, 
mit dem Grundgesetz des menschlichen Denkens den Kechtssinn in sich 
trägt und wirksam werden zu lassen befähigt ist. Es gibt demnach: 
Sonderinteressen der Einzelnen und 
Interessen der Gemeinwesen, 
beide können realistischer Art (wie z. B. das Emährungsinteresse) 
und idealer Art (wie z. B. das Bildungsinteresse) sein. Alle diese 
Interessen werden, wenn sie durch das Recht geschützt sind, zu Kechts- 
gütern (s. oben § 5), die einen zu Rechtsgütern der Einzelnen, die 
anderen zu iiechtsgüteni d( s i ii^ineinwesens. 

Hier nun macht sich geltend, dass, wie l»* reits in der Lehre von 
den Rechtsquellen bedeutungsvoll wurde (s. oben S. 47), unter Gemein- 
wesen zweierlei verstanden wird: 
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1. das herrschende Gemeinwesen und seine Teile (Reich, Staat, 
Provinz, Kreis, Gemeinde, öffentliche Korporation) und 

2. die Gesellschaft und ihre Teile (das Volk in seiner wirtschaft- 
lichen Znsammengehörigkeit (s. oben § 9, S. 47, §§ 10, 12, S. 49, 54), 
die Berutsidassen, die Stände, die sozialen Assoziationen) — sämtlich 
ohne Rücksicht auf den Staatsverband gedacht. — Die Interessen 
dieser beiden Gemeinwesen sind nicht notwendig dieselben, es ist 
denkbar, dass z. B. der Staat im Staatsinteresse freie Einfuhr von 
Waien ansschliesst oder Schwert (etwa dnichProliibitiT-oderFiiiaxis- 
zolle), wSlirend die Gesellsehaft ein Interesse am Freihandel haben 
kann. Oder es ist denkbar, dass zwar beide Gemeinwesen an einer 
Beziehung (diese als Objekt gedacht) Interesse haben, aber ans ver* 
schiedenen Grründen oder in verschiedenem Masse. Es gibt demnach. 
Rechtsgüter des staatlichen Gemeinwesens (oder der staatlichen Ge- 
meinwesen) und Rechtsgüter des gesellschaftlichen Gemeinwesens (oder 
der gesellschaftlichen Gemeinwesen) und dieser durch Hinzuuahme 
der oben erwähnten Rechtsgüter der Einzelnen entstehenden Brei- 
teilung entsprechend ist das gesamte objektive Hecht einzuteilen in: 
Privatrecht, Staatsrecht und Geseilschaf tsrecht, je nach- 
dem durch die betreffenden massgebenden Normen des objektiven 
Reclits die Interessen von einzelnen (Privaten) oder die des Staates 
(und seiner Gemeinwesen) oder die der Gesellschaft (und ihrer Ge- 
meinwesen) in erster Linie, vorzugsweise oder ansschliesslich geschütsst 
nnd als Rechtsgüter geschaffen werden. 

n. Diese Dreiteilung ist aber nach zwei Richtungen hin unzu- 
reichend. Das Gemeinwesen, welches die Staaten unter sich 
bilden, die internationale Interessengemeinschaft, etdit 
namUch ebenfalls nnter . Rechtsschutz: dieser wird erzeugt durch 
Normen, welche, soweit sie jener internationalen Interessengemein«' 
Schaft eigentümlich sind, Völkerrecht heissen. Und die Rechtsvor- 
schriften, welche den Gesellschaffcsintoressen Schutz verleihen, sind 
teils keine anderen als diejenigen, welche den Einzelinteressen den 
Rechtschutz geben, also Privatreclit^), hier als Mittel des Schutzes 
fiir die Gesellschaft, anderenteils hat der Staat es sich zur Aufgabe 
gemacht, nicht bloss sich als herrschendes Gemeinwesen in seinen 
Herrschaftsinteressen zu schützen, was durch das Staatsrecht im 
strengen Sinne des Wortes geschieht, sondern ancli die (lesellschafts- 
interessen (teilweise) wie Staatsinteressen im engeren Sinne zu schützen 
nnd zu fördern ; durch diesen letzteren historisch überkommenen und 

I) Deui stiikteu Manchesterstaat uder dem Rechtsstaat im engsten Siane des 
Wortes würde diese Art des Sdhutsw von GeadkohaftaiiiteKaten am meiatai eat- 
spreehea. Vgl, in&bes. § 41. 
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in höchst verschiedenem Masse wirkenden TTmstand ist es gekommen, 
dass sich das „Gesellschaftsrecht'' soweit es nicnt zugleich Privat- 
recht ist, unter dem Namen und im Rahmen des Staatsrechts mit ent- 
wickelt bat Zum grossen Teile sind die Mittel, durch welche edite 
StaatsinteresB^, die nicht GesellschaftsinteresBen oder wenigstens 
nicht in erster Linie dies sind, seitens der möhtprivaten Sjräfte ge- 
fördert und geschützt werden, TOn derselben Art und Wirkung (z. B. 
Zwangsmassregeln der gesetzlich geregelten Wirtschaftspolizei, sie sei 
Sicherungs- [Abwehr-] Polizei oder [positive] Wohlfahrtspflege). Die 
Rechtsregeln, welche den Schutz der Interessen des Staates bezwecken 
(„Staatsrecht^'), dann diejenigen, welche den Interessen der Gesell- 
schaft schützend und parantirrcnd an die Seite treten sollen (^He- 
sellschaftsrecht") und auch diejenigen, dun-h welche die internationale 
Interessengemeinschaft der Staaten zu einer Rechtsgemeinschaft er- 
hoben wird (Vdlkf rrecht), finden aber insgesamt einen Gegensatz 
in den Normen, durch welche die einzelnen Kechtssubjekte des Privat- 
oder bürgerlichen Verkehrs m diesen ihren privaten, d. h. bürger- 
lichen Interessen, geschützt werden. Der Gregensatz liegt darin, dass 
in den ersteren drei Fällen Interessen in Frage kommen, die im 
sprachlichen Gegensatze zu den. letzteren, den privaten Interessen, 
öffentliche Interessen genannt werden müssen, daher hat das Recht, 
welches in jenen drei Arten von Fällen den dabei primär beabsich- 
tigten Interessenschntz verleiht, den Namen öffentliches Recht, 
jus publicum. 

III. Hieraus ergibt sich demnach als oberste Einteilung des ge- 
samten Rechts ira objektiven Sinne die in Privat- oder hürgerliehes 
Recht (jus privatum oder civile) und in öffentliches Recht (jus publicum). 

Das letztere aber wird, wahrend das „Gesellschaftsrecht'' aus 
den beiden vorhin erwähnten Gründen keine besondere Stellung in 
der Artenübersicht einnimmt, unterschieden in: 

Staatsrecht (jus publicum civitatum oder alicujus civitatis), und 
darunter befinden sich auch Normen, die den dadurch geschützten 
Interessen nach Gesellschaftsrecht genannt werden, nicht aber das- 
selbe yolbtändig bilden und audi nicht vollständig vom Staatsrechte 
getrennt werden können, und 

■ Völkerrecht (jus inter dvitates, jus inter gentes, belli et pacis, 
internationales Recht; s. unten § 54). 

Das Staatsredit aber wird nach den Hauptinteressen und den 
Hauptlichtungen der vom Staate zur Vertretung und Förderung der- 
selben geübten Tätigkeit geteilt in: 

Ver f ass u n s r e cht (dieses umfasst die Vnrmen, durch welche 
der Bestand der IStaatsherrschaft Ti;ioh a) Organisation und b) Ele- 
menten rechtlich geschützt wird) und 
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Verwaltungsreclit (mit diMem Worte boU die Geguntiieit 

der Rechtsnormen bezeichnet werden, welche die StaatBtfttigkeit, be- 
stehend in a) Gesetzgebung und b) Adminigtratioik, diese hier im 
Sinne des Gegensatzes zur Gesetzgebung genommen und alle nicht 
in Gesetzgebung bestehemie Staatstätigkeit umfassend, rechtlich 
normieren). 

IV-. Das Verhältnis der einzelnen Teile des liiermit in seinen 
Grundzügen entwickelten Systems untereinander ist ein flüssiges : es 
ist weder ans dem Wesen des Kechts überhaupt noch an^ dem Wesen 
des Staates abstrakt abzuleiten, wie weit sich die lirenze des Staats- 
rechts gegen das Privatrecht hin an55zudehnen hat, und es herrscht 
daher sowohl historisch, — in den tatsächlich vorhandenen Rege- 
lungen, — als auch theoretisch in der Auffassung der vorhandenen 
Normen wie in der Gesetsgebnngspofitik (de lege ferenda] eine ganz 
geringe Übereinstimmung und eine sehr weitgehende Verschiedenheit. 

Altertmn und IGttelalter fastten «Ine von Leb«nsT«r1ifl]tiife8mi, 

welche wir (lern öffentlicben Rechte zuweisen, privatrechtlicb auf, weil sie in 
dereelben nur Einzelinteressen. nicht GemeinweaensinteresseiL erblickten oder weil 
die Regelung «nes LebensrerhältnissM durch priTatreehtliehe Normen einfacher 
erschien als die durch öffentlichrechtliche Nonnen. Zwar wird dennoch jeder Staat 
eine Anzahl von Normen der letzteren Art anerkennen müssen und von jeher 
anerkannt haben, — ein wenn ftuch noch so primitiv gestaltetes Verfaasangs* 
recht und ein mindestens ebensolches MilitArrecht (s. oben § 8, II, Ziff. 1, a und b) 
und ebenso Uberall wenigstens ein Anfang von Privatrecht als solchem (s. ebenda 
Ziff. 1 — c); aber im übrigen und im einzelnen ist die Verschiedenheit der Auf- 
fassung und Regelung der RechtsverhSltntsse eine ausserordentlich grosse. Viel- 
fach und auf unteren Kulturstufen sogar durchgängig fehlt das Verständnis fßr 
die Unterscheidung zwischen öffentlichem und Privatreclit und unbewusst — man 
kann sagen iuatinktiv — worden alsdann die adhwerer verständUeluii^), aber 
doch vorhandenen und wohl auch geahnten Interessen des Gemeinwesens durch 
die Formen und Normen dea Verkehra von Privatpersonen geschützt. 

So wird auch die Verletzung von solchen Interessen, welche heirtsatag« ▼<Mn 
objelictivon Rorhte durchan«» als Intprepsen des Gemeinwesens angesehen werden, 
in vnruuägegangenen Kulturperioden mit denselben Mitteln und in derselben Weise 
verfolgt, wie die Verletzung reiner Privatinteressen. So wird das Steuerrecht, 
welches der Finanzhoheit des Staates nach modemer Auffassung unmittelbar 
entfliesst, zum gronaen Teile durch ein vertragsmässig erworbenes, durchaus nach 
Analogie dea JPtivatrechts behandeltes Recht im deutschen Mittelalter er^et/r, 
das Untertanenverhältnis öffentlich rechtlich sehr wenig geregelt (s. oben § 7 
S. 35—37), statt ein öffentlich rechtliches polizeiliches Einachreiten zur Wahrung 
Öffentlicher Intereflsen werden — auch römisch-rechtlioh — den Privatpersonen 
Privatklagen angestanden. So wird atatt der fieohtsperson dea Oemeinwesens 



1) In dienftr Hinsicht ist höchst interessant, was der deutsche Korvetten-Kapitän 
%'on Werner von der Südseestation aus dem Hafen Makada of Duke of York am 
19. Dezember 1878 berichtet: „Zur Sicherung des deutsdieo Einflusses in dieser 
Ori:»eiid blieb kein anderer Weg, <1'-r Kauf eines Hafens, weil bei dem jetzigen 
BiiduDgsstand dieser noch sehr tief i^tchendeo Meascbenrasse an den Abschluss einer 
( — TiMkerrecbtlldien — ) Übereinkunft ni<dil la denlran war; fttr derartige Ab- 
machungen fehlt noch jf-des Verständnis." S. S. 153 der Aktenstücke zur Denkschrift, 
mit welcher der Satuoavertrag vom 29. Januar 1879 dem Deutschen Beichstage vor- 
gakgt waide. (Nr. 230 der Dradnaolk«! dea Bdchslagi.) 
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die Rechtsperson des Staatshaupts als privatrechtlich geschützter Inhaber von 
öffentlicbrechtlich zu schützenden Interessen anerkannt, das Gemeinwesen privat- 
recbtlich nicht selbst als Person gedftdit^ sondern statt dessen das Staatshaupt xxbw. 
Andererseits lässt sich aber gerade auch auf niederen Kulturstufen beob- 
achten, dass das Privatrecht vom Staatsrecht in den Hintergrund gedrängt, mit 
a. W. Interessen, die wir nun als Interess«! Einzelner auerkennen und sdafttseii« 
sich als Interessen des Gemeinwesens eines weitgehenden Schutzes wfireoen'). 

Vom Standpunkte der heutigen RechtsanffasBuiig aus müssen 
folgende Sätze aufgestellt werden: 

1. Die tatsächliche Abgrenzung des Privatrechts vom öflFentlichen 
Hechte, für welche schon die Körner abstrakt die Verschiedenheit der 
Interessenten entscheidend sein Hessen*), ist nichts anderes als die 
Beantwortung der entscheidenden Frage: Wessen Interesse soll ge- 
schützt, in wessen Interesse soll tine Lebeiisbezielmng zu einem 
Rechtsverhältnis erhüben werden? Die Beantwortung der Frage kommt 
in erster Linie der Gesetzgebung zu (s. unten § 43), ja es mufiS als 
die Toniehmste Aufgabe der Gesetzgebung angesehen werden, unier 
Rechtsschutz festzusetzen, welche Güter Rechtsgttter des Gemein- 
wesens seien; der Staat ist in dieser Tätigkeit, durch welche er sich 
ein gesetzliches Staatsrecht schafft, rechtlich unabhängig: er kann 
demnach die Trennung in öffentliche und private Interessen vollziehen 
wie er will, und ebenso auch ein gemeinschaftliches Gebiet der 
Einzelnen und des Gemeinwesens, das Gebiet solcher Interessen, welche 
zugleich Interessen des oder der Gemeinwesen und der Einzelnen 
sin l fr st stellen und zugleich mit ötf entlichem und Frivatrechtsschutz 
umgel)t?ii '■ ). 

2. Bereclitigungen, Rechte im subjektiven Sinne (s. oben § 5 
S. 18) erzeugt sowohl das ölVentliche Recht als das I*rivat.recht Der 
Staat hat z. B. vermöge der Existenz der die HeerespÜicht festsetzen- 
den objektiven Rechtsnormen ein subjektives Recht, die vorschrifts- 
massige Meldung und Stelhmg der Wehrpflichtigen zu fordern; Amts- 
rechte, amtliche (dienstliche) Befugnisse, welche Beamten des Staats 
(oder anderen öffentlichen Gemeinwesen) oder militärischen Komman- 
danten zustehen, sind ihrem inneren Wesen nach subjektive Rechte 
des Gemeinwesens, sie bestehen nur im Gemeininteresse, daher sind 
sie öffentliche subjektiye Rechte; es kann aber sein, dass die er- 



1) Vgl. die in Anni. S. 61 erwähnten Aktenstücke S. 157, wonach auf Südsee- 
inseln kein geiicbertes persönliches Eigentum, sondern nur Familien- oder Stamm- oder 
HftQptiHBgMifentam beitdil; s. ftberbaapt fiber die Entwiekelung des PrivateigaatniiM 

unten § 20. Über das Gemeinde- resp. HüuptHngseiycntinn bei Siidseeini^ulnnem — 
„tabu" und „blul — und die Uemeindearbeit — ^^makesang'* — s. anch Karl 
Semper, die PalaobttelD, 8. 49, 72, 73, 120. 

2) Ulpiati 1. 1 § 2 D. 1. 1. — Auch 5j 4 J. 1, 1. 

8) 2. B. das Eigentum, zu dessen Schutz die öffentliche Bestrafung des Dieb- 
«table uew. und die privatrechtliehe Entiohädigungsklage eingeführt itt; ebenio d«s 
menaidiliehe Leben, die nienaehliehe Genmdheit mw. 
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wähnten Bediensteten flolohe Rechte als übertragene (wie Xamens 
des Staats) zu üben haben, oder auch, dass es im öffentlichen Interesse 
liegt, die Bediensteten als im Ansübungs-Besitze von — im Interesse 
des Staates — zu ihren Gunsten konstituierten Kechten befindlich 
anzusehen 

3. An irgend einer Lebensbezieiiung kann gleichzeitig sowohl das 
Gemeinwesen als eine einzelne Privatperson ein Interesse haben, wie 
es auch denkbar ist, dass an einem Lebensverhältnisse gleichzeitig 
das internationale Geiiiemwesen, das herrschende Gemeinwesen eines 
oder mehrerer Staaten, ein Gememwesen innerbAlb des Staates und 
eine Einzd-FriTatperson ein Interesse haben; dasselbe Verhältnis wird 
dann dnrch Völkerrecht, staatsrechtliche und priyatrechilicbe Normen 
geschützt*). Der Schutz derselben Interessen von der einen Seite 
Bchliesst den Yon anderer Seite nicht aus. Insbesondere* kum das 
öffentliche Interesse erheischen, dass die Erfüllung eines priyatrecht' 
liehen Vertrages vereinbarungsgemass erfolge^). 

4. Auf die Gestaltung des öffentlichen Rechts eines Staates 
wirken die ethnologischen, historischen, klimatischen und die übrigen 
innerlich und äiisserlich für die Rechtsentwickelung hprlontiingsvüllen 
Faktoren {s. oben 7) mit weit mehr dift'erenziereiulem Krfoig ein 
als auf die Gestaltung des Privatrechts. Zwar ist innerhalb eines 
Staates eine grossere Verschiedenheit in den Privatrechten möglich, 
denn das öfi'entliche Recht eines Staates muss in den Grundlagen 
stets einheitlich gestaltet sein ; aber die verschiedenen, selbst auf ein 
nnd derselben Enltnrhöbe stehenden Staaten unterscheiden sich in 
ihren öffentlich-rechtlich garantierten Interessen weit mehr als in 
ihren Privatrechten. Daher ist auch eine Bezeption eines fremden 
privatrechtlichen Instituts in einem Staate weit leichter möglich als 
eine solche einer öffentlich-rechtlichen Institution und iet2tere immer 
nur unter Wahrung grösater Vorsicht zu empfehlen^). 

5. Der Suprematie, welche dem öffentlichen Rechte als dem zum 
Schutze der Gemeinwesen bestimmten Rechte zukommt, entspricht 

1) Vgl. Gareii, Allg. flteatireeht in Marqnardsens Handbudi d. ütA Rechts, 

Bd. I, S. 13 u. M. 

3h B. die BenabuDg und Ermordung eioe« verwundet auf dem Schlachtfeld 
Uegendeo verfadlatetern Soldaten durch Sdilaehtfeldhylnen aeblieBit maglioherweise eine * 

Vwletzung der erwälintcn verscliieilonen Normen in sich. 

^) ^S^' §329 d. StrGB.: „Wer die mit eiaer Behörde gewhloesenen Lieferungs- 
▼ettrige über Bedfirfnine des Heeres oder der Marine xurseit efaies Krieges, oder Ober 
Lebensmittel zur Anwendung oder Bt'seitignng eiiie.s Notstandes vorsätzlich t'nt\ve<1fr 
nicht zur bestimmten Zeit oder nicht in der vorbedu^genen Weise erfüllt, wird mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft; andi kann anf Verlnst der bürgerKehen 
Ehrenrechte erkannt werden." (Gareis, Rcicbsgesetze Nr. 143 — 146.) 

4) Über das Verhältnis zwischen Privatrecht u. öffentl. Recht s. Gareis, allg. 
Staatsrecht in Marquardsens Handbuch d. dff. Rechts, Bd. I, § 3, S. 7, 11—16 
und die dorl in der Anm. lit. Litwiitnr* 
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es, dass das Privatint erp=:«;e unter bestimmten Voraussetzung''!! in 
KoIHsionsfällen dem üöentiichen Interesse rpchtlich weichen muss 
(s. Expropriation unter § 20, V 5, S. 96); es ist aber andererseits auch 
eine Folge der Oberholieit des öffentlichen Rechts, wie der Macht der 
Bechtsidee an sich, dass das herrschende Gemeinwesen auch die 
Natur einer privatrechtlichen Person annimmt (als solche, heisst es 
fiscns) und in dieser Eigenschaft im allgemeinen ebenso angesehen 
nnd behandelt wird wie ein bürgerliches Rechtssubjekt überhaupt. 
Hierüber s. unten § 15, I 1, S. 66. 



A. Das bürgerliche oder Privatrecht. 

Die Elemente des bürgerlichen oder i'rivatrechts. 

Das rrivatreclit hat die Aufgabe, die Interessen von Privat- 
personen zu schützen; diese Interessen bestehen in B eziehunge n 
zu Objekten und in dem Schutze dieser Beziehungen gegen Ent- 
ziehung, Störung und Beeinträchtigung; die Beziehungen aber ent- 
stehen oder bestehen unter dem Einflüsse der Kechtsordnung als 
rechtlich geordnete Beziehungen auf Grund bestimmter Tatsachen 
(sog. juristischer Tatsachen) , an welche die Bechtsordnung (das ob- 
jektiTe Recht) den Schatz der Interessen und damit das Recht im 
sabjektiTen Sinne, dessen Entstehung, Endignng oder Ändenmg, knüpft ; 
sie tat dies aber nicht um der Individuen allein willen, sondern auch 
um der GeseUschaft willen, jedenfalls also auch nach sozialen Ge- 
sichtspunkten; denn es werden nur diejenigen Privatinteressen von 
der durch die Autorität des Gemeinwesens getragenen Rechtsordnung 
geschützt, welche mit dem Gemeinwohle vereinbar sind: die Rechts- 
ordnung mn?« auch im Privatrechte, wo sie zuvörderst für Einzel- 
interessen sorgt, das Gemeinwohl erstreben — das soziale Ziel des 
Privatrechts 

Hieraus ergeben sich die vier Elemente des Privatrechts; es sind 
die Begriffe: Rechtssubjekt, Rechtsubjekt, juristische Tatsache und 
Schutz des Kechts. 

1) Gierkc, Die soziale Aufgabe des Privatrechta (Berlhi, Julius Springer, 1889) 
iDsbes. S. 6 ff. Vgl. Ihering, i^week im Beoht, I, 3. 64, 82, 99: „Die Wahrheit des 
8«tB«8: Jeder ist fir die Yftit, nnd die Welt ist ffir Jeden da das ist die Ge- 
sellsehalt.'* 
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I. Rechtssubjekte*) sind die Inhaber (Träger) eigener recht- 
lich geschiit/ter Interessen; Person ist jedes Wesen, welches In- 
haber solcher Interessen sein kann, die Rechtsordnung entscheidet 
darüber, welchen Wesen diese Fähigkeit, nämHch die Recht sfähi g- 
keit, welche cleichbedeutend ist mit Persönlichkeit, zukommt. Ver- 
schieden von der Rechtsfähigkeit ist die Handlungsfähigkeit, 
d. i. die vom objektiven Recht anerkannte Möglichkeit, den Willen 
in juristischen Handlungen zu betätigen*). 

Sowohl in der Rechtsfähigkeit als in der Handlungsfähigkeit können ver- 
schiedene Grade von dem objektiven Recht anerkannt sein; verschieden nadi 
Alter'), Geschlecht, Familienstellung, Standesuntr r^chied, Ehre*), Wohnsitz'') usw. 

Der Standesunt<er8chied hängt regelmässig mit der politischen Geschichte 
des Volkes, der Vorgeschichte des jeweiligen Staatswesens innerlich zusammen, 
so imTnentlich die Unterscheidung der Geburtsstände : Adel (und zwar hoher Adel, 
mittleier und niederer Adel), gemeinfreie, freigelassene und sog. halbfreie Leute 
und Unfreie (hierflber s. Anm. S auf S. 68) — alle oft dnrch anttberetoigliehe 
Schranken getrennt, dann Kantm; ferner Berufsstände z. ß. Bürger, Kauflmtp, 
Krieger, Priester, Gewerbetreibeudef Bauern, — alle mitunter durch besondere 
Beehtanonnen in beftondere Bedttslägen verMtaEt. 

Als rechtsfähig werden, wenn auch, wie angedeutet, möglicher- 
weise in verschiedenen Graden, von den positiven Rechten alle 
Menschen anerkannt, welche nicht Sachen (Sklaven aul der tiefsten 
Stufe der Sklaverei) sind; diese Rechtssubjekte heissen: natürliche 
Personen*). 

Es gibt aber auch Wesen, die nicht Menschen sind und doch 
eigene Interessen haben, denen von der Rechtsordnung Bechtsschuts 
zuteil wird; mit anderen Worten ausgedrückt: die Rechtsordnungen 
erkennen auch Rechtster an, welche nicht einzeber Personen Inter^ 
essen sind, sondern anderer Wesen, Gemeinwesen oder Yermögens- 
inbegriffe. 



1) Salkowski, Institutionen §§ 42 ff„ §§ 79 ff. — Sohra a. a. 0. §§ 20—25. 
So sind Kinder unter 7 Jahren, obgleich reobtafähig, nach Deutschem Becbte 
deeh geadilfliiuiiUijtg, ^beam derjenige, der tStb. in einem Se Me WiUeMAMedmmiing 
aUMChliesseDdea Zastaode krankhafter Störung der Qeistestätigkeit l>eftadet. BGB. 
^ 6 (Entmündigte), 104, 105. Die (jesehäftafähigkeit im Sinne des BGB. ist eine 
iMioadere eder UnterwArl der Handlungsfähigkeit, s. Oareie, Kommentar cum BGB., 
T. ^ VorbeniPfknnf,' zu § 104. 

3} So UDterscheidet das deut«che BGB.: das Kiadesalter ein bis aiebtu Jahre 
(s. Anm. 3), dann da« Alter der Minderjährigkeit (im engeren Sinne) iwiHlien rieben 
bis einundzwanzitr Jahre, beschränkte (Teschäftsfähigkeit BGB. §§ 106—113, nlsclann 
das Alter der Yolljähngkeit vom vollendeten einundzwaozigHten Lebensjahre au (BGB. 
§ 2); den Volljährigen werden gicicbgeaelktet die fttf Tolljähr^ EiUSrten (BGB. 3—5). 

*) S. § 18, IL 

5) BGB. §§ 7—11. 

<) In dem ersten Satee dee BQB.: „§ 1. IMe Beditsfähigkeit dee Uenaoben be- 
ginnt mit der Vollendung der Geburt", liegt die Ausflchliessung jeder Art von Leib- 
eigenschaft und Hörigkeit. Die Bechtsfähigkeit währt bis zum Tode, bezw. bis zur 
tvelitnririnameii TodeamUAnug. BGB. §§ 13-20. Über die Sklaverei s. unten 
Aom. 2, 8. 68, nnd 8. 102, Anm« 4. 

Oareii, Be^MseinTklopUie. S. Anfl. 5 
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Nicht notwendio^ erst die Rechtsordnimgen schaffen solche Inter- 
essen, das Leben, die Menschheit, das ideale Streben der einzelnen 
in ihr erkennt ebensolche Interessen bereits tätig an, und die Rechts- 
ordnung verleiht solchen Interessen, die sie im Leben vorfindet, unter 
bestimmten Voraussetzungen den Schutz, dessen diese Interessen be- 
dürfen, um Uechtsgüter zu sein. Die Wesen, deren übermenschliche 
Interessen auf diese Weise geschützt werden, heissen: 

juristische Personen (fingierte, künstliche, moralische Per- 
sonen) im Gegensätze zu den natfirlichen Feraonen, d. i. zu den 
eines RechtsschatzeR ihrer Interessen sicli erfreuenden Menschen). 
Die juristischen Personen sind entweder Zusammenfassungen von 
Personen (universitates personarum)^) oder Zusammenfassungen Ton 
Sachen (uniTersitates rerum)'). 

Im einzelnen finden sich als juristische Personen in den Privat- 
rechtsordnungen anerkannt: 

1. der Staat (das lierrschende Gemeinwesen) in seinen privat- 
rechtlichen Beziehungen, d. i. in denjenigen Beziehungen, in welchen 
das herrschende Gemeinwesen nicht kraft eines der ihm eigentüm- 
lichen Hoheitsrechte — autoritativ — seine Interessen vertritt, sondern 
ohne seine Oberhoheit, deninacli in derselben Weise und Selbsttätig- 
keit, welche jedem freien Bürger im Staate zukommen knvn. zur Be- 
friedigung der analogen (d. i. privaten, nicht Macht/j Bedürfnisse 
wirtschaftlich tätig wird (s. § 14 am Ende S. 64); der Staat in privat- 
rechtlichen Verhältnissen stehend gedacht heisst Fiskus^), im (legon- 
satz zu dem, die öffentlichen Interessen mit Iloheitsrechten (s. unter 
§ 46} vertretenden (remeinwesen im herrschenden Sinne (res puhlica). 

2. Öffentliche Gemeinwesen im Staate, welche öffentliche Inter- 
essen vertreten, so die Gemeinden (municipia), städtische sowohl als 
Landgemeinden, dann Kreis-, Provinzial- und andere Gemeinden*). 

3. Diejenigen durch Gesellschaftsvertrag oder-Beitritt entstandenen 
und bestettönden Fersonenvereinigungen, welchen die Rechtsordnungen 
eigene Interessen rechtlich zuerkennen, indem sie ihnen die Bechts- 
stellung von Vereinen (Korporationen) verleihen^); solche Korpo- 
rationen (collegia, corpora) sind unter den angegebenen Voraussetzungen 
d( r 1 chthchen Anerkennung ihrer juristischen Persönlichkeit: Zünfte 
und Innungen; gewisse staatlich besonders beaufsichtigte, aber auch 



1) Vereine BGB. §§ 21—70. 

Stiftungen und Austahen BGB. §§ 80—89. 
») BGB. ^ 89, 928, 1936, 1942, 1966 n. a. Vgl. anefa obwi 8. 38 Anm. 8 a. E. 
Ziff. 5 (S. 39). 

4) Die historische Bedeutung der Geineioden, der deutschen Eeolgemeioden, der 
Harkgimossenaehafteii s. § 7 II, 38—35. 
6) BGB. §§ 21, 56-79. 
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entsprechend privilegierte Personenvereinigungen (collegia sodalicia), 
wie z. B. die römi«;chnn collegia funeraticia, die modernen Assozia- 
tionen zur fTPsetzliciieo Unfall-, Alters- und Kranken-Versicherung im 
deutschen lieiche, welche unter staatlicher Anerkennung Zwecke der 
Gesellschaft (im Gegensatze einerseits zum Staate und andererseits zu 
den Individuen, s. oben S. 47, 59, 60) erfüllen sollen^). 

4. T)if ji'iiigen Erwerbsgeselischaften (societates quaestuariae), denen 
vom objeivtiven Rechte die Fähigkeit, eigene Kechte zu haben, be- 
sonders beigelegt ist*); so die Aktiengesellschaften^), die eingetragenen 
Genossenschaften^), die Bergbau-Gewerkschaften des modernen Rechts. 

5. Die Kirchen und zwar die als besondere Rechtssubjekte an- 
erkannten Kirchengemeinden und die ebenfalls als solche anerkannten 

kirchlichen Institute (Anstalten, Klöster u. dgl.)*). 

6. Die Stiftungen °)j Vermögenskomplexe, welche um ihres be- 
sonderen dauernden Zweckes willen vom objektiven Rechte als In- 
haber eigener Interef?sen anerkannt sind (piae causae u. dergl.). 

II. Objekt der intei essen, welche den Kern*) der Privatrechts- 
verhältnisse bilden, sind stets Beziehungen einer (oder mehrerer, 
physischer und juristischer) Personen als Rechtssubjekt entweder zu 
anderen Personen oder zu Sachen. Die Beziehungen eines Redits- 
sttbjekts zu Personen sind entweder familienreditliche (hierüber 
unten § 25 ff.) oder fordemngsrechtliche (hieryon unten § 22 ff.); die 
Beziebungen eines Rechtssubjekts zu Sacben, vermöge welcher eine 
Sache direkt der Herrschaft des berechtigten Subjekts, sei es ganz- 
lieh, sei es in bestimmten Richtungen, unterwerfen ist, sind die ding- 
lichen Rechtsyerhältnisse (hierüber s. unten § 19 fi.). 

Da eine Sache, nicht aber eine Person, direkt der Herrschaft 
eines Subjekts (ganz oder teilweise) unterworfen sein kann, werden 
die Sadien vielifacb als Rechtsobjekie bezeichnet. 

1) Hierher gehören Krankenversicherungsanstalten nach § 25 (1. Reichsges. vora 
15. Juni 1883, betr. die Krankenversicherung, (Gar eis Keichsgeaetzc 5, 147/148, 40, 
lerner die Bemfagenossenschaften für die Unfellversicherung nach § 23 des Kcichs- 
gcsetzes vom 6. Joli 1884, Gareis Reichsgesetze <i, 28/29. -10, 7, 14, 58, 60 61 und 
die Versicherungsanstalten nach § 68 de« Invalidenvcrsichorungsgegetzcs vuni i:'. Juli 1899, 
Oa reis Beicbsgesetze III, 12) usw. Die HerTorrnfung solcher „GesellBchiifts '-Zwecketi 
diencnrler Assoziationen mit gcsetTilich bestimmten Aufgaben und Rechten ist eine Haupt- 
aufgabe der sog. äozialpolitik und ihrer Gesetzgebung (s. oben S. 60, G4 bei Anm. 4 
Qiid unten 8. 103% 

2) BGB. §§ 22. Vgl. Cosack, BR., {}§ 29 ff. 
») Vgl. uoten § 23, UI, ö, S. 109. 

4) B. Kivdranieeht tinten § 57. 

6) BGB. §§ 80—88. 

8} Über diese Auffassungeweicie s. oben § 5, S. 18—12. 

7) Über den Begriff BediteTerhiltaie nnd Beidehnng s. oben g 5, B. 18, Anm. 2 u. 
8. 19, Anm, 1. 

5* 
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Unter den Begriff Sache ^) (res) fallen: 

a) die materiellen Güter, zu diesen gehören 

a) die beweglichen Sachen (res mobiles, Mobilien, deutschrecht- 
lich Fahrhabe, fahrendes Gut genannt: Münzen, Handels- 
güter, Waren, Tiere (res sese moyentes)*), Kleider, Waffen, 
Nahrungsmittd; 

fi die unbeweglichen Sachen (res immobüea, Immobilien, Liegen- 
schaften), d. s. die Grandstücke, Tergl. §§ 20, 21; 

b) die immateriellen Güter, wie körperliche Existenz und Frei- 
heit, Ehre, Autorschaft an literarischen oder Kunstwerken, an 
Erfindungen usw. (s. unten §§ 17, 18). 

III. Die Beziehungen, an welchen das den Kern der Privatrechts- 
verhältnissc bildende Interesse besteht, werden von einem bestimmten 
Momente an rechtsordnungsgemäss unter den sie zu Rechtsbezieh- 
ungen erhebenden charakteristischen Kechtsscliutz gestellt, der das 
ihnen innewohnende Interesse zum Eechtsgute erhebt, und dieser 
Moment wird als der Eintritt einer juristischen Tatsache be- 
zeichnet. Eine solche juristische Tatsache — ebenfalls gemäss der 
Rechtsordnung — bedingt auch den Untergang oder die Änderung 
der Rechtshexiehung, des Bechtsgutes*). Die juristischen Tat- 
sachen sind entweder: 

1) Salkowtkl, Institntioncn, §§ 81 ff. — Sohm a. a. O. §§ 45, 46. B««rifi 
und Arten von Sechen nach BUB. ». §§ 90 — 103 desselben. 

8) Zu den Sachen werden auch die völlig unfreien Menschen, die Sklaven ge. 
rechnet, wo die Sklaverei als P.i-rhf^institut bestand oder besteht, so z. B. aueh noch 
in germaniscb^Q Yolkttrechten, wo sich «ervus and ancilla mit boa, equus usw. zu- 
sammengeiitellt findet. Der tTnpniDg der Unfreiheit von Vttlkern wird auf Unter» 
jnrhang im Kriegte ( Altf-rhini urv.] >Tift( Inlter) und Eroberung zurn':'kc""führt, die Un- 
Ireiheit der einzelnen Meoscheu eutsprang der Zugehörigkeit zu eiueoi solchen Volke, 
ana unfreier Geburt, Oetengemohaft UDd YerkneehtaDg (Sehvldloieehtidialt), letstere 
ans der Haftung mit der Person 5 unten 5 22, S. 109, bei Anm. Interessant 
iat, daaa einzelne aebr alte Bechte schon eine Kechuvermntung cuguosten der Freiheil 
etnes ehmlnen Henaolien fftr gewlwe StrdtAlle aufeCellten (eine praetromptlo UberMia), 
so z. B. auch dns Hf^pT? der kretischen Ptnit Hortyn (ct\, ro vor Chr.^ A. Gmoll 
in der wissenechaftlicbea Beilage zum Programm dea städt. Progymoasiuius zu Striefen 
1889. <I. 14, S. 10). 

T>i. r!e7irliiiiic^-, iu welcher ein heiratsfähiger junger Mann zu einer heirate« 
fähigen jungen Dame steht, daa Intereaae deaaelben an ihr, an ihrer Liebe und Treue 
wird erat vom llomeBt d«r jarbttsehen TatHMshe elnea klagbaren VerlObniaaea oder der 
Eheschliessung geschützt. — Vgl. unten § 2G. — Das Interesse, welches Jemand an 
der allaeitigeo und vollatändigeo Benützung und Verwertung eines Gartens hat, wird 
ent Tim dem Momente (jnr. Ereignis) an reditlich geschützt, in welchem der Garten — 
a. B. durch Tradition oder Grundbuehseintrag, sein Eigentum wird. Vgl. unten § 20. 
— Das Interesse, welches der körperlich Verwundete an dem Erutz der Heilkosten 
nnd dea entgangenen Arbeiteverdienstes, auch an Zahlvng von Sdimersenmeld n. dgl. 
hat, entsteht in dem nämlichen Augenblicke, in welchem der Schaden, z. B. die den 
Arm lähmende frevelhafte Verwundung eingetreten ist — Delikt ala juristische Tat* 
aache s. § 24. — Iat der Schaden durch Zahlung völlig enetat, so ist die Zahloag 
(solntio) die den Untergang der Rechtsbeziehang (der Ensitafoadenuif) bewirkanda 
jniistiaohe Titsache gewesen. Vgl luten § 22. 



Digitized by Google 



Die Blemmto des bOrgerliehen ReetiU. 



«0 



a) Elementarereignisse ; die Voreilige in der Natur, Bie mögen ver- 
nichtend (wie z. B. Hagelschlag, Tod von Menschen und Tieren) 
oder erzeugend (wie z. B. Fruchtwachstum, natürliche Früchte- 
soparation, Geburt von Menschen) oder verändernd (wie physi- 
kalische oder chemische Vorgänge, der alternde und der 
heilende Eintiuss des Zeitablaufs ^) u. dgl.) in das Leben and 
die Interessen des Menschen eingreifen, oder 

b) menschliche Handinngen, dem "Willen (s. oben § 71) der Menschen 
kausal entprungene Einwirkungen auf die Aussenwelt; diese 
Einwirkungen stehen: 

a) entweder im Einklänge mit der vom objektiven Rechte 
als tatsächlich gewollten Ordnung der ftosseren Verhält- 
nisse, dann heisaen die Handinngen erlaabte, oder 
sie stehen im Widerspruch mit jener Ordnung , dann 
heissen die Handlungen imerlaubte. 
IHe in erUiilbten Handlungen bestehenden juristischen Tatsachen*) 
sind entweder ei n s e i ti geVerfSgnngen (Dispositionen) wie die beliebige 
Veprendung des Eigentums (s. unten § 20) seitens dee Eigentümers 
Innerhalb der Sphäre seines Rechts, oder die Errichtung eines Testa- 
ments, oder sie sind zweiseitige, d. s. Verträge, Willenseinigungen 
zweier (oder mehrerer) Privatpersonen, wonach eine Veränderung in 
Rechtssphären im Einklang mit der Rechtsordnung vorgehen soll ; 
die wichtigste Wirkung der Verträge liegt auf dem Gebiete des 
Obligationenrechts (s. § 22), doch gibt es auch dinglich wirkende 
Verträge, (so die Tradition s. ^ 20], familienrechtlicbe (s. § 31) und 
Erbverträge (s. § 36). 

Die unerlaubten Handlungen bewirken kraft positiven Kechts die 
Entstehung Ton Obligationen zum Schadensersatz *) oder zur Strafe* 
leistung oder zu beidem (s. unten § 24), natfirlicfaerweise aber auch 
den Untergang oder die Veränderung von Rechten^). 

IV. Das vierte Element des Privatrechts bildet der Schutz der 
Beziehui)gen desselben*)» der Interessenschntz, nämlich soweit ihn die 
Rechtsordnung mit ihren Mitteln — Geboten imd Verboten — ge- 
währen kann und unter Berücksichtigung ihrer sozialen Aufgabe*) 



1") Vgl. das Rechlsin.tUut der VcrjfihnniL' BCTi. 194—225, der Enitsnag 
BGB. §§ 937—945, üb«r Frieten and Tenuioe BGB. löö— 193. 
9) Die B«ebtagewb&fte ■. BOB. §§ 104-185. 
# 3) BGB. §§ 823—853. 

4) Das frevelhaft in Brand gesteckte und infolge hiervon völlig verbrannte Haas 
hert mit Beinem TTotefgange nat&rlidi «af , Objekt de« Eigeatiiine la aelDp der Brand» 
Stifter hat unwiderruflicb EigeDtnm TBniiditel; die SohatfeiiaenMtsklige iet auf eia 
anderes gerichtet, Anm. 3. 

5) Vgl. So hm lutitBt. §§ 26, 33 IT. 
•) 8. oben B. 64 bei Amn. 1. 
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dem Einzelnen gewäbren will. Dieser öchaiz wird in mehrfiacher 
Weise gewährt: 

1. abstrakt; und zwar n) ideal: durch die blosse Existenz der 
Bechtsnormen ; das Gebot und das Verbot als solclies wirkt auf den 
sittlich veranlagten oder rechtlich handelnden Menschen, für ihn 
genügt, dass er weiss, was geboten und was verboten ist, um sein 
Handeln konform der Rechtsordnung einzurichten, oder b) praktisch: 
durch die blosse Existenz der Rechtspflege, den Bestand der Gerichte, 
der Gerichtsbarkeit und der Mittel derselben (s. § 48); der offen- 
stehende Weg gerichtlicher Klage, die Möglichkeit gerichtlichen Zwanges 
genügt an sich, zahhreiche Menschen von denjenigen Handinngen ab- 
zuhalten und zu denjenigen Handinngen zu Teranlassen, welche Yon 
der Rechtsordnung Terboten, beziehungsweise geboten sind. 

2. konkret, und zwar a) durch Handlungen erlaubter Selbsthilfe, 
jedoch nur in Fällen der Notwehr und des Notstandes^), b) durch 
vorsorgliche gerichtliche und anssergerichtliche Garantiemassregeln, 
wie Protestation (Verwahrungen), Reservation (Vorbehalte), Kaution 
(Sicherheitsleistung)'') und zwar Real- und Verbalkaution, (vgl. unten 
§ 23 Bürgschaft), Immission (Besitzeinweisung) u. dgl. ; c) durch die 
prozessuale Geltendmachung der bedrohten oder verletzten Rechte im 
subjektiven Sinne auf dem Wege der Klage, einschliesslich Feststel- 
lungsklage, oder Einrede. Hiervon s. unten § 50, Zivilprozessreeht. 



Das Systen der Mrgerliclieii Rechte und deren Entwickelnng 

in Dentscliland. 

») Das System. 

Die Systematisierung der privatrechtlichen Normen hat auszu- 
gehen von dem Interesse , welches die Rechtssuhjekte vfrmöge ihrer 
Existenz und ihres (wirklichen oder tiugierten) Willens haben oder 
haben können; dieses Interesse besteht immer an einer Beziehung 
zu einer Sache oder an dem Verhalten einer Person, m. a. W. Ob- 
jekt des Interesses ist 

a) eine Bem^nng zn einer Sache (s. lö II. S. 67, 68), oder 

b) ein bestimmtes Verhalten einer Person*) (s. § 15 I. S. 65 
bis 67). 

1) BGB. S§ 227—231, 859. 
-) BGB. ^§ 232—240. 

3) Hierbei ]st «n sv«ierl«t sa erinnern: an das oben S. 20, 21, Anm. 2 Gangte 
Über du IntoraMO am angettttrten WoUendüifea und an den Objekten. 
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Hieraus eigibt Bich zunächst eine Zweiteilung: 

Rechtsnormen, durch welche die Beziehungen einer V&non zu 
einer Sache und 

Eechtsnormen. durch welche die Beziehunpien einer Person zu 
einer Person (ein Intf^r^'sse an dem Verhalten einer Person) 
ßechtfischutz erhalten, oder, 

die hierdurch entstehenden "Rechte im subjektiven tSiniie in den 
Vordergrund geiiehrt, und die geschützten Interessen kurz ausgedrückt: 

a) Rechte an Sachen, 

b) Rechte an Personen. 

Da aber unter Sachen sowohl materielle als auch imniaterielle 
Güter zu verstehen sind, teilen sich hiernach die Rechte an Sachen 
in zwei Gruppen: 

a) Rechte an materiellen Sachen (s. unten §§ 19 — 21), und 
ß) Rechte an immateriellen Gütern (s. unten §§ 17, 18). 

Ebenso führen die Interessen in dem Verhalten von Personen 
zunächst zu einer weiteren Zweiteihmg; ein solches Interesse ent- 
springt nämlich entweder aus dem natürlichen (physiologischen) und 
zugleich ethischen Verhältnisse des Geschlechtslebens und der sich 
daran anschliessenden Verhältnisse, mit anderen Worten aus dem 
natürlich-ethischen Wesen der Familie, oder aus den willkürlichen 
Verpflichtungshandlungen von freien Personen, diese mögen im Ein- 
klänge mit der Rechtsordnung Verpflichtungen zu einem bestimmten 
Verhalten freiwillig übernommen, sich mit anderen Worten im Interessse 
eines Gläubigers zu einem bestimmten Verhalten verpflichtet haben 
(so vor allem im „Vertrage"), oder durch die Rechtsordnung wegen 
bestimmter im Widersprach mit der Rechtsordnung begangener Hand- 
lungen (Delikte) zu einem bestimmten Verhalten (z, 13. zu Schadens- 
ersatz) verpflichtet (obiigiert) werden. 

Die Rechte an Personen sind demnach 

a) Familienrechte (s. reines Familionrecht, 1. 25 — 29), oder 
ß) Forderungsrechte (Obligationen- oder Schuldrecht, s. §^ 22—24). 

Ferner duriin , dusö auch das IiitercHse an deiQ Verhalten einer Person mittelbar auf 
eine Sache gerichtet sein kann: Der Käufer, welchem dos gekaufte Pferd nodi nicht 
übergeben ist, hat irewiss v'iu Interesse nn 'lif-< Tn Pferde, aher eine Be/iehnnt» von ihm 
zu diesem oder überhaupt einem Pferde wird , auf üruud des Kaufvertrags allein, von 
der BecfatwrdDung nicht geechütst; man könnte demnach das wirtwdiaftliche oder Ge- 
nussintercfise von dem juristischen, nämlich juri<?ti>'eh ^(»M.'hntztfn Interesse iinfprseheulen. 
Die Existenz des wirtaobaftliohen oder Genussiuteresses wird vom objektiven Kechte 
dann nnd inBofern anerkannt, wenn nnd als der GlAubiger sieh die Erfüllung einer 
O'-li/ition durch einen Dritten, der nicht sein Sehuldner ist. gefallen lassen miiss. 

BUB. § 2Ö7 uud vgl. Windscheid, Fand. § 342, Ziff. 4 und die dört zitierte 
Litecmtor) Aber das rechtlich IntereBsante , daa Klagbare und überhaupt Gewhütate 
Mt dooh das Interesse des Gliubigers am Veihitlten (Lauten, Zahlen usw.) dea Schuldner«. 
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Aber auch die Rerbte an immateriellen (Iiitern, zu denen z. B. 
Freiheit, Gesundheit, Ehre, geistige Schafienskraft gehören, können 
als Hechte au einer Person aufgefasst werden, nämlich als Rechte 
an der eigenen Person oder Persönlichkeitsrechte (§§ 17, 18) 

Hieniiit schliesbt die streng logische Systematisiemng, Allem 
die Didaktik sowohl als die Praxis fordern aus Zweckmässigkeits- 
rücksichten eine weitere Unterscheidung, deren Ausgangspunkt der 
ist, dass gewisse Ereignisse zugleich materielle wie immaterielle 
Sachen- und Forderungs- und Familienrechte einflussreich ergreifen 
und das ganze Leben der Beteiligten in wirtschaftlicher Be- 
ziehung berühren. Diese Ereignisse wirken als juristische Tat- 
sachen und könnten demnach wie alle anderen juristischen Tatsachen 
in der Systematik anausgedrückt bleiben; allein ihr EinHuss mösste 
dann bei jeder Art von Rechten besonders hervorgehoben werden, 
was nicht bloss äussert langwierig und ermüdend wäre, sondern auch 
nur auf Kosten aller Übersichtlichkeit und Klarheit geschehen könnte, 
die sich anderenfalls aus dem Gemeinsamen des Ausgangspunktes, 
wenn dieser systematisch festgehalten wird, mit Notwendigkeit ergibt. 

Die Ereignisse von solch weitgreifender, zugleich die bisher unter- 
schiedenen vier Gruppen von Rechten ergreifender Bedeutung sind: 

der Tod einer physischen Person 

und die Begründung, Änderung oder Endigung von Familien-' 
Verhältnissen, welche soeben als Objekte von Interessen gedacht, 
nun aber als verursachende juristische Tatsachen zu denken sind. 

Hieraus ei^eben sich noch die beiden Gruppen von Kechtssätzen, 

welche man unter dem Namen „Gemischtes Personen- und Sachen- 
recht''' zusammenfassen k-irm uud von denen die eine Gruppe die 
Frage beantwortet: welchen Einfiiiss hat rechtlich der Tod eines 
Menschen auf die von ihm innegehabte Uechts^^phäreV —diese heisst 
Erbrecht — und die andere die rechtliche "Wirkung feststellt, welche 
die Verhältnisse des reinen Familienrechts auf das Sachen- und Übli- 
gationenrecht äussern (Familiengüterrecht). 

Das Privatrecht bat sonach 6 Kapitel systematisch zu umfassen: 

I. Die Persönlichkeitsrechte (Individualität^rof-hte) s. unten «Ji; 17 — 18. 
II. Die Rechte an materiellen Sachen (Sachenrecht) s. unten ^§19 — 21. 

III. Das Obligationenrecht (Recht der Schuldver- 
hältnisse) S. uiitea 3§ 22 — 24. 

IV. Das reine Familienrecht, s. unten §§ 25—29. 



y. Das Familiengüteirecht, 
VI. Das Erbrecht, 



s. unten SO^Sa. 
s. unten §§34— 36. 
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b) Die gcächichtliche Eutwitkelung der iu Deutschland geltenden 

büi^erlichen Rechte. 

Die einzelnen die in diesem l'aragraphen bisher entwickelten 
Teile des Rechtssysteins bildenden Vorschriften waren bei dem deutschen 
Volke, dem ja bis in die neueste Zeit die politidclie Kmiieit und seit 
dem Zerfall der Monarchie Karls d. Gr. eine mit dem bürgerlichen 
Becbte sich BystomatiBch beschiitigende einheitliche Gesetigebaiig 
fehlte, nicht gleichmässig entwickelt; obgleich in den Bechtflgnmd- 
Sätzen der einzelnen deutschen St&mme gewisse nrdeutsdie Grund- 
gedanken stets zu finden waren und sind, wichen deren Bechte docb 
int einzelnen sehr voneinander ab und die Rechtsverschiedenheiten 
nahmen zu, je mehr die Zersplitterung in politischer Hinsicht stieg; 
am Ende des Mittelalters hatte jedes Land und Ländchen, ja fast 
jede bedeutendere Statlt ihr besonderes Gesetzbuch, Landrecht oder 
Stadtrf cht. Dieser unübersichtlichen Buntheit imd kleinlichen Vielheit 
gegenülif r bot das Römische Recht, welches den Deutschen teils durch 
die Vermittelung der römischen Kirche, teils durch die der Universi- 
täten zuerst in Italien, dann in Deutschland selbst, in der Form der 
Gesetzgebung des byzantinischen Kaisers Justinian (528 — 5i>2j zur 
Kenntnis kam, das wohltuende Bild eines imposanten Weltrechts, und 
mindestens vom XV. Jahrhundert an betrachteten es die Gebildeten 
als selbstTerstSndlidh, dass man sich in der Rechtspflege aushilfsweise 
des Corpus juris civilis Justinians — als sogenannten snbsidi&ren 
gemeinen Rechts bediene. Durch diese Aufnahme des rdmiachen 
Rechts gewann DeutBohland eine gewisse Rechtseinheit, welche frei- 
lich nicht hinderte, dass in privatrechtlichen Angelegenheiten zunächst 
in der Regel die einheimischen Stadt- und Landrechte (Partikular- 
oder Sonderrechte) angewandt wurden, — denn das fremde römische 
Recht sollte ja nur als subsidiäres, d. i. aushelfendes Recht, hinter 
den Partikuiarrechten stehend und deren Lücken ausfüllend gelten — ; 
hierbei wurde aber mancher deutsche Rechtssatz von den fremden 
Regeln in den Hintergrund gestossen, ja manche deutsche Rechts- 
einrichtung zugunsten des byzantinischen Rechts ganz verdrängt. 
Letzteres ist zu bedauern und kam Juristen und Staatsmännern vom 
XVn. Jahrhundert an nach und nach zum Bewusstsein, so dass man 
trota des wohlverdienten Beifalls, den die feine und hochentwickelte 
^^juristische Kunst der Römer'' gefunden, an die Abschaffung des 
römischen Rechts in Deutschland dachte. Zuerst geschah dies in der 
nordöstlichen Ecke unseres heutigen deutschen Vaterlandes: das im 
Jahre 1620 eingeführte Landrecht des Herzogtums Prenssen er- 
kannte kein subsidiäres Recht an und beseitigte die Geltung des 
römischen Rechts, allerdings nur für die nächsten hundert Jahre, 
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denn das prunssiBche Landrecht von 1721 stellte die subsidiäre Geltung 
des römischen Hechts in I'reussen wieder her. Aber um dieselbe 
Zeit regte sich schon an verscliiedenen Orten der Gedanke der Emanzi- 
pation vom römischen iiechte; auch König Friedrich Wilhelm I. von 
Preussen hegte diesen Gedanken, aber erst unter Friedrich dem Grossen 
konnte an die Ansf&hrang desselben gegangen werden und erst unter 
Friedricli Wilhelm II. wurde diese vollendet und das ^^an die Stelle 
der bisherige^ römischen, gemeinen Sachsen* und anderer fremden 
Bechte und Gesetze'* tretende ^allgemeine Landrecht für diepreussi- 
sehen Staaten^ verkündet, welches mit dem 1. Juni 1794 Gesetzes- 
kraft erlangte und die Geltung des römischen Rechts für den da- 
maligen Umfang der preussischen Monarchie vollständig ausschloss. 
Hierdurch war für diesen Staat insofern noch keine T>pchtseinheit ge- 
schaffen als in ihm kodifizierte Provinzialrechte ])riraäre (ieltung haben 
sollten, auch blieben in verschiedenen preussist-lien Landesteilen schhess- 
lich Provinzialrechte in Kraft; und in dem grösseren Teile des übrigen 
Deutschlands bestand der vom Mittelalter her überkommene Zustand 
fort: zahlreiche Stadt- und Landrechte von teilweise recht geringem 
Umfange und kleinem Geltungsgebiete regelten auf der gemeinrecht- 
lichen Basis die Verhältnisse des Mein und Dein. — das römische 
Recht bestand für diese als subsidiäres gemeines Recht. Nur 
am Rheine, in den Ländern, wo unter der Fremdherrschaft der 
Code Napoleon von 1804 in Geltung gekommen und geblieben war, 
und im Königreich Sachsen, wo i. J. 1863 ein besonderes bürger- 
liches Gesetzbuch eingeführt wurde, ist das romische Recht wie im 
Gebiete des preussischen Landrechts an5?gesch]ossen worden. 

Hiernacli hatt-' vnr dem Inkrafttreten des BGB. [1. Januar 1900, s. unten 
S. 761) man vier verschiedene grosse Hechtsgebietn iunernalb des deutschen Boichs 
SU unteraehelden, tmt denen aber meist selbst wieder TersebiedeDe kleinere Rechts- 
kreise hervortraten : 

1. Das Kechtsgebiet des subsidär geltenden, gemeinen (römischen) Hechts; 
diesem gehörten an: das KSnigreieh Bayern (mit Aosnahme der Rhmnpfalz, wo 
fr n:; ' sische.s Recht galt, dann der ehemaligen Fürstentümer Ansbach und Büv- 
reuth, wo preussisches Landrecht, und einiger ehemals österreichischen Ulischaften, 
wo Oeterreidiisclies bflrgerliches Gesetsbach vom 7. Juli 1810, in Wiilcsamkeit 
seit 1. Januar 1812 [laut Kumlmacbungspatent vom 1. Juni ISIT, ebenfalls ein 
das römische Eecht ausschliessendes Gesetzbuch galt); das Königreich Württem- 
berg; die Grosshensogtttmer Hessen (ansser Rheinnessen, wo franzSsiselies Reekt 

galt), Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar imit Ausnabnie früher Erfurtischer 
Gebietsteile), Mecklenburg*ätrelitz und Oldenburg (ausser Birkenfeld); die sächsi- 
schen Hersogtflmer und die Herzogtümer Braunsehweig und Anhalt; die sftmt- 
lichen {7) deutschen Fürstentümer und die drei Freien Städte; die neueren preussi- 
schen Gebietsteite, nämlich diejenigen, in denen das preussische Landrecbt nicht 
eingeführt wurde: die Provinzen Hannover (mit Ausnahme des Regierungsbezirks 
Aurich und der Kreise Lingen und Duderstadt, wo das preussische Landrecht galt), 
Schleswig-Holstein und Ü essen • Nassau , die Regierungsbezirke ätralsond und 
Sigmaringen, die Kreise Wetzlar, Neuwied und Altenkirchen. 

Auf diesem Gebiete, welches von — um das Jahr l^'Jö — etwa 16 V« Million 
Menschen bewohnt wordep galten in erster Linie die Paitikularrecbte der einxelnen 
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Länder oder auch Städte, so z. B. das bayerische Landrecht (von 1756), das 
württembergische (von 1610), das Mainzer (von 1755), das Bamberger (von 1769), 
das Obernfälzer (von 1657), das Solmser Landrecht (von 1751), die Stadtrachto 
von Hamourg, Bremen. Lübeck, Frankfurt a. M., Nürnberj; und andere. 

2. Das Rechtsgebiet des preussischen allgemeinen Laiidrechts (.von 17y4), 
diesem gehörten an: die preussischen ProvinMii Ostpreussen , Westpreussen, 
Posen, f-'rhlesien , Brandonburc, Poniint>rn (fiusser Regieningsbtjziik Stralsund), 
Sachsen und Westphalen, vun der Provinz iiaiiuover der llegierungsbezirk Aurich 
und die Kreise Lingeii und Buderstadt und der östliehe Teil der Kheinprovinz ; 
die jetzt zu Bayern gehörenden Fürstentümer Ansbach und Bayreuth und die 
jetzt mit dem Urossherzogtum Sachsen- Weimar vereinigten, früher Erfurtiöchen 
Gebietotefle, — im gniizen ein Gebiet mit damals efcwas Ober 21 Millionen Ein- 
wohner, aber auch auf diesem Gebiete bestand keine volle Rechtseinheit, denn 
auch hier galten Partikularrechte neben oder vor dem preussiBchem Landrecht 
in verschiedener Ausdehnung, so das Ostprenasisdio Provin^slxeoht (tob 1801), 
das VNVstpreussisclic (von 1844) usw. 

t5. Das liechtägebiet des französischen Rechts, dieses umfasste den west- 
lichen Teil der preussischen Rheinprovinz, die bay«risclie Rheinpfalz, Rheinhessen, 
das Reichsland Elsns^ T ntbringen und das Orossberzngtum Baden, wo eine Über- 
setzung des Code civil von 1804 als badiscbes Landrecht galt — im ganzen ein 
Oebiefc T<m damals 8'/t Millionen Einwohner, wovon etwa 1700000 auf Baden 
kamen. 

4. Das Eecbtsgebiet des Sächsischen bürgerlichen Gesetzbuchs (von 1868) 
umfasste sossdiliesslieh das Königreich Sachsen mit etwa 8*/t HlUionen Ein- 
'wobner. 

Hierzu kam noch, dass, wie erwähnt, in einigen Ortschaften des ba^rerischen 
Regioran^besirkee Oberpfals und in dem zum bayerischen Regierangsberirk Ober* 
franken gehörenden Markte Redwitz das ().sterrei( bische allgemeine Gesetzbuch 
(Ton 1811) und dass in einigen ehemals zu Jütland gehörigen Teilen der Provinz 
Sdileswig-Holstein dinischss Rscht (das Gesetsbueh Cnristiaii T. vom Jahre 
1688) gatt. 

Dieser nicht erfrenlicbe Rechtsznstand endigte mit dem letzten 
Ta^ des Jahres 1899, denn mit dem 1. Januar 1900 trat lar das 
ganze Gebiet des Deutschen Reiches ein einheitliches bürgerliches 
Recht in Kraft, durch welches das römisclie TJeclit, sowie das fran- 
zösische Recht und alle auf die bürgerlich-rechtlichen Verhältnisse bezüg- 
lichen Teile der übrigen Landrechte ausser Geltung gesetzt worden sind. 

Das Zustandekommen eines solchen Gesetzgebungswerkes hatte 
man weder bei der Errichtung dos Norddeutschen Bundes, noch bei 
der Ausdehnung dieses Bundes zum deutschen Reiclie im Jahre 1871 
'AU. hotten gewagt, denn damals LHaubte man sich damit begnügen zu 
müssen — abgesehen von dem iiechte der Eirimlungsputtinte und 
des sog. geistigen Eigentums — vom ganzen i'rivatreehte nur das 
Obligationenrecht (Recht der Schuldverhältnisse) neben dem Handels- 
und Wechselrechte der gemeinsamen Gesetzgebung zu unterwerten; 
jedoch schon im Jahre 1873 wnrde«die Zuständigkeit der Reichs- 
gesetzgebnng auf das gesamte bürgerliche Recht ausgedehnt; auf 
dieser Grundlage des Reicbsgesetzes vom 20. Dezember 1873 baute 
man weiter. 

Es mirde eine KonmisBion Ton elf Juristen bestellt, welehe unter vechselnder 
Zosammensetsiing den Entwurf eines bttrgerlichen Geeetsbudhs ausarbeitete. 
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Sieben Jahre arbeiteten die Mitglieder dieser Kommission an den Teilentwiirfen 
(September 1874 bis Oktober 1881) und sechs Jahre beschäftigte sich hierauf die 

Komiiilssinn mit Apt grempinschaftlichen Bcratunf? r^er Teiientwfirff'. Kiirlo Do 
zember 10ö7 wurde das Kesuitat derselben, der fertige Entwurf eines bürgerlichen 



bnimrat Pape dorn Reichskanzlei- Fiir.strn HiRmnrck überreicht und darch 
diesen dem Bundesrat überwiesen; nachdem letzterer die Veröffentlicboug des 
Entwurfs rmi der wiasenschaftlidi ttb«rsus werhrotten Kotfre Ueno kerbeigellllfart 
hatte, beschäftigte sieb die Kritik eingehend mit jenem Werke und bersitete so 
eine zweite Durdiarbeitung vor, diese erfolgte in einer vom Bundesrat einbe- 
ndfenen Kmumiflsioii, deren Vonftx der Stsatssekretir des Reiebsjnstixaaits fahrte 
und deren Mitglieder teils stSnc^i^ü teils nicht standige waren. In 428 Sitzuiij-'cii 
beriet die zweite Kommission den Entwurf durch, yom April 1891 bis Dezember 
1805, kiersiif stellte der Bundesrat den Entwarf als Vorlage fOr den Beidistog 
fest und der Reichskanzler Fürst zu Hohenlohe liesg am 17. Januar 1896 im 
Namen dee Kaisers dem Keichstage den Entwurf des Bürgerlichen Qesetzbachs 
zur TsrfusungsroässijB^en Besehlossnahme zugehen. 

Der Reichstati überwies diesen E[it\vurf nach einer ersten Lesung, die am 
8., 4., d. and 6. Januar 1896 stattfand, zur Vorberatung und Berichterstattung an 
eine ans 21 Mitgliedern bestehende Kommission und diese beendigte die ihr flber- 
tragene Arbeit bereits am 11. Juni desselben Jahres; auf Grund des Kommissions- 
benchts fand sodann die zweite LesuDg im Plenum des Keichstags vom 19. bis 
27. Jtmi und die dritte Lesung am 80. Joni nnd 1. Juli statt, an dem letztge- 
nannten Tage nahm der Reichstag das Bürgerliche Gesetzbuch in namentlicher 
Abstimmung an und am 14. Juli trat der Bundesrat dem Annabmebeschlusse bei, 
die kaiserliche Sanktionierung wurde dem Bflrgerlichen Gesetzbuch am 18. August 
zuteil, worauf die Verkündigung im Reichsgesetzblatto, das am 24. Ansäst 1886 
aasgegeben wurde, erfolgte. (K.G.Bl. 1896, Nr. 21 S. 195-650.) 

Seit dem 1. Januar 1900 gilt somit ein dmch diese Bemühungen 
verfassiiniismässipr creschaffenes einheitliches Kecht für bürgerlichen 
Eechtsangelegenheiten des deutschen Volkes. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche Reich besteht aus fünf 
Bttchern , von denen das erste , Allgemeiner Teil" betitelt ist und sieben Ab- 
schnitte von sehr verschiedener Bedeutung und Ausdehnung umfasst: I. Personen 
(§§ 1—89); II. Sachen (§§ 90-103); III. Rechtsgeschäfte (§§ 104-185); IV. Fristen 
(§§ 186—193); V. Verjährung (§§ 194-225): VI. Ausübung der Rechte (§§ 226 
bis 231); VII. Sicherheitsleistung (§§ 2.^2-240). Das zweite Buch (§§ 241—853) 
ißt ,Recht der Schuldverhältnisse" betitelt, das dritte Buch (§§ 854-1296) handelt 
Yom Sachenrecht, das vierte heisst Familienrecht (§§ 1297 — 1921) und das Mnfte 
Erbveeht i§§ 1922-2885). 

Angefügt ist ein Einführnngsgesetz, welches bestimmt, dass das Gesetzbuch 
mit dem 1. Januar 1900 in Kraft tritt und welches ausserdem ÜbergangsYor- 
Bchriften sowie Grundsätze über das Verhältnis des Bürgerlichen Gesetzbuches 
zu Reichs- und Landesgesetzen enthält, die privatrechtlichen Vorschriften dieser 
letzteren mit dem 1. Januar 1900 sämtlich ausser Kraft setzend, soweit nicht 
ausdrücklich im Bürgerlichen Gesetzbodi oder im EinfühnmgsgesetBe daso (Art. 55 
bis 152, 21ö) die fortdauernde Geltung angeordnet ist. 

Gleichzeitig mit dem B.G.B, sind mehrere andere Gesetze, vor allem das 
unten § 58 angefahrte neue Handelogeeetzbuch vom 10. Mai 1807, sodann Gesetze, 
welche Änderungen des Zivilprozeswechta, £eiikiii8rechtft| der Gew«ril»eordaiiiig 
usw. enthalten, m Ejraft getreten. 



OeBetsbiiches fttr das Deutsche 
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Das System der bürgerliehen Rechte im einzelnen. 

I. Kapitel. 

Die Persdnlichkeitsrechte (Individualitätsrechte) 

§ n. 

Von den Persiöiilichkeitsrechten im allgemeiuen. 

Das Interesse, welches ein Rechtssubjekt daran hat, dass es be- 
steht, sich betätigt und als bestehend und tätig anerkannt wird — 
das Interesse an der eigenen Person und Betätigung — ist der Gegen- 
stand derjenigen Hechte, welche man Persönlichkeits- oder Individuali- 
tätsrechte nennt; das Rechtsgut, um dessen ScJintz es sidi hierbei 
handelt) ist der ungestörte Bestand nnd die ungehemmte Betätigung 
und Äusserung des IndiTiduums als solchem. Die positiven Rechte 
jeder Zeit und jeden Volkes müssen, dieses Rechtsgut anerkennen, 
sie tun es aber in sehr verschiedenem Masse, am klarsten tritt die 
Anerkennung und Beschirmung des Individuums in jenen gesetzlichen 
Bestimmungen zutage, welche den Menschen gegen Mord und sonstige 
rechtswidrige Tötung, gegen Körperverletzung und Freiheitsberaubung 
zu schützen suchen. Aber auch in zahlreichen anderen gesetzlichen 
Bestimmungen ist eine Anerkennung dieser Gruppe von Rechten zu 
finden, denn es gehören hierlier: 

1. die Massnahmen, welche zur Feststellung, Konstatierung oder 
Konstituierung dieser liechte, mitunter auch mittelbar zum vorsorg- 
lichen Schutze derselben dienen, so z. B. die Einrichtung der Zivil- 
Standsregister, der Gesellschafts-, der Genossenschaits- und \'ercnis- 
register, der Zeichenrollen, Eintragsrollen, Firmenregister u. dgl.; 

3. die gesetzUchen Massregeln, welche eine Reaktion gegen die 
Verletasungen, ja schon gegen Bedrohungen des jenen Rechten ent- 
sprechenden Zustandes eintreten lassen und regeln, so die Androhung 
Ton Strafen und Entschädigongspflichten und die Zulassung der Selbst- 
hilfe zum Schutze dieser Rechte Im Falle der Kotwehr und des Not- 
standes usw. und 



1) Die Theorie der Indivi lualitrlts- oder Persönlichkeitarechte 8. Garpig in 
BuMhs Archiv t H. u. WK. Bd. 35 (1877) 8. 185 ff. Ferner Oareis, Kommentar 
des Pateii%»)ot>M ▼om 25. Uai 1877 (Berlin, Carl H^nuaan Vorlag 1877) und 6a reit 
GrundriBS zu YorlcBungen über deutsches bürgerllehei Beeht (QiMi«D, Emil Botb 1877) 
§§ 40-46. O. Qierke Z. f. HB. Bd. 29 S. S70 C J. Kohlar, Jahrb. L Dog- 
matUe Bd. 18, 8. 1S9 £ 851 J. Köhler, B«sbt d. Markaosdhntiw & 1 O. 
Qiarke, B. PriTatnoht §9 81^90. 
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3. die gesetzlichen Bcstiramnngen, nach welchen man wenigstens 
teilweise über diese Rechte geschäftlich verfügen, sie übertragen, ein* 
schränken und vererben kann. 

Die Persönlichkeitsrechte lassen sich in zwei Gruppen zerlegen, 
von denen die eine den berechtigten Subjekten einen gewissen Bestand 
uad Zuslaiid der Person schützt, so z. B. die körperliche Integrität, 
die £hre (s. unten § 18, I — lU], die andere die Urheberrechte, näm- 
lich die Ibechte der Schöpfer Uterarisoher, künstlerischer oder tech- 
nischer origineller Werke nmfasst (s. unten § 18, IV, V). Bei beiden 
Gruppen Ton Rechten dieser Art ist wie bei den dinglichen Rechten 
der Schutz gegen jedermann gerichtet, ohne dass ein bestimmter 
Schuldner wie bei den Obligationen von vornherein vorhanden oder 
bestimmbar wäre ; mit dem Vermögen hängen die Persönlichkeitsrechte 
zusammen, ohne jedoch ausschliesslich Vermögenszwecken zu dienen 
oder auch nur hauptsächlich um des Vermögens willen geschützt zu 
sein: es besteht zwischen dem Rechtsgut dieser liechte und dem das- 
selbe besitzenden Subjekte eine i sthiliche und innigere Verbindung 
als die zwischen einem liechtssubjekte und dorn materiellen Vermögen 
bestehende ist, jedoch kann die Ausnutzung eines reinen Persönlicb- 
keitsrechts auch zur Quelle von maieriellem Vermögenserwerb werden 
und die Verletzung auch eines reinen IndividuaUtätsrechts zur Pflicht 
föhren, materielle Güter, Vermögen in diesem Sinne, zu leisten. 

Man sieht «iMTseitB wie das ürhebenecht eines SchriftsteUefs dordi den 

Vertrieb der gedruckten Schriftwerke Termfigpnsreclitlicli wirkt, und andererseits, 
wie eine Rörperverletsong zarLeiBtuns tod Schmerzensgeld, eine Persönlichkeits- 
verletsong Sbetliaupt zuin Bnats ancn von soldieD SdbAdiguugen fuhren kann, 
welche nicht das Vermögen, sondern aogenannte ideale Gtltor treffen (B.G.B. 
847, 1300). 

§ 18. 

Vou (ieii einzelnen Persöniiclikeitsrechten. 

L Bas Beeht auf körperliche Unverletztheit, Freiheit und Be- 
tätigung. Dieses Recht entspringt unmittelbar aus der Anerkennung 
der Persönlichkeit, der Rechtsfähigkeit im allgemeinen*), es steht, 

ohne an formale Voranssetzungen geknüpft zu sein, j'^'dem freien 
Menschen ohne weiteres zu^i; ^Einschränkungen im Gebrauche dieses 
Rechts entspringen aus dem Erziehungsrechte®) imd aus den Ver- 
tragsobligationen , doch dürfen diese Einschränkungen niemals so weit 
gehen, dass sie den Menschen zu Sklaven machen oder in einen sklayerei- 



I) VrI. BGB. ^ 1. 

8) S. audi .T. kohler, Einf. 8. 28, 29, 
3) BGB. 1631, 1617 o. a. 
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ähnlichen Zustand^) versetzen. Innerhalb die ( r Grenzen können ge- 
spf'/liclif» Verbote, z. B. Handelsverhotp , Bannrechte dgl. oder yer- 
tragsm assige \ ereinbarungen, z. B. positiv der Absohluss eines Dienst- 
oder Arbeitsvertrags*), negativ eine Koiikurrenzklausel') die Freiheit 
der Betätigung einschränken, die andererseits in der GewerbetVeiheit*) 
eine gewerbspolizeiliche, in der Freizügigkeit ^) und in dem Auswimde- 
mngsrechte*) eine politische Anerkennung findet. In weitem Masse 
schützen strafrechtliche Bestimmungen die körperliche Unrerletztheit, 
Freiheit und Betötigung'); die rechtswidrige Verletzung dieser im- 
matenellen Bechtsgüter kann durch Selbsthilfe in Fällen der Not^ 
abgewendet werden und führt unter allen Umständen zu Schadens- 
ersatzverbindiichkeit') oder Busse '^*^). 

Als Ausgestaltungen und teilweise Folgerungen des ersten Persön- 
lichkeitsrechts oder des „Rechts an der eigenen Person-' über- 
haupt ei^eben sich das Recht am menschlichen Körper und daa 
Recht am eigenen Abbilde ^^). Das Reclit am menschlichen Körper 
kommt bf-'^'ijKlers in Betracht, wo es sich um die Frage handelt, ob 
eine chirurgische Operation vorgenommen werden soll (Operations- 



1) Über Bkkverei a, Aam. 2 8. 68 und Uber StandeBWiterNhiede ■. 8. 65* 

S. nrten § 23 Nr. 13 f., 8. 104. 

3) Vgl. HGB. §§ 60, 74 u. a. 

4) Gewerbeordnung (QEA. III, 1 [183/190]) 8. hiensu Biertnsnn, PriTKlredit 
nnd Polizei in Preussen (Berlin 1897) Kap. 1. 

b) Freizit-iL'keitsgM. vom l. Nov. 1867, 1^'. Aug. 1896 (GEA. I, 2, 2a [17]). 

6) Vgl. £^'ichsge8. über £rwerb und Verlusi der Bundes- und ätaai&angehörigkeit 
vom 1. Juni 1870 und 18. August 1806 (GEA. I, 1 la [16]) und Oeaets fiber dM 
Aluwanderungswesen (GEA. Ii, 26 [213]). 

7) Deutsches Strafgesetzbuch §§ ?1 1—222 Verbrechen uod Vergehen wider da« 
Leben, §§ 223—233 Körperverletzung, §§ 234—241 Verbreoben und Vei^gelien wider 
die persönliche Freiheit, §§ 201—210 Zweikampf, §§ 174 — 182 auch einzoluo Ver- 
geben und Verbrechen wider die Sittlichkeit (GEA.. V, 3 [143/146]); Keicbages. zur 
Bekämpfung des Sklavenraubs und de« Sklavenhandels vom 28. Juli 1885 (QEA. 
V, 5 [199]). 

8) Notwehr BGB. §§ 227, 859; Strafgesetzbuch §§ 53, 54, 145, 329, 360 N. 8. 

9) BGB. §§ 823 ff., Schmerzensgeld oder Sacbeenbuase § 847, Defloratiuusgebübr 
847, Abs. 2, 1300 ; über die Enteeh&dignngen 8. Delikteobligmtioiien nnlen § 24. 

1") Strafgesetzbuch § 231. 

n) über Negosiabilität und Qrenien deneiben bei diesen Hechten e. Gareii, 
GrundrisB § 41. 

it) Qareiz, ,,Dm Recht am menNhliohen E6rper*' in der Feitgabe dar Könige^ 
beiger Jur. Fakultät für J. Th. Schirmer, Königsberg i Pr. 1900 S. Ol ff. 

13) Kcyssner, Das Becht am eigenen Bilde. Berlin 1896, Derselbe in der 
DJZ. 1898, 8. 486. Derselbe, Gutaditen für den 26. D. Juristentag Bd. I, S. 3—17. 
Gareis ebenda S. 72—85 und DJZ. Festnummer v. Sept. 1902. S. _'0 ff. Gg. 
Cohn, Neue Rechtegüter (Züricher Rektoratsrede v. 29. April 1902) Berlin 1902. 
H. Schuster in der AUg. Ztg. Beilage. 1902 Nr. 224. y. Stenglein, DJZ. Bd. VII 
(1902) S. 502 ff. Vgl, auch die Verhandlungen de» 86. Deutaehen Jnriatentags in 
Innabrack 1904. 
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zwanfj; bei Ersatzpflicht. ? ^) und es wirkt anch über das Leben des 
Menschen hinaus (Rechtsverhältnisse an menschlichen Leichen^;. 

II. Das Recht am Namen am kaufmännischen Namen (Firma)*) 
insbesondere und das Recht am guten Namen (der Schutz der l^hiej^}. 
Auch die Verletzung dieser Rechte hat Entschädigungspflicht und 
teilweise auohi Strafe zur Folge. 

HL Das Recht an der eigenartigen (s= individuellen) Betätigung. 
Wo eine Eigenart einer Person Torüanden ist und die Gelegenheit 
sie zu betätigen vorliegt, da macht sie sich geltend und das Resultat 
dieser Geltendmachung wird in Grewerbe und Kunst, in der schönen * 
Literatur und in der Wissenschaft rechtlich anerkannt und bis zu 
einem gewissen Grade gegen fremde Nachahmung geschützt; letzteres 
zeigt sich in folgenden Einrichtungen: 

1. der Schutz der Zeichen, der Bezeichnung der Sachen als aus 
einer bestimmten l^roduktioTiswcise einer frewerblichen Niederlassung 
hervorgegangen (Zeichenschutz, Mark entgeh utz). Diese Zeicli-'n stehen 
in geschichtlichem Zusammenhange mit den Hausmarken (liaiiamale) 
und dienen wie die Namen zur Imiividualisierung von Sachen, zur 
Hervorhebung einer Beziehung von Waren u. dergl. zu bestimmten 
Persönlichkeiten ; so haben Handwerker z. B. WafiFenschmiede, Stein- 
metze schon im Mittelalter Sachen mit ihren Handwerkszeichen, so 
haben Eaufleute schon frühzeitig Waren mit ihren Handdsmarken 
versehen und sind darin durch Rechtsvorschriften g^en Missbrauch 
und Nachahmung geschützt worden. 

Solche Yorschriften enthielt auch das Deutsche Reicbsgesetz vom 80. Nov. 
1874 über den Markenschutz, an dessen Stelle nun das Reichsgesetz vom 12. Mai 
1894 zum Schutz der Warenbezeichnungen *'} getreten ist, dessen § 1 jedermann 
(nicht bloss eingetragenen Firmen Inhabern , wie sadi dem Beidisgesetz vom 
80. Nov. 1874) das Recht gibi^ Warenzeichen, deren er sich in seinem Gescliäfts- 
betnebe zur Unterscheidung seiner Waren von den Waren anderer bedienen will, 
zur lÜDtrasaiig in die ZeidienroUe des kalaerlichen Patentarnfts in Berlin ansn- 



1) Enclemann, Die RechtswirkuDgen der Ablehnuni? einer Operation usw. (Berlin 
1893), £infübruug in das Studinm 0. BGB. § 131. Gareis in der vor. S. Anm. 12 
Sit, Ftatgebe 1900 8. 63, 98 if. Fr. ▼. Liist in der Zeitsdir. f. irslL Fortbildung 
(Jena) 1904, Nr. 6, 7 n. 8. 

2) Gar eil in der oben Anm. 1 angef. Featgabe 8. 91, 92, 94—05 und Der> 
selbe in d. 6L 1 RAbw. 1905. 

8) Klagerecht aus dem Nrsinenrecht s. BGB. § 12, Fainniennatiir der Ehefrau 
§ 1355, der geschiedenen Frau § 1577, Name der Kinder löOö, 17U6, 1719, 1736, 
1758, 1772, Name von jurittischen Peraonen § 57, Einf.a s. BOB^ Art. 133^166, 
HGB. § 19 — 20. Vor- oder Tanfnium (J Til rr die Beurkundunp des PersooenRtandea 
und die Ehcschliessung § 23. Jiterator über das Namenrecbt a. beiGierke, Deutsch. 
PriTatrecht § 83, Stendinger in BUtter f. B.Anw., Bd. 62, 8. 161 f.: Gnreis, 
Grundriss § 42; Gareli, Lehrbttdi dei Heudelueohti^ § 1^- Bftmdohr in Ornohote 
Beitrügen, Bd. 43. 

«) HGB. §§ 2, 5. 8 ff., 13, 17—87. 

5) Strafgesetzbuch §§ 185^200; BGK g§ 823 - 826. 

«} (G£A. n, öa [179]). 
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melden and sich dadurch den aosachliessiichen Gebrauch eben dieser Zeichen 
naerrieTen so laaaen*]. 

2. Die Eigenart einer gewerblichen Tätigkeit wird auch diacii 
das Verbot des unlauteren Wettbewerbes (der concurrence d^loyale 
geschützt"), 80 z.B. gegen die Anmassung yon ünterscbeidongS' 
mitteln gegen Verrat von Gescliäftsgeheimmssen n. dgl. 

Das Dentsche Reiehagesels snr Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 

sucHt ausserdem auch noch den Reklamf'schwindel die QuantitätsversehleierODg*) 
und die Gesch&ftsanschwärzung (das dämisrement) zu unterdrücken. 

3. Das Gewerberecht der vergangenen Jahrhunderte bemühte idch, 
die individuelle Tätigkeit durch eine Reihe von heutzutage grössten- 
teils überlebten Sonderrechten zu fördern und zu schützen, so durch 
die sogenannten Bfinnrechte, durch Handels- und Industhemonopole, 
ausschhessende Geworberechte u. dgl.^) 

IV. Das literarische und das künstlerische Urheberrecht: 

1. Als die Buchdruckerkunst erfanden war, suchten die Dri^cker 
sich yor Nachdruck durch Privilegien zu schützen, welche sie für die 
einzelnen Bücher sich von Kaisern und Fürsten verleihen Hessen; 
aus der Regelraassi gkeit und Ständigkeit des Privilegienschutzes ent- 
wickelte sich sodann der allgemeine Satz, dass der Nachdruck ver- 
boten sei, und die Annahme, dass er eine Verletzung des sogenann- 
ten Verlagsrechts enthalte; indem man hierauf die Natur dieses letz- 
teren untersuchte, fand man, da,sb t s nur ein Teil oder Austluss eines 
anderen Rechtes ist, dessen Wesen man zuerst als geistiges (litera- 
risches, künstlerisches) Eigentum bezeichnete, später aber als der 
Persönlichkeit näher stehend, als Personlichkeitsrecht erkannte"). 

2. Die wichtigsten Gesetze, welche in Deutschland dem litera- 
rischen Urheberrechte Geltung verschafften, sind: das preussisohe Ge^ 



1) Im einzelnen regelt das Gesetz vom 12. Mai 1894 die Wirkung der Ein- 
tragung § 12, 13, die Pflicht der Entschädigung bei Zeichen Verletzung §§ 14, 18, 21, 
die Strafbarkelt der wieieotlichen ZefeheBTerletaaii« §| 14, 19, 82, dM verbol wldor> 
rechtlicher Ausstattung Ton Wann § 15, du Verbot wide^rnehtUclker UnpruDgabe* 
Zeichnung § 16 o. a. 

S) Dentschct Itelekageeeti sitr Bekampfoog des itnlftiitereii WettbaweriMi v. 
87. Mai 1K96 (Garcig Heichsgesetzc Nr. 201), s. Garci h , Blätter!. BAnw. Bd. 61 8.88101 

») Bas angeführte Gesetz vom 27. Mai 189Ö, ^ 8. 

4) Angeffthites Gesets yom 87. M. 1896, §§ 9, 10. 

5) Angefiibrtos Rcichstresi-tz vom 27. Mai 1896, §§ 1—4. 

fi) Angeführtes Beichsgesetz Tom 27. Mai 1896, § 5. Qa reis in Blütter f. 
BAnir. B. 61, 8. 870 £ * 

») Angeführtfs ■Reiehsgesetz vom 27. Mai 1890, 6, 7. 

Über Bannrechte s. Kraut-Frensdorff, Qrundriss § 118. 

V) Die leitstenrihnte EikauilatMtnf» ist entiegen von dem Philosophen loanMoiiel 
Kunt, ihm folgten Benottard und Blttntsohli und dann die in Anm. 1 anf 8. 7? 
Genannten. 



eareis, BeobtsenzyUopldie. 8. AolL 
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setz vom 11. ,luni 1837, das bayerische Gesetz vom 15 April 1840^), 
und die k. sächsischen Gesetze vom 22. Februar 1844, 27. Juli 1846 
und 30. Juli 1855; eine gewisse Unterstützung und Gegenseitigkeit 
im Schutze des Urheberrechts suchten die Bundesbeschlüsse vom 
9. Not. 1837, 22. April 1841, 19. Juni 1845 und 6. Not. 1866 za 
erreichen*). Die einheitliche deutsche Gesetzgebung anf dem Gebiete 
des literarischen Urheberrechts wurde eingeleitet durch das Gesetz 
des Norddeutschen Bundes, später Reichsgesetz Tom 11. Juni 1870 
(Bundesgesetzblatt 1870 S. 339 ff.) betreffend das Urheberrecht an 
Schriftwerken, Abbildungen, musikalischen Kompositionen und dra- 
matischen Werken, welches bis zum 1. Januar 1902 in Kraft stand ^) ; 
mit dem letzten Tage ist an dessen Stello das RG., betreffend das 
Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkiinst vom 
19. Juni 1901 (RGBl. 1901 N, 27 S. 227 ö'.) in Kraft getreten und 
gleichzeitig mit diesem das ÜG. über das Verlagsrecht an demselben 
Tage (R(tB1. 2901 N. 27 S. 217 ff.) Über letzteres s. unten S. 83—84, 
III, Ziff. 26. 

Dem LÜGr. rem 19. Juni 1901 liegt theoretiseli die Anffiassting des triheber« 

rc rlits als eines Persönliclikcitsreclits zugrunde, welches — regelmässig ohne die 
Erfüllung des Erfordernisses irgend einer Formalität — dem Berechtigten auf 
Grand der Uosaen Tatsadie, dass er der Verfosser eines schntcwflrdigen d. I. 
eines individuell eigenartigen Schriftwerkes ist (LÜG §§ 2, b u. 8) odw «Is 
solches juristisch gilt (LU6. §§ 7, 29 Abs. 2), ohne weiteres zusteht. 

Einer Formalität, nämlich der Eintragung in die beim Stadtrat in Leipzig 
geführte Rolle, bedarf es nur behufs Verlängerung der Dauer des Schutzes eines 
zuerst anonym oder pseudonyni erschienenen Werkes (LUG. §§ 7, 31, 56). 

Es ist Sache des positiven Rechtes, das Urheberrecht nach Inhalt 
(d. i, nach dem sachlichen Umfang der Befugnisse des Autors), Zeit (Dauer des 
Schutzes) und Kaum (Territorium des Erscheinens und Schutzes des Werkes) des 
Näheren abzugrenzen. 

In erstgennimter Hichtuug tut dies das LUG. zunächst durch die Aner* 
kennung von selbständigen Interessen der Öffentlichkeit (Publizitfitsprivilegierung*) 
sowie von Interessen literarischer Benutzung und Bearbeitung (Literaturprivilegie- 
mng"), ferner durch die positive Feststellung der ausschliesslichen Befugnis des 
Urhebers 1. zur Vervielfältii^ung (LUG. §§ 11, Al>. 1 mit §§ 15, 25), 2. zur ge- 
werbsmiisaigen Verbreitung [IjUG. § 11 j, ^^ur öffentlichen Mitteilung des 
wesentlichen Inhalts (LUG. § 11, Abs. 1, Satz 2). 4. zur öffentlichen Aufführung 
eines Bühnen- oder Tonwerkes (§ 11, L.U.G. § 1, Abs. 2, s. oben §§ 26 ff.), Ti, zum 
öffentlichea Vortrage, so lange das Werk noch nicht erschienen ist (LUG. g 11, 
Abs. 3, s. oben § 26), 6. die oben (unter 1—5) aufgezählten ausschliessliclieil 
Befugnisse des Urhebers erstrecken sich nach dem LÜG. auch auf Bearbeitungen 
des Werkes, nämlich (nach § 12 Ziff. 1—4) a) auf Übersetzungen des Werkes in 
andere Sprachen oder Mundarten, bj auf Rflckttbersetzungen, c) auf Dmnntisierung 
(und nmgekelirt) und d) aof Tonwarkaosstlge und StimmamsetznDgen, — jedoch 

1) In Bayern hatte Bchon der StrGB. v. 1813 das Becht des Urhebers als solchen 

anerkannt, s. Philipp Allfeld, Koramenfnr tu den Gesf-tzfü vom 19. Juni 1901 belr. 
das Urheberrecht uii Werken der Literatur uml der Toukuual, und iibt-r das Verlags- 
recht (München, C. H. Beck, 1902) S. 2. 

'■!) BluntBchli, Dcut^hea Privatrecht, 3. Aufl. Felix Dahn (1864) §§ 46 ff. 

3) Uierüber AI Held a. a. O. S. 4 ff. 

4) So in LUG. §§ 16, 17 Ziff. 1 u. 2, § 18. 
&) So in LUG. § le mit §§ 24, 25. 
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ist in allen diesen Beziehnngen eine Grenze gezogen durcli die allgemf^ine Zu- 
lassung der freien Benutzung zur UervorbriuguDg einer neuen eigenttimlichen 
Schaffung <). 

Was die zeitliche Abgrenzung des Urheberrechts anlangt, so endigt nach 
dem LUG. (§ 29) der Schutz normal, wenn Jahre nach dem Tode des Ur- 
hebers und ausserdem BOit der ersten VerdfRuitUehung dea Werkes zehn Jahre 
abgelaufen sind, bei anonymen oder Pseudonymen Werken, ■wenn 30 Jahre seit 
der Veröffentlichung abgelaufen sind, es müsste denn sem, daas inzwischen der 
w«hre Name angegeben (nach LUG. § 7 Abs. 1, 3) oder von den Berechtig;t«l 
zur Eintragung in die SintragsroUe beim Stadtrat in Leipxig (s^ oben) enge* 
meldet wird*). 

Für die territerische Ausdehnimg dee ürhebenredbtaeehutses sind vor allem 

zwei Prinzipien massgebend, nämlich das dp? absoluten Schutzes der Staatsan- 
gehörigen und das des Schutzes der inifindischea Priorität, denn es gilt vor allem: 
Ohne KUekaieht auf den Ort des Erscheinens (ja ohne Rflcksicht darauf, ob die 
Workf erschienen sind oder nicht) p^onicssni nllc dcutsrhon Reichsange- 
hürigen den Schutz ffir alle ihre iiteraiischeu und Tonkunstwerke (LUG. §54). 
Und es gilt : Des deniedieii ütlieberreehtaeebntzes erfreuen sich auch die im 
deutschen Rcicliü rrsrhiorif npn Werke von A n =5 1 flu d e rn , sofern sie nicht da^ 
Werk aelbst oder eine Übersetzung an einem frühereu Tage im Auslände er* 
scheinen lieaaen. Nadi internationalen YMeinbarungen genieaaen die einem der 
Vertraga^tanffn jincrrh fangen Urhcbrr und ihre Rechtsnachfolger in den übricen 
Yertragsländem fUr ihre Werke diejenigen Rechte, welche die betreifenden Gesetze 
den inlindfoehen XJiltebeni einitmnen'). 

Das Urheberrecht wird als vererblich und vprSusserlich (negoziabel) be- 
zeichnet*), gemeint ist aber damit nur da» im Urheberrechte liegende Verviel- 
fUtigungs- und Yerbreifon^reciit, nicht das ganze Urhebeiredit, nient der h0chat> 
persönliche Inhalt dieses Rechtes, es bleibt das geistige Band zwischen Urheber 
und Werk aach nach der etwa vorgenommenen Verftuesenuig noch bestehen, 
dies aetgt aich n. a. in der fortdanemden Bedetttang dea Lebens dea Antora fBr 
die Driuer des Schutzes Oberhaupt, in der gesetzlich garantierten Unabändcilicli- 
keit des ganzen wesentlichen Innalts (gemäss g 9 LUG.)i in der steten Bindung 
der Znlisa^keit der Zwangsvollatreckung^) an die ürhebereinwilligung, sofern 
das Werk Objekt der Exekution sein soll, und femer d:irin. class dem Urheber 
auch nach der Überlassung der Vervie^ältigung und Verbreitung des Werkes an 
einen Anderen noch immer sowohl das überaetsnngBo ala auch das Dramatiaierungs- 
bezw. Novellisierungsrecht und das Recht der Tonwerkbearbeitung ausschliesslich 
verbleiben (LUG. § 14). Soweit aber die Übertragbarkeit dea Urheberreehts be- 
steht, kommen anf die darauf gerichteten Yertrlge sowohl OnmdsBtze dea all- 
gemeinen bürgerlichen Rechts (z. B. BGB, §§ 413, 493) als auch die des Ver- 
lagsrechts (VG.) zur Anwendung. Was das letztere anlangt, so kommt in erster 
Linie der Yerlagsvertrag zur Anwendung; dieser aber ist der wesentlich 
gegenseitige Vertrag, inhaltlich dessen sich die eine Partei (Verfasserpartei*) 
verpflichtet, dw anderen (dem Verleger)') ein Werk der Literatur oder der 



>) LUG. § 13 Art 1. Aber bei Toowerken ist avdi jede Benatzung verboten, 
durch welche eine Melodie erkennbar dem Werke entnommen und einem neuen Werke 
sugruude gelegt wird. Ab«. 2 und auch § 13. 

*) LUG. §§ 31, 56. 

5) Berner Übereinkommen v. 9. Sep. 1886, Pariser Zusatzantrag vom 4. Mal 
1896, Deutsch-Österr.-Ungar. Vertrag v. 30. Dez. 1899, usw. s. All fei d a. a. O. 
8. 302 ff. S. 396 ff. 

4) LUG. § 8. 

6) LÜG. § 10. 

•) Niefat notwendig der üiheber a. YO. § 49. 

7) Nicht notwendig Buchhändler 8. Begründung d. Rg. Entw. d. VG. (Reichstags- 
droduMhe 1901. Nr. 97 S. 60), wenn aber Bucbh&ndler (was die Begel sein wird, od. 
Kantetann) t. HOB. § 1 Ahs. 1 n. Aha. 2 Nr. 8 (Gnmd>HandelqceidiItt: die Yer> 
lagapeehifte, aowie die aonatjgen Gesohlfte des Bneh« od. Knnathandda). 

6* 
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d4 Zwiiter Atochniit GIMeraog des obJekÜT« JMbtU» § 18. 

Tonkunst zur Yervieiföltiguu^ und Verbreitung für eigene Rechnung zu Uefem 
und SQ flbei4fta«en, wührend Bieh die letztere (dar Verleger) verpflichtet, das Werk 

in "Vervirlfflltif^rn und zu verbreiten. 

Dieser Vertrag, welcher sich seinem Inhalte nach als ein doppelseitiger 
Werkreitrag (BGB. § 681 mit §§ 613, 651) darstellt, erzeagt sdraldreditlidie 
Wirkungen (BGB. 241. 305), welche in den nhon begriffsmässig aufgestellten 
Verpflichtungen: Überlassung des Werkes einer- und Yerrielfftltigang aad Ver- 
breitung desadben andereremte beatehen; darauf, ob das Werk em naeb dem 
LUG. geschütztes oder lin nichtgescliütztes (freies) Werk sei, kommt es für 
den Inhalt des VerlagsTertrags insofern an , als im ersteren Falle der Verfasser 
dem Yerleger im Zweifel das verlagsrecbt m Tersebaffen Terpfliditet ist. nlmHcb 
die Ausschliesslichkeit in der Vei-vielfältigung und Verbreitung zu gewährleisten 
hat; auch die Verpflichtung zur Verschaffung des Verlagsrechts ist eine schuld* 
reobtliche, aber sobald sie erfüllt ist, nämlich durch Verschaffung schutzbereeb- 
tigten Werkes an den Verleger, entsteht eine Art dinglicher Wirkung, nämlich 
das gegen Dritte wirksame ausschliessliche VerWelfältigungs- und Verbreitungs- 
recbt, welches das „Verlagsrecht* (im hesondeiea Sinne des VG.) genannt wird*) 

Ist das Urheberrecht rechtswidrig verletzt worden, so kann möglicherweise 
sowohl ein zivilrechtlicher Schadensersatzanspruch als auch eine strafbare Hand- 
Inng deshalb vorliegen. Ersterer Anspruch setzt eine vorsätzliche oder eine 
fahrlässige Handlungsweise voraus, die Strafbarkeit tntt nur bei vorsätzlicher 
Verletzung fremden Urheberrechts und nur auf Antrag ein. Der Anspruch auf 
Sdiadensersatz und die Strafverfolgung wegen Nachdrucks verjähren in drei 
Jabren*). 

3.. Schon durch das Reichsgeseiz Tom 11. Juni 1870 wurde der 
Schutz, dessen der Autor eines (rein) literarischen Werkes sich zu 
ierfreuen hatte, analog ausgedehnt zu gnnsten der Urheber geinsser 
künstlerischer Leistungen. 

Aber den vollen Schutz erlangten letztere und die bildende 
Kunst überhaupt reichsrechtlich erst durch das Reichsgesetz, betr. 
das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste vom 9. Januar 

1876, welches sich in seinen Geboten und Verboten meist an das 
Gesetz vom 11. Juni 1870 über literarisches Urheberrecht anschliesst 
und auch wie dieses nur die vermögensrechtliche Seite des Autor- 
rechts trifft. 

4 Im Anschluss an das die Werke der bildenden Kunst vor 
unbefugter Nachbildung schützende Gesetz schützt das Reichsrecht 
(Gesetz vom 10. Januar IbTtij auch den Photographien unter be- 
stimmten Voraussetzungen die vermögensrechtliche Ausnutzung. 

Die Repression ist dieselbe wie die gegen die Verletzung anderer 
Autorrechte, doch dauert der Schutz nur kürzere Zeit. 

5. Dem Interesse des Kunstgewerbes dient der reichsrechtlksh 
(Gesetz vom 11. Januar 1876) gewährte Schutz des Urheheiieehts an 
Mustern und Modellen; die auf Teppichen, Tapeten, anderen bedruckten 
oder gewebten Stoffen befindlidien, femer die in der Keramik, 



1) Yerlagsgeflcbift tintstt (Sdntldreeht) §23, S. III, Ziff. 26, aaehHR., m s. B. 
Oareb, Lehrb. d. HR. 7. AuÖ. (1903) § .'j9. 

8) Über die BechtoverleUu^g u. deren Folgen siebe die g§ 36— ü3 des LUG. 
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KnnstÜBchlerei, B'eingiesserei nsw. heryorgebrachten originellen Ge* 

schmacksmuster werden Tor unbefugter Nachahmung geschützt; 

die strafrechtliche und zivilrechtliohe "Repression gegen Verletzung 
ist dieselbe wie gegen die Verletzungen anderer Autorrechte, doch 
hat der Urheber die formelle Voraussetzung der amtlichen Depo- 
nierung zu erfüllen, die Dauer des Schutzes ist anders als bei 
anderen Urheberrechten festgesetzt und an Stelle des wirklichen 
Urhebers unter Umstcijiden ein fingierter Autor geschützt. 

V. Das technische Urheberrecht. Neue Erfindungen, weiche eine 
gewerbliche Verwertung, sei es auf dem Gebiete der Mechanik, sei 
es auf dem der Chemie oder auf diesen Gebieten zugleich gestatten, 
können nach besonderen Gesetzen eine Zeitlang gegen Nachahmung 
geeehütst werden, dergestalt, dass der berechtigte Erfinder während 
dieees Zeitraums allein die Benntzang Tomehmen oder gestatten darf. 
Man nimmt an, dass der Nutzen, welcher anf diese Weise dem Er* 
finder zugewendet wird, mittelbar dem Gemeinwesen selbst z. B. 
durch Anregung des firfindnogsgeistes zufliesst. In Deutschland kam, 
nachdem dfflr Erfindungsschatz als Reiehssache erklärt und die Anti- 
patentbewegnng überwunden war, ein Patentgesetz zustande, welches 
für alle Arten von gewerblich verwertbaren Erfindungen gleichmässig 
Schutz gegen Nachahmung gewinnen Hess (Deutsches Patentgesetz vom 
25. Mai 1877). Nunmehr ist jedoch /ii unterscheiden zwischen dem 
Schutze der eigentlichen Erfindungen einerseits und dem der Gebrauchs* 
muster andererseits. 

1. Erfindungsschutz^). Vorausgesetzt wird die Patentfähigkeit^) 
der Erfindungen und in formeller Beziehung die Anmeldung bei dem 
kaiserlichen Patentamte in Berlin. Das Verfahren der Erteilung ist 
zusammengesetzt aus Anmeldung, Vorpruiuiigj Aufgebot und Aus- 
stellung, möglicherweise Verhandlung und schliesslich Ausfertigung 
der Patenturknnde; die höchste Daner eines Patents beträgt 15 Jahre. 

Das deutsche KuichsrccliL kennt einen beachrHuktea und bedingten Lizonz- 
und Auäfabrungszwang^), die Negoziabilit&t und VererblicUmt des Erfinder* und 
das Patentrechte, die Möglichkeit der Miehtigkettaerklänuig Ton PatenteD, ferner 



1) Deateches Pateotgesetz vom 7. April 1891 mit kalierlieher Vererdnnng vom 
6. Deiember 1891. (Gar eis Keichagewtzo Nr. 122/123.) 

8) § 1. Patente werden erteilt für neue Erfindungen, welche eine gewerbliche 
Venrertnng geetatteu. 

Aasgenommen sind: 
1. Erfindungen, deren Verwertung den Qesetsen oder guten äitten zuwider- 
laufen würde; 

8. Erfindungen von Nahrtinp^ , QenusB- und Arzneimittpln , »owie von Stoffen 
welche auf ciiemisckem Wege hergestellt werden, soweit die Erfiodaogen 
■Idtt elii badmntee Vvbhna war Heratellnag der q«geaattode betrefiii. 
S) Fktentgeaels |S tl, 38 IT. 
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eine privilegierte EründungsbeautzuDg eine bQrgerüch- rechtliche Entschftdigungs- 
pflicht hei Patentverletzung und die Strafbaxkeit der wJesentlicheii F)»teiitTerletsaiig 
■owie der Patenteimnlierang*). 

2. Gebrauchsmusterschutz*). Modelle von Arbeitsgerätschaften 
oder Gebrauchsgegenständen oder von Teilen derselben werden, inso- 
weit sie dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke durch eine neue Ge- 
staltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen sollen, als sogenannte 
„Gebrauchsmuster" gegen unbefugte Benutzung zugunsten des sie 
beim kaiserlichen Patentamt Anmeldenden geschützt*). Das Verfahren 
zur Erteilung dieses Schutzes ist einfacher als das zur Patentierimg 
von Erfindungen. Die Dauer des Schutzes ist 3 Jahre, kann aber 
gegen Zahlung einer erhöhten Gebühr um weitere 3 Jahre verlängert 
werden. 

Das dentsehe Reicfasrecht kennt die Einrichtung einer Rolle für Gebranehs« 

muster, welche von dem Patentamte geführt wird*), ferner die Negoziabilität der 
Gebrauchsmuster'), Strafbarkeit und £ntschädigungspflicht bei Verletzingeu dieses 
Sdiutzes entspreehMid dem Normen des Patentrechts'). 



II. Ixapitel. 

Die Rechte an materieUen Sachen. 

(«Sachenrecht^ schlechthin; jnra in re, dingliche Rechte.) 

§ 19. 

Sachenrecht im allgemeinen®). 

I. Dem Sachenrecht ist charakteristisch, dass das darin ge- 
schützte Interesse jrcrichtet ist auf ein<^ ^iiche direkt, auf eine 
Beziehung zur Sache direkt, auf eine unmittelhare Beherr- 
schung der Sache, um dieselbe, wie es die wirtschaftHche Be- 
stimmung der Sachen als Güter im volkswirtschaftlichen Sinne ist, 
zu gebrauchen oder zu verbrauchen, zu besitzen oder zu verwenden, 
wie es dem berechtigten Subjekte notwendig erscheint oder beliebt. 



i) PaUiutgesets § 5. 

8) Patentgesetz §§ 36—40. 

3) Deutsches Rri< h^c^psetz betr. den Bohots TOD Oebrauohsinaitem vom 1. Juni 
1891 (Gareis Beichsge»etze Nr. 122/123). 

4) Belchagesels TO«n 1. Juni 1891, § 1. 

ft) Reichsgeaets vom 1. Juni 1891, §§ 3, 4. 

•) Beiobsgeseu vom 1. Juni 1891, § 7 nod BOB. § 413. 

9) Reiohigeaeta vom 1. Juni ISei §§ 9—18. 

8) Vgl. Birkin cyer Enz 1 :M 'T.onrih;ir1\ S. 312—386 <H. O. Lebnaim), 

S. 491 — 540 (Bernhöft) und die bei dietieji au^e|;eb. Literatur* 
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Die diesem subjektiven Rechte — es inche so weit oder so wenig 
weit als die Verschiedenheit der einzelnen innerhalb des Hahmena 
des Sachenrechts bestehenden Rechtsinstitute es mit sich bringt — 
gegenüberstehende Verpflichtung ist eine Verpflichtung jedermanns 
(keines einzelnen Schuldners, wie im Obligationenrecht, sondern aller 
Nachbarn, aller möglicherweise mit der Sache oder dem Subjekt des 
dinglichen Rechts in Berührung kommenden Menschen und anderer 
inländischen wie auslandischen Rechtssubje'kte}. Die Yerpflichtong 
dieser aller anderen gegen die dinglich berechtigten Rechtssubjekte 
besteht jedoch nur darin: 

1. die zugunsten dieses Bechtssubjekts geschützte Beziehung 
nicht zu stören und 

2. erforderlichenfalls das dieser Verpflichtung entsprechende 
dingliche Becht anzuerkennen oder wenigstens dasselbe nidit zu be- 
streiten^). 

U. Das Interesse des Subjekts ist entweder 

1. darauf gerichtet. — und in dieser Richtung angenommenen- 
falls geschätzt — , die Sache in der Gesamtheit ihrer Beziehungen 
rechtlich zu beherrschen; dann wenn dieser Rechtsschutz in dieser 
weitesten Ausdehnung der möglichen rechtlichen Beherrschung besteht, 
nennt man die Sache eine eigene Sache des Subjekts, dieses den 
Eigentümer und diese weiteste rechtliche Herrschaft das Eigentum 
(Eigentumsrecht); oder es ist 

2. darauf gerichtet, die Sache nur in einzelnen "Richtungen 
(Beziehungen) oder gar nur in einer Richtung (oder Beziehung) zu 
beherrschen, zu benutzen und darin ungestört zu sein, so dass die 
Sache in der Gesamtheit ihrer Beziehungen (die eine oder andere 
Beziehung also ausgenommen) unter der rechtlichen Herrschaft eines 
anderen Rechtssubjekts, nämlich des Eigentümers steht. Ein ding- 
liches Recht eines Rechtssubjekts an einer Sache, die Eigentum 
eines anderen Bechtssubjekts kt, heisst „Recht an einer fremden 
Sache", jus in re aliena. Hiervon gibt es Torschiedene Arten (von 
denen § 21 handelt), während das Eigentumsrecht (abgesehen von der 
in den Rechtsordnungen verschieden bemessenen Tragweite der dem 
Eigentümer als solchem zustehenden Befugnisse) nur sls ein Recht, 
das jus in re des Eigentümers, jus in re propria, gedacht werden 
kann (hiervon § 20). 



1) Vgl. die Feststellnnj^sklage ; § 2f)6 der CrO. : „Auf Feststilluiig «le8 Bo- 
steheiM oder Niohtbeatebeos eine» BechtBverb&ltnisses, auf ADerkennaog eioer Urkuade 
oder SQf FMtstelltiiiir der üneebtheit derwlb«ii kann Klage erhoben werden, wenn der 

Kläger ein rechtliches rntfresse lUuan liat, tluss das RiLlitsvcrhültnis oder din Echtheit 
oder Uneohtbeil der Urkunde durch ricbterliobe Entacbeidung alsbald festgestellt werde," 
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, TIT. Es gibt SaclioTi. an denen ihrer natürlich ah Beschaffenheit 
nach überhaupt jede privatrechtliche Herrschaft von Privatpersonen 
ausgeschlossen ist, so z. B. die freie Luft, das offene Meer, die fliessende 
Wasserwelle; solche Dinge werden res extra commercium im gemeinen 
Rechte genannt, ausser Verkehr befindliche Sachen. 

IV. Verschieden von den dinglichen Rechten, ihnen aber wie 
ein Schatten folgend, zur Seite oder voiaiigehend ^j, ist der Besitz 
(possessio). Dieser ist das tatsächliche Beherrschen oder die 
tatsächliche Benutzung einer Sachet, entweder in der Gesamt- 
heit der mdgÜchen Riditimgeii eines solchen Beherrschens (analog 
dem Eigentum) oder nur in einzelnen Benuizungsarten (wie die jnra 
in re aliena*). 

Der Besitz ist kein Recht, sondern eine Tatsache, aber 

a) eine rechtlich geschützte Tatsache , ein rechtlich geschützter 
Zustand (Sohntzbesitz) ^), 

b) möglicherweise die Folge von Rechten und zwar entweder so, 
dass der Berechtigte (z. B. der Eigentümer) als solcher den Besitz 
verlangen kann, oder so, dass der etwa obligationsmSssig (s. § 22) 
Berechtigte die Übertragung des Besitzes fordern kann» oder 

c) die Ursache von Rechten; unter besonderen Voraussetzungen 
kann der Besitz zum Rechte, die tatsächliche Herrschaft zur rechtr 
liehen Herrschaft werden, z.B. in der Ersitzung (usucapio) ; 

Wegen dieser Beziehungen zum Rechte beschäftigen sich die 
Rechtsordnungen auch mit dem Besitz und stellen Regeln über Erwerb, 
Verlust und Schutz des Besitzes auf*). 



1) Man denke an die Ersitzung (S. 95— -96), wo der Besitz dem Beohte vorangdit. 

2) Im iilterpn f^Mitschen Roclite findet Bich eine dem Besitz ähnliche, nhor davon 
rechtlich verschieiieue tatsächliche Beziehung zu einer Sache, (oder zu einem nutzbaren 
Rechte), welche die Gewere, geweri, vestitura, investiluru heisst. Hierüber s. Stobbe, 
Deutsehea Privatrecht, §§ 72 ff. — Heusler, Institut. <i. d> ut>,rlirii IL dits, Bd. I, 
S. 98 ff,, Bd. II, S. 20 ff. — H. O. Leb mau n in Birkuievers Em. 6. 312 ff. 

8) BGB. § 1029, Schutz des Besitzes einer eiutjetragenen Grunddienstbarkeit. 

*) BGB. §§ 858 ff.; wwh dem BGB, wird dieser Zustand sogar als vererblicli 
bezeichnet (BGB. § 857) und dadurch sehr der Natur eines Rechts genähert. 

5) So nach dem BGB. der sogenannte Eigvnbeatti (§ 678) einer bewegUdien 
Saeh« zum Eigentum (BGB. §§ 937 ff.). 

BGB. §§ 854—872. Vgl. Dernburg, Fand. §§ 169—191. Sohm, Inst. 
S§ M, 53. Coiaek, Lelirb. d. B. $S 165—194. BernhSft in Birkmexera 
Eni. 8. 500^906. 
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§ 20. 

I. Das Eijjentumsrecht. 

(Recht an der eigenen bache, jus m re propria, proprietas, dominium) 

I. Bas Wesen des Eigentums ist die rechtliche Herrschaft 
über eine Sache in der Gesamtheit ihrer Beziehungen; dieser Be- 
griff reicht so weit, als die tritsäohltche Möglichkeit der Benutzung 
einer Saclie reicht, es steht im ju^ I jmmii ein jus utendi, jus fruendi, 
jus possuiendi, j. disponendi de substantia, j. aHenandi, j. vindicandi, 
und jegliche andere denkbare Berechtip:uner weil denkbare Benutz- 
barkeit^). Der Umfang dieser Berechligung ist elastisch, kompri- 
mierbar und sich wieder ausdehnend bis zur vollen Herrschaft, es ist 
möglich, das andere Personen »n dem Objekte det Eigentums Bechte 
haben, welche die Herrschaft des Eigentümers emschrsnken, jura in 
re aliena (diese können so weit gehen, dass dem dominus nur ein 
schliessliches Rückfallrecht, jus recadenUae, bleibt); fallen diese ans 
irgend einem Grunde weg, so dehnt sich das Eigentumsrecht vermOge 
der in ihm wohnenden Herrsohaftskraft von selber wieder bis zum 
ToUen Umfange aus. 

Abgesehen von jura in re aliena findet das Eigentumsrecht — 
namentlich an Grundstücken — Beschränkung zunächst in dem 
gleiclien Rechte andpr^T Eigentümer, in der notwendigen Berücksich- 
tigung des gleichen iieclits anderer Eigentümer oder in besonderen 
gesetzlichen Schranken; hiervon siehe unter IV., 2, S. 93. 

II. Das Eigentum an MobiHen (Fahrhabe) hat zwar für die indi- 
viduelle fjxistenz des Indi\iduums eine so grosse Bedeutung, dass 
ohne dasselbe kein Individuum bestehen könnte, aber für das Ge- 
meinwesen dnen viel geringeren Wert als das Eigentum sn Grund- 
stücken. Daher hat das letztere in mandien Beditsordnungen eme 
andere Entwickelung genommen als das Eigentum an beweglichen 
Gütern. Das Interesse, welches der einzehie an der rechtlichen Be- 
herrschung eines beweglichen Gutes (Speise, Kleid, Waffe, Schmuck, 
Hausrat, Tier) hat, erfreut sich daher zwar überall eines Rechts- 
schutzes, der in seiner Richtung zugunsten des Individuums kultur- 
historisch älter ist als der des Sondereigens an Immobilien; aber 
dieser Schutz ist weniirpr intensiv als der des letzteren, fällt leichter 
durch kürzere Verjährung u. dgl. weg, als der letztere und nähert 
sich mitunter stark dem blossen Schutze des Besitzes (s. oben § 19 



1) Salkowaki Institat. §§ 87 ff. — Sohm Institut. §§ 48 ff. 
*) Über dcD ESgentiiiiwbegnir und mbt» Umsehrribiiiig, 8. Gareit in Hart- 
maniit Zeitaelir. f. d. «ff. B., Bd. HI, S. 187 ff. 
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IV), mit welchem er nach manchen Hechten sogar fast ganz za- 

sammeniällt 

III. Das Eigentumsrecht au Liegenschaften ist kulturhistorisch 
und politisch von weit grösserer Bedeutung als das an fahrender 
Habe. Vom Gfrandeigentain einzelner physischer Peirsonen gilt vor 
allem, was von dem sittlichen Wert des Eigentums überhaupt gesagt 
wird^. I>ie Geschichte kennt auch wohl keinen Zeitraum, in welche 
nicht einzelne physische Personen auch Grandeigentum (Sondereigen 
an Grund und Boden) hatten, sie kennt aber wohl Zeiträume und 
Völker, innerhalb welcher das Sondereigen an Grund und Boden 
nicht die Regel bildete, sondern sich höchstens auf den Wohn- und 
Schlafraum (die man^io') erstreckte, im übrigen aber Gemeinde- 
eigentum an Grund und Boden herrsc hte. So hn^v Jagd- und 
Fischfang die Haupt- oder fast alleinigen lieschäftigungen und Nähr- 
mittel bieten, ist individuelles Eigentum bei nicht ganz zerstreut 
lebender Bevölkerung unmöglich, aber auch die Viehzucht hat noch 
kein ausgesprochenes Bedürfnis nach Sondereigen, erst wenn der 



i) V^. God* dvit firniß, art 2279, 9280. — Oiind«rm«iin, EngliediM PriT»tF 

mcbt T ?. 'vo ff. 

^) W. Ouckeu, Die Staatslehre de«« Aristoteles» Bd. 1, 8. 192 u. a. — Lt' 
bonlage, Gcsdiiobto der Verrinigten Staaten, fiban. v. Winter, 1868, Bd. I, 8. 80. 

Vl:1. ■luch Emile d" T.nvrlr yp, ,!p ]c\ j roprifetfe et de aea formes primitives. 2. Aufl., 
Paris 1677. Hierüber ». Kohler in der Krit. Vierteljahrwebr., N. F., Bd. IV, 1881, 
8. 24 fll 

Höchst bezeichnend für den ethischeD Wort des Sondfreigentums ist , was der 
deutsche Konsul Weber tod Apia am 22. Januar 1879 an das Auswärtige Amt in 
Berlin beriehiet* „In Samoa ist die BeySlkernngszahl im Verhlltttit snm flioheninbdt 
des brauchbaren Landes so gering und ist die Natur so verschwenderisch mit ihrai 
Gaben für den Lebensunterhalt der Bewohner gewesen, dass dieselben immer reioh- 
liehe BdHedigung ihrer geringen Bedttrltafsse obne Anstrengung finden. Wenn ferner 
auch schon ein Fort.«chritt sich in der Vermehrung ihrer Bedürfnisse gexeigt hat, so geht 
es doch so langsam damit weiter, dass noch lange Zeit vergehen kann, ehe die Samo* 
aner infolgedessen an irgend eine r^tmässige Arbeit gewöhnt werden. Überdies sind 
mit der fortschreitenden Zivilisation gleichseitig auch noch gewissermassen komma* 
nistiache Gewohnheiten, welche sich mehr oder weniger bei allen polynesischen Völkern 
finden , zu besiegen. Wenngleich nftmlich auch in Samoa die Häuptlinge eine eigent* 
liehe Macht nicht mehr besitzen, so wird doch ein niedriger stohendar Samoaner, in> 
folge der ihm durch die Landesgebnluehe zur zweiten Natur gewordenen Rücksicht- 
nahme auf Höherstehende, einem solchen nicht leicht die ITingabe irgend einer Saciie, 
welobe dieser wünscht, abschlagen können, und noch viel weniger ein Verwandter dem 
anderen, so dass ein unbedingtes persönlichca Eigentum in Wirklichkeit kaum existiert, 
sondern meistens nur Pamilieu. oder Stamme^eigeutum. Infolgedessen ist aber auch 
dem Reis nnd dem Trieb zur Erwerbung persönlichen iMgentums durch persönliehtt 
Anstrengung von yornherein die Spitze abgebrnchen, da dem Eigentümer ein unge- 
störter Genuss des Erworbenen oder die freie Verfügung darüber für seine eigenen 
Zwecke durch die Veriiiltniase niobt gestattet ist. Ava alleii dieaen Gründen ist damit 
auch die Verwendung ron Samoanern auf Pflanzungen auspeKrhlossen." Drucksachen 
des Deutschen Reichstags, Beilage der Denkschrift zum Sawoavertrage vom 24. Januar 
1879, 8. 167, 168. 

maison, TTQtte, Hof ond Hofitnuaif Solstitte: Haus und Hanigarten nitwirt- 

scbaftlichen Nebengebäuden. 
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Ackerban vorherrschend wird, tritt dringend das Bedürfnis nach An- 
erkennung des Privatinteresses einzelner am Kulturland ein, nach 
Bechtsschntz dieser einzelnen (welche roden und säen;, aber lange 
noch bleibt, ja vielleicht immer, besteht daneben noch das Bedürfnis 
nach ungeteiltem Gemeindeland. 

Diesen EntwickelungsgaDg vom Ausgangspankte des Gemein de eigeiitums 
an den okkupierten Ländereien der Gemeinde insgesamt Migt aach die gemuk« 
nische Wirtschaftsgeschichte wenngleich die Einzelheiten, namentlich die Dauer 
der Übergangsstadien dunkel and bestritten sind^). Auch wenn wie heutzutage 
völliger Übergang zum Sondereigen, 8«i es des einzelnen, sei es der als soIdMr 
erkannten juristisch pti P(>rson der Gemeinde eingetreten ist — ein Übergang, 
der sich vielfach so vollzog, dass der einzelne im Interesse seiner Familie be- 
schränkt blieb (ohne dass man jedoch sog. , Familieneigentum ' am Boden wirk- 
hch als Zwischenstufe zwischen dem uralten Gemeineigen und dem neuen Sonder- 
eigen annehmen durfte) — gibt es nicht wenige Bechtsverhältnisse , welche den 
Ausgangspimkt der ]&itwickelung des Grundeigentams deutlich erkennen lassen*); 
dies ist TOT aUem tob den Rechtsrarhftltniseeii an der Allmende , dem voge- 



1) Caesar de bell. gmU. IV. 1. Sed ptiTstt ao separati agri apnd eoi (ae^ 

Snebos.) nihil est. * 

VI. 22. Neque qnisqnam (ec. Germanomm) agri modam oertum ant fines habet 
proprio«; sed mneiätratus ar- princi})e» in annos singiilos gentibus cognationibusque 
bominom, qui ooa coierunt, quantum et quo loco visum est agri attribuunt atque anno 
poet alio transire oogaat ....*.. 

23. Civitatibus mazima laus est quam latissmie rlrcnni se rastatis finibus solitu- 
dines habere. Hoc proprium virtutia existimant, expulsoa agris finitimos oedere, neque 
qnenqaam prope andeffe eoodsfewe; aimal hoo se fore tntiotea arUtnntor, repentinee 
ineanioDis timore sublato. 

Taciiua Germ. 26. Agri pro numero cnltorum ab universis ia vioea 
oconpantnr, quo* mox Inter ae leoandnin dignationem partlaatnr; laeflitatem paftiendi 
camporum ^jintia pra-beut, A r v a per a n u > b mutant; et supcrcst ager; neo 
enim cum ubertate et awplitudine soli laUtre oouteuduQt, ut pomaria oonserant et prata 
separent et hortoa rigent: sola terrae Mg«« Imperator. 

*-) G. Waitz legt den Beginn de« scrähafton Ackerbaues mit Sondereigentum 
schon in die Zeit J. Caesars (ca. 50 v. Chr.) and die völlige NieUerlaiwung mit Sonder- 
eigen bereite hi die Zeil noeih vor Taeitna (oa. 100 naeh Chr.); v. Sjbel ninmt 
einen viel langsameren Übergang zuni ?i i li^reigen an, namentlich eine spätere Voll- 
«ndang dieses Zustande» als JE^gel. In der Hauptsache bat von Sy bei die meiaten 
Anhinger gefnoden, so namendiefa in Roaeher, ▼. Inama^Sternegg, F. Dahn 
und B. Schröder. 

B) So die alten Qehöferscbaften im Beg.-Bez. Trier (s. Heusler, Institutionen 
des dentedben Privatreehte Bd. I, S. 294), die HauberggenoeseMciiaften im Kreta Biegen 
(Heusler, ebenda S. 295) vgl. preus«. G. ^-om 17. Miirz, 1S79 (S. 228 ff.), insbes. 
§§ 2, 6, 7, 8 daselbst. — Deo altdeutschen Grundeigentums Verhältnissen stehen analog 
zur Seite; du roailsobe Mir, d. i. die Kollektivelgentam beritaende Dor^gemeiiide, mit 
Überlassung desselben an die einzelne Familie, tiaglos (daneben besteht ebenda Privat« 
eigentnm au den Izba, d. i. mansio, s. oben Audi. 3 zu S. 90); ferner: die javanische 
Desaa, Gemeingut, woraus zur Benutzung an die einzelnen Familien Sawahs (Reis« 
felder) auf eine bestimmte Zahl von Jabren verteilt werden; dann das indische re- 
meindevermOgen an Grund und Boden; die mexikanische Gemeinde (calpolli). Über 
alle diese Verhältnisse s. Lavelaye a. a. O. S. 27 ff., 49 ff. und Köhler nach 
John D. Mayne, s. Krit. Yierteljahresschrift, 1881, S. 8 ff., 28 ff. Heusler 
a. a. 0. § 56. Hier ist einerseits anch dan RcchtsverbilltDiH der slavisehen Zadnig^a 
zu Grund und Boden (s. oben § 7, S. 33 Anui. 3), wie undererseitä die kummunistitiche 
Hiehtung primitiver Kulturen auf den Samoa> qnd Pelew-Inseln (i. oben § 14» 8, OS* 
AniD, 1 und 8. fiO, Amu. 2) an erwflbnen. 
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teilten Lande der Markgenossen, der marca^), zu sagen, welche in frühorer Zeit 



Weide, iimfasstG oder yielmenr, soweit die Allmende in das Eigentum der 
Landgemeinden übergegangen und in diesem noch zu erkennen ist, noch heute 
mnfMSl*) dMaelbtt gut von den , Alpen*, Alpgenossenschaften, bei denen noch 
das Yon besonderer Bedeutung ist, dass sie hi^torisdi nicht st^t;^ mit Gemeinden 
zusammenhängen, sondern auch aus uralten iiapitalistenassoziationen herror- 



IV. Der Inhalt des Eigentumsrechts ergibt sich aus dem weiteren 
Begriff: reohtlicbe Herrschaft über eine Sache in der Gesamtheit 
ihrer Beziehungen; s. oben unter I., S. 89. 

1. Geschützt ist dieser Inhalt, abgesehen von den Mitteln der 
Selbsthilfe und ähnlichem (s. oben § 15, IV., Seite 70) durch die 
Eigentumeklagen, unter denen nach den positiven Rechten zu unter- 
scheiden ist: a) die Kl«^ des Eigentümers gegen die Besitzer wegen 
totaler EigentmnsBtömng mit Besitzentziehung, bei den Römern nnter 
strengen Voraussetzungen des Eigentnmsbeweises^ rei vindicatio ge- 
nannt, unter Erleichteörong dieser Voraussetzungen actio Fubliciana in 



1) Lertofa mid SehrSder» ürkandcD 3. Aufl., 1881, Nr. 20 (paMmarfum in 

oommuni marca VII. Jahrb.); Nr. 79 (silva communis X. Jahrb.); Nr. 117 (silva 
indiviaa XIIL Jahrb.) d. a. Über Hark und Allmende i. auch oben § 7, 8. 34. 

s) Hensler, a. «. O. 8. 263. Es ist als von SehrSder bewiesen ansanehmen, 
das« auf der strengen Feldgeineinwihaft noch im sechsten Jahrhundert die Agrarver- 
faasang bei den saliscben Franken beruht. (Rieh. Sobröder, Die Franken und ihr 
Bedit Weimar 1881, 8. 55 ff., 61 ff.; ferner Bich. Schröder, Die Ausbreitung 
der saliscben Franken. Zugleich ein Beitrag zur Geschichte der deutschen Feldgemein- 
■ohaft, [Forschungen XIX. S. 144 ff.] Schröder statuiert hierbei jedoch selbst die 
Aoanahme der Salgüter [HerrschafUiehe Güter neben den Landioosen der Mftrkerj); 
die Ausnahme wird aber zugunsten des Hobjateme wohl noch etwa* weiter auszu- 
dehnen Mtn; wenn auch nicht so weit, dass, wie Inama-Sternegg im Gegensatz 
TO Schröder annimmt, es als die Grundlage der fränk. Agrar Verfassung anzuseheu 
wäre. Ffir das fLotapUma. «prielit alleidingB die belcamite Äneaening von Taoitna 
Qerm. 16: 

Nullas Germanorum populis urbea babitare saiis nutum est; ue pati (^uideiu inter 
86 junctas sedes; colunt discreti ae diveraii ittfons, ut oaropus, ut nemuü 
placuit; vicos locunt non in nostram raorem, connexis et cohaerentibus aedifidis : 
Buum quisquc dorn um spatio circumdat, sive ad versus cajius ignis remedium, 
alve int^citia aediiicandi. 

Die Einwirkung der Bodengestalt und die soziale oder nationale Entwickeliiiif^ 
(letzt«re oatneutlich die zur Zeit der Niederlassung und des beginnenden Ackerbaues 
erreiohte) musste dabin fiUiren, dass in der Ebene und an den grossen Verkehrswegen, 
sie seien römische Heerstrassen oder bedeutende Wa8ser8tras.<;en, so« ic Ihm den mit den 
Körnern noch verkehrenden Völkern, zu welchen allerdings die Franken zu rechnen 
sind, die Niederlassung im Dorfsystem und nach Mirkereoht vorfaerradMiid oder ans- 
schliesslich bestanden hat, dass aber in starkkoupicrtcm Terrain und ferno von jenen 
Kalturstrasaeo, wie in Gebirgsthälern , also bei Bhätern, Markomannen und Goten, in 
Südbajeni tmd Tirol vorxugsweiee, da* Hdsyetem, wie Taeitoa ca sdiildert, und dtm 
Dienstrecht um königliche Villen und p.iif Salburgen herrschend war. 

<i) Das aas den Allmenden auegeficbiedene Sondergut (Einzeleigentum) umfassi 
den Hof lelbet, apttw mA dia Adnifalder nnd dia Knlturwiceen und hmmt (Merr.) 
daa Gesund, (bayer.) Pr int, Peint, Baimt 

4) Heusler a. a. O. S. 295. 




nachher nur Wald und 
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rem, nach deutschen und modernen Rechten^) nicht gegen die gnt- 
giaabigen Besitzer, ausser wenn es sidi nm gestohlenes oder sonst 

widr r oder ohne Willen des Eigentümers aus dessen Besitz gelangtes 
Gut handelt, und b) die Negatorienklage (actio negatoria) von Eigen- 
tümern wegen partieller Eigentnmsstörang anzustellen'). 

2. Der Umfang des Eigentums wird, wie bereits oben unter L 

(Seite 89) bemf^rVt, beschränkt durch Rechte anderer Personen; ab- 
gesehen von der jura in re aliena. wovon § 21 handelt, sind hier die 
Beschränkungen in der Benutzung und die Beschränkung in der Weiter- 
veräusserung hervorzuheben. In der Benutzung ist der Eigentümer 
beschränkt durch die Rücksicht auf das gleiche Recht des Nachbars: 
hieraus ergeben sich die gesetzlichen Eigentumsbeschränkungen') (sog. 
Legalservituten, ex jure vicinitatis) , ferner die durch Yoncbriften, 
welche das öffentliche foteresse*) (des Staats- oder Gemeinwesens) 
oder auch das der Familie gegenüber dem Eigentums-Interesse schfltsen 
wollen*).. 

In bezug auf Weiterveräusserung aber ist dieses Eigentum an 
Grundstücken namentlich deutschreclitlich beschränkt: diese Ein- 
engung des Eigentümers rührt teils daher, dass sich in Deutschland 
das Sondereigen von Grund und Boden wie erörtert aus dem Ge- 
meindeeigentum entwickelt hat, teils daher, dass das Familien- 
interesse an Grund und Boden einen besonderen und eigenartigen 
Rechtsschutz gegen den Einzeieigeiitümer fand (s. oben S. 91, 33, 34 
Anm. 2); aus diesen Gründen entwickelten sich die Rechtsverhält- 
nisse von Stammgütern (alten i arnilienerbgütern) und Familienfidei- 
kommisgütem®) sowie das Beispruchs- (Retrakt- oder Näher-) Recht'). 

V. Der Erwerb des Eigentums. Dieser tritt ein auf Grund 
juristischer Tatsachen. N on den zu diesen gehörigen menschlichen 
Handlungen, welche Eigentumserwerb bewirken, seien hier erwähnt: 

1. die Aneignung (occupatio®); diese ist die natürlichste 
Eigentumserwerbsart; der Mensch, das natürliche Rechtssubjekt wird 
Herr der Güter dieser Erde einfaöh dadurch, dass er sie nimmt (in 
Besits nimmt) ergreift und tatsftchlich „apprehendiert*' mit dem Willen, 



1) BGB. §§ 985 ff., 1006. 

2) BGB. § 1004. 

' 3) Vgl. z. B. BGB §§ 906 C 
4) Vgl. z. B. BGB. § 904. 

8) Stobbc, Deutsches Privatrechl §85; - Gerber, Dtsch. Privatr., § 86; — 
Gengler, Dtsch. Privatr.» § 48; — BlaniBebli, DtMb. PiivAtr., § 87 ; — Gareia, 
QrundriM §§ 65—67. 

6) Garcis, Grandriss §§ 62, 63. EiufG. z. BGB. Art. 59. 

7) Lit. B. GareiB, GruDdriss §64; vor allem: Stobbe, Deataches Privatrecbt 
§§ 87—90; femer H. O. Lehmann in Birkmeyers Enz. S. 315, 316, 326, 357. 

. S) BOB. §§ e58--9M. 
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Eigentümer derselben zn werden. Selbstverständlich würde die un- 
beschränkte Ausübung der Okkupation aller gegen alle den Krieg 
aller gegen alle (s. oben >5 2 beite, 3) unmittelbar und dauernd iier- 
vorrufen, wenn nicht gerade mr allem dem Okkupationsstreben des 
Egoismus aller Rechtsschraiiken auferlegt und das Okkupieren nur 
unter besonderen Voraussetzungen rechtlich gestattet würde. 
Zu diesen gehört: 

aj die Voraussetzung der Herrenlosigkeit der zu okkupierenden 
Sache ^} (nur res nullius cedit primo occupanti); daber z. B. das 
Verbot des Strandrechts. Okkupation toh Sachen eines Hemi wider 
dessen Willen wäre Diebstahl, Raub, ünterachlagung u. dgl. — ein 
Delikt, s. unten §/ 24 und Strafrecht, s. unten § 51 ; 

b) die Beobachtung besonderer Kegeln selbst btt der Okkupation 
herrenloser Güter; hieraus entwickelte sich 

o) das Beoht des Bergbaues (sowohl als Regalität, wie als recht» 
lieh geordnete Bergbau-Freiheit)'). Hierher gehört auch das Recht 
der Salzgewinnung, der Perlen- und Bemsteinfischerei. 

ß) das Jagdrecht'). 

y) das Fischereirecht*). 

6) das Hecht der motio thesauri (Schatzheberecht') und das 
Finderrecht ^) überhaupt. 

c) Unter besonderen Voraussetzungen wird jedoch eine Okkupation 
auch der bereits einen Herrn besitzenden Sachen rechtlich erlaubt; 
abgesehen von der Sachenhoheit des Staates (s. unten iji; 37, 47) ist 
hier der occupatio bellica (Eroberungsrecht im vrilkorrechtlichoii Kriege) 
und der Okkupation von Existenzmitteln im kriegerischen {Ke^iuibitions- 
Hecht) und im friedlichen Notstände^). 



1) Möglicherweise gehört hierher der Eigeutumserwerb an Grundstücken mittelst 
Bodnog (Anrodttttg, Nenbmeh, Tgl. oben § 7, S. 31, tndi S. 8&% tet ea, dass diese 

Grundstücke zuvor den Allmenden zugehnrtrn oder öde verwahrlost war«' n, inV r-^ z ]\. 
in der Urkunde bei Lörsch und Schröder Nr. 128 v. J. 1247 heisst: agria iu 
yepres et spineta vedMÜa. 

Vgl. EinfG. z. BGB. Art. 67, 88 und dl« Litentar hieisa. 

BGB. EinfG. Art. 69 und die Literatur UewD. 

4) BGB. EinlG. Art 69 und die Utantav hiami. 

5) BGB. §§ 984, 1040. 
6} BGB. |§ 865-983. 

7) BGB. g§ 297— S31, 859, 904; so bernekiiohtigt audi das heutige deutsche 

Slrafrccht den Notstiind s. StrGB. §54 (Gar.-i8 Reichsge*. 143/1461. Ältere Beispiele 
Altindisches B«cht: „Wenn ein wiedergeborener Mann auf der Keise mit einem zu 
geringen Vomt Ton Lebensmitteln Teraehen ist, ao hat er kdne Strafe an fttnditen, 
wenn er nicht mehr als zwei Zuckerrohre oder zwei essbare Wurzeln von dem Felde 
eines anderen nimmt" Manu VIII, 341. Vgl. Jolly, Becht und Sitte a. a. O. 
8. 126. — Dentaohes Beditsspriehwort: ,«Drel sind frei.** So a. B. longobaidiselMa 
Recht (leges regia Rotharis t. J. 643, cap. 301): Si quis super tres uvas de viuaa 
•iieiw toleritf eomponat soUdoa IV, aani ai osque tres tnJerit, nuUa sit ei culpa. 
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2. die Eigentum sübergabe^) (traditio, Besitzübertragung 
mit dem animus tradendi, dominii transferendi etc.); bei Grundstückeu 
hat sich in den deutschen Rechten sowohl des Mittelalters als der 
Neuzeit die Tradition nicht als Eigentumserwerb einbürgern können, 
vielmehr ist statt dieser in der Kegel ein formeller Akt, die Auf- 
lassung erforderlich, welche jetzt in der Eintragung in ein öffent- 
liches Buch, Grundbuch^), gipfelt, so dass nur der rechtsgeschaft- 
Hch Eigentümer md, der als solcher im Gnmdbnch eingetragen wird; 
nicbt zn ▼erwechseln mit der Vorschrift der Auflassung (Gtundbuch- 
eintragong) für die Eigentumsübertragung ist die davon völlig unab- 
hängige Vorschrift der formellen schriftlichen (gerichtlichen oder 
notariellen) Errichtung des auf die Übertragangspflicht gerichteten 
obligatorischen Vertrags, z. B. des Kaufvertrags, welcher ein Grund- 
stück zum Gegenstande hat^); hierüber s. unten § 23, Seite 108. 

3. der Eigentumserwerb mittelst natürlichen Hinzukommens von 
Eigentximsobjekten zu dem bereits vorhandenen Eigentume; hierher 
gehören die verschiedenen Fälle von Akzessionen, die Fiuss- 
akzessionen*), die Kinbaimng (Inaediiicatio^^) , das Entstehen (und 
beparif rtwerden) natürlicher Früchte^); teilweise unter diesen Ge- 
sichtspunkt kann gestallt werden die Vermischung, Verbindung und 
Verarbeitung (Confusio und Specificatio)'). 

4. die Ersitzung^), d. i. der Eigentumserwerb mittelst Besitzes 
von besonderer Eigenschaft und Dauer (mitteist qualifizierten Be- 



Saohsenspiegel II, 68: £rligi detue wekrertigen manne sin phert, her mte.wol kora 
sniten und ime gebm, »Iift verne als ers genifiheii mag atdnd« iame w«g6 mit eüne 

vÜ7p; liiv tri -al ns aber nieht daunen vuron. An ]'tztpres wird man durch eine 
Mitteilung ^achtigalls aus afrikaniachom Hechte «rionert: „Auch in Tibesti hat 
die F«ssftn«r Sitte, veldie, bo lange die Datteln nioht «diiilttreif dnd, J«d«m das 
Recht gibt, reife Früchte zum Genüsse an Ort und Stelle zu pfliickcu oder aufaulaMlli 
Kraft des Gesetzes. Nach Hause tragen dar! er freilich dieselben, nicht" Br< Q. 
Nachtigall, Sahara und Sudan I. Teil, 1879, 8. 209. — 8. ferner die fibrigen von 
O. Gicrkc, Der Humor im deutschen Eecht , 1871, S. 9, Arim. 10 zupnitimenge- 
atellten deutschen Qaellenstellen. — VgL auch den XAudfrieden Kaiser Friedrich L 
Ton llBd Kap. 19. 

1) BGB. §§ 929—930 (Ül>prtragung des Eigentums). 

i) Grandbücher und Öffentlichkeit bei Übertrugung des Eigentums an Immobilien 
kennt aebon das althellenische Recht s. Lipsius, Leipziger Bektoratarede , 1893, 
8. 12, 13. — Deutsche« Grundbuchrecht s. BGB. §§ 873—902, ferner 925—928 und 
die Deutache Grundbuchordnung vom 24. März 1897 (GEA. II. 16 [208]) hierzu 
H. O. Lehmann in Birkmeyers Enz. S. 314 ff. und Bernhöft 8. 517—540. 

8) BGB. § 313. 

*) Vgl. EiniQ. c BOB. Art. 65. (Anlandangan, entgehende Inseln, verlassene 
FluBsbetten.) 

6) BGB. § 946. 

ö) BGB. ij§ 953—957. 

7) BGB. §§ 94Ü— 952. 

8) Ersitzuug von bewegliehan Saohen BGB. §§ 937^945; — vcn GmndatBetun 
BGB. §§ 900, 927. 
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Sitzes während der Ersitzungsfrist); die Rechtsordnungen nehmen hier 
wie in anderen Fällen die heilende Kraft der Zeit als juristische Tat- 
sache an (s. oben § 15, III, Seite 69, Anm. 1)^). 

ö. die Enteignung') (Expropriation); das Interesse des Ge- 
meinwesens erheischt in besonderen Fällen die Endigung eines privat- 
reohilicli geschützten VerhlltiiiBses und die Herstellung eines neuen 
Rechts; der Entstehungsgrond liegt in dem durch jenes Interesse ge- 
rechtfertigten, anf Omnd eines bestimmten Verfahrens (Expropriations- 
verfahrens) erlassenen finteignungsdekrets, dnrch welches der Sieg des 
öffentlichen Interesses über das Privatrecbt ausgesprochen wird; es 
leigt sich hierin die im Dienste der sozialen Aa%abe des Private 
rechts') wirkende Staatshoheit. 

6. Von sonstigen Erwerbsgründen sei hier noch auf erbrecht- 
liehen Erwerb (hierüber s. unten § 34 ff.) hingewiesen. 

VI. Der Verlust des Eigentums tritt für den einzelnen Eigen- 
tümer ein, wenn ein totaler Übergang des Eigentums auf einen anderen 
erfolgt fs. vorig. S. Nr. 2) u. a , desgleichen wenn das Interesse des 
biölierigen Eigentümers juristisch ungeschützt wird, durch Untergang 
der Klagen ) und absolut wenn die Sache untergeht oder extra 
commeroinm kommt 

§ 21. 

II. Die dinglichen Rechte an einer fremden Saehe. 

(Jura in re aliena)^). 

Es kann sein, dass jemand nur in einer einzigen Beziehung ein 
Interesse an einer Sache hat^ — in allen anderen Beziehungen mag 
sie ein anderer beherrschen und benutzen ; wer den Garten des Nach- 
bars nur als "Dnrchgang benützen will und demnach kein Interesse 
an dem Erüchteertrag oder an dem Verkaufswert desselben hat, be- 
sitzt, wenn ihm jenes Interesse, durch den Garten zu gehen, recht- 
lich geschützt ist, ein dingliches Recht an dem (iarten dies Nachbars, 
ein jus in re aliena (s. oben § 19 Seite 87). 

Auch bei dieser Art von dinghchen Rechten int das Objekt der rockthchon 
Herrschaft direkt eine Sache; doch können auf Qrund dieser Herrschaft an deor 
Sache möghcherweise Leistungen von Personen gefordert werden (so in panz 
untergeordnetem Masse schon im römiachen liechte, in sehr ausgedehntem Masse 
aber im dmitadien, b«i Beallasttii nnd im Lehenroeht); 

1) Schon im altindiacheu liechte (Gesetz Manus Vlil, 147) bewirici sefanjähriger 
EfgeDbedka B^ttituniRerwerb; vgl. auch JuHub Jelly, Recht nnd Sitte a, a. O. 
8 Ol« 

<) Vgl. oben § 14, IV, insbes. Ziff. 5, S. 61, bezw. &, 63—61; EinfG. z. BGB. 
Axt 109. 

3) Vgl. oben S. Cl — 62 und S. G4 bei Anm. 1. 

*) Salkowski Institut. §§ 107—120. — Sobm Insütat. §§ 55<-ö9. 
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Auf die Anerkeimiing und £ntwickeluDg von jura in le aliexia 
bat das wirtschaftliche Bedfirfnisleben und die. politische, insbesondere 
sozialpolitische Greschichte und Lage eines Volkes grossen Einflnss; 
es gilt birr speziell was im allgemeinen Tom Bedürfnisleben oben §7, 
HI, S. 37, 38 gesagt wurde. Dementsprechend entwickelten sich in 
Deutschland teilweise neben den von den Römern gekannten Arten 
dinglicher Rechte, wie Servituten und Pfandrecht, auch einzelne der 
jenem römisch-byzantinischen Rechte nicht bekannt f n Arten von jura 
in re aliena. Im ganzen sind hier zusammen/usiellen : 

1. Die Dienstbarkeiten, Servituten, dingliche ;,Gerechtig- 
keiten" ; diese sind die schon dem altrömischen Zivilrechte bekannten 
dinglichen Nutzungsrechte an fremder Sache mit unveränderlich be- 
stimmtem Subjekte*). Je nachdem 

a) das Subjekt (der als solcher geschützte Nutzungsinteressent) 
in der Weise bestimmt ist, dass eine Person geradezu als Berech- 
tigter genannt wird (z. B. der Bürger H., die überlebende Ehefrau 
des Bauern M.) und die Servitut dann audi nur für diese Person be- 
stimmt ist und höchstens sohinge bestehen kann, als diese Person 
lebt» oder 

b) das berechtigte Subjekt sich aus dem Eigentum eines (mit- 
unter sprachlich als berechtigt hingestellten^) Grundstücks, nämlich des 
sog. praedium dominans^) ergeben muss, so dass der jeweilige Eigen- 
tümer dieses sogenannten herrsclienden Grundstücks der Servitut- 
berechtigte ist, werden unterschieden 

a) persönliche Dienstbarkeiten (Personalservituten); 

zu diesen gehören: der Niessbrauch*) (ususfructus), ein nament- 
lich im Familiffi[igüterrechte wichtig gewordenes Recht (s. unten §§30 ff. 
S. 127 ff.), femer: beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, so der 
usus und die habitatio^); 



1) Vgl. So hm lustitaU § 56. 

2) So genannt im G^ggxmiM» warn „pnMdivm tervien«", d. i. das Gvandrtftek, 
welches (partiell) ni banntectt im icdttlidh gudiiitatan IntUMna dM 8mitiitb«reQlit|gttn 

als solchen li^. 

8) Nieaabraneh m SmIwd BQB. §§ 1030—1067» — an Bashtaa BOB. 1068 
bU 1084 , — an einem VemSgen fiGB, §§ 1065—1089. Unter, oder Abarten des 
Nleasbraachs: 

a) Pfründoerrecht z. B. EinfG. z. BGB. Art. 80. 

b) das Recht der Nutzniessting. weh lies« dem Ebwnann am efngabtaaliten Gnie 
der Frau (z. B. nach BGB ^ 1363 ff.) 

oder dem Inhaber der elterlichen Gewalt an Vermdgen der Kinder cnstebt 
(z. B. nach BGB. §§ 1649 ff.). 

c) die dinglichen Altenteils», Lcibzachte-, Aoszngs- oder Leibgedingsrechte 
(dinglich fundierte Alimentationsrechte), z. B. EinfG. i. BQB. Art. 96. 

i) BGB. §§ 1090—1003. 

Oarela. BeditBensyUepMie. Z. Ani. 7 
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b) Grunddienstbarkeiten^) (Prädialfierritnten); 

diese werden, je nachdem sie gewöhnlich (aber nicht ansschlieas- 
licb) zugunsten von mit (städtischen) Häusern bebauten Grundstücken 
(diese als praedia dominantia gedacht) oder zugunsten von land- (und 
forst-) wirtschaftlichen Grundstücken vorkommen, unterschieden 

u) in Servitutes praedioi-um urbanonim, z. B. die servitus enais ferendi, 
s. tigni immittendi. s. altius non tollendi, s. stillicidür B. ne prospectu, ne lumi- 
nU>as officiatnr, Liclitrecht, Fensterrecht usw. 

fSj in äervitutes prnediorum rusticorum. z. B. die Wegegerechtigkeiten (s. iti- 
neris, s. actus, s. viae), die Wassergerechtigkoiteu (s. aquaeduetus, aquae hauri- 
endae, Staurechte ti. dergl.), die Waldservituten (^Forstgerechtsaraen'', Recht auf 
Bolzdeputate, Beholzungsrechte verschiedenen Umfaugs, Streurecht, Laubrecht'), 
die Weidegevechti^eitea (aervitos pascendi, a. eompascendi, Koppelhut uaw.*). 

Die Rechtsordnungen enthalten Bestimmungen über Inhalt, Aus- 
dehnung, Erwerb und Verlust der Dieiistbarkeiteii. 

2. Das Plandrecht, pignus. hypotheca. Dieses ist ein dingliches 
Recht zur Sicherung einer F orderung, die Belastung einer Sache mit 
der Haftung für eine iurderung. 

Bei jedem Pfandrechte wird der Oeilankc prnktisrh vorwertRt, dass eine 
Sache hafte, d. h. einstehe für eine Leiätuug, su dass die Befriedigung des zur 
ForderuDg dieew Leietung Berechtigten aus der Sache (Torzngsweise durch deren 
Veränflsemiig) gewonnen wnden kann *). 

Das heutige Rechtsleben kennt hiervon wesentlich zwei Haupt- 
arten: 

a) das Pfandrecht an Grundstücken [du- Hypothek im allgemeinen 
genannt), bei welchem der Gläubiger nicht den Besitz der Pfand- 
sache, sondern das dingliche Recht erhält, den Verkauf der Pfand- 
sache (d. i. des verpfändeten Grnndstücksl zu veranlassen, im Falle 
dass ihm die Forderung, /u deren ^Sicherung das Pfandrecht besteht, 
nicht oder nicht rechtzeitig befriedicrt wird. Die Errichtung der 
Hypotlieken erfolgt heutzutage, ähnHch wie nach dem Grundbuch- 
sjsteme die Übertragung von Grunde ij^entum, durch Eintragung der 
Verpfändung in ein ütieutliches Buch, sei es, dass dieses das Grund- 
buch ist (s. oben § 20, Seite 95), oder ein besonders zu diesem Zwecke 
angelegtes Hypothekenbuch; man unterscheidet übrigens als Unter- 
' arten des Immobiiiarpfands: die gewöhnliche oder Verkehrshypothek 
mit oder ohne Hypothekenbrief (hiernach also Briefhypothek und 



1) BGB. §§ 1018—1029. 

S) Krant- Frensdorf f, Onindrin § 101. 

3) K raut - F rensdorf f , Grundrise § 99. 

*) Die Haftung für eiae Leistaag kann aber aach von einer Person über- 
nommen oder SU fibemehmon sein, a. unten § 22, S. 102 u. Tgl.: Tnnier, FreOidto- 
Teipnndiing t. oltbobfl. Bechtd^re, h. y. Köhler n. Prins IV, 8. 47 ff. 
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Buchhypothek die Sicherungshypothek^X die Grundschuld') und die 

Bentenschnld^). 

b) die Ver])fäTiduiig einer beweglichen Sache, welche in den 
Gewahrsam des (Gläubigers gegeben wird, Faustpfand^); die Haupt- 
anwendnng findet das Faustpfand im gewerbs!nä5?sijTeii Vpikehre der 
so<r. Lfili- odor Ve rsatzanstalten sowie im Handelsrechte: zu den 
hierher gehürigen Geschäften des letzteren gehört z. B. das Loiiibard- 
geschäft, welches eine eigeiiartifze N'erbindung von Darlehen und 
Faustpfand ist'); ferner das IJüdinei eigeschäft®). Der Faustpfand- 
gläubiger ist übrigens auch Schuldner : er ist — obligationsniässig — 
%'erpflic1itet} die Ffandsache nach Beendigung des Pfandrechts, insbe- 
sondere nach Tilgung der Forderung, zurückzugeben^). 

3. Das Lehen (feudum) ist ein dingliches Recht an einer Sache, 
wonach der dadurch Berechtigte (der Lehensmann, vasallns) einen 
gewissen Gebrauch Ton der Sitche machen darf, ein sog. dominium 
ntile hat (die Sadie muss demnach stets eine solche sein, welche 
durch den Gebrauch nicht verzehrt wird), wogegen der Lehensmann 
dem Lehensherm (dominus feudi, Obereigentümer) zu einer besonderen 
Treueleistung, beim echten Lehen zum Ritterdienst, beim Bauernlehen 
(fendastrum, f. bursatiemn, ßeutellehen oder Sacklehen) zum Baiiem- 
dienst, zu Zehnten, Fronen, anderen Real lasten oder zu Geldzahlung 
verptlic'litet ist. Im heutigen Verkchrsleben luiben nur noch einzelne 
Überbleibsel dieses deutschrechtlichcn, namentlich fränkischen und 
longobard Ischen Rechtsinstituts praktische Bedeutung ^^). 

4. Die Maier- und Kolonat rechte; darunter versteht man 
dingliche Rechte an liauerngütern, welche von ihren Eigentümern 
(sog. Obereigentiimern, Gutsherrn) unter Vorbehalt des ^Uber-) Eigen- 
tums und gegen Abgaben (Art Pachtschilling oder Kanon, pensio, 



IJ BGB. §§ 1113 fl'. Cosack, J.elirb. d. b. K. 224. 

2) BGB. §§ 1184 ff. Co Hack, Lehrb. d. b. R. § 223. 

3) BGB. §§ 1191 ff. Cotaok, Ldurb. d. b. &. § 222. 

4) BGB. S§ 1199 ff. 

i») Da» BGli. unterscheidet hierbei: Pfandrecht an beweglicheu Sachen §§ 1204 
bis 125S und im Anschluss hieran das Pfand rocht an einem im Schiffärcgiatcr einge- 
tn^cnen Schifte §§ 1259 — 1272, Schiffe oder Suhiffsauteil (SchiffapartJ , ferner das 
Ffudrecht an Bechten §g 1373—1296. 

«) EinfG. %. BGB. Art. 94 und Literatur hierzu. 

8. unten S. 110 bei Anm. 3. Gar eis, Lohrb. d. HR. S. 511. 

8) Oareii, ebenda, S. 715, 963 ff. 

9) Hierüber s. unten § 23, III, 9, S. 110, bei Anm. 10, vgl BGB. ^ 

^0) EinfG. z. BGB. Art. 59 und die Läteratur hierzu: Die Wurzeln des Leheas- 
techto liefen bd den GeriMiien teile im GefblgsdMfteweem e. unten § 47, S. 161, 
Anm. 9, teils im Benefizini u-oscn , der im fr:i;Tki-rhen Reiche üblichen T.nnincihe (vgl. 
unten Nr. 4), teils in dem Rechtsinstitut der persönlicbea Unterwerfung (Kommen- 
datioii) n beeoiderer Treue (Vaenlitit). lehen im altbabyloniechen Redite e. Harn- 
mnrabis OB. §§ 32—37 {v^. oben § 2. Anm. 1, S. 3). 

7* 
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Reallasteii) anderen zur Bemitzting (möglicherweise auch zum erblichen 
Benutzungsrecht ^Erbpacht", „Erbleihe'') überlassen werden^). 

5. Die Kea Hasten -) sind Verpflichtungen zu terminlich wieder- 
kehrenden Leistungen seitens des Besitzers eines (realbehisteten) 
Grundstücks, so zwar, dass das Recht anf solche Leistungen über- 
haupt, im ganzen, generell, dinglicher 2satur ist (die Last liegt auf 
dem Grundstücke, welches selbst als verpflichtet erscheint), das Eecht 
auf die einzelne terminliche Leistung aber persönlicher (obligatorischer) 
Natnr ist, dergestalt, dass am FäUigkeitstermine und von da an 
derjenige als der obligationsmSssig Verpflichteten aufgefasst werden 
muss, der znr Zeit des Falligwerdens Besitzer (oder Eigentümer) deft 
real belasteten Gmndstikks war. So Grundzinsen (Galten, ancli Gnmd- 
steuern), Renten*}, (danmter auch das Münchener P^wiggeld), Zehnten 
(decimae), Fronen, möglicherweise auch Leibznchtrechte (dinglich fun- 
dierte Alimentationsrechte). Wie eine Reallast konnte auch ein sog. 
Bannrecht auf einem Grundstücke liegen, worunter ein Gewerbsrecht 
verstanden ward, durch welches die in einem bestimmten Bezirk 
(inner der Bannmeile) wohnenden oder mit Grundstücken angesessenen 
Konsumenten solcher Pruclukte, die von Bannberechtigten hergestellt 
werden, zur Abnahme von diesen verpflichtet waren*), wobei diese 
Abnahmepflicht als auf dem Grund und Boden (Häusern) der Konsu- 
menten lastend aufgefasst wurde. 

6. Die Emphyteuse (Emphyteusis von iv und (fvievuiy einpflan- 
zen) ist ein dingliches, an einem der Landwirtschaft dienenden, frucht- 
tragenden Grundstücke (einem praedinm rusticum, hier fundos emphj- 
teaticarjus genannt) bestehendes Erbpachtverhältnis, welches teils aus 
den Rechtsrerhältnissen am ager vectigalis der Stadt Born, teils aus 
den an kaiserlichen Domänen in Kleinasien bestehenden Verhält- 
nissen hervorging; hiemach hatte der Emphyteuta (Erbpächter), wel- 
chem durch den Erbpachtvertrag (contractus emphyteuticarius) das 
emphyteutische Recht eingeräumt wurde, Besitz, Fruchtgenuss, Dis- 
position srecht, Klagen und sonstigen Rechts- und Besitzschutz, wie 
der Eigentümer, — im Gegensatz zum Pächter (s. unten § 23), also 
kein blosses obligatorisches Recht, sondern ein gegen jedermann ge> 



1} S. s, B. Erbpaehtrechte, Büdnerrechte, Häuslerrechte, Erbzinarecbte s. EinfG. 
s. BOB. Art. 63 nnd die literatur hierz«; 0. auch über KoIonatrecUte überhaupt die 
Literatur be! Gareis, Omndrifls §§ 90, 91. Vgl. auch unten Ziffar 6. 

2) BGB. §§ 1105-1112 vgl. Garei«, Grundriss § 87. 

3) Über Benteugüter, d. e. land- oder forstwirtschaftliche Güter, auf denen die 
Teipfliebtaog snr Zahlung einer Rente, sei «■ rar Zurückzahlung riues Darlehens, »ei 

es zur Tilgung eines Kaufpreises, lastet, z. B. preuss. Ges^etz vom 27. Juui 18ltü auch 
EinfG. z. BOB. Art. 62; über Eeoteu schulden s. auch oben Ziff. 2, S. 99 bei 
Anm. 4. 

4) EinfQ. BGB. Ari. 74, vgl. Gar eis, Qmndrias § 89. 
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schütztes, ein dingliches Recht, welches auch auf seine Erben über- 
ging. Verpflichtet war der Erbpächter, dem dominus fundi eine 
i'ihrlichc Abgabe (vectigal, später canon oder pensio genannt, ent- 
sprechend dem Pachtzins) zu entrichten, beabsichtigte Veräusserungen 
zur Ausübung eines dem Eigentümer gesetzlich zustehenden Vorkaufs- 
rechts (jus protimiseos) diesem rechtzeitig anzuzeigen und das ürund- 
stück nicht zu verschlechtern — all 4ie8 bei Meldung der Expolsion, 
Abmaiening. Die Grundsätze sind vielfach in das deutsche Maiei^ 
oder Kolonatrecht übergegangen (s. oben ZiE 4). 

7. Das Erbbaurecht ^) besteht in einer Belastung eines Grund- 
stücks des Inhalts, dass demjenigen, zu dessen Gunsten die Belastung 
erfolgt, das vererbliche und veräusserliche Recht auf oder unter der 
OberHäche dieses Grundstücks ein Bauwerk /u haben (z. B. ein Haus, 
einen Aussichtsturm, einen Brunnen, einen Keller); es entspricht dies 
zum Teil der römischrechtlichen Superficies, einem dinglichen Rechte 
an einem Of^v'nide (oder einer '^'m«ti?en baulichen oder ähnlichen 
Anlage), welches auf dem Grundstücke emes anderen steht und darum 
juristisch als Eigentum dieses letzteren anzusehen ist, weshalb dem 
Superfiziar am Gebäude nur ein jus in re aliena zustehen kann^). 

8. Andere dingliche Rechte sind die im älteren deutschen Rechte 
entwickelten Beispnichs- oder Retrakt- und Näherrechte, inhaltlich 
deren ein bestimmter Berechtigter eine Sache eines anderen an sich 
ziehen konnte, wenn dieser sie Teräussem wollte, oder verftussert 
hatte, femer das dingliche Vorkaufsrecht'). 

9. Dingliche Aneignungsrechte: dingliches Jagd^, Fischerei*, 
Bergrecht. 

10. Dingliche Rechtsverhältnisse aus dem Kirchenrechte: ausser 
dem PMndnerrecht, s. oben Nr. la: Patronat-, Sepultur-, Kirchen« 
stuhlrecht, Schul- und Kirchenbaulast, z. B. EinfG. z, BGB. Art. 
132, 133. 



1) BGB. §§ 1012—1017. 

2) Die rOiuische Superficies (So Ii tu, laut. § aö, Wiadscheid, Paad., § 223) 
ist in DentseMand wenig gebrftncUich geworden : paitikn1arre<ditlieh itt ein Eeehta- 
in<titut cntsfnQ(l<n, wonach die Stockwerke eines Hauses veryohinlciie Eigentämer haben 
köonen, Stuckwerkaeigeotuin, Herbergenrectit im Muncheuer Stadtrechte a. hiergegen 
aber BOB. § 1014, s. jedoch aneh Art. 131 und Art. 182 dea EinfG. x. BQB. 

'!) B(tB. I^xJ 1091— 11(1 {. Der den rvetraktrecliten zugnintle Iie^»fndf Godanke 
iat uralt, vgl. Uaiumurabis BG., herau&gegebeu von Kohl er und Peiaer, S. 110, 
mxuh Babylmi. Beebtdtben von DenielbeD hanmtg^tUmi Bd. IV, 8. 67 «. a. — Über 
Betmktreoht a. H. O. Lehmatm In Birkmeyera Enz. 8. 315, 316, 326, 397. 
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III. Kapitel. 

DasRechtderScfauldverhältiiis8e(Obligationeiirecht). 

§ 22. 

Von dem Hechte der Schnldverhäituisse im allgemeinen^). 

Es kann jemand (das Rechtssubjekt) ein Interesse daran haben, 
dass ein anderes Bechtssubjekt ihm eine Handlung (z. B. Zahinng) 
leiste-); das Rechtssiibjekt, \velches diese Handhing vornehmen soll, 
kann durch die Rechtsordnung verpflichtet (verbunden) sein, dies zu 
tun, es heisst alsdann Schuldner (debitor), während dpriVniffp. fleiii 
die Rechtsordnuncr die Macht gibt, die in seinem Intere>be hegende 
Handlung vom ^^cliuUlner zu fordern, Gläubiger (creditor) heisst. Das 
Objekt der Herrschaft des herrschenden Subjekts (Gliiubigers) ist eine 
Handlung (sei es Tat-, sei es Unterlassungsbandlung) des Schiddners, 
oder wenn man will: die Person des Schuldners selbst^ welcher die 
Handlung als Leistung schuldet und d&fUr regelmassig auch haf- 
ten, d. L einstehen muss. Das vom „Schulden^ einer Leistung 
theoretisch und mitunter auch praktisch wohl zu unterscheidende 
Haften^) eines Schuldners ergreift auf mod^ner Kulturstufe die 
Person der letzteren nicht in der Gesamtheit ihrer Beziehungen^) und 
insbesondere Betätigungen — denn sonst wäre der Schuldner kein 
Rechtssiibjekt mehr, sondern nur Rechtsobjekt, Sache, z. B. Sklave — 
sondern nur in einigen einzelnen Beziehungen oder nur in einer Be- 
ziehung, nämlich gerade in Rücksicht auf jene Handlung (jenes Tun 
— facere, coiumittere, Kommissivhandluiig — oder Unterlassen, 
omittere, Omissivhandlung, negative Handlung^). 



1) Salkowski, Insütut. ^ 121 fl'., 158 ff. — äohm, Institut. §§ 66, 74, 75, 76. 

5) BGB. § 24t : „Kraft dei SohuldverhMltniaMs ist d«r Gliubigiar bereohtigt, von 

dem SchiiMr rr eine Leistiuu: u f rlern. Die I i i ttim- !:anti auch in einem Ur.tpr 
iMiea bebt«h«iu" Über die Verpäiciituug zur L«i8tUD{$ 8. BGB. §§ 242 ff., Verzug 
des Bchnldnen BGB. §^ 284, 293, Verzug des Gläubig«» BGB. §§ 293—304. 

3) Uber difse TJuterschoklung s. v. Ämira, Gnindriss d. ijrrij). Roclits 70, ferner 
Paotschart, Deroburg au deo bei Gareis UGB. 3. Aufl. ä. 332, Anm. 3 zu 
§ 356 ange|{eb«tten Stellen v. H. Brnnner, Grnndsnge d. DRGesdi. § 50 8. 291 ff. 

') Auf früheren KuUurstuft'ii allcnlings die Gesamtheit, so dass Vcikneohtnntr 
(Schuldknechtschaft) oder wenigstens Privatgeäwgenschaft (Schuldairest in Haus der 
Olftabiger u. dgl.) sich ergab. Vgl. oben § 15 S. 68 tmd vgl. HamnmrabU OB, 
ijg Ii;;— 117 und ij (s. oben § Adhi. 1 S. 2), so die Haftung der Ebefnu für 
die Schulden des Maanes und Verkauf der Fruu bierfiir nach babyL Bechte. 

6) Psnlns I. 3 pr. D. de obl. et «ct. (44, 7). Obligationnm substantlA hob in 
eo consistit, ut aliquod corpu» nostnim, hui sorvitutein nostiam faciat, hA ttt ■liam 
nobis obatrin^t ad daDdum aliquid, vel facienduui, vel praeatandum. 
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Wer von einem anderen die Zurückzahlung eines Darlehens von 100 Mk. 
fordern kann (d. i. der Darlehensglüubiger), kann hiernach von dem Schuldner 
eine einzige Handlung, nämlich die Leistung dieser Zahlung verlangen; wer von 
einem anderen die Übergabe eines Pferdes gegen Entgelt fordern kann (der 
Kftttfer), kann eben nur diese einzige Handlung, die Tradition des Pferdes, ver- 
langen : in dpTO ersteren Falle sind nicht die 100 Mk., in dem letzteren Kalle ist 
nicht das Pferd das Objekt dei Herrschaft des Gläubigers — in den Herrschaftä- 
bereich des Gläubigers kommen die 100 Mk. and das Pferd erst doreh die fir> 
fallung der Verpflichtung des Schuldners — , sondern eben die Personen der 
Schuldner (daher uicht actio in rem, sondern in personam), diese aber nicht in 
der Gesamtheit ihrer Betätigung, sondern nur in einer einzigen, nämlieh deir 
Leistung, Würde die Unterwerfung des Willens des f^chiildners weiter reichen, 
als sich mit der Existenz der Persünlichkeit des leUtcreu, mit der Rechtaubjekti- 
vität des Sdinldners vei-trägt, so würde die Verpflichtung desselben als unsittlich 
(contra bonos mores^ nnri d^r^im als eine tatsächliche, in den Kulturstaaten aber 
verpönte, hlklaverei euifuhrend und deshalb als ungültig anzusehen sein. 

Zwischen Gläubiger und Schuldner besteht das Kechtsband — 
die obligatio — das vinculum juris'), durch welches der Schuldner 
dem Gläubiger zu einer Leistung verbunden ist. Jede Obligation 
umfasst 



Es können mehrere Personen zusammen Gläubiger, mehrere zu- 
sammen Schuldner sein, z. V*. Gesaintglaubiger, Solidarschuldner. 

Der Gläubiger kann sein Reoht {oder die Ausübung desselben) 
tjineui anderen übertragen (zedieren, daher Zession, Torderungsüber- 
tragung)'), dieser andere (cessionarius genannt) hat dann nur die 
Rechtstellung seines Vorgängers (creditor cedens) und muss sich daher 
seitens des Schuldners alle diejenigen Einwendungen gefallen lassen, 
velGhe dieser dem (ersten) Gläubiger hätte entgegenstelleil koimeii 
(s. d. die exceptiones ex persona cedentis). 

Der Schuldner kann seine Verhindliehkeit nicht ohne Zastammung 
des Gläubigers Tollsiändig auf einen anderen übertragen. 

Die Rechtsordnung will, dass die Obligation (das vinettlum juris) 
gelöst, durch Tilgung der Verbindlichkeit solviert verde; die Forde- 
rangsrechte yerbuigen regebnässig (im Gegensatze zu den dinglichen 
Bechten) eine absehbare Beendigung, die normale Beendigung ist die 
Erfüllung (solutio im engeren und technischen Sinne; es gibt aber 
auch andere Beendigungen, solche, bei denen die Erfüllung nicht er- 



1) pr. I de obligat. (II, 13). Obligatio est juris vinculum, qii9 neoeMitftte tA- 
■tringimar alicujns solvendae rei secundum noi^trae oiTitatis jura. 

<) Übertragung der Forderung durch Abtretung Dftch BOB. §§ 396^419. 



eine Gläubigerseite 
Forderung 
Forderungsrecht 
persönhche Berechtigung des 
Gläubigers 



und 



eine Schuldnerseite 
Schuld 
Schuldverhältnis 
persönliche Verpflichtung des 
Schuldners. 



Digitized by Google 



Zireiter Abschnitt. Gliedertms des objektiveu Rechte. ^ 22. 



folgt, aber doch das Forderungsrecht untergeht ^) z. B. die confnsio, 
das Zusammentreffen von Glaubiger und Schuldner in einer Person, 
wenn z. B. der Schuldner seinen Gläubiger beerbt, Rücktritt vom 

Vertragt), Eilass»). 

Das Obligationenrecht setzt eine höhere Kultur voraus als das Saclienrecht 
und d&B Famihenrecht. es ist weniger ursprünglich, dagegen ungleich entwicke- 
lungsfühiger als die beiden anderen Gruppen von Rechtssätzen; in dem ent- 
wicKelten Obligationenrecht (z. B. des modernen Bank-. Rörgcn-, überhaupt Handels- 
verkehrs) spiegelt sich am hellsten dei* ganze Fortschritt, den das Recht und die 
Rechtswisseosäiall im Laafe dw Jahrhunderte uneerer (spesielt der dentsehen) 
Gescliitlitfi fjenommen*). 

Den ersten Schritt über das dingliche und das Familien- einschliesslich. 
Sklavenredit hinaus und ins Obligationenrecht hinein scheint der Mensch gemacht 
zuhaben, indem er Schadensersatz forderte: Ersatz für geraubtes, gestolil'^nos 
Gut, ftlr zugefügtes Leid ist wohl das erste Objekt, welches ein freier Mcnscü 
▼om anderen „forderte* ; erst später tritt die im weiteren Verlauf ungleich wich- 
tiger werdende FordenlIl,^ kraft Vereinbarung rechtscrrsclücLtlich auf^) und 
zwar vermutlich zuerst mittelst Einsetzen einer Sache, welche (als wadium) für 
die Leistung haften sollte, dann aber auch mittelst Einsetzen der ganzen eigenen 
oder einer fremden Person, Person fiir die Lei.^ttin:;, also Personenhaftune fflr 
die Schuld, vgl. oben S. 96, 97 mit Aum. 2a und 2b, auch § 15 S. 63 (Schuld- 
knechtscliaft u. Schuldhaft, Pfand § 21 8. 92). 

£8 gibt zwei Hauptquelien der Obligationen'): 

>) über Erlüscheu tlei Sehuldverhältnisae s, BGB. 3G2 ff. vmd zwar Er- 
fullang §§ 302—371, Hinterleguug §^ 372-3.SG. Aufrechnung (Kompeo Bation) §§ 3s7 
bis 3r*0. iföglichcrweise bleibt aber eine unklagbare Forderung (»og. naturalis obligatio) 
bestehen, vergl. oben S. 29 bei Aum. 1 u. 2, BGB. § 222, Abs. 2, § 223 und Gg. 
Frenzel: Über die Entetehung des rOmisidien Beehtibeipriflh der natanlia obli- 
gatio (1«97). * 

■i) BGB. 346—361. 

3) BOB. § 397. 

4) VpJ. Kohl er in der Zeitschr. f. vorgl. Rechtswissenschaft, Bd. III, S. 1f>l u.a. 
!>) So wurde z. B. bezweifelt, ob die sog. homerische Kultur klagbare Yer> 

tragsobltgatiooen kannte. DeUktaobligationen (Entschldigongsansprüohe) kannte sie 
gewisis. Tßl. z. r>. Ilias XI, 685, (i88. Odyss. XXI, 16 ff. Aber die entgeltliche Bt- 
»teilung de« Wächters in Odysa. IV, 525 ff. ist doch wolU als zweiseitiger Vertrag auf- 
tutaasett. Vgl. A. Hofmeister, Die GeriehtaseeDe im Sebild des Aebille«. (Ilias 
XVIII, 197— ."08) in d.T Zeitschr. f. xf-]. Reehtswi'^spnschaft, Bd. II, S. 44 J ff, 446, 
451. Und das älteste Gesetzbuch, das wir kennen, das Gcbetzbuch Hamiuurubiä 
(«. oben § 3, S. 2, Aom. 1) keniit bereits ca. 2860 v.Chr. eine Menge von Vertrags- 
Schiildv< rh;ilti)i6sen . Kiuif- und Müngclbaftung hierbei wie nach neuerem deutpch^-u 
Kechte («. Kohler-Peiser S. III, 112, 115), Miete, Pacht, Bürgschaft, Agentur-, 
QeseUsdiafls-, Verwabrangs«, Transport* und Legerlmusvertrag, letzteren in ganz raoderaer 
Weise (s. K l l r i l lin). sogar Inbaberpapiere (ebenda S. 117). 



«) 



Pferd 
\ 



Kechtbsphüre 
des 
A. 



Rechtsspliärc 
des 
B. 
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a) den Vertrag (hiervon § 23), 

b) die nnerlaabte Handlung (das Delikt), hienron § 24. 



§ 23. 

a) Die Schuld verbältnisse aus Vertragen (Vertragsübligationen)'). 

L Der Vertrag ist erklärte Willensübereinstimmung zweier Per^ 
sonen, wonach eine Veränderung in den Rechtssphären derselben 

vorgehen soll: der eine Obligation erzeuj^^ende Vertrac^ ist eine 
Wiilenseinigungserkläiuiig, wonach sich oine Person einer anderen zu 
einer Leistung verpHichtet. Nicht jede Willenseiriigung, <}u' Ruf Ent- 
stehung einer derartigen Verbindlichkeit gericlitet ist, erzeugt wirk- 
lich eine solche, sondern nur die vom objektiven Hechte gebilligte* 
und nicht jede wenn auch etwa erlaubte Willenseinigung ist imstande, 
einen gerichtlich geltend zu machenden Klageanspruch zu erzeugen, 

— nur die Yom objektiven Rechte klagbar erkl&rten Vertrage haben 
die Kraft, Klaganspräche hervorzubringen 

II. Es hängt wohl mit der (S. 104) hervorgehobenen Voraus^ 
Setzung eines fik das Obligaiionsrecht erforderlichen höheren Kultur- 

At kommt, mit B überein, Amm das Pferd aus der BediUspb&re des A auaw^beiden 
-und (tradltione) in die des B fibergehen, dan aber andererseits tOOO Hfc. aas der Beehts- 
spbärc des H in die des A ^clani^en sollen (Vt-rtrai,'). 

B stiehlt oder verlcut (recbtswidrigcrweise) das Pferd des A uod muss deshalb 
1000 Mk. «tt A «aUssi (Delikt). 

n Salkowski, Inititnt. §§ 185 — 149. — Böhm, Institut. §§ 65^71. — 
BGB. §§ 305—808. 

^) Vgl. andererseits z. B. Bestechungsvertrag, Meuterei vertrag, Banditendingung, 
Konkubtnendienstmiete, Veitrüge über Arbeiterlöhniing mittelst WareuzuwcisuDg (gegen 
Deutsche Geurerbeordnung (Gareis Rfichsges. 183 — 190), § 115 ff., Verträge zur Be- 
nachteiligung von Gläubigern (gegeu da» KG. v. 21. Juli 1879), (Gar eis Reiobsgcs. 
268, waeheriidie Verträge (gegMi das BG. v. 24. Mai 1880, Gareis Keichsgea« 8), 
Vfrträgo gegen die BestinimungeD der staatlich citi^ofi'ihrten Unfallversicherung 
(^gcgcu § U9 d. Unfallversicherungsgesetses vom G. Juli Iböl), s. oben S. ü2, Anui. 4 

— solchen Yertrlgeii i^t ■lurchweg die rechllidbe Wirksamkeit positiv 'abzusprechen, 
weil sie teils gegen die Moral, teils gegen Gesetzesrecht, teils gegen l>eides zu^'li ic'h tre- 
richtet sind; formlosen Vertrügen zur Übertragung des Grundeiieentums, zur lielastung 
Ton Orondstfieken mit Hypotheken, tat Brriehtirag von Aktlfnccsellschaften, zur Er- 
richtnnrr von Genossenschaften, Fr'">n£jung einer Wet-liselvfrbindlichkeit iJ^t die 
Tereinbaruugsmässig gewollte Kran na< ii deutschem Hechte abj^cBprochen, — weil si«' 
den gesetslidicn FonnTorschriften nicht genügen; ein R« rhtsgeschäft, das gegen die 
guten Sitten verstösst, ist nichtig (BGB. ^ l3Si, ebenso in der KeLjtl auch ein gegen 
«in gesetzliches Verbot verstossendes (BGB. § 434) und eiu tlei geäeizlich vorge- 
schriebenen Form ermangelndes (BGB. 125). Das Bürgerliche Gesetzbuch st^ht 
hinsichtlich der Vertragsobligationen auf (lern Prinzip« der VertragKfrciheif, die Tnter- 
essenten können durch Verträge ihre X'erhältnissc frei regeln, sofern dieser Regelung 
nicht «in besooderes Verbot entgegensteht wie z. B. in den Fällen der §§ 134 — 138, 
312; über die Begriindung und den Inhalt der VertrHije BGR. §^ :J05— 319; über 
gegenseitige Vertrüge §§ 320—327; Versprechen der Leistung an einen Dritten BGB. 
Ii 328-335. 
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grades der Menschlieit zosammeii, das» die Verträge in früheren Pe- 
rioden der Beclitsentwickelang nur unter Beobachtung ganz bestinimter 
Formen verbindlich und klagbar gemacht werden. Freilich macht 
sitcli daneben auch schon früh das ethische Bedürfnis geltrad, dm. 
Sprach: „ein Mann ein Wort*' zu £hren kommen zu lassen, und so 
kommen neben den um ihrer Form willen geltenden Verträgen anch 
in früher Entwicklung schon Verträge vor, die einerseits auf dem — 
für jeden Menschen unerlüsslichen - Vertr.qiif !i i'ZutraueTi, fides) be- 
ruhen, andererseits den wahren Willen der l'arteien (Konlrali i t. n, 
Vertragsschliessenden Teile) in ausgedehnterem Masse zur \'»'rv. irl - 
lichung bringen, als die an die starre Form gebundenen Fonual- 
kontrakte dies vermögen. Daraus entwickelt sich die Unterscheidung: 
a) Formalkontrakte, d. s. Verträge, welche lediglich kraft ihrer 
^anz bestimmten Form und nur so weit diese Form reicht, bindende 
Kraft und Elagbarkeit besitzen. 

Hierher gehören: 

Das altrömisohe Nexum (feierhches Zuwägen von altrömischem Gelde — 
per aes et Hbram — als Formhaodlung begleitet von erklärenden Worten), die 
stipalatio und dotis dictio (altrömischer Verbalkontrakt, abgeschlossen unter Ge- 
brauch feierlicher Verpflichtungsworte); 

din acceptilatio und expensilatio (altrömischer Literalkontrakt, abgeschlossen 
durch äcliriftlichen formellen Eintrag der Forderung [nomen transcripticium] in 
das Hausbuch des Gläubigers resp. des Schuldners). 

Liegen <\\c bisher erwähnten Formalkontrakte auf dem Gebiete der Bechts- 
antiquitäten, so kennt andererseits das Recht auch 

a) abstrakte Yertrftge, welche gtlltig sind ohne dass der tatsächliche Ver- 

Sflichtungsgrund, die mat rirMn causa angtgehen zu sein braucht, vorausgesetzt 
aas eine bestimmte Form gewahrt ist, daher Formalverträge genannt, wie sie 
das moderne Recht z. B. in dem abstrakten Schuldrerspredien und Schuld» 
anerkennt Iiis*': gölten lässt. 

ß) Literalkontrakte neuesten Datums und von einer eminent praktischen 
Bedeutung, namentlich auf dem Gebiete der Wertpapiere, vor allem dem des 
Wecfaaelredita*). 

b) Materialverträge (materiell gefftrbte) Vertage, d. s. Verträge» 
welche ihre Tragweite nicht aus der Form der Willenserklärung, 
sondern aus dem Inhalte der erklärten Willenseinigung (spezielle 
causa des Vertrags) der Vertragscbliessenden ableiten^). 

Beim Alisclilusse dieser sog. materiellen Kontrakte kann die Beobachtung 
einer bestimmten Förmlichkeit (bei Vermeidung der Ungültigkeit) rechtlich not- 
irendig sein, so galt im Alteren deutsehen Rechte: „Formell bindend erklSrt seinen 

Willen, wer zu dein anderen, dem er verpflichtet sein will, nicht bloss redet, 
sondern ihm ein Symbol, eine fe&tuca, ein wadiam, eine arrha, eine Urkunde, 



1) BGB. 780, 782. Coaack, BK. § 162. 

2) BGB. 781, 782. F. Endemann, Lehrb. d. b. R. § 194. 

3) Vgl. Th.l, HR., Bd. II, WR. 4. Aufl., § 17, Anm. 1 („Suranienversprechen"), 
§ 96 (S. 345 ff.), § U7 (S. 3.')1), u. Windscheid, Fand. § 364 (Der „reine Vertrag"). 

4) '0 vöfios Äiyei Saa üp it£QO$ liiqt^ öftoÄoyf^dq nvQia elvai, Lipsius, 
Leipiiger Bektoratsrede 1893, S. 11, 27. 
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auf welcher seine Yerpliichtung verzeichnet werden soll, ausliefert, oder eine 
Uelne Gddsnmme (arrtia, denarins dei, denariua sancfei spiritna, G-ottespfennig, 

Heiligcrgcistpfennig, Haftpfenpig) zahlt, odor durch Handschlag sein Versprechen 
beki'äftigt, oder sich besonders feierlicher Worte, wie beim £ide, unter aither- 
gebracMtn Fonnen bedient 

IKe Berednng der Parteien kann dadoreh fttr sie bindende Kraft erlangen, 

dass sie zu ihrer Abschliessung Zeugen zuziehen und sich mit ihnen nach der 
Yertragsfestsetzung zu einem gemeinschaftlichen Mahl oder Trunk niederlassen 
(Litkauf, Leikant mercipotoa» Weinkaaf).*^ So Stobbe, Hdbeh. des deatsclien 
Priyatndita Bd. Ul S. 

Auch das neueste deutsche Recht verlangt — allerdiTigs nur ausnalimswoise, 
9. Anm. 2 anf S. 105, noch die Beobachtang gewisser Förmlichkeiten beim Ab- 
adihnse materieller VertrSge, welche beim Mangel dieser Form ungültig wiren, 

so die Verträge über unbewegliche Sachen (wio etwa Is uif I im Iben, oder Er- 
richtung von Hypotheken), oder die Verträge über die Errichtung gewisser Ge* 
aelJiciMalMi. 

Tn anderen Fftllen — and es Ist dies bentzntage die Regel — ist beim Ab« 

Schlüsse von materiellen Vertrügen die Beobachtung einei- besonderen Form nicht 
erforderlich; es güt der Vertrag, wenn er inhaltlich überhaupt gelten kann, so* 
fem nur feststeht, dass die Kontrahenten ihn wollten und was sie wollten, gleich* 
viel wie sie ihre Willensübereinstimmung erklärten, ob mündlich oder schriftlich, 
aosdrücklich oder in bezeichnenden (konkludenten) Handlungen, zu welchen unter 
besonderen Umständen auch das Stillschweigen gehören kann*). 

Bas römische Recht (und auch das dentsche) erhob sich nur allmftblidi anf 

den Standpunkt, auch die formlosen Verträge (pacta, pacta nuda) als eine klag- 
bare Obligation erzeugend anzuerkennen. £s legte unter besonderen Umständen 
(Verabredungen) dem Geben und Nehmen einer Sache (res — daher: „Realkon- 
trakte") diese Wirkung hei; wenn hierbei die Rückgabe (Restitution) derselben 
Sache oder derselben Quantität von Sachen derselben Art gewollt war, so ent- 
stand hieraus eine klagbare Obligation, zunächst bei den sog. benannten Real- 
kontrakten: 

niutuum (s. unten III, Ziff. 6, S. 109)» 
depo8itum (s. unten Ziff. 7. S. 110), 
commodatum (s. uoteu Ziff. 8, S. 110) und 
pignna (a. nnten ZUf. 9, S. HO), 

dann aber auch bei anderen hiernach gebildeten Realkontrakteu (sog. Innominat- 

realkoutrakten, do ut des etc.). 

Gezwungen durch das Bedürfnis des Verkehrs wurde in vier besonders 
wichtigen Fiüen auch im altrOmischen Rechte adion die blosse formlos «klitte 

Wniensfi! pteinstimmung (der t i l i onsensus) ala bindend nnd eine klagbare 

Obligation erzeugend angesehen, nämlich bei 

emptio-venditio (s. unten III, Ziff. 1, S. 108), 
locatio-eenduetio (a. unten Ziff. 3, S. 108}, 
mandatuin s unten Ziff. 4, S. 108) nnd 
SOCietas (s. ;inten Ziff. 5, S. 109). 

Das Prinzip dieser sog. Konsensualkontrakte drang nach und nach stets 
weiter Tor. das rSraisehe Kaiserreebt erklBrte bereite eine Anzabl Ton pacta (ala 

pacta vestita) klagbar, im heutigen Rechte gelten alle — inbaltlicb zulässigen 
— Verträge, auch wenn sie formlos abgeschlossen sind, sofern nicht eine be> 
aondeiD FomiTorsebtift — ananalunsweise — ein andms Torschreibt, V^. 8. 105 
Annu 2, S. 106 bei Anm. l—S. 



1) DraufLTfibe und Yertragbstrafe BGB, §§ 336 ff. 
S) Vgl. z. B. HGB. § 362 Abs. 1. 
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III. Übersicht der gebräuchlicheren Verträge. 

1. Kaiif^) (emptio-venditio) — ein Konsensualvertrag, inhaltlich 
dessen sich der eine Kontrahent (Verkäufer, venditor) zur Hingabe 
einer Ware (merx), der andere (Käufer, emptor) zur Zahlung eines 
Preises hierfür (pretium) verpflichtet. 

2. An den Kaufvertrag, dem geschichtlich der T au sc h (Lieferung 
von Ware gegen Ware) vorangeht, reihen sich die verschiedenen, nament- 
lich im Verkehr mit Wertpapieren vorkommenden Fixgeschäfte an, 
die Differenz-^), Prämien-^}, lieport-^) und Promessengeschäfte®) 
(„Börsengeschäfte") '). 

3. Die Sachmiete **) (locatio-conductio rei), Vereinbarung über 
entgeltliche Überlassung des Gebrauchs einer Sache, z. B. Wohnungs- 
miete , Wagenmiete , Büchermiete bei sog. LeihbibHotheken ; die Miete 
fruchttragender Gegenstände zam Zwecke des Gebrauchs und des 
Fruchterwerbs heiast Pacht ^). 

Der Pachtvertrag ksim nach manchen Rechten (z. 6. in Österreich) nnter 
besonderen Vorauasetzangen dingliclje Wirkung erzielen. — Der .Satz ^Kauf 
bricht Miete' galt nach gemeinem Kecht, ist aber durch das Bürgerliche Gesetz- 
buch, wie schon vorher doreh das preussische Landreeht beseitigt worden, «s 
gilt vielmehr, dasB wenn das vermiotete Grundstück von rimi Vermieter an einen 
Britten veräussert wird, dieser Dritte an Stelle des Vermieters in die sich wäh- 
rend der Daner seines Eigentums aus dem Mietrerhaitnis ergebenden JRechto 
und Pflichten eintritt. BGB. § 571. 

4. Der Auftrag ^") (mandatum): wer von einem anderen (mandans) 
einen Auftrag übernimmt (mandatarius), ist verpflichtet, die über- 
nommene Leistung', sie sei Abscliltiss eines Kochtsgcschäfts oder Be- 
sorgung einer mechanischen Arbeit oder dergl., auftraggemäss und 



1) Entsprechend der oben S. 104 — 107 aogedeutetmi Eatwickelung, in welcher das 

Kreilitifr<'n anfänglich unbekannt war, war der Kauf uraprunglich nur als Kauf Zug 
um Zug (Barkauf) anerkannt; soll der Preis kreditiert werden, so wird statt des* 
selben beim Kaufabschluss entweder ein Pfand , wadium, gegeben oder eine Sehuld> 
Urkunde, inhaltlich welcher der Käufer dem Verkäufer eine den Kaufpreis eut- 
sprecbende Sumnne (ieldes als Darlehen schuldet, erstcres germanisch, letzteres schon 
altbabylonisch. Uber den Kaufvertrag s. Sohm, Instil. § 69, 1. — Salkowski, 
Instit. §§ in, 142. — BGB. §§ 433-514. Cosack, UK. ijij 121 iX. Über den 
ITandelskauf, Gareis in Eudemaons Handbuch d. HR., Bi. II, § 2:,S ff. — 
HGB. §i? 373—382 (Gait is Eeichsges. 214/218) u. Gaieis, HR., §§ 45— 4U ü\ 
Über Grundstücksvcrkauf s. oben S. 95 bei Anm. 3, S. 107, Absatz 3. 

2) Odyss. I. 183: B(;B. 51,-, Cosack, BR § 13",, Gareit^, HR., S. :'.('. 

8) BGB. § 764 11 ad Bürseugesetz 60—09*^ (üareis Reicbsgcs. 203,204), 
Gareis, HR. § is II. ü\, 568 ff. Cosaok, HR ij:? 77, 78. 
*] Co.sack, HR. § 79. Garri3, HR. § 48, IV. 
ß) Cosack, HR. § 80. Gar eis, HR., "s. 378, § 48, Iii. 

6) Garei», HR., S. 283, 384, 

7) Börsengesetz vom .'2. Juni 1896 (Qareia Beichagaa. 203/204), Coaaek, HR. 

S. 345 ü: üareis, HR., ü 49. 

8) BGB. §§ 535—580. Cosack, BR., 134 ff. 

9) BGB. fjSl— 507. Cosack, BR., §§ 136. 
1«) BGB. 662—675, Cosack, BR., S. 529 ff. 
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sorgfältig auszuführen, eine Gegenleistung {Honorierung, Lohn oder 
dergl.) ist dem Mandat nicht wesentlich, dadurch tritt dasselbe auch 
in Gegensatz zu den Frei- und Lolindienstverträ^n » 8* unten 
Zi£f. 13-25. 

5. Der Gesellschaftsrertrag ^) (Societas) — Vereinbarung, worin 
sich zwei oder mehrere gegenseitig zur Vereinigung von Leistungen 
(seien diese auf Arbeit oder auf Ka])ital oder auf beides gerichtet) 
behufs Erlangung eines gemeinschaftlichen Zweckes verpüichten. 

Sowohl dem Zweck als der Art der Vereinigung nach können zahlreiche 
Qesellscliaften an tersch jeden erden; nach Massgabe des ersteren vor allem: 
Erwerhsgwellsehaften (soetetateb qnaeBtaariae) und solche, welche nicht dem 
Erwerbe zti dienen haben, z. ß. religiöse, wissenschaftliche, künstlerische, unter- 
haltende Asaoziationen. Zu den ersteren sind die Haudelägesellscbaften zu 
r«ehiien; diese siod nach Art der Beteiligung und Haftung der Mitglieder 

a) offene Handelsgesellschaften') 

b) Kommanditgesellscbaften*) und Kommanditgesellsdiaften «nl Aktien*), 

c) Aktiengesellschaften^). 

Gesellscbaften des modernen Reehtsyericehrs sind femer die stiHe Gesell- 
schaft^), die Cielegenheitsgesellschaft fauch Spekulationsverein genannt'), die 
Innung^), die eingetragene Genossenschaft '^), Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung'^), Kolonialgesellschaften und die Versicherungsyererae auf Gegen« 
seitigkeit''^). Unter besonderen Voraussetzungen können (avsellschaften nach 
aussen zu (d. h. Dritten, ausserhalb der Gesellschaft stehenden Personen g^n- 
über) den Charakter Ton junstischen Personen erhalten (s. oben S. 66, 67). von 
den religiösen Assoziationen sind die wichtigstai die Kirchen, Ton deren neehts* 
verhältniaaen das £ircheurechf ) handelt. 

6. Das Darlehen**) (mutuum); der Darlehensschuldner ist ver- 
pflichtet, dem Gläubiger zur vereinbarten Zeit ebensoviel (fungible) 
Sachen derselben Art (tantuiidum ejusdem generis) zu restituieren, 
als dieser ihm gegeben („geliehen*') hat, dazu event. Vertragszinaen 
laut akzessorischem Vertrage, auch Verzugszinsen laut Gesetz. 



1) BGB. ij;? 54, 705—740, Üsircis, HE., § 61. 

2) HGB "§§ 105—160, Cosack, Hil. 105 ff., Gareis, HU., 25—28. 

3) H(;B. §§ 161 — 177, Gareis, HR §30, Cosack, HR § III. 
*) HGB. 320—334, Cosack, HR., § 123, Gareis, HR § 37. 

5) HGB. §§ 178—319, Gareis, HR., 31-36 ff., Cosack, HR., ^ 114. 

6) HGB. II 335—342, Oareis, HB., § 89. 

7) Gareis, HR., S. 114. 

8) Gewerbe-Ordnung §§ öl— iOO (Gareis Reichsgea. 183/190), Gareis, Lehrb. 
HR., 8. 319. 

9) Gen. G. vom 1. Mai 1889 (Gar eis Reich^gee. 101/103 o. 244/255), Qareis, 
HR., ä. 114, § 38, Cosaok. HR., §§ 224 ff. 

10) Sddngesets betr, dte G«idlBobarten mH be8dirftnkt«r Haftuog vom 20 April 
1892 (Garcis Rrrchsges. 153 u. 258/259]), Gareis, HR., § 39, Cosack, HR. § 122, 

11) Beichsgesetz vom 15. März 1888 und vom 2. Juli 1899, 8. KoloaialzeUaog 
1899, Nr. 26, 8. 225 und Garei», HR., 319, 320, 

lü) Gareis, HR 5; 39a. 

13) S. oben ^ 15, I, 5, 6 (juristische Personen) und unten § 57 (Kirchenrecht); 
BOB. § 89, E3iifG. Art. 84—87. 

1«) BGB. i§ 607-610, vgl. Oareii, HB., § 68. 
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Da9 Darlehen ist das juristische Wesen der Sparkasseneinlagen und des 
Depositengeld- oder Voisdiiiesgeachfifte') und der juristische Kern des Lombard- 
geeohftflB*), des Hypothekengesdiftfte*), des BodmereiTertrags*) a. a. 

7. Die Verwahrnng oder Hinterlegung^) (Depositum): derjenige 
(Depoeitariae), welcher eine Sacbe, die ihm zur Aufbewahrung über^ 
geben wurde, entgeltlich^) oder unentgeltlich in Verwahrung genommen 
hat, ist Terpflichtet, diese Sache (das Depositum) ordnung^mässig dem 
Deponenten zurückzugeben. 

Der Verwahrungsvertrag ist der juristische K«ni des keufmänsischen Depofc- 
geschäfta, sowohl des Geschäfts der Aufbewahmng ▼ezechlossener Depositen wie 

das der Verwahrung offener Depots^). 

8. Die Leihet) (Commodatum) : derjenige (Commodatar), welcher 
eine Sache znr unentgeltlichen Benützung mit der PHicht der Rück- 
gabe nach gemachtem Gebrauch übernommen hat, kann rechtlich 
zur vertragentsprechenden Rückgabe angehalten worden. 

9. Der Faustpfandvertrag (pignus) verpÖichtet den Empfänger 
des Pfandes (z. B. einen Darleliensgläubiger), die veri)fändete Sache 
nach Tilgung der Schuld, zu deren Sicherung das Pfand bestellt 
worden, oder bei sonstiger Beendigung des Pfandrechts zurückzu- 
geben. 

' 10. Der Schenkungsvertrag "). 

11. Der Spielvertrag") (mit Lotterie-"), Glückshafen- ^*) und 

Ausspielgeschäft) '^). 

12. Die Wette »«). 



1) Gaieis, HR., S. 512. 
8) Gareis, HR.« § 63, VU. 

t) S. oben S 99 bei Aan. 7. Gareia, HR., § 63 V., Co sack, HR., § 64. 

4) S. oben § 21, Ziff. 2, vgl. Gai c-is, HR.. S. ','i:5, .^12. 

ö) HBG. 679—699; Garei», HR, III, Cosack, HK. § 72. 

«) BGB. §§ 688—700. Cosaek. HR § 154. 

7) BGB. Ö8!>; Careia, HR., § 42, VIII, § 60, § 03 VI. 

8) Beichsgesetz betr. die Pflichteo der Kavileut« bei Aufbewahrung fremder 
Wertpapiere Tom 5. Juli 1896 (Gareia Beichsgea. 203/204); Co sack, Lehrb. d HB.» 
§ 100, Gar ei 8. Lelirb. d. HIL, | 60. 

») BGB. ijJ? 598—606. 

10) BGB. 1215—1219, 1223, 1232 (vgl. oben & 99). 

BGB. ^§ 516—534. Form: gerichtliche oder notarielle Beurkimdiuig, anner 

bei sofortiger Leistung BGB. § 518. 

1<) BGB. § 762. Einrede des Spiels gcgm Dificrenzgeschäfte (s. oben S. 108, 
Anm. 3), BfGB. § 764, ausgeschlossen für diojonigen, welche in das Börsenregiater ein» 
getragen sind, s. Bönengmtz vom 22. Juni 1866 §§ 66—69 (Gareis Reichsg. 203/204); 
Oafeis, BGB. 8. 458, Anm. 6 zu Art. 14 uad EinfG. z. HGB.; Gureis, HR., 
S. 391 -.39.3, Cosaek, HE., § 78. 

13) BGB. § 763; Gareia, HR., Coaaok, BE., S. Ö61. 

J4) Gareis, HR. § 05. 

15) Gareis, HB., S. 618, 519, Coaack, BB., S 562. 
1«) BGB. § 762. 



Digitized by Google 



Di« SdmldTflrhftltniase mm Terträgen. 



111 



Eine grosse Gruppe von Vertragen, die sich zwischen den Typen 
des Dienstvertrags^) und des Wericvertrages*) bewegen, läast 
sich luitor dem Namen Arbeitsverträge') zusammenfassen; hiei^ 
von sind handelsrechtlich^) besonders entwickelt: 

13. das Kommissionsgeschäft^), 

14. das Speditionsgeschäft^), 

15. das Frachtgeschäft') und der Binnenschiffahrtsvertrag **J, 

16. die Frachtgeschäfte der Kisenbaha^), 

17. der Milklerv ertrag^**) und der Agenturvertrag**), 

18. das Lagergeschäft*^), 

19. der Passagiervertrag *^j, 

20. der Seefirachtvertrag *^), 

21. der Schiffer- und 

22. der Heuerreftrag'^), 

23. die DienstYerträge der Handlongsbevolhnächtigten^^) und 

24. die der Handlungsgehilfen*^. 
Unter den Dienstverträgen nimmt 

2.Ö. der Gesindevertrag (gewöhnlich auf Grund der Gesindeord- 
nnngen*®) errichtet) eine besondere Stellung ein, da er ein Rechts- 
verhältnis erzeugt, welches — historisch wenigstens — dem Familien* 
rechte nahe liegt. 

26. Die Verlagsveiti iige*®) sind auf Vervielfältigung und Verbrei- 
tung von literarisclien oder künstlerischen Werken gerichtet, an denen 
ein Urheberrecht (s. oben § 18, IS. 83, 84) zusteht oder zustehen kann. 



1) BGB. S5 '11 ''^0, auch der gefr<'n Entgelt übernommene Anftracr (s. oben 
8. 108, Nr. 4 und Auiu. lüj und die gegen Entgeh übernommene Verwahrung (s. vor. 
Seite, Kr. 7 und Arno. 6—8) sind hierher zu BteUeB, y^. BOB. § 675. 

2) BGB. ^ RMi-fi.')!, Tosaek, BB., §§ 143«: 
3j Gareis, HK., S. aui tf. 

*■) 8. nnten $ 58. 

6) HGB. 383—406; Gareis, HR., § r.l fT.. Co^ack, im., § 43. 

«) HGB. §§ 407—415; Cosack, UK., 96, 96, Uareis, Lehrb. HR. §52. 

7) HGB. §§ 4S5— 452; Osreis, HR. § .'iö. 

BiDDens^L'hifiahrtsgt^'Sft/. vom 1'. Juni 1895 (Gareis Retoheges. 196/1(^ und 
246,247); üareis, § 58, HR., Cosack, HR., 37, 94. 
9) HBO. 453-478; Gareit, HB., § 57. 

10) BGB. 652-650; HGB. §§ 98—104; Qareit, HR., § 53, Cosaek, 
BB. § 152 und HB. §§ 45, 74, 76. 

n) HOB. ^ 84—92: Gareis, HR. § 54. 

12) HGB. §§ 416-424; Gar eis, HR., 5'>. 

15) ji'ür Eiaenbahncn s. HGB. § 472; Gareis, Lebrb. d. HE., § 57c. Fasse- 
gierbefördemng zur See, HGB. tjij 664—678; Garels, HR. § 113. 

14) HGB. §§ 556—663; darein, HT;.. ij 112. 

lö) HGB. 511 — 555 uad Seemannsurduang vom 27. Dez. 1072 (Gar eis 
Beiefaeges. 815—318); Gareis, HB., § III, Cesaek, HR. § 36. 

16) HGB. 48—53 (Prokura); §§ 54-58; Gftreis, HR., § 22. 

17) HGB. 59-83; Gareis, HB, § 21. 

IB) Über Qcfliiiderecht s. EinfG. z. BGB., Art. 95. 
t9) Cosaofc, HR., § 83^ Gareis, HB. | 59. 
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Zwei aneinandergrenzende Gruppen von YerträgeD bestehen aus 
den YersicherungSF (oder Assekuranz-) Verträgen und ans den Kapi- 
tal isationsverträgen : 

27. die Versicherungsverträge^) sind auf entgeltliche Übernahme 
des Risikos besonderer Gefahren, von welchen Vermögensobjekte be- 
droht sind, gerichtet, z. B. Feuer, Hagel; am frühesten und ausführ- 
lichsten ist das Recht der Seeversicherung^) entwickelt; 

zu den Kapitalisationsvertragen gehört 

28. die Lebensversicherung*) und 

29. die Bentenversicherung*). 

30. Gewisse Verträge sind auf Kredit-Yermittelung oder -Gewäh- 
rung gerichtet ; so der Bürgschafts-*) und der Akkreditierungsvertrag*)» 
der Vertrag über Errichtung einer laufenden Rechnung (Kontokorrent- 
Tertrag) mit oder ohne Kredit^). 

31. Die Ausstellung der sog. Wertpapiere (mittelst Schreiben, 
Geben und Nehmen des Papiers) vollzieht sich unter Abschluss eines 

sog. reinen Vertrags, des Formalkontrakts des heutigen Rechts, s. oben 
S. 106; die Skripturobligation ist ihrem innersten Wesen nach ein 
Summenversprechen, welches der Aussteller des Papiers in bestimmt 
verpflichtender Weise abgibt und der Nehmer des Papiers in ent- 
sprechender Weise annimmt; so entstehen die Wertpapiere®), welche 
man nach der verschiedenen Art, wie der Gläubiger bezeichnet ist 
und ein Gläubigerwechsel eintreten kann, einzuteilen ptiegt in 

a) Rektapapiere, b) Orderpapiere c) Blankopapiere"), d) In- 
haberpapiere ^^). 

Das wichtigste Orderpapicr ist der Wechsel {Wechselbrief), dessen 
Rechtsverhältnisse das Wechselrecht, für Deutschland enthalten in der 
allgemeinen deutschen Wechselordnung, umfassend regelt (s. unten § 58). 



1) über Yersichernngsrecht s. EinfG. z. BGB,, Art. 75, auch RQ, y. 12. Mai 
1901; Versichern nK8i,'eschäft im HGB. § 1, Nr. 3; Gareis, IIR. § 02. 
a) HGB. §§ T78— 900; Gareis, Lehrb. d. HR. § 118. _ 
3) BGB. ^ 330 (I^beusversichcruag sugttiuilen Dritler). über LebeiuveiaiclMnmf 

im allgem*"inon s. Güreis, IIR. 64. 

•1) GjireiH, IIR, S. 7-?9 ff. ; den Lcibrcntenvertn^ ngett BOB. |g 759— 761, 
YgL auch §§ 330, 1073 und EiofG. PGR., Art. 96. 

5) BGB. §§ 765—778. Ende mann, Lehrb. d. bürgerl. E., §§ 190 ff. 

6) Gareis, HR., § 67. 

7) HGB §§ 355-357, Garei«, H&., § 66. (KontokonvntTertng u. Oirorer- 
kehr). Co sack, HR., § 69. 

S) Über Wertpapier im allgemeinen s. Garei*, HB., § 60* ' 
9) HGB. §§ 863—36.-; Gareis, HR., § 73. 

10) Wechselordnung Art. 12, 13, 36. Gareis, HR., § 70 111, 2, § 89,3 S. 601 
bta 603. 

11) BGa §§ 79a— 808; HGB. § 367; Qareit, HB. § 722. 
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§ 24. 

b) Die Terpflielitiiiigeii ans nnerlaobten Ila&dliiiigeii (Delikts- 

0l3ll;i;ati0lieil)^). 

Das objektive Recht setzt fest, welche Rechtsverletznugen die 
Entstehung von Deliktsobligalionen zur Folge haben; nach den posi- 
tiven Rechten erzeugen alle vorsätzlichen und fahrlässigen Schädi- 
gungen fremder PriTatrechtssphärenVerpflightungen, welche zunächst 
und jedenfalls auf Schadensersatz, vielfach aber (wenigstens nach romi- 
schem Hechte) auf weitere (Straf-) Leistungen gerichtet sind. 

Scheidet man hier die Verletzungen von Rechtsgütem des öffent- 
lidien Gemeinwesens (Staat als respublica, nicht als fiscus), welche 
dem öffentlichen Recht anheimfallen (öffentliche Delikte, s. Straf- 
recht unten § 51), so sind als Angrift'sobjekte der hier in Frage 
kommenden Rechtsverletzungen die liechtsgüter der Einzelnen (Privaten) 
anzusehen und hiernach die Delikte einzuteilen als 

a) gegen materielle 

b) gegen immaterielle 
Kechtsgüter gerichtet. 

Zu a) gehören die Eigentums- und Besitzesverletzungen, welche 
das rüniisclie Recht als furtum und als rapina bezeichnet, ferner das 
damnum injuria (corpore corpori) datum, mit actio ex lege Aquilia'). 

Zu b). Gegen immaterielle Rechtsgüter sind die Delikte geriditet, 
welche 

1. in der rechtswidrigen Tötung, Körperverletzung oder Frei- 
heitsberaubung*), 

2. in irgend einer Art von Ehrverletzung (Beleidigung^), 

3. in der Verletzung eines literarischen, künstlerischen oder tech- 
nischen geschützten Urlieberrechts bestehen (Nachdruck, unerlaubte 
Kachbildung, Patentverletzung} ^), 

n BGB. 823 ff.; vgL äalkowikl, Institat. §§ 150^154. Endemaaii, 

a. a. O, §§ 200 ff. 

8) Eigentumsverletzungen, die rechtswidrig sind, führen /.u Scbadouenats {BGB. 
§ 823, auch Strafgesetzbuch 303 ff.), ebenso die aus <'in( iii Vfrsto««<> 'j"",rrn dip guten 
Sitten entspringende vorsätzliche Schädigung (BGB. ,^ Ö2ü) uud lii«- iiuttclft wider- 
■«dltlicher Sachentziehung verursachte Schädigung (BGB. §§ 848 ff.). 

3) Strafgesetzbuch §§ 211 — 241. TTierzu ausserdem noch nach bürgerlichem 
Kechte (BGB. § 842) Ersatz der Nachteile für Erwerb und Fortkommen, (BGB. 
§ 843) Beate M B««intrficbtigung der Erwerbsfähigkeit. (BGB. § 844, Abs. 1) Er^ 
satz der Beerdigungskosten hi\ Totun£;rn und (RGB. § 84 t, A1»s. 2) Pflicht des Unter- 
halt« der Alimenteugläubiger eines Getöteten, sowie (BGH. ^ Ö46) Ersatzleistung an 
Die&Btbereehtigle eines körperlich Verletzten. 

4) Strafgesetzbuch §§ 185—200, HGB. §§ 824, 826 ff. 
Siehe oben § 18, IV, V, S. 81—86. 

Garet«, iiücktäenzyklop&die. 3. Anfl. 8 
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4. auch der ansserehclicho Beischlaf nnd insbesondere die -nisser- 
eheliche Schwängerung werden in manchen Ivechten (unter besomli reii 
Vürausüetzungen durchweg) als Delikt und (Quelle einer Deliktsoblifiution 
aufgefasst, welch letztere auf Ersatz von Auslagen u. dgl., sowie auch 
auf Alimentation gerichtet ist*). 

Sehr yersehieden ist in den positiven Reebten die Frage beantwortet, ob 

und inwieweit jümaiul au3 Rcchtsvoiletzuiigcn zu haften habe, die ein anderer 
(wie z.B. sein Kind, sein Schüler, nein Geselle, sonstiger Bediensteter) einem Dritten 
zufügt und ebenso die Frage, inwieweit jemand den Schaden zn vertreten habe, 
welchen Tiere einem anderen zufügen*); zudem dem Beschädigten zu ersetzeniieii 
Schaden wird nach manchen Kecbten (und unter bestimmten Voraussetzungen) 
auch der WAdacbaden *) gerechnet. 



Anhang zu §§ 23 u. 24. Sind auch Vertrag i> 23) und Delikt 
(5} 24) die hauptsächlichsten Quellen von Forder uiigs- und Schuld- 
verhältnissen (Obligationen), so sind sie doch nicht die einzigen; es 
gibt Obligationen, welche auf vertragsähnliche Entstehungsgründe, und 
solche, welche auf deliktsähnliche Entstehungsgründe zurückgeführt 
oder einfach auf gesetzgeberische Anordnung basi^ werden^). Zu 
den erstgenannten (obligationee quasi ex contractu) wird die nego- 
ttonmi gestio, d. i. Geschäftsbesorgnng ohne Auftrag — ein Spiegel- 
bild des durch Übernahme eines Auftrags entstehenden Rechtsver- 
hältnisses®) — die communio incidens, d. i. nichtpaktierte Gemein- 
schaft') — ein Gegenstück zum Gesellschaftßvertiag (s. oben S. 109 
Nr. 5), femer die Verpflichtung des Vormunds (s. § 29) gerechnet. 
Als Quasideliktsobligation wird u. a. die Haftung der Gastwirt^ fiii- 
den Ersatz der aus den Wirtschaftsräumen etc. entwendeten dachen 
von Reisenden*) angesehen, auch die Ptiicht des Ersatzes von Schaden, 
welcher aus dem Halten gefährlicher Tiere entsprang®), und auf eine 
gesetzliche VerpliichLiuii^ ohne weiteres wird die Pflicht zur Aiuiien- 
t^tion^'^) zurückgeführt. Als gesetzliche Obligation (obligatio ex lege) 

J) BGB. §§ 1 TOS — 1718 auch 1300, 825(1*. 

ü) Vgl. Wb. Code civil Art. 1384, 1797, Preuss.L.B.. I, 11, § 030, Beiehshaft- 
pfliehtgesetz vom 7. Juni 1871 §§ 1, 2, hierzn Einf.O. s. BGBL Art. 42 und nnn 
nach BGB. Haftung des Geschäftsherrn aus Handlungen s( iner Angestellten (BGB. 
§§831, 840, Abs. 2) sowie Haftung dea Aoftichtspflichtigen aiu Handlangen der zo 
Beanfoichtigenden (BGB. §§ 832 mit 840, Aba. 2). 

:>) Haftung des Tierbeatiiere s. BOB. § 838, des Tieranfaehera (Hirten n. dgl.) 
a. BGB. § 834. 

"*) BGB. § 83j mit EinfG. hierzu Art. 71, 72. 

5) Salkowaki a. a. O. ^ 155 -157. 

6) Über Goscriäft:;fuhraiig ebne Auftrag i. BGB. §§ 677—687. 
?) BGB. §§ 741-758. 

•) BGB. §§ 701—704. 

9) S. oben Anm. 'A. 

10) Über UnterhalUi»flicht s. BGB. ^ 1601— lülli, auch oben bei Anm. 1. 
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wird ausser den obeno^pnaTinten Verptiichtiinf^en auch die Pfliclit zur 
Entschädigung bei Expropriation*), die Pßicht zur Vorzeigung von 
Urkunden und anderen Sachen') und ähnliches bezeichnet^}. 

IV. Kapitel. 
Das reine Familienrecht. 

§ 25. 

Keines Familienreeht im allgemeinen. 

Alles Familienrecht beginnt mit der Ordnung des physischen und 
sittlichen Verhältnisses zwischen Mann und Frau. Daran reibt sich 

die Ordnung aller derjenigen Verhaltnisse, welche aus dem ersteren 
natürlich hervorgehen und sich an die natürlichen Verhältnisse den 
Zwecken der Familie dienend anschliessen. 

Es ist zu unterscheiden: a) reines Familienreeht, d. i. die Ord- 
nung der j)ersr)nlicheii Beziehungen von Faniilienraitgliedern unter- 
einander ohne Ixücksiclit auf das Vermögen und b) das Familien- 
güterrecht, d. i. die Summe von Uechtssätzen, welche der natürliche 
Einfluss der persönlichen Verhältnisse auf das Vermögen hervorruft 
und welche diese Einwirkung der reinen Familienrechtgyerhältnisse 
Attf das Sachen-, Obligationen- und Immaterialgüterrecht rechtlich — 
durch Gebote und Verbote ^ gestalten und garantieren (hierüber 
8. unten §g 30—33). 

Alle reinen FamilienrechtsTerhältnisse haben gemeinsam, dass die 
Verpflichtungen innerhalb derselben, aus natürlichen Verhältnissen 
hervorgegangen oder diesen nachgebildet, raeist mehr ethischen als 
juristischen Charakters sind und dass der Inhalt dieser Verpflich- 
tungen nicht in einzelnen Leistungen sich erschöpft ; die Herrschaft 
über eine Person, welche der Gegenstand dieser Hechte in ver- 
schiedenem Masse ist, besteht niemals in einer totalen ünterwei tung 
der beherrschten Person unter den Willen des Berechtigten, vielmehr 
wird der Verpflichtete stets als Person, als Rechtssubjekt behandelt, 
ja die Tendenz der rechtlichen Normierung der reinen Familienver- 
hältnisse ist darauf gerichtet, dass ebenso wie das Interesse des Be- 
rechtigten, so auch das des Verpflichteten gewahrt werde; infolge 

1) Sowie bei andcrco getetzHeh CBgemuteten Aufopferaogen, GareiB, Gnindriw 

z. D. b. K. § 115, 8. 124. 

») Vorlegungspflicht s. BGB. §§ 80»— 811. 

3) z. B. die Haftung der Eisenbahn nach dem Haftpflichtgesctz vom 7. Juni 1871| 
§ 1 aod nach dem HGB. § 453 letzter Absatz. (Gar eis, Beich^geietM 207.) 

8* 
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hiervon sind alle familienrechtlichen Verhältnisse notwendig zweiseitig 

berechtigende und zweiseitig verpflichtende. 

Die Erreichuug der Zwecke der familieiirecbtlicbeu Verhältnisse kann durch 
die Rechteordnung nicht garantiert, nur gefBrderfc werden, indem dieselben durch 
das Recht vor den ärgsten Störungen bewahrt werden; weit mehr als das Roclif 
hat die Moral zur Sicherung des Familienlebens und seiner Zwecke beizutragen; 
hiermit hftngt zmammen, daes aach die kirchliche 6esetzg«hang, die Nonnen« 
aufstellung seitens der Religionsgesollsohaften, sicli mit der Regelung des Familien- 
lebens, mit üeboten und Verboten für das Zusammenleben der physisch Ver- 
wandten heachiftigt. Der Staat aber hat ein eigenes Interesse an dieser Ordnung 
und daher leiht er solchen Geboten und Verboten seinen Herrschaftszwang oder 
stellt solche Vorschriften selbst unter diesem Zwange auf. Insoweit sind diese 
Vors c hrift e n öffentliches Recht und der Pr i v a tv e reinbarang entzogen, obwohl den 
Familieniiitrir--'']! 'iiiclit Mohs ein öfTentlichea aondem) auch ein PriyatinteriBBeo 
der beteiligten Kinzelnen innewohnt. 

Die reinen Faniilienrechtsverhältnisse sind: 

1. Das Verhältnis zwischen Mann und Fran (Ehe), s. § 2G. 

2. Das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern (Abstammungs- 
verhältnis), s. 27. 

3. Das Verhältnis der -übrigen Verwandten untereinander und 
der Verschwägerten untereinander, § 28. 

4. Di6 künstUohen FamilienTerhältDiBse (Imitationen der natär- 
lichen Familienverhältnisse), § 29. 

Biese YeiluUbiiese sind in den nun folgenden Paragraphen ohne 
Rücksicht auf das Vermögen zu betrachten. 

« 

§ 26. 

L Die Ehe. 

Das natürliche Verhältnis zwischen Mann und Weib scheint rechte 
lieh damit zu beginnen^), dass der Stärkere die Schwächere lediglich in 
seinem Interesse beherrscht, als Ware behandelt, sei es, dass er die- 
selbe raubt oder kauft und auf die eine oder andere barbarische Weise 
in seine barbarische Herrschaft bringt^). So lange dieser namentlich 

1) Die überall notwendige Normierung s. oben § 8, II, 2 a (S. 42). 

2) Über Ilanbehe und Brantkauf s. A. TTeu?ler, Iiü^titutionen fies deutschen 
Privatrecht», § 131, {Bd. I), S 277 ff. — Über Mutt«rreebt und Raubehe und ihre 
Beste im germanischen Becht und Leben, s. Dargun (Oierkes Untersuchungen zur 
dentschen St- u. R. -Geschichte, Bd. XVI). t'hcr die der Entwickclung der Einzelehe 
kolturgeeobichtlich vorausgehenden GeschlechtsverbäUnisse, insbesondere den Totemiamas 
und die Groppenebe J. Kohler iD K. «. t. Holls. Ens. I. S. 27 ff. und die dort» 
insbesondere S r^" Anm. nngef. Lit. — Bei d<'Ti Ga1)eri, einem heidnischen Negeratanime 
am Scbari (bet^ucht von Dr. Nachtigall mit dem Bagirmi-Könige), „existiert Viel- 
weiberei und ist einimdi Yeraij^ensfrage. Ifan ktanH die Fmu um «in Pferd, «tu 
'/s Dntzend fetter Hunde oder iihnlicher Werlstückc. Gebiert sie keine Kinder, so ist 
sie Sklavin, arbeitet oder wird verkauft; gebar sie fünf Kinder, so darf sie bei einigen 
Stimmen wieder in das eiterliehe Hans snruekkehran, wenn sie wänidit; der Kanf- 
preis ist reichlich aaa ihr heraus^« » Imen," Nachtigall, „Blindsobnu", III, 1877^ 
Heft 6, S. 370. — Kanfehe in Uaaiuiurabis QB. §§ 128, 139. 
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im Orient lange andauernde Zustand herrscht, und so lange der Mann 
die Frau nur als Sklavin kennt, ist selbstverständlich von einem Ehe- 
rechte nicht flif Kcde. Orr Anfang eines solchen liegt erst da, wo 
auch ein Famiiieninteresse der Frau rechtlich anerkannt und diese 
vor der Willkür des Mannes in Anknüpfung und Endigung ihres ^'er- 
hältnisses zu ihm rechtlich geschützt ist. Ein solcher iSchutz ist auch 
denkbar^}, wo die Frau noch nicht die volle Lebensgemeinschaft mit 
dem Manne beansprachen kann m. a. W. KonVobinat besteht^), ja 
selbst auch da schon, wo dem Manne nicht verwehrt ist, zu mehreren 
Frauen zugleich in demselben Geschlechtsverbältnis zu stehen (poly- 
gamia simnltanea'). Aber zum Wesen der echten Ehe, der Ehe im 
Sinne der heutigen europäischen Kulturentwickelung, gehört die die 
Ehefrau von der Konkubine (auch der des römischen Rechts) unter- 
scheidende Eigenschaft einer vom Manne als ihm gleichstehend ge- 
achteten Lebensgefährtin, femer die strenge Ausschliesslichkeit mit 



1) Mit (lieser Etitwickeluog geht parallel die de>^ Kcchtsverbältnitises zwiscUeii 
Aflsendentea und DesMndentca (s. § 27} nnd es kann hislortsoli damit aveb die Ent- 
wickohing des Farailionstiiates (Patriarclialataalea) snsammengefaUttn Min («. oben § 7, 

S. 32 ü:, § 8, S. 41 ff.). 

Der rOmiwhe Konkttbinat war (seit Aufinistns) eine Art anyoUstlndige Ehe: 

Dir Konkubine stnnd ihrem Manne uielit an Rantc und sozialer Stellung gleich untl 
ihre Kinder galten nicht als ehelich und befanden sich nicht in der patria potestas 
des Mannes; mit der Ehe gemein liatte der Konkabinat die AnsBchliesBliehlceit: eo 
tempore, quo (juis iixorein habet, ooncubinani habere non potent. Concubina igitur ab 
uxore solo dilectu separatur. Pauli sent. recept. II. tit. 20. Sohm, Institut., S. 274, 
975. Die Steliang der rdmiaehen Eoolnibine, anf deren Kinder allein die Beadebnnng 

liberi naturales angewandt Ir, war kcioeswc^s stets tiue verÜL-htlielie, sl 

modo ea sit, quae in concubiuatum dando matrouae nomen non amisit ut pnta (^uae 
patnmi eonenbina fuit f. 14 pr. D. 48. 5. 

3) In Ilaniraurabis GR. ist die Ehe bereits eine echte Ehe, iirmilich re^eliniissJg 
ntonogamiscb ; nur ganz ausnahmsweise ist dem Hanne gestattet, eine zweite Fmu zu 
nehmen, to wenn die erste danemd krank ist (Hammnnibi 141, 148); aber 
Konkubinen (Nebeufrauen) zu nehmen, ist dem Ehemanne regclnuissig erlaubt und der 
Verkehr mit seiner Sklavin (Sache) steht ihm irei (Hammurabi §§ 137, 144 — 147). ~- 
Bei dem ron Dr. Naehtigail liesuchtra Tn^Volke (Tibesti) herndit Polygamie, „je* 
<ioeh darf kein Mann an einem Orte mehr als eine Frau hüben, wohl aber mehrere 
au verschiedenen Orten ; so haben die Ta-Eanfleute für ihre Kelsen im Sudan, Feuan 
n. a. anderen Orten ihre Frauen stationiert." Dr. Naebtigall. Sahara und Sndan, 
I, Teil 1879, S. 447, <<:<-. - 

VgL Capitularia B^um Franuorum. Pippini r^is cap. Decretum quod iactum 
fnit ad Vermeriam palatinm temporibas domni Pippini regia. . . . VII. (De servo qni 
nncillani snam ooncubinam habucrit, et illa relicta, domini ancillam vult dncere.) Si 
servus suam ancillam ooncubinam habuerit, si ita piacet, potest, illa dimissa, oomparem 
snam anellUm domini sai accipere ; sed mdins est snam ancillam teoere. . . . IX. (De 
roaliere qnae Timm suum in alio pago sequi non vult.) Si quis necessitatc ioevitabili 
«ogeote in alinm ducatum seu provinciam fugerit, aut seniorem suum. cui fidem mentiri 
non poterit, secatua fuerit; et uxor eius cum valet et potcst, amore parentum aut 
remm snamm, enm aequi noluerit, ipsa omni tempore, quamdiu vir eins, quem secuta 
non init, vivit, seroper inoupta permaneat. Nam illc vir eius qui ueccssitate cogcnte 
in alium locum fugit, si nunquam in suam patriam se reversurum sperat, si se abstinere 
non potest» aliam nxoreui cum pomitentia potest accipere. Mon. Germ. bist. LL. seot. II. 
ed Alf. Boretins, tomi I pars prbr. Haonoverae 1883, S. 40, 41.) 
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beiderseitiger M Verpflichtung zur geschlechtlichen Treue (Prinzip der 
Monogamie) und endlich die den vollen ethischen Charakter des ganzen 
Verhältnisses znr Geltung bringende Auffas^mig desselben als eines 
auf lebenslängliche Dauer berechneten Verhältnisses. Die Eingehung 
eines solchen Verhältnisses bedarf in allen Völkern und Zeiten, die 
es kennen, einer bestimmten Porm, nach welcher mitunter ver- 
schiedene Arten der Ehe mit im einzelnen verschiedenen, vom zwingend 
festgestellten Grundcharakter der Ehe aber nicht abweichenden Wir- 
kungen unterschieden werden, so die jnstae naptiae joris civiKs Rom. 
und das matrimomum juris gentium bei den Römern. 

Hiemach ist die Ehe das auf streng monogamiBcbem Prinzip be- 
ruhende, auf lebenslängliche Daner berechnete, in Rechtsform abge- 
schlossene GeschlechtsverhSltnis zwischen Mann und Frau, in welchem 
der erstere in der letzteren die ihm gleichstehende LebensgefIhrtiB 
erblickt 

Dieses Verhältnis, an dessen Heiligung der Staat und die Gesell- 
schaft^) ein Lebensinteresse haben, kann durch vorbereitende Rechts- 
handlungen eingeleitet werden; diese sind die \ erlobung (sponsaliai^) 
und der Ehevertrag (nämlich der die persönlichen — oder auch die 
güterrechtlichen — Verhältnisse regelnde Vertrag zweier Ehegatten, 
welche selbstverständlich durch diesen \ertrag nur leges dispositivae, 
nicht aber die durch lex cogens gefestigten wesentlichen Eigenschaften 
der Ehe atterleren können). 

Je nachdem der Staat in bezug auf die Voraussetzungen und die 
Form der Eheschliessung die kirchlichen Vorschriften anerkennt oder 
eigene Normen hierfür aufstellt, werden kirchliche Ehe und bürger- 
liche (staatliche) Ehe unterschieden, letztere entweder als fakultative» 
oder als obligatorische, oder als aushilfsweise (d. i. Not-) Zivilehe. 
Das deutsche Reichsrecht*) erkennt nur die obligatorische Zivilehe 
an, ordnet die Form und Bei^rkundung, die Erfordernisse der Ehe- 
schliessung, die Gründe, aus denen eine Ehe für nichtig erklärt oder 
angefochten^), sowie die Gründe, wegen welcher eine Khe geschieden 
oder die eheliche (lemeipsdiaft unter Aufrechterhaltiinu des liandes 
der Ehe aufgehoben werden kann®); dass durch die reichsgesetzüclie 
Regelung die kirchlichen Verpflichtungen in Ansehung der Ehe nicht 



i) Audi lies Maiiiit'8 8. unteu Atioi. 6, S. IIU. 

^) W ie aneh die BeUgknM|gea«ltoehaft, Tgl. BGB. § 1568 nnd EIdIG. s. BGB. 
Art. 40, III. 

3) BGB. 1297 — 1302. 

♦) BGB. §§ 130a fl". Die Ehe wird dadurch geschlossen, dass die Verlobten vor 
einem St^ndosbeamten persöulicli uud bei i^l eich zeitiger Aniresenhelt erklären, die Ehe 
iuiteinandtr eiugeben zu wollen (B(iB. § \'äi7). 

5) BGB. S§ 1323-1317, 1850. 

6j BGB. lb64--1587. 



Digitized by Google 



Bas Yerhiltius zwisehen Eltotn und Kindeni. 



119 



berührt werden, versteht sich von selbst, ist aber im deutschen bürger- 
lichen Gesetzbucli ausgesprochen^). 

Die rechtlichen Wirkungen der Eheschliessung bestehen — ab- 
gesehen vom eheUchen flüterrecht-) — a) in der Schaffung einer 
Lebensgemeinschaft^), ioJgeweise in dem IJecbtsanspruche der Frau 
auf Teilnahme am Famihennaraen*), Hang, Stand, Titel Bürgerrecht, 
Heiraatrecht und Unterstützungswohnsitz; b) in der Verpflichtung 
beider Ehegatten zur ehelichen Treue®) und c) in der Ehehenlichkeit 
des Mannes» welche in der häuslichen Vorstandschaft (FamilienhauptJ, 
Besttmmmig des Domizils und des allgemeinen Charakters der Haus- 
haltung sich zeigt und je nach den Bechten verschiedene Zustimmungs- 
und Yerbotsbefugnisse gegenüber Rechtshandlungen der Fran in sich 
schliesst'). 



2. DaB Verhütiiis zwischen Eltern und Kindern. 

Dem Geschlechtsrerhaltnis (§ 26) entspriesst naturgemäss ein Ab- 
stammungsTerhäitnis; dieses, das Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern, hat historisch einen ähnlichen Entwickelungsgang durch- 
gemacht, wie das erstere ; so lange die Frau nur Sklavin des Mannes, 
ist auch das Kind rein der Willkür des GeNvalthabers der Frau unter- 
worfen; mit der sittlichen und rechtlichen Hebung und Ordnung des 
Verhältnisses zur Frau^) hebt sich auch das zwischen Vater und Kind, 



1) BGB. § 1588. 

^) Uiei'voo uuteu § 31. 

S) BGB. § 1353. 

4) BGB. § 13.-5. 

ö) Ausser bei Mistsheirateu uud £heu zur linken Hand (sog. murgauatischen Kben). 

•) Die Verpfllebttto^ such des Mannes zur eheliehen Trene entspricht der morali« 
Hchen Auffues\in;t; des rhelicht'n Verhiiltnisst's iunorhiilb dor christllclion Kultur — im 
Gegensatz zu anderen Auffassungen — und zugleich dem Zwecke, dass durch das £he- 
redht das LebenaintereBee eines jeden der beiden Ehegatten am Znaammenleben 
mit dem nnderen glelobwABsig garantiert und warn Keehtsgote erhoben werden soll. 
BQB. § 1565. 

7) BGB. §g 1S54, 1358, 1924 ff. 

8) Auch das natürliche Verhältni« zwischen der Mutter und dem Kinde findet 
von dem Momente an, in welchem die Matter seibat rechtsfähig ist, eine rechtliche 
Nonnierang; yon diesem Moment an bestdit ein ebenfalls verschiedene Phasen dardi- 

machendes Mntterrecbt; es ist das Qebict des urältesten gei manischen Erbrechts, auf 
welchem dieses Mutterrecht eine in historische Zeit hereinreieheude besondere Wirkung 
zeigt. „Die Herrschaft des Mntterrcohts entspringt Zuständen, welche noch keine wahre 
Ehe kennen, jedenfalls keine Ehe als Bindeglied der Verwandtschaft, also keine durch 
Ehen vermittelte und hergestellte Geschlecbtergliederung. Sie kann sich aber noch 
lange erhalten, auch wenn schon die Existenz von Ehen unzweifelhaft ist, denn der 
Begriff der Ehe als einer unauflöslichen Verbindung von Mann und Frau ist vorhanden, 
aodi wenn auf das Blutband zwischen Vater und Kind noch kein Qewidit gelegt 

1 
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das urBprünglich sächliche Interesse des Vaters am Kinde wird nach 
und nach zu einem persönlichen, allerdings lange Kulturperioden hin- 
durch nur zugunsten des Vaters geschützten Interesse M ; dieses Inter- 
esse des Vaters am Wesen und Willen des Kindes trifft zusaramen 
mit dem Interesse des frühesten Genipinwesens, der Familie, an deren 
Spitze der Hausvater steht, und daht r kommt es, dass i'amiliengewalt 
Staatsgewaltsäusserungen hervorbringt, die strenge Famiiiengerichts- 
barkeit mit dem jus vitae ac necis des Hausvaters über seine Ge- 
waltnntergebenen nsv. Der Typus für dieses strenge, im Interesse 
des Hausvaters und des Gemeinwesens allein rechtlicli geordnete Ver- 
hältois ist die römische väterliehe Gewalt (patria potestas des alten 
röm. ZiTilrechts). Ein anderer Gesi(^tspimkt bestimmt germanische 
Bechte: es ist das natürliche Schutzbedürfnis des Kindes, welches 
rechtlich berücksichtigt wird, indem das Kind in die Schlitzgewalt 
(das Mundium) seines Erzeugers gegeben wird; die neuere germanische 
väterliche Gewalt hat nicht des Vaters, sondern des Kindes Interesse 
zum (iegenstande und Ausgangspunkte. 

Dem heutigen Rechte entspricht der letztere Gesichtspunkt. Das 
Kind bedarf, so lange es jung ist"'), des Scluitzes und der Erziehung. 
Aus diesem sittlichen, physischen und gesellschaftlichen Interesse ent- 
springen die gemeinsamen Hechte und l'Hichten, welche Eltern gegen- 
über ihren Kindern haben, die in den Uechten verschieden begrenzten 
Vorschriften über sittliclie und religiöse Erziehung der Kinder, diö 
Gehorsamspfliclit der letzteren insbesondere. 

Unter dem Einflösse des römischen Redits fand die Hausgewalt 
des Vaters eine besondere Entwickelung'); das deutsche Beichsrecht 
setzt an deren Stelle die elterliche Gewalt, welche regelmässig vom 
Vater*), in AusnabmsföUen von der Mutter auszuüben ist und in dem 
Recht und der Pflicht besteht, für die Person und das Vermdgen 
des Kindes zu sorgen; der Mutter steht die elterliche Gewalt zu, 



wird, die Kinder nuL-h uicht zur Sippe des Vatera gehören, die Sippe nur aus denen 

gebildet wird, welche dem ^rleichen Schoss entsprungen sind, eines Leibes Kinder .... 
Die Alieinlierrschaft dci» Mutlerrechts ist bei üeu Germanen schon lange vor der Völker- 
wanderung gebrochen, sicher schon mit dem Zustande, da das Volk sich dem Ackerbau 
befronndet und sesshaft wird, wenn auch das Ackerland noch periodischem Wechsel 
uiitt t liegt. Die ilaushäblichkeit hilft die Blutsverwandtschaft zwischen Vater und 
Kindern zum Durchbrache bringen." A. Heualer, lostitutiunen des deutschen PrlvAt* 
rechts, Bd. II, S. 523, mit Beziehung auf Bargun, ä, oben Anm. 2 S. 116. 
1) Vgl. oben S. 32, 33, 41, 42. 

8} BGB. § 1626: Das Kind steht, solauge es minderjährig ist, unter elterlicher 
Gewalt. — Auch nach altbelleoisehetn Eechte endigte die elterliche Gewalt mit der 
Mündigkeit des Kindes und diene trat in der B^l schon mit 18 Jahren ein. Lip* 
• ins a. a. O. 

So hm, Institutionen, § 87 ff. 
BGB. §§ 1027 if. 
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wenn der Vater sie durch rechtswidrige HandJungen verwirkt liat*) 
und die Khe aufgelöst ist, oder weim er gestorben oder für tot er- 
klärt ist 2). Die elterliche Gewalt entsteht durch eheliche Geburt^), 
Ehelichmachung (Legitimation), sei es durcli nachfolgende Ehe*), sei 
es durch Ehelichkeitserklärung''), und durch Annahme an ivindesstatt 
(Adoption)®). Über aussereheliche Kinder hat der Erzeuger keine 
patria potestas; zur Mattor stehen dieselben in demselben Verhält- 
nisse wie die elterlichen Kinder'). 

§ 28. 

3. Die weitere Yerwandtseliaft und die Scliwägerseliafll;. 

Das Leben erzeugt Interessen an Beziehungen zn anderen Ver- 
wandten, za Verwandten, die ausserhalb des engsten, nur Eltern und 
Kindern umfassenden Familienkreises stehen; Interessen an Bezieh- 
ungen zu Grosseltern, zu Geschwistern, Eltemgeschwistem, Geschwister- 
kindern; je weniger entwickelt der Staat, desto stärker der Familien- 
sinn, und das Bedürfnis nach Zusammenhalt der durch die natürhchen 
Bande des Bluts Geeinten^); daher auch die hohe Bedeutung der 
Sippe im älteren deutschen Rechte. Die Rechtswirkungen der Ver- 
wandtschaft (Magschaft) worden schwächer, je entfernter die letztere 
ist; daher eine durch die verschiedenen Keclite verschieden'') f^eord- 
nete Messung der F!ntfemung durch sog. Grade der Verwandtschaft, 
sowie der Schwägerschaft. 

Die Hauptbedeutung hatte die Verwandtschaft in den deutschen 
licchtcu darin, dass das Interesse, Verwandte im gerichtlichen und 
aussergerichtlidien Streite zn schfitzen, zu einem Bechtsinteresäe er- 
hohen wurde. 

In den neueren Rechten zeigt sich der rechtliche Einfluss des 
Verwandtenverhältnisses — abgesehen vom Güterrechte — in der 

Mitwirkung bei der Kindererziehung, dann als Ehehindemis und als 
qualifizierendes Moment im Strafrecht, überall eine gewisse Nähe 
vorausgesetzt. 

1) BGB. § 1680. 

a) BGB. §§ 1(584 ff. 
8) BGB. §§ 1591 ff. 
4) BGB. § 1719. 

r>) «GR ij§ 1723 ff. 

6) BGB. §^ 1741 ff. 

7) Reditliehe Stellung der noebelldiett Kinder s. BGB. §§ 1705 und Gg. Hör 1« 
unter doms. Titel (Verlag von Emil Roth, Gi«nen, 1900). 

8) S. oben § 7, S. 32 ff., § ti, 8. 41 ff. 

*) BGB. § 1589; BSmiffche Komputation s. Sohm, Instit., § 78, gcrma» 

nisclit! H. ITtuslei, Instit., ^ ISO und die dort zitierte Literatur: kanonische s. 
J. Fr. V. Schulte, LeUrb. d. kathol. u. erangel. Kirchenrechts (4. Aufl., 1886), § 167. 
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4. Künstliche VerwandtsebaftsverliSltmsse^). 

Das Interesso, den Schutz von Verwandten zu ^eniessen. reicht 
so weit, dass nach vielen Rechtsordnungen in JL,rmuiigeluDg iiatiir- 
lick^ Verwandten (§ 26 und § 27) andere Personen als künstliche, 
nur juristische — > nach kanonischer Auffassung spirituelle — Ver- 
wandte angesehen und in ein Schutsverhältnis den Rechten nach ge- 
bracht werden. Im einzelnen handelt es sich um den Ersatz toh 
dreierlei Verwandten : 1. es kann das Haupt der Familie, der natür- 
liche Schutzvogt derselben, bis zu einem gewissen Grade ersetzt werden 
und dies ist der Fall in dem Rechtsinstitute der Vormundschaft; 
2. es kann das fehlende ivind ersetzt werden durch eine Annahme 
an Kindesstatt (Adoption*)); auch das Interesse, einen Erben zu ge- 
winnen, wenn die Natur einen Abkömmlinfi, den natürlichsteu Erben, 
versagt hat, kann zur Schallung eines solchen künstlichen Verwandt- 
schaftsverhältnisses Veranlassung geben : 3. es kann der felilende 
Bruder ersetzt werden, jedoch nur nach älteren Rechten, vorzugsweise 
der Germanen, in dem Institute der Blutsbrüderschaft 

Das wichtigste von diesen Verhältnissen aber ist die Vormund- 
schaft (cura, tutela, römisch rechtlich verschiedene Arten), welche als 
staatliche Einrichtung (munus publicum) allenthalben unter direkter 
Aufsicht, ja Mitwirkung staatlicher Organe (Vormundschaft^erichte, 
Pilegeämter, Obervormundschaftsbehörden) den besonderen Torsorglich 
obwaltenden Reclifsscliutzschutzbedürftigen Personen angedeihen lässt; 
es sind dies solche Personen, welche, sei es wegen ihres Geschlechtes 
(Geschlechtsvormundschaft über die Frauen^)), sei es wegen Minder- 

1) Sobiu, lusUt., § 90. — FreuBÜorff-Kraut a. a. O. (ob. S. 44) § 191 ff. 
Über kfinstlielien FamiUenerratx bei den Botbanten s. J. Kohl er in K. n. t. Holte. 
I, 8. 35. 

a) BGB. §§ 1741 ff. Hierzu vgl. Dr. Adolf Hecker, Die Adoption im gellen- 
den Beeht ala Produkt der btetoriflcheo £ntwieke!ung (Leipzig, Onitav Fodk, O. m. 

b. H. 1903). 

3) Über Affutomie s. Heusler, lostit. § 194. — Blutsbruderschaft, auch Bluts- 
sdiwealemfaaft, entere bis anr fingierten Peraoneneinheit und anr WeilterganieinMhaft 

entwickelt bei nialaiscbcn und ostafrikaniscben Völkern s. S. Kohle r K. u. v. H ol t z. 
1 S. 35 ff. Über althelienische Adoption s. Kecht Ton Gortyo (edd. GmoU) an dem 
oben § 15, 8. 68, Anm. 8 angegeben«! Orte (unter X 33 dasellwt). Eine bedeutende 
Rolli' K|)icl(e die Aimahine an Kindes Statt im liabylonischen Ri'clite, s. Hamniurabie 
GB. 185 — 1Ü3 und die sog. suuieriacbeu Familiengesetze, s. Kohler u. Peiier 
a. a. 6. S. 183 ffl 

*) Bei din alten Hellenen standfii dif Frauen zeitlcVirns unter solcher Vormun«!- 
schaft (Lipsiua a. a. O., S. 10), auch bei den Dtiutacben im Mittelalter s. Heusler, 
Inititnt § 171 ff. In den. modernen Bediten ist GeachleditaTonnaadMbafl fiberall vaU 
gehoben , im Deutschen Kdebireeht die Prau audi für fiUkig erldftrt, idbst Vormnod 
2U werden« 
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jährigkeit^), sei es wegen dauernder Schwäche oder Krn kheit 
Geistes oder Willens^), sei es wegen Abwesenheit, nicht für sich 
selbst sorgen noch ihre Angelegenheiten besorp^en können^). Die her- 
vorragende vermögensrechtliche Bedeutung der N ormundschaft (s. unten 
§ 30), jedoch ist der Ersatz durch den Vormund nach dem neuesten 
deutschen Kechte in der licgei nicht nötig, solange die eheliche Mutter 
des Schutzbedürltigen lebt*). 

V. Kapitel. 

Das Familiengüterrecht. 

§30. ■ 

Das Familien^aterreeht im allgemeinen. 

Nicht um des Veruiögens willen, sondern um der rein persön- 
lichen Beziehungen willen vom objektiven Rechte anerkannt und ge- 
schützt, haben diejenigen Interessen, welche unter dem Namen der 
einen Familienr echte" (§§ 25 — 29) rechtlich garantiert sind, 
doch 8&mtUch eine mehr oder weniger stark hervortretende Beziehung 
auf das Vermögen, d. i. auf die znr Bedürfnisbefriedigung zustehen- 
den Sachgüter. Auch diese Beziehung ist zunächst ein blosses Lehens- 
Verhältnis, eine tatsächliche Beziehung, sie wird aber zur Rechts* 
be/.iehung erhoben durch das objektive Hecht, jedoch keineswegs in 
gleichmässiger Weise. Die Völker und die Zeiten unterscheiden sich 
in der Anerkennung vermögensrechtlicher Einwirkungen von Familien- 
verhältnissen um so mehr und um so autfalit nder untereinander, als 
hier die ethische Auffassung des Familienverhältnisses abennals (s. oben 
§ 25) massgei)end ist und neben dieser die verschiedenartigsten volks- 
wirtschaftlichen und politischen Interessen vonEinlluss auf die Ilechts- 
gestaltung geworden ..ind-'). 

Auch ist das Mass, in welchem die einzelnen \ erhältnisse des 
Familienlebens, als Rechtsverhältnisse betrachtet» als aof das Vermögen 



1) BGB. §§ 1773 ff, 

S) BGB. 1896 ff.; hierher gehürt nucli die Sorge für CDtmOndigte Ver- 
SChwender und 'Triuik(-nl>olde BGB. 6, 114, 1696 ff. 

3) BGB. ijJ; 1911 (Pflegschaft). 

4) BGB. §§ 1684—1698 (Elterliche Gewalt der ehelichen Mutter). 

5) >?an denk<> z. B. au die Eiuwirkuns der St;ult<'u;i iuulnnpr und des empor- 
blühcndtri liandels uud Gewerbes auf die GestaltUDg des ehelichen Güterreehta in 
Deutfchlaad, an die Einwirkung det Kriegidienstei römisdier LegiimAn wt ditGwtel* 
tvng des PckuUenrecbto. 
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einwirkend rechtlich anerkannt werden, hiemach sehr verschieden, 
und die Bezieliung desselben auf das Vermögen bei dem einen Ver- 
hältnisse mehr selbstverständlich, ja last hauptsächlich^), bei anderen 
nur sehr nebensächlich oder nur unter bestimmten Voraussetzungen^) 
vom objektiven Rechte geordnet nnd geschützt Aber gänzlich dem 
Vermögensinteresse entrückt ist kein einziges famiHenrechtliches Ver- 
hältnis ; denn die tatsächliche Einwirkung auf das Vermögen fordert 
Normen: das eheliche Zusammenleben kostet oder bringt Geld oder 
kostet und bringt Geld; das gleiche ist von der Kindererziehung zu 
sagen, das Geldeinbringen derselben hauptsächlich nach altrömischem 
liechte oder wo dem Vater das Recht, die Kinder zu verkaufen, zu- 
steht; auch das Sippenverliältnis hat grosse vermögensrechtliche Be- 
deutung; dipse erhellt schon ans der (oben >j 28 S. 121) erwähnten 
SchutzbetätiguTig der Verwandten untereinander; sie erhellt weiter 
aus der in vielen Rechten den Verwandten nahegerückten vormund- 
schaftlichen Giitervcrwaltnng (Verwandte als Vormünder oder als Mit- 
glieder eines vürmuijd>cli;iftlich wirkenden Familienrats); die Haupt- 
bedeutung der vermögensrechtlichen Seite der Verwandtschaftsverhält- 
nisse aber liegt im Erbrechte; die Verwandten sind nach vielen, 
namentlich nach den deutschen Bechten die natürlichen Erben des 
Vermögens eines Verstorbenen ^ unten § 85). Von den künstlichen 
Familienverhältnissen ist es die Vormundschaft (s. oben § 29, cnra, 
tutela, mundiburdium), welche in hervorragendster Weise eine Hechts- 
beziehung zum Vermögen hat: der Vormund ist der Schutzherr der 
Person des Mündels, er ist aber auch der Vermögensverwatter des- 
selben (s. unten § 33). 

Wo einem (reinen) Familienverhältnisse rechtlich eine besondere 
Einwirkung auf das Vermögen zugesprochen ist, da wird das Familien- 
verhältnis oder dessen tatsächliche Folge selbst als juristische Tat- 
sache behandelt, an deren Eintritt das objektive Heeht eine bestimmte 
Wirkung anknüpft; so beginnt mit dem Abschlüsse dei- Ehe (mitunter 
aber erst mit dem Vollzuge derselben oder der Geburt eines Kindes) 
die Wirksamkeit eines bestimmten ehelichen Güterrechts, mit der Be- 
stellung des Vormundes die vormnndschaftliche Güterverwaltung usw. 
Als Sachgüter, d. s. die Objekte dieser Verwaltung und der familien- 
güterrechtlichen Interessen, sind nicht bloss die Sachen (materielle 
und immaterielle Güter, oben §§ 17 bis 21), sondern auch Obligationen 
(§§ 22 ff.) anzusehen, m. a. W. die Kechte, welche von den Familien- 
verhältnissen rechtlich beeinflusst werden, können demnach sein: 



S) So b«i der VonniindBehafl, wddie b» sn einer bloMen Vermfigwuverwaltung^, 
ulieno nomine creführt. ah»esrh\v;ich( sfin kann. 

3) {50 z. B. (las eJieliche Güterreciit tk*r Köiaer. 
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Eigentumsrecht (s. oben § 20), 

Rechte &n fremden Sachen (s. oben § 21), 

Rechte an immateriellen Gütern (s. oben § 18) und 

Forderungsrechte (s. oben sjsj 22 lt.) ; 
die Fämiliengüterrechte ergreifen also zugleich sachliche und persön- 
liche Beziehlingen (vgl. 16), es emptieblt sich daher die Bezi !t iiining : 
„Gemischtes Sachen- und 1* er so n e n r ec ht^, eine Bezeich- 
nung, welche aber auch auf das Erbrecht anzuwenden ist, weil auch 
dieses (s. unten ^ 54) neben den Hechten an itiateriellen und im- 
materieUen Gütern Obligationenrechte ergreift. 

Von den rechtlichen Einwirkungen des Eheverhältnisses und des 
Eltern- und Kinderverhältnisses in bezug auf das VertnügeD ist in 
den folgenden §§ (31 nnd 32) besonders zu sprechen. 

§ 31. 

1. Das eheliclie Güterrecht. 

Das Interesse, welches ein Ehegatte an dem Vermögen des anderen 
Ehegatten hat, wird in den Rechtsordnungen nur zum Teil und in 
untergeordnetem Grade rechtlich anerkannt und geschützt; denn die 
Ehe soll nicht um des Vermcigens willen bestehen, die eheliche Liebe, 
wie im römischen Recht gesagt ist, nicht zur Aus])lünderung des 
Gatten benutzt werden. Es besteht aber ein beiderseitiges Interesse 
der Ehegatten selbst und — bis zu einem gewissen Grade auch — 
ein öffentliches Interesse an der rechtlichen Ordnung des Einflusses» 
welchen die Ehe anf das Vermögen der beiden Ehegatten hat. Der 
Inbegriff der Rechtsnormen, durch welche dieser Einflnss der Ab- 
schliessnng, des Bestandes und der Beendigung der Ehe in bezug auf 
das Vermögen rechtlich festgestellt und begrenzt, und damit das 
private und öffentliche Interesse an der Ordnung der Vermögensver- 
hältnisse unter den Ehegatten rechtlich garantiert wird, heisst „ehe- 
liches Güterrecht". Je nachdem diese Ordnung unmittelbar und voll- 
ständig durch das objektive Recht (Gesetz oder Gewohnheit) bewirkt, 
oder durch Vereinbarung (innerhalb d<^r ira objektiven llechte ge- 
zogenen Schranken) fortgesetzt wird, unterscheidet mau ,,gesetz- 
1 ich es" und ;,Yertrag8mässiges" eheliches Güterrecht, 



1) Z. B. FordcrungsiTchte, welclie der Frau zustunden, werden nach munchen 
ehelichen Güterrechten durch den Abschluss der Ehe zu Forderungen des Mannes; oder 
mitunter entsteht mit der Ehe i in Tlufiuni; der Frau für d:r Ymohelicheu Schulden 
des Muuues, wie nach der Keehispurumie : Die dem Mann traut, traut der Schuld. Für 
das neue Deutsche Recht siehe aber BGB. 1411, 1415, wonach man dier sagen 
konnte: Wer der Frau traut, traot der Schuld, 
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Zu einem Überblick über die ungemein /ahlreichen ehelichen 
Oütcrrcchtssystcme kann man durch folgende Erwägung der leitenden 
Gedanken gelangen. 

A. Man kann sagen: Die Ehe ist, ein persönliches Verhältnis, 
kein Vermögensverhältnis ; sie soll darum prinzipiell gar keinen Ein- 
fluss auf das Vermögen haben ; sie kann Veranlassung sein, dass durch 
eine besondere Beobtshandlung (duroh Vertrag)) ein besonderes Ver- 
mögensverbfiltnis begründet wird, fehlt es aber an einer solchen 
Bechtshandlung, so hat die Ehe an sich keinen Bechtseinflnas auf 
das Vermögen des einen oder anderen Ehegatten. Dies ist der 
Standpunkt des römischen Rechts; hiernach ist der ver- 
mögenslose Mann» der ein reiches Mädchen heiratet, während und 
nach der Ehe vermögenslos wie zuvor, nnd umgekehrt; die ein be- 
sonderes Vcrmögensverb'iltnis begründende mögliche Handlung ist die 
Bestellung einer dos (Mitgift), eines Vermögenskomplexes, welcher 
ad onera matrimonii aublevanda bestimmt, während der Ehe vom 
Manne dieser Bestimmung entsprechend zu verwalten, bei Beendigung 
der Ehe aber in der Kegel vom Manne (dem Kapitale nach) zurück- 
gegeben (an die Frau, deren Erben oder den Konstituenten — Be- 
steller — der dos zu restituieren) ist. Bs weicht dieses System grund- 
sätzlich ab von den in den germanischen Landen von jeher herrschenden 
Anschauungen über den Einfluss der Ehe auf das Vermögen; daher 
ist es hier auch nur in höchst unbedeutender Ausdehnung und nicht 
ohne Modifikationen zur Einführung und Anwendung gelangt. 

B. Man kann andererseits sagen: Wenn die Ehe auch kein Ver- 
raögensverhältnis ist, noch auch hauptsächlich sein soll, so ist doch 
die tatsächliche Einwirkung derselben anf das Vermtigen unvermeid- 
lich und da der Mann das Haupt der Ehe und der Familie ist, 
so ist es angemessen, dass diese tats^ächliciu' Einwirkung reclitlich in 
seiner Hand liege; dass des Ehemannes Interesse, die vermögensrecht- 
liche Seite und Folge des ehelichen Zusammenlebens zu gestalten, 
rechtlich anerkannt und geschützt sei, liegt besonders nahe, ja teil- 
weise als Notwendigkeit yor, auf allen denjenigen Kulturstufen, auf 
denen die Frau sich keiner oder nur einer geminderten Rechtsfähig- 
keit erfreut, oder auch nur in ihrer Handlungsfähigkeit^) (etwa durch 
das Bestehen einer gesetzlichen Bevormundung aller Frauen, Ge- 
schlechtsvormundschaft) beschränkt ist. "Wo Frauenraub oder Franm- 
kauf den Au /r ingspunkt des ehelichen Lebens bilden, ist der Mann 
selbstverständlich Herr alles Vermögens; aber ^uch wo die Frau in 
ihrer sittlichen Freiheit respektiert und als das Tlechtssubjekt an- 
erkannt ist, ist dem Manne die Herrschaft über das ganze Vermögen, 



1) S. oben § 15 S. 65, § 29 S. 122, Auin, 4; vgl. auch § 26 S. 119 bei Aam. 7. 
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sei es von ihm stammend, sei es von der Frau mit in die Ehe ge- 
bracht (Eingebruchtes, Inferiertes), oder später von dem einen oder 
anderen erworben, zuzuerkennen, wenn die Frau in ihrer Handlungs- 
fähigkeit recbtlicli eingeengt ist; hieraus entwickelt sich auf höherer 
Kulturstufe ein Güterrechtssystem, inhaltlich dessen su lange die Ehe 
besteht, der Mann als der Herr des gesamten Vermögens beider Ehe- 
gatten aufzutreten bat, — es wäre denn irgend ein Gegenstand aus* 
dräoklich als ^Sondergut^ ausgenommen; aber diese Herrschaft des 
Ehemannes ist in bezug auf das von der Frau eingebrachte Ver- 
mögen nur eine Niessbrauchs- und Verwaltungsbefugnis, beschränkt 
auf die Dauer der Ehe und begleitet von der Verpflichtung des 
Maimes (resp. seiner Erben), nach Beendigung der Ehe das Frauen- 
gut an die Frau oder deren Erben zurückzugeben. 

Dieses System, welchem die Doktrin sehr verschiedene Namen 
frogoben hat: „System der ehelichen Verwaltungsgemeinschaft" (Richard 
Schröder), der „Gütervereinigung^ (Kunde u. Beseler). der „Güter- 
einheit" (Gerber) usw.. ist das System des alten S;ichsenrechts (Hecht 
der Ostfalen), des Sachsenspiegels, der altsächsischen Städte, der ür- 
kantone der schweizerischen Eidgenossenschaft, des alten Kantons- 
teiles von Bern, von Zürich usw.; es ist fortgebildet im preussischen 
Landrecht, im bürgerUchen Gesetzbuch des Königreichs Sachsen und 
im bürgerlichen Gesetzbuche für das Deutsche Reich nach dem 
letzteren wird, ivenn nicht ein anders verfugender Ehevertrag ^) vor- 
liegt, regelmässig das Vermögen der Ehefrau, nämlich das eingebrachte 
Gut, der Verwaltung und Nutzniessung des Mannes unterworfen; aus- 
genommen ist das sogen. Vorbehaltsgut') der Frau, zu welchem bei- 
spielsweise das von der Frau durch Arbeit oder den selbständigen 
Betrieb eines Erwerbsgeschäftes erworbene Vermögen gehört; auf 



1) IHeses Qceetsbuch stellt die Nomen des ngea. Systems der Yerwaltungg» 

gemeinschaft oder des ehemänniftcben Nio«Hhranrh8 als ,,e:rset7l»r'hcs Oriterrpcht" fest 
(BGB. §§ J363 — 1425; es gibt übrigeus nach diesem Geaetzbueh auch Fälle, in welchen 
fesetslich di« GQtertrennnng besteht und dem Hanne die Yeriraltang und Nntznies»ting 
des oingebrachten Frauenguts nicht zukommt (BGB. §§ 1364, 1420 — 14'51). Ncijftn 
dem gcsetzlifiheo Güterrechte beisteht nach I>eutschem KeicbsrecUt die YertragsfriMbcit, 
das Beebt der Eheveiirftge (BGB. §§ 1432—1557), doch bed&rtai die irichtigsten Ab- 
weichiingr; 1, vereinbarten Güterrechts vom i;e>etzli('!icn Güterrcchtf zu ihrer 'Wirk- 
samkeit gegen Dritte besondere Hitteilung an diese oder der Eintragung in daa Güter- 
Kchtsregister (BGB. §g 1435, 1558 bis 1563). 

2) Ein Ehf'vcrtra;,' kann inhaltlich srhr vcreinfncht wcnlrn diidurch, das^s die Ehe- 
gatten den Giiterstand regelo durch Verweisung eines der im BGB. hypothetisch ge- 
nilielten ▼ertragsmässigen Oflterraohtssystenie : 1. Allgemeine Guteigemeinschaft (§$ 143? 
bis ITilS), 2. ErrunKfnsdiaft.sjjremeinsfliaft (§§ 1519 — 1548), 3. Fahrnisc;c-mein-j(_-haft 
(§§ 1549—1557) und 4. Gütertrennung (§§ 1426—1431, 1436), welch letztere übrigens 
in geaetslieh bestimmten Füllen (§§ 1364, 142C, 1418--1420, 1425) anch ab „geaeU- 
liclws Güterrecht" statt der „Veriraltnngiqtemalnaefaaft" eintritt 

BGB. ^ 1365—1371. 
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dieses erstreckt sich die Verwaltung mid Nntzniessung des Mannes 
nicht. Nach der Beendigung der Ehe hat der Mann oder dessen 
Erbe das eingebrachte Gut herauszugeben und über die Verwaltung 
Bechenscliaft abzulegen'). 

C. Man kann endlich auch sagen: Die Ehe hat eine Lebens- 
gemdnscliaft zu bewirken und wenn das Objekt der Vergemeinscbaft- 
licfaung auch nicht in erster Linie das Vermdgen ist, so ist eine 
Vermögensgemeinschaft doch nicht ausgeschlossen, ja durch das Leben, 
das Znsammenleben beider Ehegatten, die Gemeinschaftlichkeit ihrer 
Bedürfnisse in Haas und Hof and ihres Erwerbs, in Fleiss und Spar- 
samkeit, bis zu einem gewissen Grade wenigstens, geradezu gefordert. 
So entsteht eine durch den Übergang von Mannesvermög«! in Frauen- 
«»ut eingeleitete, bei der nachelieliehen Auseinandersetzung sich zuerst 
praktisch erweisende Gütergemeinschaft, ein System (oder besser 
ein Bereich von Systemen), welchem wohl ein ebenso hohes Alter, 
wie dem des Sachsenrechts in Deutschland zukommt*) und unter 
allen Umständen das eigentümlich ist, dass eine Vermögensmasse 
während der Eiie gemeinschaftliches Vermögen der beiden Ehegatten 
ist und bei der Endigung der Ehe ohne liücksicht auf den Ursprung 
oder Erwerbsgrand YerteUt oder vererbt wird*). Diese Vermögens- 
masse, das Gemeingut der Ehegatten während der Ehe, umfasst ent- 
weder das ganze Vermögen derselben (^allgemeine Gütergemeinschaft'') 
oder nur gewisse Teile des ehemännischen und eheweiblichen Ver- 
mögens („partikuläre Gütergemeinschaft"). Die. allgemeine Gfiter- 
gemeinscliaft wurzelt hauptsächlich in fränkischen, westfälischen und 
schwäbischen Hechten^). Die partikuläre Gütergemeinschaft ist ent- 
weder „Mobiliar- nrifl Errungenschaftsgemeinschaft" — so im französi- 
schen (,'()de civil und den ihm nachgebildeten oder ihm nahestehenden 
Rechten'*) — oder nur ;9£rrangenschaltägemeinschaft"^}, wobei das 



1) BGB. §§ 1421 ff. Da« altbabylouiscbe Recht regelt das eheliche Güterrecht 
in der Hanpinehe Bhnlich dem Bechte des BGB. 8. Hemmurabie OB. §§ 162 
bis 174, Aber die Schuldenhaftun^' ist eine andere; tiadi althabyloniselRiii Huhi. 
haftet die Fraa neben dem Manne, für alle ehelichen tjchulden des Mannes, sogar für 
die vorehelichen desselben (wenn nieht im Eh«vertrag anadr&ddich diese ihre Hattttng 
!uisge.scli1os6«'ii ist), HM- kann für die Schulden de* Mannes sogar verkauft wmden. 
Uanimurabis GB. §§ 151, 152. 

Vgl. Biohard SehrOder, Geseblelite des ehdidten Ofiterreehts in Dentsdi* 
land, 18*13-1874, T. II, 2, S. 1 (T, II, 3, S. 13 ff., 295 ff. Für die ganze obi^'f 
Darstelluog ist vor allem dieses Hauptwerk der Doktrin des ehelichen Güterrechts 
massgebend. Literatur siehe im fibrigen Gareis, Grundrisif, 110 Anm., § 117 
Anm. 2; — Heusler, Institutionen, § 130. 

3) Nach dem Deutschen Buigeriichen Gesetzbuche kann ein System der Güter- 
gemeinselmft nur im des Bhevertrags angenommen wwdea sl vorige S. Anm. 1 n. 2. 

*) Vgl. BGB. §§ 14;{7— 1518. 

5) Vgl. BGB. 1549—1557. 

6) Vgl. BGB. ^ 1519— 1Ö48. 
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Eingebrachte beider Ehegatten normal getrennt bleibt, wenn auch 
ehedauernd unter der Verwaltung des Mannes; die Errungenschafts- 
gemcinscliaft wurde als gesetzliches Güterrechtssystem anerkannt in 
bayerischen, württembergischen und hessischen^) Landrechten usw., 
selbstverständlich nicht ohne \'erschiedenheiten in den einzelnen lüch- 
tungen der Vermugensverwaltung und -nutzung. 

Welche von den verschiedenen zu Recht bestehenden Güterrechts- 
oidaungen für eine konkrete Ehe massgebend sein sollte^ bestimmt 
sich — innerhalb der Schranken des Gesetzes — entweder nach dem 
Ehererlvage der Ehegatten oder nach dem Rechte des Ortes, an 
welchem die £hd ihr erstes Domizil hat, dem Domizilrechte des Mannes 
immittelbar nach der Eheschliessmig. Das deutsche Becht yerlangt, 
dasB sich, wemi der Ehemann zur Zeit der Eheschliessnng ein 
Deutscher war, das eheliche Güterrecht nach den deutschen Gesetzen*) 
richte ; erwirbt er nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörig- 
keit oder haben ausländische Ehegatten ihren Wohnsitz im Jnlande, 
so sind für das eheliche Güterrecht die Gesetze des Staates mass- 
gebend, dem der !\Tann zur Zeit der Eingehung der Ehe angehörte; 
die Ehegatten können jedoch einen Ehevertrag schliessen, auch wenn 
er nach diesem Gesetz unzulässig sein würde 



§ 32. 

2. Das Kindeirerin^gensreelii 

Ob das pers()nliche und natürliche Verhältnis, welches zwischen 
den Eltern und ihren Kindern bef?teht, einen rechtlichen Einfluss auf 
das Vermügeii, sei es der Eltern, sei es der Kinder oder beider Teile, 
und gegebenenfalls, welchen Einfluss es in der einen oder anderen 
Richtung auszuühen habe, hängt selbstv^tändlich zunächst und zu- 
meist von der rechtlichen Gestaltung jenes persönlichen VerhSitnisses 
selbst ab: Wird das Kind nur als Sache, nur als Yermögensobjekt 
des Vaters oder der Eltern betrachtet, so existiert kein Yermägens- 
recht des Kindes; ein solches ist aber auf höheren Kulturstufen un- 
entbehrlich; das Kind ist hier vom ersten Atemzuge an als Träger 
eigener Interessen rechtlich anerkannt; dieser Anerkennung entspricht 
vor allem die beiden Eltern (meist primär dem — ehelichen — Vater, 



1 ) G a r e i s , Die EmmgeiiBQhaftqgNneiiiMdiaft nach heviidicii fianderiedhten, 1885 
(Lndwigsprogramm). 

*) Ei find die in den Anm. 1—3 aaf Seite 127 «ogefährten gesetdieheii Be> 

ttlmmaagen. 

3) EinfG. z. BGB. Art. 15. 

G«r«i«, B«cbtaensyUoptdi«. 8. Aull. 9 
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subsidiär der — ehelichen und unehelichen — Mutter) obliegende 
Pflicht, das Kind körperlich zu unterhalten und geistig /.u erziehen; 
die demnach auf das Kind zu verwendenden Vermögensausgaben 
(Alimentation) bilden das Korrelat zum Erziebungsrecbte der Eltern, 
die Alimentationeverbindlichkeit ist übrigens — in Anerkennung einer 
sittlichen Pflicht durch das objektive Recht — eine gegenseitige: 
yermögenskNae Eltern, Grosseltem usw. müssen von ihren vermögen* 
besitzenden Deszendenten alimentiert werden. Zur Alimentationspflicht 
der Eltern gesellt sich nach manchen Rechten eine Verbindlichkeit 
derselben, dem heiratsfähigen Kinde ein Heiratsgut oder eine Aus- 
steuer zu bestellen. Der weiteste vermögensrechtliche Einfluss des 
Eltern- oder Kindesrechtes aber macht sich auf dem Gebiete des 
Erbrechts geltend. Deszendenten und Aszendenten sind einander die 
natürlichen Erben (s. unten § 35). 

Wie sich ans <lnni allgemeinen personliehen Eltern- und Kindes- 
Verhältnis das llcchtsverhäitnis der väterlichen Gewalt als eine be- 
sonders ausgeprägte Gestaltung eines persönlichen Verhältnisses (siehe 
oben S. 120) hervorliebt, so aucii in vermögensrechtlicher Beziehung; 
die Verschiedenheit der Auffassung des persönlichen Verhältnisses be- 
wirkt hierbei selbstTerst&ndlich auch eine verschiedene yermögensrecht- 
lidie Einwirkung; der altrömiscben patria potestas entsprach das 
römische Peknlienrecht, das peculium war nrspriingtich ein Vermögens- 
komplex, welchen der Vater dem Sohne zur — mehr oder weniger 
nnselbstSndigen » Bewirtschaftung überliess; ein anderes peculium. 
das peculium castrense (Kriegsverdienst) emanzipierte sich von der 
väterlichen Einwirkung und in gleichem Masse hörte der Haussohn 
auf, Erwerbsorgan des Vaters zu sein. Während das römische Peknlien- 
recht in Deutschland als nicht (vollständig) rezipiert arigesehen wird^) 
hat sich hier ein väterliches — nun elterliches — Verwaltungsrecht 
gebildet, inhaltlich dessen der Gewalthaber das Vermögen des Kindes 
bis zu dessen bebständigwerden zu verwalten befugt ist und zwar 
entweder — soweit es sich um freies Sondergut des Kindes handelt 
— ohne Niessbrauchrecht des ersteren (über den Niessbranch s. oben 
§ 21 S. 97), oder — soweit es sich um sog. unfreies Kinderrermögen 
handelt") — mit Nutzniessnngsrecht des Vaters, beziehungsweise der 
Mutter. 



1) Stobbe, DentMies Privatrecht, § 254, Bd, lU, S. 343, 345. latenitur a. 
aach Gareis, Gruiuln'ii.s, § 134, Anm. 1. 
») Vgl. BGB. 1650, 1601. 

S) BOB. § 1649. Üb«r dte «Itedioli« Q«w«lt der Mutter s. BGU. §§ 1684 ff. 
und über die reditlicha Stdlnng der iinelidiidien Kinder ebenda §§ 1705 ff. 
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§ 33. 

3. Die Yormaudscliaftliche Vermögensverwaltung. 

Wie bereits erwähnt, ist unter den künstlichen Verwandt- 
schaftsverhältnissen die Vormundschaft im modernen Rechte ganz be- 
sonders in der Richtung auf die Vermoj^ens Verwaltung entwickelt 
(s. oben 4j 29 S. 123 und § 30 S. 124). Die Gesetze unterscheiden 
eine Vormundschaft über Minderjährige'), dann Vormundschaften über 
entmündigte Volljährige^) und Pflegschaften über rersunen, die, ab- 
gesehen von den Fällen der Vormundschaft, z. B. infolge geistiger 
oder körperlicher Gebrechen, einer besonderen Unterstützung und 
Vertretung in ihren Vermögensangelegenheiten bedürfen*). Alle Vor- 
mundschalten und Pflegeschaften stehen unter der Aufsicht und Ober- 
leitung der Staatsbehörden, in der Regel wm Gerichten, den Vor- 
innndschaftsgerichten^), deren Tätigkeit als ein Stück der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit^) anzusehen ist. Dem Vormundschaftsgerichte kommt 
die Bestellung des Vormundes, nötigenfalls auch eines Gegenvormundes®) 
zu. die Abnahme der Vormundschaftsrechnung'} und die Genehmi- 
gung aller derjenigen Handlungen des Vormundes, welche von be- 
sonders weittragender Bedeutung für die Vermögenslage des Mündels^) 
sind; überdies enthalten die Gesetze selbst Grundsätze über die Art 
der Vermögensverwaltung und insbesondere der sicheren Anlage des 
MündelguteSj sog. mündelsicliere Kapitalanlage^). 

Bei der Beendigung der Vormundschaft hat der Vormund über 
die Verwaltung Rechenschaft abzulegen und das verwaltete VermC^n 
herauszugeben, zur Kontrolle des Vormundes kann ein sogen. Gegen- 
vormund, zur Unterstützung des Vormundschaftsgerichts ein Familien- 
rat bestellt sein. 

Die Vormundschaft über Minderjährige endigt selbstverständlich 
mit der Erreichung der Volljährigkeit, d. i. der Vollendung des 21. 
Lebensjahres des I\lündels, die über Volljährige diom, wenn ihr Grund, 
nämlich die Entmündigung, wegfällt. 

Nach dem deutächen Reichsrechte kann ein Vomähriger entmündigt werden 
wegen Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Verachwendttiig und Tranksncht naeh 
Haasgabe näherer Bestimmiiog d«r Gesetze 



1) BGB. §§ 1773 ir. 

«) BGB. S;^ ISOC. ff. 

«) BGB. 1909—1921. 

4) BGB. §1 1774, 1775, 1787—1791, 1790, 1837 ff. 

5) S. unten § 48, III, S. 165, § 49, 11, 2, S. 169. 
«) BQB. §§ 1792, 1799, 1813 n. a. 

7) BGB. §g 1840 ff. 
•) BGB. §§ 1821 ff. • 
9) BGB. §i} 1807, 1808. 
10) BGB. §§ 6, 104, 105, 114, 1896 ff. 
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VI. Kapitel. 

Das Erbrecht. 

§ 34, 

Das Erbrecht im allgemeinen^). 

Das Erbrecht ist der InbegriÖ" derjenigen liechtssätze , durch 
welche die Frage beantwortet wird; Welchen Einfluss hat rechtlich 
der Tod einer physischen Person auf die von dieser bei Lebzeiten 
beherrschte Rechtssphäre '? 

Die nächste Folge des Todes, die eiiifaclio von keiner Kecbts- 
ordniiDg nmzustossende Antwort auf diese Frage ist die: Der Tote 
Bort auf berechtigt zu sein, — nur der Lebende bat Recht*); der 
Tote hat keine Interessen des Lebens mehr, daher auch keinen Rechts- 
schütz mehr nötig in beziig auf seine äusseren Beziehungen zu den 
Menschen und den Gemeinwesen. Hiernach wäre zu folgern: Das 
£igentum (§ 20) des Toten ist herrenlos, res nullius, seine jura in 
re aliena (§ 21) sind subjektlos und daher hinfällig; seine Individualitäts- 
rcchte 17, 18) sind ihm interesselos geworden, er kann sie nicht 
mehr gebrauchen; was er schuldete 22 IT.), kann er nicht mehr 
erfüllen, was ihm geschuldet wird, kann iimi nicht mehr erfüllt werden, 
es fehlt ihm auch hieran das Interesse; seine Ehe (§§ 25, 31) ist be- 
endet, keine Faniiliengewalt 27, 31) mehr kann er üben. 

Gewiss sind diese Kechtsverneinungen Folgen des Ablebens, aber 
sie sind doch nicht so weitgehend, dass sie Geschehenes ungeschehen 
machen könnten; und so bleiben demi Yor allem die familienrecht- 
lichen Tatsachen: dass der Vater das Kind gezeugt, die Mutter es 
geboren, wahr, auch wenn der Tod eingegriffen hat; es bleibt die Fbt 
milie, und das Familienband wird auch durch den Tod nicht gelöst; 
diese Vorstellung reicht so weit, dass sogar die Wiederverheiratung 
der verwitweten Gatten als rechtswidrig angesehen wurde. 

Das Verbot der Itigamia successiva, die poenae secnndarum nuptiarum, die 
Witweuverbrennung, im gewissen Sinne au«h die altiCldische Fflichtehe des Bruders 
des verheirateten Toten mögen als Erweise jener Vorstellang von dm Fortdnoer 
des Famihenbandes gelten. 

Mit diesen auf das Kechtsgebiet einwirkenden Vorstellungen, 
welche wesentlich von religiösen Ideen getragen sind, yerbinden sich 

1) Vgl. Sohm, Institiit. §§ 95 ff. — 9alkoweki ImUtat. § 173 ff. — Dahn, 

D. Kcoht^buch, S. 240 IT. — Von Rechtsverhältnissen an menMbliehen Leiohen s. 
Uareis an deu oben S. 80 Anm. 2 aDgeg«b«uea SUslleo. 
>) Vgl. oben § 16 a), 8. 71, 72. 

3) Dein wirklichen Tode wird der vermutete Tod, der bei TodeserklftrOlig (BQB, 
§§ 13—20) angeoommen wird| bis zu einem gewiesen Grade gleiebgeaobtet. 



Digitized by Google 



Erbrodit im aUgemeiiieii. 



13a 



die uralten Vorstellungen vom Familieneigentume*), welche be- 
wirken, da^s das Eigentum, welches dem Verstorbenen bei Lebzeiten 
zustflTid, nach dessen Tode in der lamilie verbleibt, von Hechts wegen 
an den nächsten Verwandten kommt, von diesem geerbt wird: so 
heisst das wichtia^ste Eigentum bei den Deutschen, das Grundeigen- 
tum, eben weil es ererbt ist und wieder vererbt wird, das Erbe, 
und man begegnet in den älteren deutschen Rechten der Vorstellung, 
dass das Erbe dem BechtaBachfolger des Verstorbenen so znfSlIt und 
derart in dessen Besitz gelangt, als hätte der Tote es ihm selbst und 
unmittelbar ohne des Nachfolgers Zutun in die Hand gegeben (der 
Tote erbt den Lebendigen, le mort saisit le vif). Das Grundeigentum 
wird demnach nicht herrenlos durch den Tod seines bisherigen Herrn, 
sondern geht an die Verwandten (^es bleibt in der Familie'); fehlt 
es an einem Verwandten, so macht sich die noch ältere Vorstufe des 
Sonderei ?ens, das G emeind eeigentum^l {geltend, das herrenlose 
Grundeigentum fällt zurück an das (Temeinwesen oder an dessen 
Haupt. Aber uralte Rechte gestatten sclion, dass an Stelle der nicht 
vorhandenen wirkliclien (natürlichen) \"erwandten „künstliche Ver- 
wandte" treten, Personen, deren Verwandtschaft durch einen Rechts- 
akt vor der Gemeinde oder deren Vertretern künstlich herbeigeführt 
und fingiert wird (deutschrechtlich: adoptio in hereditatem, römisch- 
rechtlich: die Testamentszeugen als Vertreter des römischen Volkes 
&ufgefasst). Dieser Rechtsakt, die ktinstltche Schaffung von Erben, 
wurde um so bedeutungsvoller und wichtiger, je mehr das- Grund»' 
eigentnm aufhörte, die Haupt- oder gar die alleinige Masse des Ver- 
mögens zu bilden, je mehr neben die Naturalwirtschaft die Geld- und 
Kreditwirtschaft trat; letztere war schlechterdings unmöglich, wenn 
der Tod die Rückzahlungsverbindlichkeit und damit von vornherein 
jeden Kredit der von ihm stets bedrohten Menschen zerstörte oder 
den Gläubigeranspruch mit der Person des Gläubigers verschwinden liess. 

So kommt es. dass bei jedem Volke, welches bis zur (icld- und 
Kreditwirtschaft gelangt ist. die \'ennögensinteressen des \ erstorbenen 
diesen in ihrer juristischen Gestalt überleben: sie bleiben als rechtlich 
geschützte Interessen bestehen und wechseln nur den Interessenten; 
es treten demnach die vorhin erwähnten Rechtsvemeinungen nicht 
ein, sondern es gehen die Rechte, aber auch die Verbindlichkeiten 
des Verstorbenen über auf einen Rechtsnachfolger (neuen Interessen- 
.ten, Sukzessor), soweit diese Rechte und Verbindlichkeiten sich nicht 
geradezu an die von dem Tod entrissene Persönlichkeit des defunctus 
knfipfen, wie z. £. höchst persönliche Klagerechte, oder Deliktschulden, 



1) Vgl oben § 20, S. 91, 93. 

8) Vgl. oben § 20, S. 90 ff,, «ach § 7, II, S. 32 Arno. 1. 
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die nicht in blossem Ergatze von Vermögen, sondern in Straf- 
schulden bestehen u. dgl. 

Von einer gewissen, spätestens mit der Kreditwirtschaft beginnen- 
den Kulturhöhe an anerkennen und garantieren die Rechtsordnungen 

demnach ein Sukzessionsinteresse, das Interesse des zur Nachfolge 
(Sukzession) in das Verminen des Verstorbenen berufenen wirklichen 
Verwandten oder als Verwandten fingierten anderweiten — eztraneos 
— Sukzessors. 

Za dieser Anerkennung des Sukzesslonsisteresses gelangten die Rechtsord- 

nnngen yon verschiedenen Standpunkten aus; bald ist es das anerkannte Fa- 
milieninteresse') (Nachwirkung des Familieneigeutums), bald die Konsequenz 
eines auf Erhaltung des Kechtsfriedens gerichteten Gemein wesensinteresseSr 
WL'lcliPs dem Kampfe um herrenlose Güter widerstrebt*), den Kredit tiber den 
Tod des Gläubigers und des Schuldoers in Verkehrsobligationen zu sichern^; und 
den Erwerbstrieb sowie den Spar sinn aller ( iemeinwesensmitglieder za 
fördern bestrebt ist. In der Vorwirklichung die.iei 'lYndenzen liegt die kultu- 
relle Bedeutung des Erbrechts, in der von sozialistischer*) Seite ange- 
strebten Aufhebung oder wesentlichen Einschränkung des Erbrechts aber liegt 
die (Jefahr, von der mittelst des Erlirechts erreichten KulturliiiLe wieder herab- 
zusinken; damit ist nicht gesagt, dasn nicht sowohl die natürliche Verwandten- 
»ukzesäion als aueh die gewillkttite Erbfolge gesetzlichen Beschrftnkungen unter- 
liegen könne und auch solle, erstere «lein Giade nach, letztere der Masse nach. 
Die Einschränkung des Erbrechts der Mai>äü nach wird zweckmässig durch Erb- 
schaftssteuern^) bewirkt, welche das Interesse der Gemeinwesen ins Yer- 
haltnis zum Sukzessionsinteresso setzen und erstcrcs in denjenigen Fällen prä- 
valieren lassen, in denen der Gusetzgeber den Schutz des Sukzesaionaintercsses 
(namentlich eines extraneus snceessor) nicht mehr oder nicht mehr ToUatftndig 
für nötig hAlt 

Das Sukzessionsinteresse kann darauf gerichtet sein: 

a) dass der Bechtsnacbfolger Eigentümer einzelner Sachen des 
Verstorbenen, Inhaber einzelner Rechte, auch Träger einzelner Schul- 
den desselben werde, dass mit anderen Worten nur einzelne 
Interessen, welche bisher zugunsten des nun Toten geschützt waren, 
von jetzt an zu seinen, des Rechtsnachfolgers Gunsten, geschützt 
seien; oder 

b) dass sämtliche (nicht rein persönliche) Interessen des Ver> 
storbenen nun als Interessen des Rechtsnadifolgers dergestalt behan- 
delt werden, als sei letzterer in die von dem ersteren verlassene 
ganze Kechtssphäre, wie sie ist« eingetreten und als seien alle Inter- 
essen des Toten nur ein einziges umfassendes Interesse, dieses aber 
nun Interesse des Rechtsnachfolgers geworden. 



1) Vgl. oben S. 188, aneh §§ 25, 30, S. 115, 123. 

2) S. oben 2, S. 3, 5—8. 

3) S. oben auch §§ 22, 23. 

4) Vgl. nuten § 41, 8. 146 bei Anm. 2. 
6) Vi^. unten § 47. 
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Dem ersteren Interesse (a) entspricht die Singnlarsukzession, 

successio in singulas res, Sonder nachfolge, — diese Icann auch unter 
Lebenden vorkommen, ein Fall derselben ist dort z. B. die Zession 
{s. 3 22 S. 108), auch die Tradition i's S 20 S. 95). Das Sukzes-ion^- 
interesse in dem zuletzt (unter bi erwähnten Sinne ist das Intiiose 
an der Universalsukzession, succesio per Universum jus dei'uncti, Ge- 
samtnachfolge, — ein echter (nach gemeinem in Deutschland geltenden 
Rechte der einzige) Fall einer Universalsukzession ist die Erbfolge 
in ein ganzes Vermögen, der erbrechtliche Eintritt in das gesamte 
Vermögen (Aktiv- nnd Passmermögen) eines Verstorbenen, ^^here- 
ditas'^'); der Erbe, heres, tritt völlig ein in die durch den Tod leer 
gewordene Bechtssphäre (die höchst personlichen Rechte nnd Pflich- 
ten des defunctus abgerechnet), er setzt gewissermassen die Interessen- 
trägerschaft des Verstorbenen fort, und wird dementsprechend Eigen- 
tümer der Sachen desselben, Gläubiger der Forderungen, Schuldner 
der Schulden des Toten. Dieser ErfolGü tritt nach ntmischem Rechte 
(in der Hegel) nicht schon dann ein. wenn die Erljschaft deferiert, 
(..angetragen" und übertrafen'' aus einem der Delationsgriindej ist, 
suiidern erst dann, wenn dieselbe nach der Delation „angetreten", 
die hereditas delata durch aditio (d.i. Erbschaftsantritt) akquiriert 
wurde, während nach deutschen und französischen Hechten schon der 
Anfall, die Delation der Erbschaft — ohne die aditio — den völligen 
Eintritt in die Bechtssphäre des Vorgängers znr Folge hat^). 

Nach der Verschiedenheit der Delationsgründe wird natürliche 
und gewillkürte Erbfolge unterschieden, s. 35 nnd 36. 

BsBs das VermOgeii VeT8iort>ener entsprecbend dem objektiTen Rechte und 

der stattgeliabten Delation beliamlelt wird, ist nicht bloss durch dio Möglirhkeit 
zivilprozessualer Geltendmachung von JSrbansprüchen (Erbschaf tsanspracheu^) ge- 
sichert, sondern auch Torsorglteh dnrch die staatliche Y er lassen schsf ts- 
überwachung — Fürsorge dos Nachlassgerichts*) — gewahrt, welche einen 
Teil der freiwilligen Gerichtsbarkeit bildet (a. unten § 49 S. 169). 



1) 1. 37 D. de acq. v. ora. bered. (29, 2) (Pomponius): Ileres in omne jus 
mortui, non tarn singularum rerum domiuiam succcdit, quuin et ea, quac in nominibus 
Bunt, ad heredem transeant. 1. 63 D. de reg. jur. (50, 17) (Julian): Hereditas nihil 
aliud est, quam succeasio in unirersam jns, qiiod defunctus habucrit — so sagt auch 
das £>eut8che BGB., dass das Vermögen der Terstorbenen Person (die Erbschaft) als 
Ganz es auf eine oder mehrere andere Personen (Erben) übergehe, BGB. § 1922. 

-) Möglich is( nach dfn neueren wie niuli den älteren Rechten ein Ausschlagen 
der deferierten Erbschaft (repudiatio, bencficiura ubstineudi) , sowie auch ein nur be- 
dingtes Antreten (beneficium inventarii) ; auch nach dem Dentscbeo BGB. (§ 1942) 
geht die Er1)schaft (ihnc Erlischaftsniitritt ohne weitere» mit dem Erbfall, d. i. dem 
Tode des Erbiasäcrs auf den berufenen Erben über, unbeschadet dt» Rechtes, sie aus- 
zuschlagen. Der Erbe kann aber die Erbschaft nicht mehr ausschlagen, wenn die für 
die Ausschlagung vorgeschriebene Frist (ß Wochen in der Aegd) verstrichen ist oder 
er die Erbschaft ausdrücklicli angeoommen hat. 

3) BGB. ii 2018. 

4) BGB. §§ mttt 1900 ff. 
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§ 35. 

Die iiatiii liehe Erbfolge^). 

Die rechtliche Anerkennung des Interesses der Familiengenossen 
an der Nachfolge in das Vermögen eines Verstorlienen führt zur 
sog. natürlichen Erbfolge: als „natürlich", von der Natur gewollt, 
erscheint die Verwandtenerbfolge, welche kraft des objektiven Rechts 
ohne weiteres — ipso jure — eintritt, nach deutscher Rechtsau- 
scbanung. Das ältere deutsche Recht keimte nur die Verwandtenerb- 
folge keine gewillkürte Sukzession (s. § 36), und Hess erstere von 
Bechts wegen eintreten, fast soweit die Verwandtschaft bekannt sein 
konnte, entferotore Verwandten jeweilig zugunsten der näheren ans- 
scbliessend. Fehlte es an Verwandten überhaupt, so erbte das 
grössere und kleinere Gemeinwesen oder dessen Haupt. Das römische 
Recht liess die Verwandtenerbfolge ebenfalls zu, aber erst in Er- 
mangelung: einer letzwillijjen Verfügung (testamentum s. ii 36) des 
Verstorbenen, — si intest a t u s ^) decesserit defunctus, demnach sind 
ihm die Verwandten die Intestaterben. Diese Auffassung und 
Bezeichnung ist in die neueren Rechte übergegangen. 

Gemäss dieser orhen in Ermangplnng von let7twinig:en Verfügungen zunächst 
die Deszendenten*) (L Klasse, nach römischem Reclit, Novella 118) des Ver- 
storbenen, in Ennangelang solcher die Aszendenten, voUbürtigen Geschwibter und 
vollbtirtigen Geschwi.sterkimlcr (Tf. Klas^ie), dann die halbbOiiigen Geschwister 
und iiescbwisterkinder (III. Klasäe) und endlich die übrigen Kollateralen 
(lY. ElaBM). 



1) Vgl. Sobui, Institut. § iiS. — Salkowski, Institut. 182 ff. — Heus- 
Icr, Institutionen des D. PriTstrechts, § 183 ff. Geaetiliohe Erben* im Sinne des BQB, 

§§ 1924—1936. 

2) KecUtÄsprich Wörter: „Gott, uiclit der Mensch, macht die Erben'^ „Wer rctlit 
und selig will sterben, der lasse sein Gut s< inen Erlten." Waltber Munzinger (Erb- 
recbtlicbe Studien, Basel 1874) versucht die Verschiedenheit zwischen dem römischen, 
vom Testament ausgebenden und dem deutacbeD, die testamentlosc Verwandtenerbfolge 
als das Naifidiche bctraebtrndt n Krbncht uuf di<- Vrrschiedenheit der Vorstellungea 
von dem transzendentalen Verhalten und Vor! I i' di r Seele des Verstorbenen — 
einerseits im röuiiscbeu Ilaube, audcreräcitä lu Wullialia — zurückzuführen. — Auch 
das altindiscbe Recht kaunte keine Testamente, b. J0U7, Recht und SiUe, S. 81, 84 ff. 

8) d. i. ohne testiert zu haben, ohne ein testainentum errichtet zu haben. 

*) Einzelne Rechte unterscheiden unter diesen selbst, sei es nach dem Geschlechte 
der Kiuder, sei es nach der Reihenfolge der Geburten; so gibt das ältere deutsche 
Recht, wenigstens in Vie/iig anf die Erbfolge in den Grundbesitz, den Söhnen d^n Vor- 
zug vor den Töchtern, das hebräische Recht gibt den Erstgeborenen eine doppelte Erb- 
portion ; das althellenisoiie Becht spraoh der Tochter entired«r nur eine Mitgift oder 
den halben Sohnesteil zu, es ssi denn, dass sie Erbtoehter war nnd das ganze Vpr- 
mögen von ihrem Vater nur für ihre Kinder erhielt. Über das Eretgcburtsrccbt des 
Ältesten Böhnes nach altindiscben Beehte •. Jnlios JoUy, Bedit und Sitte a. a. O. 
S. 79 und über der Erbtochter Heirats* nnd Erbredit a. s. B. das Beeht der Stadt 
Gortyu (s. oben S. 68, Aom. 2). 
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Das bürgerliche Uesetzbuch für das deutsche Reich unterscheidet gesetz- 
liche Erben der ersten Ordnung d. k. die Abkömmlinge des Erblassers, der 
zweiten Ordnung d. s. die Eltern des Erblassers und deren Abkömmlinge, der 
dritten Ordnung d. s. die Grosseltem des Erblassers und deren Abkömmlinge, 
dor Tierten Ordnung d. die Urgrosseltem des Erblassers und deren Abkömm- 
linge, der fünften lind ferneren Ordnungen d. 8. die entfernteren Voreltern und 
deren Abkömmlinge. Ein Verwandter ist nicht zur Erbfolge berufen, solange ein 
Verwandter einer vorheizenden Ordnung vorhanden ist. Das deutsche bürger- 
liche Recht sieht übrigens auch in den Ehegatten gesetzliche Erben: des Erb- 
lassers überlebender Ehegatte ist neben Verwandten der eisten Ordnung zu einem 
"Vierteil, neben solchen der zweiten oder neben Grosseliera zur Hälfte der Erb* 
Schaft als gesetzlicher Erbe berufen, ja er i t Mleinerbe, wenn weder Verwandte 
der ersten noch der zweiten Ordnung, noch (n usBeltern vorbanden sind. Fehlen 
Verwandte und Ehegatte, so ist der Fiskus des Bundeeetaata, dem der Erbheeer 
zur Zeit des Todes angehört hat, gesetzlicher Erbe. 

Die Art der Sukzession, insbesondere die etwa nötige Teilung 
wird von den Rechten des näheren bestimmt, so treten z. B. nach 
deutschem Reclite an die Stelle pines zur Zeit des Erbfalls nicht 
mehr lebenden Abkömmlings des Erblassers die durch üm mit letzterem 
verwandten Abkömmlinge nach Stämmen^). 

Die nächsten Verwandten, vor allem Eltern und Kinder gegen- 
seitig, Süllen unter allen Umständen nicht übergangen, sondern be- 
dacht werden *) ; wenigstens mit einem gesetzUch abgegrenzten Mindest- 
betrage, dem sog. Pflichtteil sofern nicht einer der sog. gesetdichen 
Enterbungsgründe vorliegt^); die in solcher Weise mit unentziebbaren 
Erbfolgerecbten ausgerüsteten Verwandten heissen Pflicbtteilsberecbtigte 
oder Koterben. 

§ 36. 

Die gewiUkärte £rbfolge'). 

Die in den Rechtsordnungen zugelassenen willkürlichen Delationen 
▼on Erbschaften umfassen folgende Fälle: 

1. Die Errichtung eines Testaments; ein solches ist ein for- 
meller einseitiger Rechtsakt, mit welchem ein Erbe eingesetzt oder 
— wenigstens nach deutschem Keichsrecht — eine sonstige ietztwillige 
Verfügung getroffen wird'). 



1) BGB. § 1924 Abs. 3. 

2) Bömiflcbe Novelle 115. 

'•i) So kann nach dmtM^em Redita (BGB. § 2303) ein AbkömnUiog de§ Erb- 
lassers, der durcb Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausgeschlossen ist, von 
dem Erben den Pflicbttcil verlangen, d. i. die Hälfte des Wertes des gesetzlichen Erb- 
teil«; dm gletohe Beeht steht den Eltern und dem EhcgatteD des ErblMwn unter der 
Angegebenen Vornussetxung ni. 

*) mn. ^ 2333 ff. 

5) Vgl. Sohm, lD><titut. § 99. — Salkowski, Institut §§ 170— 181. — H«ub< 

l«r, Institut, d. I). Priviitreehts § l'j4 ff. 

6) Vgl. oben § 15 Iii b a,' S. tiü. BGB. 2004 ff. 
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Der Form nach werden mehrere Arten von mehr oder weniger feierlich zu 
eiTi<^ri»ndeii Testamenten nntersehieden. Nacli dem Deataeben BGB. gibt es: 

a) orJentlicbe To.slamcntc und /war 1. vor eiiipni Richter oder vor einem Notar 
errichtet (g§ 2231 if.), oder 2. das priyatschriftiiche, lediglich in einer von dem 
EMdasaer unter Angabe des Ort« und des Tags eigenhftndig geachriebenen and 
miteiacbriebenen Erlclrirunu' bestehende Tostiunont {§§ 2231 Ziff. 1, 2247. 2248) ; 

b) amaerordentlicbe Testamente, uümiich das Gemeindetestament (§§ 2249, 2252), 
femer das Testament AI>go.s])errter (§§ 2250, 2252) und Seereiaender (§§ 2251, 
2252) sowie das Militärtestament, dessen Form sich auch Personen an Bord eines 
Schiffes der Kaiserlichen Marine nach beftonderer gesetzlicher Bestimmung be- 
dienen können (Reichs-MtlitSr-Oes. § 44. Rtnf.*6es. z. B.G.B. Art. 44), dem Inhalte 
nach ©inseitige und gegenseitige, privilegierte und nichtprivilegiertc Testamente 
usw. Das Testament oder eine testamentähnliche letztwiilige Verfügung war den 
Deutschen urspranglieh anbekannt t erat in dam rSmiaohen Rechte und wahr- 
scheinlich diireli Vermittelung der Kirche iat dasselbe in Denfschland gebränehlicfa 
geworden. 

2. Den Krbvertrag; dieser im Gebiete der deutschen Tieclite ^) 

entstanden, ist wie jeder andere Vertragt) seinem Wesen nach eine 

Willenseiiiigiing zweier oder mehrerer Privatpersonen; eigentümlich 

ist ihm, d;iss n- eine P»»'('rbung zum (le'j;enstande hat'l 

Nach diesem Gegeustandü werden unterschieden: Erbeinsetzungsverträge 
(pacta auceesaoria affirmatiTa, seien sie institatoria, oder anb>, oder reatitatoria, 
oder conservativa) und Erhver/ichte (pacta successoria renaneiateda). Nebenarten 

sind Erbveibrüderungen und (lanerhschal'teu. 

Das Vermächtnis (legatnm s. tideirommissum , ursprünglich 
verschieden) ist eine willkürliche let/Awillige Vermiigenszuwendung, 
eine delibatio hereditatis , welche nur zu einer Singularsukzession 
(s. oben ^ 34, S. 134. a), nicht zu einer Uni versalssuk Zession in das 
Vermögen des Erblassers führt*]. Hat der Verstorbene ein Ver- 
mächtnis erricbtet (was in einem Testamente neben der etwaigen 
Erbeninstitiiiernng, in einem Erbyertrage, anch in einem Vermächtnis- 
vertrage oder in einer besonderen Urkunde, bei den Römern codicilli 
genannt, geschehen kann) und hat der Erbe die Erbschaft angetreten 
(oder bezw. nicht ausgeschlagen), so ist letzterer obligationsmässig 
verpflichtet^), das Vermächtnis dem damit bedachten Vermächtnis- 
nehmer (Fideikommissar, legatarius) auszubezahlen oder sonst ver- 
fügungsentsprechend zuzuwenden. 

1) Das römificbe Recht kannte ihn nicht oder verbot ihn sogar. 

2) S. oben § 15 S. 69 und § 23 S. 105. 

3) BGB. §§'2278 ff. 

4) Vgl. BGB. §§ 2147 ft. 

&) BGB. § 2174. Das BGB. räumt dem Veruiüchtoiniehnier einfich die Stel- 
Ivmg eines Naeblaaai^&ubigers ein und gibt dem £rben das Recht, die Befriedigung 
insoweit zu verweigern als der Nacblass nicht mehr reicht. (BGB. §§ 1990 — 1992.) 
Daa römische Recht verpflichtete den Erben zur Erfüllung eines testamentariacfaen Ver* 
ulebtnisses nur soweit, das« ihm seibat noch mindestena ein Viertel der Erbflehafti die 
Mgen. falaidlflche Qoart, verblieb. S. Gareis, BGB. S. 330, Arno. 1. 
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B. Das öffentliche Recht« 

§37. 

Die Eieoiente des öltentlichen Rechts. 

Das öfifentliche Recht hat die Aufgabe, die Herrschaftsinteressen 
des herrschenden Gemeinwesens^) rechtlich zu ordnen und rechtlich 

zu schützen. Mit diesem Satze ist ausgesprochen: die Ordnung und 
(]f'T i^chutz, die das öffentliche Recht zu gewähren hat, ist ..rechtlich", 
d. h. durch Gebot und Verbot dem Willen g('ij;eiiiiber sich geltend 
machend; es ist dieser Schutz nicht der einzige, dessen sich die 
Herrschaftsinteressen zu erfreuen haben, denn sie schützt nicht bloss 
das Recht, sondern auch die Gewalt, die Macht des Staates und aller 
seiner Mittel. Das Objekt des vom öffentlichen Rechte zu gewährenden 
Schutzes sind die Herrschaftsinteressen; der Staat hat auch PiiTat- 
interessen, nämlich die fiskalischen, und diese rechtlich zu schützen 
ist das Privatrecht hemfen (s. oben § 15 S. 66, ZifF. 1) ; in den Herr- 
schaftsinteressen handelt es sich um die Geltendmachung der Staats- 
hoheit, der rechtlichen Unabhängigkeit, während in den fiskalischen 
Angelegenheiten der Staat (rtscus) rechtlich abhängig, nämlich dem 
Privatrecht unterworfen ist. Die rechtliche Unabhängigkeit, die den 
Staat (res publica) vor allen anderen rTfMnoinwesen auszeichnet, die 
Hoheit und die Eigenmächtigkeit wird durcii .Mittel der Macht, aber 
auch durch Normen ((iebote und Verbote) geschützt und gewahrt; 
nur die Normen sind hier zu erörtern: sie bilden in Gesamtheit das 
öffentliche Recht. Die llernschaftsiTiteressen -i aber sind auf zweierlei 
gerichtet: auf den Staatsbestand und auf die Staatszwecke. 

A. In bezog auf den Staatsbestand liegt in den Herrschaf ts- 
Interessen: 

1. das Interesse am Staatsgebiete, d. i. an der freien und 
rechtlichen Verfügung über das vom Gemeinwesen besetzte Territorium 

— Territorialhoheit, 

2. dafl Interrase am Volke, d. i. an der freien und rechtlichen 
Beherrschung der zum Staatsgebiete des Gemeinwesens gehörigen 

Personen — Personenhoheit. 

3. das Interesse an der Verfügung über flie nif dem Staats- 
gebiete behndlichen oder den Personen gehörigen Sachen — Sach- 
hoheit und 



1) Das herrscheaUc Gemeinwesen s. oben S. dl, 35 ff., 38 u. a. 
S) yon dem ItecfalMchotse denelboi handeln luteu ^ 47—53. 
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4. das Interesse, Personen mit der Vertretung der Herrschaftfi- 
interessen des Gememwesens frei und rechtlich zu betrauen — 
Amts ho hei t. 

Diese Interessen müssen erkannt und rechtlich festgestellt sein, 
wenn der Staat einen seiner Staatszwecke erfüllen soll; daher kann 
man diese Interessen als Hili'sinteresseu, die ihnen entsprechenden 
Hoheitsrechte als Hitfshoheitsrechte bezeichnen. 

B. In bezug auf die Staatszwecke umfassen die Herrschafts- 
interessen des Staates: 

1. das Interesse des Gemeinwesens, als eine Einheit zu gelten 
und demgemäss als eine Einheit vertreten, erkennbar gemacht und 
erkannt und anerkannt zu werden — Repräsentations-Interesse 
und -Hoheit^ 

2. das Interesse, über die physische Kraft einer zur gewaltsamen 
Durchführung des Staatswillens nach aussen und innen erforderlichen 
Anzahl von Menschen verfugen zu können. Wehrinteresse, — 

Militärhoheit, 

3. das Interesse des Gemeinwesens, dass die Mitglieder desselben 
innorlidi in Frieden miteinander leben, llechtsinteresse, — 

Justiziiüheit, 

4. das Interesse des Gemeinv eseiis, da.ss die dem Staatsbestande 
(den Elementen des Staates, iiaiulich Land und Sachen, Leute und 
Ämter, s. A, 1- — 1) drohenden Gefahren abgewendet und gewisse den 
Staatselementen nützliche, die Kräfte der Individuen übersteigende 
Unternehmungen ausgeführt werden, Verwaltungsinteresse, — 
Polizeihoheit, 

5. das Interesse des Gemeinwesens, die zur Verfolgung der (unter 
1—4 eben) erwähnten Interessen erforderlichen materiellen Mittel, 
soweit sie nicht in einer dem Privatrecht unterworfenen Weise — 
fiskalisch^) — beschafft werden, hoheitsrechtlich aus dem im Staats- 
gebiete vorhandenen Vermögen ^) zu beziehen und zu rerwenden, — 
Finanzinteresse und -Hoheit. 

Alle diese Haupt- und jene Nebeninteressen, beide inhaltlich 
durch die geschichtlich verschiedene Auffassung des Staatszwecks be- 
stimmt, vertritt das Genioinwesen (Staat) zwar mit der ihm wesent- 
lichen Eigenmacht (Ilolieit, Souveränität), al)er, der ivechtsidee ent- 
sprechend, nicht willkürlich, sondern rechtlich, innerhalb bestimmter 
vom Objekten Rechte (Gesetz, Gewohnheit, Rechtsnotwendigkeit) ge- 
zogenen Schranken, und diese Schranken, durch welche die Staats- 

1) t. B. clnidt VerrBltiing der StavUgnincbtficIce, BoniftDeD, Staatowaldniifeii viw. 

2) NämlK}t mittelst direkter Und Indirekter Steneiii, ZOUe, GebAlinD, Honopeli- 
sieru^geji und Frivil^erangeB 
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Willkür selbst eingeschränkt, der Staatswille aber als Rechtswille 
anerkannt wird, stellt das öffentliche Becht fest und die Theorie 
desselben klar. 

Insofern es sich in der Festsetzung dieser Schranken nun lediglich 
van die IntereBsen eines einzelnen Staates (fSr sich allein, im Yer- 
hältnisse za seinen Angehörigen usw.) handelt, liegt Staatsrecht 
Vor; kommen* aber die Interessen der Staaten untereinander, deren 
Abgrenzung durch über den Staaten stehende Rechtsnormen, und die 
Sicherung der unter den Staaten selbst bestehenden Interessengemein^ 
Schaft in Frage, 80 liegt Völkerrecht vor. 

Die Elemente des Staatsrechts sind obigen Erörterungen 
zufolge : 

1. das herrschende Gemeinwesen (Staat) seinem Bestände nach, 

2. die aus den Staatszwecken abgeleiteten Staatsinteressen und 

3. die in Hinsicht auf Staatsbestand und Staatszwecke sich geltend 
machende und zu wahrende Eigenmächtigkeit (Hoheit) des Staates. 

Als Elemente des Völkerrechts ergeben sich demn£^: 

1. die Mehrheit (Vielheit) der herrschenden Gemeinwesen, 

2. die am den Daseinszwecken der Menschen erklärliche Interessen- 
gemeinschaft und 

3. das gleiche Recht der herrschenden Gemeinwesen, abgeleitet 
aus ihrem gleichen Bestände. 

Die Unterscheidungen zwischen Privat- und öffentlichem Kechte 
8. oben § 14, die Elemente des Privatrechts § 15. 

§ 38. 

Die Teile des Menüichen Rechts. 

Aus der Erörterung der Elemente des öffentlichen Rechts ergibt 
sich dessen systematische Einteilung: zunächst die in öffentliches Becht 
eines Staates (Staatsrecht), hiervon unten §§ 39 — 53, und Öffentliches 
Becht der Staaten untereinander (Völkerrecht), hiervon unten § 54 
und 55. 

Die Systematik und Einteilung des Völkerrechts wird an anderer 
Stelle (unten § 55) erörtert. 

Das Staatsrecht ihf-r wird unter Zugrundelegung seiner wesent- 
lichsten Interessen geteilt 

A. in Verfassungs recht, d. i. der Inbegriff der Keclitssätze, 
durch welche das Herrschaftsinteresse des Staats an seinem Bestände 
— das Existenz-Herr Schaftsinteresse des Staates — rechtüch 
sichergebtellt wird, und 
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B. in Verwaltungsrecht, d. i. der Inbegriff derjenigen Rechts- 
nonuen, dnrdi welche das Interesse des Staats, eine Tätigkeit 
(Administration im weitesten Sinne) znr Erfüllung der Staatszwecke 
ansznftben, rechtlich umgrenzt und dadurch rechtlich garantiert — 
das Aktions-Herrschaftsinteresse rechtlich gesichert wurd. 
(Vgl. oben S. eo f.). 

Zu A. Der Bestand des Staates setzt voraus oder nmfasst: die 

Elemente des Staates (hiervon § 43) und die Organisation des Staates 
(hiervon § 44); hieraus ergeben sich die Hauptteile des Verfassungs* 
rechts. 

Zu B. Die Tätigkeit des Staates liegt in zweierlei: in der 
rechtlich schützenden Erklärung von Staatsinteressen zu Kechtsgüt«ni 

des Staates mittelst der Xormenanfstellung. d. i. die Gesetzgebung: 
iiTul in der rechtlich geordneten tatsächlichen Verfolgung aller vom 
Staate als ihm zustehend oder förderlich erkannten Interessen, d. i. 
die Verwaltung (Administrierung der Staatsinteressen, Staatsverwaltung 
in diesem Sinne: im Gegensatze zur. Gesetzgebung), hiervon siehe 
unten 45. 

Normen aui'htellen und Interessen verwalten, ist die gesarate 
Staatstiit igkeit, s. ^ 46. Die Interessen aber, welche durch die Normen- 
aufstellung geschützt und durch die rechtlich geordnete Verwaltung 
gepflegt und gefordert werden sollen, sind (s. unten § 47) entweder 

a) Hauptinteressen (s. oben § 37 B Seite 140), oder 

b) Hilfsinteressen (s. oben § 37 A Seite 139 f.). 

Linter den Hauptinteressen des Staates nimmt die hier bedeutungs- 
vollste Stellung das Bechtsinteresse des Staates ein, welchem die 
Justizhoheit desselben entspricht; diesem Interesse dienen die Rechts- 
normen, welche man unter den Namen 

bürgerliches oder Zivilrecht (hiervon unten § 49), 
Zivilprozessrecht (hiervon unten § 50), 
Strafrecht (§ 51). 

Strafprozessrecht (§ 52) und 

Recht der Administrativjustiz oder Yerwaltnngsgerichts- 
barkeit (§ 53) zusammenstellt. 
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Des öffentlicheQ Rechts 

Erste Abteilung: Das Staatsrecht 

I. Kapitel. 

Der Staat als Subjekt der Staatsinteressen. 

§ 39. 

Staatsrecht im aligemeiueu. 

(Wesen des allgemeinen und des besonderen Staatsrechts.) 

Das Staatsrecht ist der Inbegriff der Rechtssatze, dnrch welche 
die Herrschaftsinteressen eines Staates, d. s. das Interesse desselben, 
als Staat zn bestehen und als Staat — herrschend — tätig zu sein, 

rechtlich Timirrenzt nnd mittelst Normen geschützt sind. 

Jedes herrschende (iemeinwesen, jeder Staat, hat sein eigenes 
Staatsrecht, wenigstens in den nrnnd7:ii|?en eines Verfassnngsreehts 
(s. oben §8 S. 41), und jedes herrschende ( ienicinwesen unterscheidet 
sich von allen anderen herrschenden Gemeinwesen unter anderem 
bestimmt auch durch sein Staatsrecht. 

Vgl. K arl B i u(l ing, Deutsche titaatsgrumlgesetsee in diplomatisch genauem 
Abdrucke. Zu amtlichem und akademischem Gebrauche. Leipzig, Wilb. Engel« 
mann (1892-1S97 z. Z. 10 Hefte). - Kol ix Stoerk. Handbuch der deutschen 
Verfassungen (Die Verfassuag^gesetze des Deutschen Reichs und seiner Bundes- 
staaten Dach ihrem gegenwärtigen Gesetxesstftnde.) Leipzig, Dunckcr u. Humblot, 
1^84. (Dieses Werk eiitliiilt die Gesetzestexic genau und vollständig.) Paul 
Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. Tübingen, 4. Aufl. 1901. (Dieses 
Werk erSrteii mchi bloss die deutschreclitlichen Normen in vollendeter Dar- 
stelltiDi;. -nnrlern hietft aurli :';ililreichen Partien des ;illfi;emeInon Staatsrechts 
neue Gesichtspunkte und originelle Erörterungen von grösster Bedeutung). — 
Tm übrigen s. die Litemtur des allgemeinen Staatareehts nnd der besonderen 
Staatsrechte in dem von Heinrich M a rq u a r d s e n fnnter MitAvirkung vieler) 
herausgegebenen , Handbuch des öffentlichen Hechts der Gegenwart in Mono- 
graphien'' (FreilnlI^^ i. B. nnd Tfibingenl Ton 1888 an, dessen Anlage folgende ist : 

Zweiter Band. I. Halbband: Staatsrecht des Dentsclien Reichs 2. Auflage 
1894') (P. Laband), der Keichslande Klsass-Lothringen (A.Leoni, in 2. Auflage 

1) Uber deutsches Staatsrecht s. ausser dem oben voiliiu geuauutcn Werke Paul 
Labands: Hermann Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, Bd. I, ISsl, 
Bd. II, 1886. — Vh. Zoru, Das Staatsirpht des ileutseheu Reiclie.s, Bd. I, 1880, 
Bd. II, lb83, ia zweiter AuÜage Bd. i, 1^95, Bd. II, 1S97. — A. v. Kircbeu- 
heim, Lehibneh des deutschen StaatHrechts (Handbibliothek des Oflentliebeii Hecht», 
herausgegeben von A. v. Kirchenheim, L Bd.), 1887. Literaturs. ebmda S. 96, 07. 
— Gg. Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwfdtungsrecbts , Teil I, 1883, Teil II, 
1885. — Adolf Arndt, Bddisetautsrecht (1900) und Derselbe, StisAntdit und Ter> 
waltungsreobt, in Birkineyers Ena. S. 741 C, sowie die dort sngegsbens Litoraftnr, 
insbes. S. 703 ff. 
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derselbe und K. Mandel); II. Halbband: Königreich Preossen') {B, Scbalze, 
in 2. Auflage Etrl Freiherr yon Stengel), EOnigreieb Sacheen (G. E. Lent- 
bold, in 2. Auflage dem dritten Band eingereiht, bearbeitet von G. V. Frieker). 

Dritter Band. I. Halhband: Bayern (W. Vofj;el, in 2. Auflage dem zweiten 
Bande einverleibt, bearbeitet 1894 von Max v. Seydel-'J, Württemberg (L. Gaupp, 
2. Auflage 1895). Baden (Schenke, 2. Auflage 1895, F. Wielandt), Hessen») 
(Karl Garois. 2. Auflage 1894, K. Co sack). II. Halbband: beide Mecklenburg 
(0. Büsing), Oldeuburg (Becker), Braunschweig (Otto). Aubalt (Pietscber), 
Waldeck Böttcher), Schaomburg-Lippe (Uöm c rs), Lippe ( F a 1 k m a n n), Sadiaen- 
Weimar-Eisenach (G. Meyer), S. Memingen (Kirchen, S -Altenburg (Sonnen- 
kalb), S.-Koburg u. Gotha (Forkel), Schwarzbnrg-Hudoiätitdt (Kling ha mm er), 
Schwarzbnrg-Sondershausen (Schambach), Reuss ä. L. (Liebmann), Renea 
j. L. (R. Maller), Hambui^ (Woiffsonh Labeck (Klagmann), Bronen 
(Sievers). 

Vierter Hand. I. Halbband: Osterreieb-TTngam') (Ulbricb), Scbweiv (A. y. 
Orelli). Vereinigte Staaten von Nordamerika (v. Ilolat). II. Halbhaud: Belgien 
(Arntz), Dänemark (Goos), Frankreich (A rntz), Griechenland (Saripolos), 
Grosabritannien und Irland, und britische Kolonien (H. Mar^uardaen). Italien 
(Brusa), Niederlande (de Hart og), Bnsaland (Engelmann), ächweden*Nonregen 
(Aschehoug). 

Viel bedeutender als die Priyatrechte weichen die Staatsrechte 
der herrschenden Gemeinwesen voneinander ab und viel schwieriger 
sind daher Übertragungen staatsrechtlicher Einricbtimgen von einem 
Staate zu einem anderen als die Rezeptionen von ziviireflitHchen 
Normen (s. oben § 14. IV. 4. 8. G3). Aber eine vergleicheiicie, die 
Unterschiede systematisch darstellende Betrachtung der verschiedenen 
besondern Staatsrechte der existierenden herrschenden Gemeinwesen 
ist oiüglich, ja geboten, sie führt zum allgemeinen Staatsrechte ; dies 
ist die systematische Betrachtung (Theorie) derjenigen Kechtssätze, 
durch welche in den yerschiedenen Staaten die Vertretung der Herr- 
schaftsinteressen (in Gesetzgebung und Verwaltung) rechtlich gesichert 
ist; diese Theorie, das sog. allgemeine Staatsrecht^) ist aufgebaut 
auf die besonderen Staatsrechte der einzelnen bestehenden Staaten und 
bildet nicht bloss einen Teil des SvKteiiis der Rechtswissenschaft, 
sondern auch einen Teil der Staatslehre, der Wissenschaft vom 



1) Hierüber ausserdem iasbes, Herrn. Schulze, Dm prenssisohe Staatsrecht, 
Bd. I, 1872, Bil. II, 1877. — Rönne. Das Staatsr« 'ir lier preussiscben Mooarchie, 
4. Aufl., 1B80 tf., in 5. Auä. bearbeitet von Philix»p Zorn, Bd. I, Leipzigs 1809. 

Hue de Grats, Handbuch der Vorfanimg und Verwaltung in Freonen und dem 
Deutschen Reiche, 11. Aufl., 1897. 

2) Auch J. T. Pözl, Lehrbuch des bayerischen Yerwaltangsrechtai 3. Aufl., 1871. 
— > Derselbe, Lebrbocb des bayerischen yerfawimgweidite, 5. Aufl., 1877. — Max 
Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. I— VII, 1884—1894. 

8) Auch Fr. Küchler, Die Verwaltungagesetxgebuug im Grossherzogtum Hessen, 
3. Anfl. y. A. Diets, Bd. I u. II, 1800. — W. Zeller, Hsndbnoh der Vertsssung 
Dud VerwaltoDg im Grosshcrzogtuni Hrss-rn, Bfl. I, 1885, II, 18B6. 

*) Auch L. Gumblowicz, VerwaltungBlchre mit besonderer Beriicksicbtigung 
des KsterreiduBohen VerwaltangBrechtB, 1882. 

&) Literatur hierüber s. Garcis, Al^ginneinei Btantsreeht in 11 erqnnrdiens 
Hdbch. d. öierentlicben Rechts, Bd. I, S. 3. 
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iStaato^). Letztere betraciitet der Staat nicht in der rechtlichen 
Umgrenzung und rechtlichen Sicherung seines Bestandep nnd 
seiner Interessenverfolgungstätigkeit, sondern als ein Machtwesen in 
der Gesamtheit seiner Beziehungen: demnach beschäftigt sich die 
Staatswissenschaft mit der Untersuchung über die Entstehung und 
tatsächliche Entwickeiitng des Staates, mit der Zusammensetzung des 
Staates (ans Land und Leuten)'), mit seinem Zwecke*), mit seiner 
ethischen Bedeutung^), seinen wirtscbaftlichen Aufgaben seinen 
Lebensbedingungen, seiner finanziellen Seite („Finanz^- oder ^Kameral- 
Wissenschaft"); mit seinem Untergang und den mögliehen Arten imd 
Folgen desselben, und sie beschäftigt sich^ — neben all diesem anderen — 
ancfa mit der zusammenstellenden oder vergleichenden Betrachtung 
der Staatsrechte — insoferne ist das allgemeine Staatsrecht ein 
Teü der Staatswissenschaft zu nennen. 

Aus der Staatslehre ist wie der Zweck und die Theorie der Ent- 
stehung hierher zu ziehen die Lehre vom Begriffe des Staates. Wir 
sehen im Staate das herrschende Gemeinwesen. In jedem 
dieser Worte liegen zwei Elemente : das Gemeinwesen ist das Ge- 
meinwesen von Land (Staatsgebiet, Territorium) und Leuten (Staats- 
angehörige, Volk) ; das Herrschen bedeutet eine Tätigkeit, welche 
frei, unabhängig geübt wird und in der selbständigen Wahl der zu 
vertretenden Interessen sowie der Mittel dieser Interessenvertretung 
in einer den anderen Wesen gegenüber autoritativ zwingenden Weise 
besteht; deshalb liegen in dem Begriffe Herrschen ebenfalls zwei 
Elemente: die rechtliche Unabhängigkeit und die recht- 
liche Organisation (Uber- und Unterordnung yon (Aiedem zum 
Zwecke der Betätigung von Staatswille und Staatsgewalt zur selbstän- 
digen Interessenvertretung). 



1) Eobert v. Mohl, Enzyklopädie der StoatswineiuichafteOf 2. Aufl., 1672, 
9 ff. — Holtzendorff, Iteohlsenzyklopädie, system. Te9, 8. 1010. — Held, 
(irundzüge des allgciu. Staatsrechts oder Institutionen des öfFontlichen Rechts, L»'ipeig 
1868. — Bluntschlit 0««chicbte des allgem. Staatsrechts und der Politik, 1869, — 
E. Frants, Die Nstnrlehre d«t Staate al« Orandlage der StutowiiieiMehaft, 1870. 

Hierher gehflrt aueb die Statiitlk des Staates, Bobert v. Kohl, a. a. O. 
§§ 112-114. 

3) S. unten § 40 (Ideologie des Staates). 

4) „Staatidttenlehre", a.beiT. Mofaia.a.O. §§ 79-65 a. 

i) YolkavIftMfaaft im Staate «nd Wirteehaft des Staates, hierttber s. § 41. 



€ar«is, Beehtsenxjklopidie. 8. Aofl. 10 
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§ 40. 

Der Zweck des Staates^). 

(Teleologie des Staates.) 

Philosophisch stehen sich zwei Hauptrichtungen in der Auffassung 
des Staatszweclcs gegenüber. Nach der einen hat der Staat lediglich 
den Zweck den Rechtsschutz zu gewähren (Kant), und zwar für 
Staatsangehörige in wesentlich gleicher Weise, so das» allen die 
möglichst freie, lediglich durch die gleiche Freiheit der übrigen und 
durch das hierfür bestehende Sichorungsbedürfnis eingeengte Betäti- 
gungssphäre offen steht. Der sich auf diese lediglich schützende Tätig- 
keit beschränkende Staat wird Rechtsstaat (im engeren Sinne) genannt, 
in Tolkswirtschaftlioher Beziehung auch Maochestorstaat, Freihandels* 
Staat, Staat des „laissez-faire, laissez-al W ; ihm ist die individuelle 
Bewegung des Individuums die Hauptsa.che, von ihr verspricht er 
sich die Fördenmg der Kultur und der Menschheit in ihr, eine För- 
derung, zu welclier er nach der Theorie nur dadurch beitragen kann, 
dass er die Bahn ebnet und freihält, auf welcher die Individuen sich 
betätigen. 

T)(n- Theorie vom Reclitsstaate stehen die verschiedenen Wohl- 
fahrtstlie in'cn gegenüber; sie sind darin einig, dass der Staat nicht 
bloss eine negative, nur Kaum für dip individuelle Bewegung schaffende 
Rechtsaufgabe hat, sondern auch positiv schaffend ein Ziel verfolgen 
muss: das Ziel wird in der öftent liehen Wohlfahrt (sahis pnhlical er- 
blickt und diese bald mehr in materiellem Sinne (Fichte u. a.) ge- 
nommen, bald in der Herrschaft des Sittengesetzes (Hegel u. a.) 
erblickt. 

Historisch betrachtet ergibt sich als Staatszweck immer die öffent- 
liche Wohlfahrt, kein Staat 'war ein reiner Rechtsstaat, auch bei der 

engsten Umgrenzung der Staatsaufgabe, wie sie der Rechtsstaat sich 
zieht, ist die Anerkennung und Verwertung eines jeden Hoheits- 
rechts not\ven(lig2) und das Ziel, die allgemeine Wohlfahrt zu fördern, 

muss ancli dem Rechtsstaate vorschweben. Was aber unter Wohl- 
fahrt zu verstellen sei, ist wiederum (iegenstand grösster Meinungs- 
verbchiedenheit; dun li willkürliclie iietiexion oder blosse Abstraktion 
lasst sich die Frage niemals politisch brauchbar beantworten; hier 
wirken alle Kulturfaktoren ein, der Volksgeist, die Geschichte, die 

i) K. Gncist, Der Eechtsstaat uud die Verwaltimgsge&chichte ia Deutacblaud, 
imbei. S. 29 ff. 

-n Nachwrläuu^ s. R. Gucist u. a. O. S. o2 ff., ftuch Oarett in HArtmtniiB 
ZciUcbria f. d. öflcotl. Recht, Bd. lU, 1877, S. Vd7 ff. 
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^'atur von T.and und Leuten usw.; eng begrenzt ist das Gebiet, auf 
welchem sich die ältesten Staaten bewegt zu haben scheinen (vgl. 
oben § 7. S. 36 f., § 8, S. 41), wenngleich dieses schon weit über 
das blosse Uechtsgebiet hinausragte, voll von Streitfragen der Politik 
ist jeder Versnch, die Staatsaufgabe lieute abstrakt zu definieren, 
wenn die „Wohltalirt*' in Rücksicht auf eine besondere Aufgaben- 
oder Betätigungs-Sphäre gesucht werden soll. 

Rechisscbatz und Eriegsschutz gehört zu jeder Wohlfahrt, den Staat go- 
sehichtlich betrachtet; ist aber hierin schon über das Mass direkter oder eigener 
Staatstätigkeit in ersterer, und über das Mass der luanspruchnuhnie des Einzelnen 
in letzterer Hinsicht manche Meinungsverschiedenheit, so bietet die Kirchenpolitik 
und die Wirtschaftspolitik den eigenen Tnmmelptats f&r die KontroTeraen der 
Staatsteleologie. 

Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 16. April 1871 bezeichnet in 
den Eingangsworten als Zweck des ewigen Bundes (Reichs): den Schutz des 
Bundesgebietes . den Schutz des innerlialb desselben gtlltigen BeofiteB und die 
Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes. — 



§ 41. 

Staatetheorien. 

Die sog. Staatstheorien beziehen sich auf den Zweck des Staates, 
auf Umfang und Intensität der Staatstätigkeit im Verhältnis zur 
PriTattätigkeit, und auf die Entstehung des Staates. 

A. Die Betrachtung des Staatszwecks (Teleologie) führt zu den 
bereits — § 40 — erörterten Unterscheidungen im Rechts- und 
Wohlfahrtsstaate. 

B. Die Betrachtung des Verhältnisses zwischen Staats- und 
Privattätigkeit (Gemeinwesenstat und Individualtat) führt zu den 
Unterscheidungen : 

a) Recht iss taat, (in dieser Richtung) der Staat, welcher der 
rrivattätigkcit den weitesten Spielraum, der Staatstätigkeit den engsten 
einräumt; die der „Gesellschaft'* fs. oben ß 9. S. 47, i? 10, S. 
49 f.'* zukommenden Aufgaben werden von diesem Staate rein als 
private Aufgaben, deren Gebiet lediglich vom Privatrecht umhegt und 
gesell ützt ist, angesehen. 

In edler Aufiaaäuug ist hierbei massgebend, dass nur in der Freiheit mora- 
lische Handlangen wertvoll gedeihen und dass nur durch diese eine reichliche 
Förderung v^n Kultur und Menschheit möglich sei. In wiitschaftlirhor Auffassung 
ist massgebend, dass der Egoismus müglichat wenig eingeschränkt sein soll, um 
allerseitB seine Ziele möglichst Tollstftndig zu eireichen; dies ftthrfe zum extremen 



1) Über Natur und Enti^lehuug des Deutscheo Eeiches s. § 43, S. 146, Aum. 3, 
auch § 42 9. 143 Anni. 7, § 7 3. 32, § 8, 8. 41 Anm. 3», § 11 S. 49, Anm. 1; 
BeichsTeriaMung a. Qareia Beidiages. Mr. 54/56, 

10* 
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Maacheaterstaat, zum Staate des reinen „laissez-faire, laissez-aller*, einem Staats- 
wesen, in welchem mit möglichster Rechtsgleichheit aller der Schutz des £in- 
zelnen, namc^ntlich den wirtschaftlich Schwachen, in demselben Masse abnimmt» 
als die Einschränkung aller im Interesse der Freiheit abgenommen hat. 

b) Polizeistaat, der Staat, welcher die Aufgaben der Gesell- 
schaft* (s. oben ^ 0, S. 47, ^ 10. S. 49 f.) wesentlich nncl in erster 
Linie als AtifuMl nii des herrschenden Gemeinwesens betrachtet, die 
Staatstätigkeit demnach möglichst weit ausdehnt, die Privattätigkeit 
überall eingehend überwacht, kontrolliert, schützt, bevormundet, davon 
ausgehend, dass die Einsicht wie die Kraft des herrschenden Gemein- 
wesens allenthalben*) die Einsicht und die Kraft der Individuen überrage. 

Diese Anschauung führt im Ejctrem auf dem kirchlichen Gebiete zum ätrcugeu 
Staatekirchentum unter Verfolgung jedes hiervon abweichenden HekeDotnisses, aaf 
dem wirfsrhaftlic-hen Gebiete aber zum sozialistischen'-) Stnato, in welchem 
die Privattätigkeit nur als ein Teil der Gesellschaftstätigkeit und diese selbst als 
Staaletätigkeit anfgelMBt, geleitet und ansgebentet wird. 

c) Kulturstaat oder Kultnrrechtsstaat. Die Theorie hier- 
von ist eine Termittelnde, zwischen der yom Rechtsstaat und der Tom 
Polizeistaate stehend; sie kann als die nun herrsdiende betrachtet 
werden; ansg^angen wird von der begrenzten Aufgabe des Hechten 
Staats ; nicht ausgeschlossen aber wird die polizeistaatiiche Auffassung 
und Tätigkeit, nämlich da wo sie notwendig ist im Interesse der Er- 
reichung eines bestimmten Kulturzweckes. Wo ein Bedürfnis vorliegt, 
welches befriedigt werden muss, wenn nicht das Gemeinwesen leiden 
soll, welches aber durch die Kraft des Einzelnen nicht befriedigt 
wird (weil es die Intelligenz oder Kraft des Einzelnen, nicht aber die 
des Gemeinwesens übersteigt), da ist Veranlassung zu positiv ein- 
greifender iätaatstätigkeit gegeben. 

Ob auch in deujouigoii Fäüeu, in welchen ein Bedürfnis durch die Individuea 
oder durch die freie gesellschaftlicke Tat zwar befriedigt wird, durch die staat- 
liche Tätigkeit aber besser, vollkommener, sicherer befriedigt werden würde, die 
Staatstätigkeit eintreten und die Privat- oder Gesellschaftstötigkeit in den Hinter- 
grund gedrängt werden solle, ist in den einzelnra Fällen verschieden beantwortet. 

Soweit die verfehlte Bedürfnisbefriedigimg nur den Einzelnen triflFt, oder sich 
aus sittlichen Gründen als das get iiigerä Übel darstellt gegenüber einem macht- 
vollen Eingriffe des herrschenden Gemeinwesens, da hat letzterer an nnteibleibea ; 
wo aber das Mindermass in der Bedürfnissbefriedigung einem Interesse des Ge- 
meinwesens widersprechen würde, da wird die staatliche Tätigkeit angezeigt sein. 

C. Staatstheorien beziehen sicli auch auf die Entstehung des 
Staates; sie behandehi in dieser Richtung die Frage, ob der Staat 
aus der Familie oder aus einem Gewaltverhältnis (Tyrannei), von 
welcheuj sich die Entwickelung des SStaata aus dem Grundeigentümer- 
Verhältnis (Patrimonialstaat) als eine Unterart darstellt, oder aus 



1) Wo dieses niuweifelhalt der Fall ist, da itt auch die Staatstit^keit poflitly au 

allen Zeiten uuzweifelhaft au«;^eübt worden, z. B. iui ITterwesen. 

8) VgL Gar eis in den Annaleu des Deutsohea Reiches, 1879, S. 289,290, 291. 
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«inem Vertrage (so z. B. in verschiedener Auffassnnp^weise: Hobbes. 
Locke, Jean Jacques Rousseau) hervorc'Pi^an^rf'n sei. Die Gescbichte 
zeigt, ohne ilaniit einen Aufschhiss über die erste und urspninglicliste 
Entstebung in absolut bindender Weise zu geben, Staaten, welche je 
«iner dieser drei Quellen entsprungen sind; der Patriarchal- und 
Geschlechterstaat ist aus der Familie hervorgegangen; der Heroen- 
Qnd Gefolgestaat, wie der PaArimonialstaat aus dem Saprematiever- 
hältnis eines persönlich henrorragenden Staatshaupü», die modernen zu- 
sammengesetzten Staaten (z. B, das Deutsche Beich) verdanken ihren 
Ursprung unzweifelhaft Verträgen. 

Zu den Staatstheorien können auch die Theorien von dem Wesen 
der zusammengesetzten Staaten vom Unterschiede zwischen Personal- 
und Bealunion, vom Bundesstaate, Staatenhund und Konföderation 

usw. gerechnet werden, sowie auch diejenigen Theorien, welche sich 
mit der Frage der Erforderlichkeit oder Teilbarkeit der SouTeräuität 
beschäftigen usf.^).* 



II. Kapitel. 

Die Staatstätigkeit und ihr Recht 
Die Oiigane der iussernng der Steafsgewali 

Der Staat ist das herrschende Gemeinwesen, er herrscht behufs 
machtvoller Vertretung seiner Interessen über alle seine Teile, Glieder 
und Elemente in der Weise, dass sein Wille als Wille des Ge- 
meinwesens gilt und als Wille des Gemeinwesens dureli* 
gefttlurt wird, m. a. W., dass Interessen als Gemeininteressen er- 
kannt, gewollt und durchgesetzt werden. Das herrschende 
(Gemeinwesen hat demnach juristisch einen Willen, den Staatswillen, 
und zwar einen rechtlich unabhängigen, d. i. souveränen Willen, 
und eine- Macht, die Staatsgewalt, die ebenfalls rechtlich unabhängig, 
souverän ist. Die Souveränität ist dem Staate wesentlich: sie besteht 
in der rechtlichen Unabhängigkeit und folgeweise rechtlichen Mög- 
lichkeit als Interesse anzusehen und durchzusetzen, was das dieser 
Unabhängigkeit sich erfreuende Wesen als sein Interesse ansehen 



1) S. UQten § 43, S. 154, 155. 

2) V^. folgende ä«ite b«i und mit Aam. 2. 
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und verfolgen will*); die (leschiclite der Staaten zeigt, dass die 
Souveränität der Staaten tatsächlich nicht selten eingeschränkt 
wurden ist, daher als einschränkbar anzusehen ist — trotz des theo- 
retischen Widerspruchs, welcher in einer infolge der Einschränkung 
und soweit diese reicht, nicht mehr ganz unabhängigen Staatshoheit 
Hegt«). 

Jener souToräne Wille und jene sonreräne Macht kommen dem 
herrsclienden Gemeinwesen, dem Staate, als dem wirklichen Inhaber 

und Träger der Herrschaft zu; um aber Willen und Macht äussern 
zn können, bedarf das herrschende Gemeinwesen bestimmte Organe; 
diese Organe entstehen als Staatsorgane ursprünglich mit derselben 
instinktiv wirkenden Naturnotwendigkeit, mit welcher der Staat über- 
haupt zuerst entsteht und herrscht: es ist möirlich, dass ein Organ 
■ — das Hauptorgan - des Stn-ites schon vor dem Staate besteht in 
der Weise, dass sich die Elemente des Staates um dieses herum 
kristallinisch bilden und ansetzen — der Heruen-j der Gefolgschafts- 
und der Putrimonialstaat sind deutliche Erweisungen hierfür. 

Die Organe, deren das herrschende (ieiueinwesen bedarf um zu 
leben, d. i. um seine Interessen zu erkennen und zu vertreten, und 
um zu herrschen» d. i. um seine Interessen rechtlich unabhängig zu 
erkennen und ebenso zu vertreten, mit anderen Worten, die Organe, 
welche zu den Äusserungen des Staatswillens und der Staatsmacht 
gehören, sind: 

1. Das Staats haupt. 

2. Die neben dem Staktshaupt an der Herrsdbaftsausttbnng in 

unabhängiger Welse kumulativ oder kollektiv teilnehmenden*) 
oder das Staatshaupt in der Uerrschaftsausübung autonom ersetzen- 
den*) Glieder des Staats. 

3. Die unter dem Staatshaupte stehend teils formal teils auch 
materiell von diesem abhängig an der HerrschaftsausUbung ^) teil- 
nehmenden Glieder und Kräfte des Staates. 

Zu 1. In der Einheit des Staatshaupts findet die Einheit 
des Staatswiilens und der Staatsgewalt ihren sichtlichen und macht- 



1) Vgl. Gareis* AUgemeine» Staaterecht in Marquardsens Handboeh dea 

Oli'iiutUchen Recht», § 10. 

2) Dieser GcgOMtand ist sehr be.stritten, liierüber s. Labaiiü, Brie, Gg. Meyer, 
Hüncl, Dahn, v. Hol t zf n d o t f f , Jcllinek, P.ofiin, M. Seydel, Triep«, 
Ph. Zorn u. a. — Litcraturangaben b. bei Gareis a. u. O., ä. 31, 32. 10-i u. a. 

S) So z. B. die VolkavvrtnfeniiKen in den konMitntionenen Monarchian der Gegen- 
wart naoh MaMgabe der Ycrfassunc^en. 

4) So f. B. die autonomea Provinzial- und Kolooialrcgicrungeo. 

A) So s. B. die bOebtten Rite des StaatehanplB, die Minister, die Gerichte; alle 
vftlknrecbtlichcn MagiftratHrcii der Staaten, nllc übrii^pn Ämter, Behördou und Be- 
amten des Staates bis zu den untersten Exekutive rganen de» ätaat^willens herab. 
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vollen Ansdruck, am deutlichsten da, wo das Staatslianpt aus einer 
physischen Person besteht, welche in bezug auf alle Ilichtnngen der 
Staatshoheit id. i. in nlleii Hoheitsrechten) das den Willen des Gemein- 
wesens aussprechende und durchführende Organ des Gemeinwesens int, 
das ist in der Monarchie. Notwendigerweise stehen dem Staatshaupte 
die sog. Herrschafts- oder Regierungsrechte zu, von denen das staats- 
rechtlich wichtigste, das Recht den Staat in allen Richtungen zu 
vertreten (das jus repraesentationis omnimodae) ist; ansserdem können 
dem Staatshaupte die sog. Majest&tsrecbte, unter welchen das bödisto 
Privileg die personliche Unverantwortticbkeit und Unantastbarkeit 
ist, staatsrechtlicb zukommen. Je nach der Zusammensetzung oder 
Nichtzosammensetzung, Verantwortlichkeit oder Kichtverantwortlichkeit 
des Staatshanpts sowie nach dem Vorhandensein oder ! < 1 Icn einer 
rechtlichen Kontrolle der Verfassungsmässigkeit der Staatsakte des 
Staatshaupts werden unterschieden: 

I. Einherrschaften: 1. Monarchien: a) Autarchten*), b) konsti- 
tutioneile Monarchien ; 2. Monokiatische liei»ubliken: a) Präsident- 
schal'ts-'), b) Konsiilar-*), c) Diktatnr-Kopnbliken 

n. Mehrherrschaften: 1. Pleonarcliien : a) Mitre^enten*"), b) Un- 
verantwortliche Kollegien"): 2. rieonokratische Republiken*). 

Zu 2. Die Teilnahme ^elb.sinndiger Faktoren neben dem Staats- 
haupte an der Staatsbeherrscluing ist entweder internationaler oder 
nationaler Art. Die internationale Teilnahme liegt vor, wenn — - auf 
Grund von Verträgen oder Herkommen — ein vom Staatshaupte des 
mitbeherrschten Staates unabhängiger Beamter eines anderen Staates 
(ein Konsul, Hesident u. dgl.) an der Herrschaftsausübung Anteil bat. 
I 

I) Z. B. das RttMitdie Bei«h. 

\^\. die Verfassung des Königreiohi PiensBen TOm 31. Januar 1850, des 
KönigteicbB Bayern vom 2ti. Mai 1818. 

3) Vgl. die Yerfflaaung dar FransfisiMhen Republik vom 25. Februar 1675. 

1) VkI. Verfassung der BOmisefaea BepaUik, «. MommaeD, Söm. Staatarecfat, 
2. Aufl., Bd. II, 8. 74 ff. 

5) Man erinnere sidi der Einrichtung im alten "Rom sor Zelt der Republik, 9. 
Monimsen, Röm. Stil. II, ?. I,ö9 f. 

6) Z. B. Mitkaiser im römischen Kai«erreiobe, a. Mommsen, Röm. St.R. II, 
S. 1089 f. 

7) Das Staatshaupt des Bun^lesstaats , das personifizierte Staatenkonsortiura kann 
hierher gerechnet werden: so ist Trüger der ReichsaouTerinität die juriatiaohe Einheit 
der verbündeten Staatabäupter nnd demnadi der Bundesrat des Dentaehen Reiehea der 

Keprüsentant des Trügers der Keicbssouveränität (Zorn, Staatsrecht des Deutschen 
Reiches Bd. I, B. 90, 92), aber die Majestätsrechte des Deutschen Reiches und die Prä- 
eidialreehte (PrfiaidialregieniD^recbte) stehen in bezng auf das Deutsche Reich dem 
K'iuiue von Preussen als dem Deutschen Kaiser zu, s. Zorn a. a. O. § 7. Über die 
Natur und Entstehung des Deutschen Reiches s. § 8, S. 45, Anm. 1, § Hf S. 52, 
bn, Anm. 12, § 40 a. E. S. 1-17 und § 43, S. 154^ 155. Reichsverfassung s. Gareis, 
Reich sgi'setze Nr, 54/56. 

Vgl. Gar eis, Allg. Staatsrecht a. a. O., § 12, S. 36—40. 
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Die nationale Teilnahme liptrt in der sehr verschieden gestalteten 
Anteilnahme nationaler Elemente — von der einfachen Volksver- 
sammlung (den römischen Comitien, dem Thing, der Landsgemeiude) 
bis zu dem heutigen Ein- und Zweikammersysteme der Repräsentativ- 
verfassungen ^) und dem sog. Referendum der schweizerischen Eid- 
genosseiischafb; die dem Staatshaupt und seiner Begiernng zukommende 
Betätigung an der Herrschaft unterscheidet sich aber nnter allen 
Umständen wesentlich von der einer Yolksvertretmag dadurch, dass 
ersterer die Aktion, die Fuhrung und Leitung obliegt, so da» sie 
sich durch Stetigkeit, Ununterbrochenheit und tiefes Eingreifen in 
die Lebensyerhältnisse von der der Volksvertretung, welcher wesent. 
lieh nur Ziistimmungsrechte zukommen, essentiell unterscheidet. 

Zu 3. Die unter dem Staatshaupte stehenden Organe^) des 
Staates beteiligten sich an der Herrschaft vermöge der dem Staate 
zukommenden und vom Staatshaupte auszuübenden Amtshobeit 
(s. oben § 37 öeite 140 und unten § 47, 4, Seite 161). 

§ 43. 

Die Arten der Äusserung der Staatsgewalt. 

I. Die gesamte staatliche Tätigkeit (Herrschaftsausübung) ist 
Vertretung der Interessen des Staates, um derentwillen das herrschende 
Gemeinwesen überhaupt besteht imd sich im Besitze seiner .Macht- 
mittel befindet. Diese Tätigkeit ist: 

^ a) Gesetzgebung und 

b) Verwaltung (im weitesten Sinne). 

a) Die Gesetzgebung (Legislation, Legislative) ist diejenige staat- 
liche Tätigkeit, durch welche Interessen dps Staates als solche erkläi-t 
und unter den Rechtsschutz der Norm gestellt, zu Rechtsgütern er- 
hoben werden. Diese Erhebung findet durch die Norm statt, durch 
die unter staatlicher Machthoheit aufgestellten Gebote und Verbote, 
deren Inhalt (Vorschrift) nicht notwendig stets von dem Staate selbst 
ausgesprochen werden mnss (s. oben § 10 S. 47—50, § 12 S. 54), 
deren allgemeine Autorität und Bindung aber immer von der Staats- 
autorität bewirkt wird, ohne welche ein Recht nicht entstehen könnte 
(s. oben § 8 S. 8—40, § 9 S. 47, § 11, S. 60). Das Wesen der 



1) über die Veilretung des Deutschen Vulk^ im Deuucheo Keichstage s. Reicli!*- 
r«rfW8iing (Gareis, Reichsgesetse Nr. 54/66) Art. 20, Zorn, Staatsrecht § 8. 

*) fa»bc7ii- nuf Keichsbeamtc s. Zoru, StR. §i> "J, 10. Gesetz über die Reehte- 
yerhiltause der lieichsbeaiuten (Gareis, Beichsgesetze Nr. 42/43). 
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Gesetzgebung und die Arten der Gesetze sind im ersten Abschnitt 
§ 3 in S. 15, M ^ 39-43, § 11 S. 50—53 erörtert«). 

b) Die ganze übrige — d. h. nicht in der Gesetz<?ebiiTig bestehende — 
Tätigkeit des herrschenden Gemeinwesens heisst Verwaltung (Ad- 
ministration im weitesten Sinne); es ist dies die vom Staatsliaupt 
ausgehende, vielleicht inspirierte, jedenfalls nominell oder auch mate- 
riell geleitete Hemcbaftsbetätigung zar Verwirklichung der Staats- 
zwecke innerhalb der Gesetzgebung. 

Bs gebSren zn dieser Herrsehaftsbeiätigung die Tersehiedensten , dnrdi die 

Zwecke Ijcstimniten , durch die Politik, die Zwookinilssigkeit , die Technik usw. 
gesonderten Massregeln: Die Entsendung und der Empfang von Gesandten, der 
AbflcUnae TOlkerrechtlieher Verträge , die Einberufung nnd Ansbildung Ton Be- 
kruten, die Anfstelluiif^ und Leitung von Armeen, die Anlage von Festungen und 
die Ausarbeitung von strategischen Operationsplftnen ; die Erbauung von Gericht 

febäuden , die Emennting von Ricbtem und anderen Beamten der Rechtspflege, 
ie Urteilsfiillun^ , die Durchfüllrunl^ der Urteile mittelst Zwant^svollstreckung. 



plftnen. Aufnahme von Darlehen mittelst Emission von StaatsoMigattonen , die 

Beitreibung von Steuern , die Verwaltung von Willdorn und landwirtscbaftliclien 
Gütern des Staats, die Kontrolle des /«renz verkehre und die Erhebung von Zöllen; 
die Abhaltung von Prflfungen ftlr Ärzte nnd Beamte Tersobiedenster Art, die 
Erriclitung von Krankenliäusorn, die Veranstaltung von gewerblichen oder künst- 
lerischen Ausstellungen, eine — unübersehbare Anzahl von anderen Handlungen 
zur Verwirklichung der Staatszweeke fallen unter den weiten Begriff der staat- 
lichen Verwaltung. Diese ist demnach nicht bloss Vollzug (Exekution) der Ge- 
setze, sondern kann selbständig vorgehen, sofern ihr nicht eben die Gesetzgebung 
eine Schranke entgegenstellt'). 

Man kann innerhalb dea- Verwaltung — diese als Gegensatz 
zur Gesetzgebung verstanden — unterscheiden : 

a) die richterliche Tätigkeit , die Tätigkeit der Gerichte, 
vermöge der Gerichtsbarkeit des Staates geübt, s. §§ 47 ff. 

b) die verwaltende im engeren Sinne, d. i. die praktische 
Herrschaftsansübung zur Verwirklichung der Staatszweeke abgesehen 
von der Rechtspflege, in den verschiedenen Bichtnngen der Fdriderung 
des öffentlichen Wohles, innerhalb der Schranken der Gesetze, nach 
deQ Anforderungen der Zweckmässigkeit und der Notwendigkeit: so 
die Militärverwaltung, die Finanzverwaltung, die Verwaltung der 
Sicherheitspolizei usw., und 

c) die verwaltungsrichterliche Tätigkeit, sog. Admini- 
strativjiistiz, s. unten § 52. 

II. Von einem anderen Gesichtspunkte aus lassen sich Arten der 
Uerrschaftsausübuug eines Staates unterscheiden, je nachdem ein Staat 

I) Vgl. Gareis, Allgem. Stantsrccht, §§ 43, 44, ?. 116—121 in Marquard- 
sens Ilandbach des öflfentl. Kechts, Bd. I. Über die üeselzgebung im Deutschen Keichc 
e. Zorn a. a. O. S. 238 ff. und S. 407 flF. 

^) Verhältnis cwiichen Geeetigebnng ued Verwaltaiig, 8. Gareii a. a. O., 
S. 117. 
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seine Interessen allein, selbständig, als alleinhandeliult i P^/inheitsstaat, 
oder — teilweise wenigstens — in Verbindung mit anderen Staaten, 
in mehr oder weniger intensivem Anscbluss an andere iStaaten ver- 
treten will. Die Interessenverfolgung kann sonach sein 

a) die isolierte des Einheitsstaates für sich allein, oder 

b) die vertrag sm äs sig kombinierte mehrerer völkerrechtheb 
▼erbnndener Staaten, oder 

c) die Terfassnngsmässig kombinierte mehrerer nnierter 
(znsammengeaefzter) Staaten. 

a) Wenn fSr die Vertretung aller von einem konkreten herrschen- 
den Gemeinwesen direkt oder indirekt zu fördernden Interessen, für 
alle Zwecke eben dieses Gemeinwesens ein und dieselbe Staatsgewalt 

ausschliesslich besteht und tätig ist, so ist dieser Staat ein Eiiiieits- 
staat; seine Teile sind, selbst wenn sie sich einer gewissen Autonomie 
erfreuen, (s. oben §§ 9, 12, Ö< 47 und S. Ö4), keine Staaten; es herrscht 
in ihnen. nur eine Staatsgewalt, nur ein Staatswille. 

b) Die vertragsmässig kombinierte Interessenverfolgung findet 
statt in den Aüianzen, Konföderationen, Bündnissen aller Art, durch 
welche die Verfassung der kombinierten Staate?^ rochtlich nicht er- 
griffen wird, sondern sich die zu einer gemeinsamen Interessenver- 
tretung verbündendeii Staaten lediglich wie die Gesellschaften einer 
privatrechtlichen Sozietät ^s. oben i; 2o S. 109) in vollkommener recht- 
licher Unabhängigkeit der Persönlichkeit selbst gegenüberstehen. Die 
vertragsmässig gemeinsam zu verfolgenden Interessen sind ausnahmlos 
Einzelinteressen der verbändeten Staaten. 

c) In den zusammengesetzten Staaten (Unionen) aber werden 
Interessen verfolgt, weiche nicht notwendig Einzelinteressen der einzelnen 
zusammengesetzten Staaten, sondern Interessen der Zusammensetzung 
selbst, des durch die Zusammensetzung erzeugten neuen Staats- 
wesens sind. Dieses ist wenigstens bei der wichtigsten Art der Union^ 
beim Bundesstaat^) der Fall. 

• 

Ein Bundesstaat ist das jetzige Deutsche Reich, die schweizerische Eid> 
genossenschaft und die nordamerikanisclie Union (Vereinigte Staaten von Nord- 
amerika). Die Bundesstaatsnatur das Deutschen Reiches schliesst nicht aus, dass 
auch die Kinzelstaaten, welche dasselbe bilden, wirklich Staaten im strengen 
Sinne des Wortes sintP), denn das erste Essentiale des Staatabegiiffs, die Souve- 
ränitäti findet sich auch bei ihnen uud zwar iu selbständiger Weise: die Souve- 
ränität des Königs von Preusaen ist nicht eine rem Reiche abgeleitete*), sondern 



1) Uber das dieser Furm angehörigc Deutsche Keich. — VerfSBming vom 16. April 
1871 — s. oben ^ s, 8. 45, Amn. 1. i< 11, P. .'3, Aiiin. 1 u. 2, § 39, S. 143, Anra. 

2) Anderer Ausicht Zoru, Das Staatsrecht des Deutschen Kelches, Bd. I, 
2. Aufl. S. 84. 

3) Anderer Ansieht Zorn (Stii. S. 801, wcidu r aus der Rechtsuatur des Etiehes 
deu Schlu&s zieht, dass die Uea Eiuzelstaaten verbliebene Kechtssphärc staatsrechtlich 
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eine eigene, ebenso die des Königs von Bayern und der übrigen deutschen Fürsten; 
das Ineinanderbestehenkönnen der Staaten und des Kei'clis ergibt sich logisch aus 
der Beschränkbarkeit der Souveränität; das Reich und die Einzelstaaten, sie be- 
schränken sich selbst, nämlich in den Dingan, in welchen sie die ZuBÜndigkeit 
des anderen anerkennen*). * 

III. Die liechtsnormeo, von denen die verschiedenen Arten der 
Herrscbaftsausübung des Staates — sowohl die Gesetzgebung als die 
Verwaltung, — sowohl die isolierte als die kombinierte staatliche 
IntereBsenvlBrfoIgung — rechtlich abhängig sind, die Normen für 
rechtliche Aosübmig der Staatsgewalt werden eingeteilt in a) Ver- 
fassungsrecht (§43) nnd b) Verwaltnngsrecht (§ 44). 

§44. 

Das Verfassungsrecht. 

(Staatsrecht im engeren Sinne.) 

Mit dem Kamen ^^Verfassmigsrecht^ oder ^'Staatsrechf^ im engeren 
Siime bezeichnet man diejenigen Normen, durch welche der elementare 
Bestand des Staates und seiner Organe rechtlich geregelt und ge- 
schützt wird. Daher umfasst das Staatsrecht 

I. die rechtlichen Normen über die Stellung des Staat shaupts 
als des obersten Organs des Staates: 

über Bestand des Staatshaupts i s. oben ^41 S. 150, 151), Erwerb 
und Verlust der btaatbhaiipteigenschaft, die iiechtsgrundsätze 
über die Herrschaft des Staatshauptes, die Herrschafts- oder 
Kegierungsrechte- und die Majestätsrechto die Rechtsgrund- 



als dne -warn Beieh abgeldiete su betraohten iei. — HInel, Staatsrecht des Dentachen 

Reiches, polemisiert gegt ii cino Abkituiij; <1i'h Keclits des Tleiohcs vod dem der Eiuzcl- 
8taat«o, die Gründung des Keiches ist jedoch sicherlich auf vertra^^äsaige Verzicht- 
leisttmgea der Einseistaaten gesefaiditlfeh snrQeksnfübren , wenn aneh sveifeUos ist, 
dasa ans diesen Verziehtleistunt^eu ein neues , ein eigenes souveränes I'echt , die Sou- 
veränität des ii«ichs entsprang. Die gesohichtUchc Entstehung' des Deutschen ßeiches, 
der üntergHDg des alten KeidieB, welches von der Karoiin derzeit bis 1806 bestand, 
dann ilie Existenz des ,, Deutsehen Bundes" von 1S15 — 18()t>, sodann die Anfriehtung 
des ^Norddeutschen Bundes und schliesslich die Erweiteruug des letzteren zum Deni> 
sehen Belebe mit der Beiebsrerfassung vom 16. April 1871 ist in den Lebr^ nnd Hand« 
büchem des deutschen Staatsrechtes dargestellt. Vgl. L a b a n d , St.R. des Deutschen 
Beiohee, 4. Aufl. (1901), Arndt in Birkmeyers Enz. S. 768 und die oben S. 143 nnd 
150 angCfpeb. Literator. 

1) Von der Verfassung des Deutschen Keiches (Gareis Reiohsges. 54^ '»6) wurde 
bereits oben § 8, S. 4.', Anm. 1, femer ^ 11, S. &3, Anm. 1—2, § 39, S. 143 nnd 
>; 40 am E. 8. 147 gesprochen. 

2} Die Ausdehnung nnd Regründung dieser Rechte ist sehr verschieden, s. einer- 
seits die Häuptlingsrechte auf tiefer Kulturstufe, s. Bauer, Die Stnireebtspflege über 
die Eingeborenen in den deutschen Schutzgebieten, Archiv, f. öffentl. R. Bd. XIX, 
8. 44; andererseits die theokrnti^ehe Auffa>snng dieser Rechte in der Antike, auch bei 
Hammnrabi, s. Eingangsworte dieses GB. (oben S. 3 Anm.) 
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Sätze über die Herrschaftsausühuiig im allgemeinen (persönliches 
Regiment: Ministerverantwortlichkeit; geteilte oder konsti- 
tntionell beschränkte üerrschaftsausübung — Amtshobeit des 

Herrschers) ; 



2. die rechtlichen Normen der Teilnahme an der Herrschafts- 
ausübung; der nationalen Teilnahme insbesondere; der General Volks- 
vertretung (Landstände, Parlamente und deren Bestand,, Aufgaben, 
Rechte und Pflichten; die Teihiahme an der Herrschaftsausübung in 
Partikularvolksyertretungen (Provinzialtag u. dgL), und in Spezial- 



Element in Terschiedenen Richtungen des Staatszwecks tätig); 

3. die rechtlichen Normen der Ersetzung des Staatshaupts in 
der Herrschaiisausübang: die autonomen Korporationen; die sich 
selbst verwaltenden Gemeinwesen; die Vizeherrschaft; 

4. die Objekte der Herrschaft und die rechtlichen Schranken 
der Herrschaft in bezug auf die Objekte: 

a) Personen, insbesondere Untertanen des Staates \), deren ver- 
fassungsmässige Keciite; die Gemeinden und das Gemeinderecht, 
bj Sachen, insbesondere das Staatsgebiet. 

5. die rechtlichen Garantien der Verfassung. 

Mit der Betrachtung und rechtlichen Begrenzung der Tätigkeit 
d^r Staatsorgane beschäftigt sich das Veri'assungsrecht in seinem 
Gegensatze zum Verwaltungsrecht ^) nicht; aber der herrschende 
Sprach- und doktrinelle Gebrauch ist anders: der eine Teil der Staats- 
tätigkeit, die Gesetzgebung wird im Verfassungsrecht rechtlich er- 
örtert; es umfasst das Verfassungsrecht (Staatsrecht im engeren 
Sinne) heutigem Ckbrauche nach in der Betrachtung die Aufgaben 
der Organe die eine der Aufgabengruppen, nämlich die Gesetz- 
gebung — die Erklärung von Interessen des Staates als Rechtsgut 
mittels ausgesprochenen äachtagebots oder -Verbots — des näheren 
unter Feststellung der Requisite des Gesetzes; die Rechtsnormen 
für die andere Aufgabengruppe — die Verwaltung im weitesten 
Sinne — gehören dem Staatsrechte mir insoweit an, als sie zur 
Unterscheidung der Organe der Verwaltung gegenüber denen der 
Gesetzgebung und unter sich notwendig sind, oder Schranken im 
Interesse der verfassungsmässigen Hechte von Personen bilden^). 

1) über den Erwerb und Verlust der ätaatsangehörigkeit müssen überall Hechts* 
normen entoeheideD, vgL Emil Ssanto, Dm gri«ehi«elM Bttvgnrredit, Frdbnrt i. B, 

1892. — Über deutsche Reichsangehörigkrit s. Kcicbsgesetze vom 1. Juni 1870 und 
lü. AngUHt 18U0 (Gareis, Eeich^gcsetze Nr. 16); Zorn StR. §§ 11—13. 
>) 8. oben § 14 S. 60, 61, § 38, 8. 141, 142, s. auoh § 45 vnten. 

3) Vtrl. Georg Mayer, Lehrbuch des <1pTit lieu Verwaltungsrechts, §§ 1, 2. — 
A. von Kircheuheim, Einführung in das Verwaltungsrecht, 1885, S, 3, 21 u. a. 



Volksvertretungen 




neben dem gonvemementalen 
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§ 46. 

Das Verwaltnngsrecht.' 

Die gesamte staatliche Tätigkeit wird, wie erwähnt in Gesetz- 
gebung und Verwaltung unterschieden; beide Gruppen der Tätigkeit 
stehen «unter der Herrschaft vun Kechtsnprmeu ; die für die Gesetz- 
gebung bestehenden Normen werden, wie am Schlüsse des vorigen § 
erwähnt ist^ zum VerfaBSungBreclit gerechnet; das Verwaltmig^ecfat 
besteht demnach ans allen übrigen für die Staatst&tigkeit massgeben- 
den im öffentlichen Interesse gegebenen Rechtsnormen. Es sind die- 
jenigen Rechtsnormen, welche sich nicht auf die Erklänmg von Staats- 
interessen als Kechtsintcressen unter Normenschutz, sondern auf die 
tatsächliche Dorchführang der Interessen des Staats and des Volkes 
in ihm beziehen. 

In diesem Sinne umfasst das Verwaitungsrecht die Rechtsnormen 
für die Durchfühnmg eines jeden Staatshoheitsrechts, der Jiistizhoheit 
wie der Militärhoheit, der Finanzhoheit wie der Uepräsentations- 
imd der Polizeihoheit. Übrigens muss hier darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass die Verwaltung der einzelnen Hoheitsrechte keineswegs 
nur von Rechtsnormen abhiingt; nicht eiunuil die Justizhoheit wird 
rein nach Hechts ut^rmen gehandhabt, vielfach auch nach Zweckmässig- 
keitserwägungen, tedmischen Erwägungen usw* Letztere wie|^n vor 
in den übrigen Zweigen der Verwaltung^). Dieser Umstand mag als 
mitmassgebend für die Unterscheidung zwischen 

a) Rechtspflege und 

b) Verwaltung im engeren Sinne — die Durchführung der Staats- 
hoheit ausserhalb der Rechtspflege — angesehen werden — wobei 
noch eine Verwaltung im engsten Sinne („innere Verwaltung^) — die 
Durchführung der sog. Polizei- oder Verwaltungshoheit') allein — 
unterschieden werden kann. 

Das Verwaltungsrecht im Gegensatze zum Gesetzgebungsrecht ist 
der Inbegriff der Rechtsnormen, durch welche das staatliche Inter- 
esse in der tatsächlichen Vertretung der als dem Staate zustehend 
erkannten oder überhaupt von ihm zu fördernden Interessen, das 
staatliche Aktions-Herrschaf tsinteresse (abgesehen von der 
Gesetzgebung) rechtlich umgrenzt und dadurch geschützt, gesichert, 



t) Seite 142, 152 ff. 

2) So koaunea in der ionerea Verwaltung, uameoUich die von der praktischea 
Nstiondttkoittoinfo — VoUnwiitiobAftspoHtik — m%ett«Ut«i RegdB Mwöhl gewts* 

geberisch als exekutiv zur Anwendung, s. olMtt S« 168 H« aBten 8, 158, .Aom. 
3} S. oben § 37 B. Ziff. 4 S. 140. 
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auch beschränkt wird. Die Schranken dieses Interesses finden sich 
zum Teil im Verfassungsrocht — in den verfassungsmässig garan- 
tierten Hechten der ätaatfiangehörigen insbesondere^). 

m. Kapitel. 

Die Objekte der Staatstätigkeit 

§ 46. 

Staatskoheit und Stoatsinteresseii. 

Die dem Staate charakteristische Tätigkeit ist das rLchtlich 
unabhängige Herrschen; das Objekt dieser Tätigkeit ist die 
Vertretung der Staatsinteressen, durch welche die Erreichung 
des Staatszweckes im aUgemeinen tind der besonderen Staatszwecke 
angestrebt wird. 

Die Staatsinteressen sind in den Elementen des öffentlichen 

Rechts (s. oben § 37 B. S. 140 f.) gegeben : der Staatszweck zeigf, dass 
jeder Staat ein Repräsenf iti Tis-, ein Rechts-, Wehr-, Verwaltungs- 
Tind Finanzinteresse hat; damit sind die direkt auf die Erfüllung der 

Staatszwerke gerichteten Tiitoresseu c^enannt; indirekt dienen densel- 
ben Zwecken die Herrschattsinteresson an dem btaatsbestande : das 
. Gebiets-, Volks-, Sach- und Vertretungsinteresse (s. oben § 37 A. 
S. 139 f.). 

Die charakteristische Eigenschaft des staatlichen llerrschens ist 
die rechtliche Unabhängigkeit, die Staatshoheit, Mit dieser vertritt 
der Staat jedes seiner Zwecks- oder Hauptinteressen und jedes seiner 
Bestands- oder Hilfsinteressenj und somit entspricht jedem dieser 
Interessen eine Staatshoheit: man spricht yon Justizhoheit, Finanz- 
hoheit usw., von Gebietshoheit, Amtshoheit usw. 

In allen diesen Richtungen wird der Staat als Machtwesen, als 
tatsächlich herrschend aufgefasst: der Staat ist aber zugleich ein 

1) Statt weiterer Ausführungen über iltn Begriff „Verwaltung" und ,,Verwal- 
tungsrecht" i^enüg« ao dieser Stelle die Verweisung auf eioe proprädeutiscbe Schrift: 
A. Kirehenheim, Einfahnitig in das Verwaltungsrecht. Nebst Gniodrim. Stutt- 
gart 1SS5. (lyolirreieh für die Um<j;reiiziing der hier i il.^rleii Begriffe ist auch A. 
V. Kirchenüeiiu s „Verwaltuugsrechtäpraktikum". Stuttgart lä83.} — Die Ver- 
walttiDfBlehre 8. in G. SoliOnbergB Handbuch der politischen ÖkoDomie, Bd. II, 
Tühin>,'en 1882. TnslKsondere dritter Teil : „Verwaltuii.,'Hleliie". Tun Gustav Ätt- 
meliu, Georg Meyer, Ludw. JoUy, Edgar Löning. L. v. Stein, Die Yer^ 
walton^ehre, 1867—1869. Derselbe: Handbuch der Verwaltan^efare, 2. Aufl., 
Stuttgart 1876. — r. Inama-Stemegg, Verwaltnngslehre in ümrimn, Inns- 
bruck 1870. 
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Kecht s wesen*), seine Herrschaft ist eine rechtliche: dies will 
zweierlei sagen: der Staat schränkt seinen eigenen Willen ein durch 
die Anerkenming der Kechtsidee. und: der Staat benutzt die Uechts- 
idee, um seinen Willen in der Flerrschaft durchzusetzen. In der 
ersteren Beziehung resultiert die Eingeschränktheit des staatlichen 
Wollens gegenüber den verfassungsmässig anerkannten Interessen An- 
derer: durdi diese Anerkennung von Interessen Anderer begrenzt sich 
der Staatswille, die Staatshoheit, auf ein rechtlich zirkumskribiertes 
Gebiet, seine Willkür wird aber dadurch selbst zum Recht — in 
derselben Weise, wie das Recht überhaupt (s. oben § 5 S. 20) und 
das Priratrecht insbesondere (s. oben § 15 S. 64 f.) entsteht — sie wird 
ans der „Hoheit^ zum „Hoheitsrecht", man spricht /.. B. von Finanz- 
hoheitsrecht und hat sich darunter die mit Rechtsschranken umgebene, 
durch diese aber auch geschützte Finan/hohelt des StaMtes zu denken. 
Die Rechtschranken sind, wie überall, durch Gebote und Verbote aut- 
gerichtet; solcher bedient sich aber nnch der Staat, um seine Hoheit 
und seine Hoheiten praktisch durchzusetzen, und so ist auch in der 
aktiven Richtung gegen andere Willenswesen und Interessenträger die 
Staatsherrschaft eine rechtliche. 



§ 47. 

Bi^ 8taaterec)itlleh i^eschützten Hanpt- und Hilfsinteresseu 

des Staatei» int eiiuelnen. 

Die staatsrechtlich geschützten, d. h. die um des öffentlichen 
Gemeinwesens und seiner Herrschaft willen durch Gebote und Ver- 
bote umhegten Interessen des Staates sind; 

A. Die Bestands- oder Hilfsinteressen: 

1. Das Interesse an der Gebietsbeherrschung — das Terri- 
torialhoheltsrecht. Dieses Interesse wird als Hilfsinteresse be- 
zeichnet und als solches rechtlich garantiert, um dem Staate die 
Ausübung der übrigen insbesondere der Haupthoheitsrechte räumlich 
— auf seinem Territorium unter Ausschliessung aller fremdstaatlichen 
Eingrifte — rechtlich zu ermöglichen. Zum Zwecke der Beherrschung 
wird das Staatsgebiet in Teile (Provinzen, Kreise u. dgl.) eingeteilt^), 

1) Das Kechtsbt'dürfais und das Grundprinzip dea moDsciilichen DeDkens macht 
flicb «neh hwr praktisch geltend, t. obeo § 2 inabei. S. 4—8. 

2) Vii 1 gp.sphlclitllch l)(\gritn(?pte debietseintfiliins^en s, oben § 7 S. 35 bd Anill* 5, 
Über die Ikdeutung der Hauptstadt s. Garcis, allg. ätK. S. 139. 
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znm Zwecke der AiisschliessuDg fremder Mächte mit deutlich wahr- 
neliinbaren, zum Teil befestigten (jreuzen umzogen 

2. Das Interesse an der Personenbeherrschung — das Hoheits- 
recht der Voiksbeherrschung; das Literesse der Leutebeh^r^ 
schnsg bestellt nicht bloes in bezog auf die j^Staatsangeborigen'^, 
deren Eigenschaft als solche nach Erwerbe- nnd YMiostgr&iden 
rechtlich genau festsostellen ist*) und Ton denen die „Staatsbürger'' 
einen Teil bilden, sondern auch in bezug auf die nur in gewissen 
einaelnen Beziehnngen mit dem Staate in rechtliche Berührong kom- 
menden, snbditi secnndum quid genannten Ausländer (Forensen, dann 
die sich im Staatsgebirtr nur aiiflialtenden Fremden, soweit sie nicht 
völkerrechtlich eximiert sind, dann die y,de facto Untertanen" und die 
Schutzgenossen). Kraft dieses Personenbeherrschnngsinteresses, welches 
rechtlich garantiert das lloheitsrecht der ^'olksbeher^öchung ist, ver- 
langt der Staat rechtlich die Erfüllung von Pflichten, die Leistung 
von Gehorsam insbesondere; letzterer hat sich vor allem auf die 
Erfällnng der gesetzlichen Dienstpflichten"), unter welch«i die Webr« 
pflicht*) obenansteht, zn erstrecken, dann aber auch auf die gesetz- 
lichen Liefemngs-, Daldungs- und Unterlassungspflichten*). Aber der 
Rechtsidee, welcher auch das herrschende Gemeinwesen zu huldigen 
hat^), ^tepricht die Begrenzung aller jener Pflichten und damit die 
Begrenzung der Personenheherrschungshoheit des Staates durchaus in 
der Richtung, dass die verpflichteten Personen als Träger eigener 
Interessen anerkannt und treschützt werden — auch von dem sie be- 
herrschenden Staate: die rechtlich anerkannten Interessen der Unter- 
tanen sind sowohl die p r i v a tr echtlich en Befugnisse derselben 
(s. tibeii sj§ 17— olij als auch die sog. öffentlichen oder politischen 
Rechte der Einzelnen, Befugnisse, welche diesen um des Gemein- 
wesensinteresse willen vom Gemeinwesen gewährt und rechtlich garan- 
tiert sind, so die Amtsrechte, die öffentlichen Stimm- und Wahlrechte, 
auch die sog. Grund- oder Menschenrechte. In der Anerkennung 
eüier Rechtssphäre eines eigene Interess^i besitzenden Wesens neben 
dem bertschenden Gremeinwesen, in der Anerkennung der Persön- 

1) Man denke z. B. -dii die gewaltige Abgrenzung des Ivümerreiches gegen Ger> 
DMUiien durch die limes; an die Markenpolitik Karl d. Gro&seu u. a. 

2) Vgl. 'RC. V, 1. Juni 1870 und vom 16. Aug. 1800 (s. Gareis, Eeichs* 
gesetze Nr. lü), über Erwerbung und Verlust der Bundes- und Stuatäangehörigkeit. 

3) Vgl. Gareiü, Allg. Staaterecht a, a. O. § 55. 

*) Vgl. 2. B. dii! dt'Utscheu llcichsgesetzc über die Verpflichtung znm Kriegs- 
dienste vom 19. November 1867 (üartiis, Reicliageselze Nr. 19), vom 2. Mai 1874, 
6. Mai 1880 (Gareis, Keichsgse. Nr. 44/51), vom 11. März 1887 (G«reis, Reichsges. 
Nr. 44/51), vom 11. Februar l^SR (Gareil, B/bkibag». Kr. 71), T«tn 16. Ängaai 1896 
(Garcia, Reichsges. Nr. 44/52) u»w. 

6) Gar eis, ebenda S. 149, 150. 

6) S. unten §47, insbes. S in * und die dort angeführten VenraiauDgca tQf 

vorhergehende Stellen dieser Beciitäenzjkiopädie, und S. 167, Anm. 1. 
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lichkeiten') innerhalb des Staates und neben demselben — sei es 
die PersönlichJ^eit eines Einzelnen eines privilegierten (z. B. adeligen) 
oder eines nichtprivilegierten, sei es die Persönlichkeit eines Ge- 
inpinwesens innerhalb des Staates, des Fiskiis^j, der Kirchen*), der 
Geiiit luden*), der Stiftungen®) — liegt das WesentHche der rechtlichen 
Beschränkung des Staatswillens und die Möglichkeit der Auffassung 
des Staates als eines rechtlich herrschenden Gemeinwesens. 

3. Das Interesse an der Güterbeherrschung — das Hoheits- 
recbt über die Sachen. In die Anaübung dieses nicht mit der Finanz- 
hoheit za verwechselnden Rechts f&Ut z. B. jede Art 7on Zwangsvoll- 
strecknng in das Vermögen^ und jede Art von Enteignung (Expro- 
priation)'). 

4. Das Interesse an der Herrschaftsstellvertretung*) — das Amts- 
hoheitsrecht; die hierher gehörigen Rechtsnormen beziehen sich 
auf die rechtliche Krmöglichung nnd Begrenzung der Staatsämter in 

Rechten und Pflichten. 

B. Die Zweck- oder Hauptinteressen; 

1. Daslnteres.se der Anerkennung und Vertretung des staatlichen 
Gemeinwesens als einer Einheit und Persönlichkeit — das Keprä- 
sentationshoheitsrecht. Dieses Interesse ist zunächst völker- 
rechtlich anerkannt und zwar gegründet auf die Natur und Aufgabe 
des Staates; die staatliche Gesetzgebung garantiert rechtlich, welches 
oberste Organ zur Ansäbnng dieser Hoheit berufen ist» m. a. W. es 
finden sich in den Verfassnngsgesetzen die Normen zur Anerkennung 
und zum Schutze des allgemeinen Staatsrertretongsrechts des Staats- 
liaupts. 

Win r]\n?.e höchste Staaf.svertretung bei einzelnen germanischen Völkrrn aus 
der Tatsache zum ausdrücklich anerkannten Rechte des Staatehauptes im werdenden 
Staate wurde, weist Felix Dahn in Beben , Königen der Gemiaiieii* nach, s. B. 
bei den Vandalen Abt. I S. 218. bei den Oatgeten Abt. II S. 107 ff., bei den 
Westgoten Abt. VI S. 27 ff.. S. 509 ff. 



1) S. oben § 15 S. 65—67. 

3) Vgl. Bärgerliches Gesetzbuch für das Deutsche Reich yom 18. Angiui 1896 
§ 1, durch welchen jede Art vod Sklaverei ausgeschlossen ist. 

8) S. oben § 15 S. 66. 

4) 8. oben § 15 S. 67, unten § 57 S. 192. 
ö) ä. oben § 7 S. 34, auch § 15 S. 66. 

<) 8. oben § 15 8. 67. 

7) Deutsche Rcichs-Zivilprozcp'^orrlnang, §§ 708 ff. 

^) Gar eis. Orundrisa zu Vorlesungen über das deutscho bürgerliche Recht, 
§§ 82, 88* 

fl) Da das Staatshnupt weder Hllwissend noch allprp^rnwfirtig siiu kann , bedarf 
es der Untervtütaong u. Vertretung durch Personen, welche ihre Kenntnisse und Kräfte 
in der Anräbnng von Hoheitareefaten nani«is des Staatebanpts belittigen ; eine solebe 
T^ntprstntzuni' leisteten dorn Ffirsten in altgermanischer und in fränkisch^' Zeit seine 
GefolgschaIt«geuo8sen (ahd. gasindi, sp&ter auch d^en genannt), denen gegenüber der 
Fftnk l^ehnU nnd LebenrnnteHudt ependend «nfgefeaak wurde, daher drett, ring- n. 
Inrotepettder genannt, eo lord (engl.) Ton blft^Teara d. i* Biotwart, Bratvpender. 

Garei», BedilMnsyUopIdi«. S. Aal. 11 
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2. Bas Interesse an der Wehrkraft — das Miiitärhoheits- 

recht. Da die Staatsangehörigen Rechtssubjekte mit eigener geschützter 
Rechtsspäre sind, ist die rechtliche Statuiening der Heerbannpflicht, 
der Gestellungspflicht usw., kurz der Einzelnen, dem Einzelnen im 
Interesse der Wehrhaftigkcit des Staats obliegenden Freiheitsbeschrän- 
kungen von grösster Bedeutung]; : diese Statuierang findet sich in den 
Militärgesetzen, Kriegsdienstgesetzen n. dgl. 

3. Das Rechtsinteresse und das Justizhoheitsrecht. Hiervon 
handelt das folgende Kapitel (XV). 

4. Das allgemeine Sicherungs- und Förderungsinteresse — das 

Verwaltungs- und Polizeihoheitsrecht. Dem Staate kommt in 
den heutigen zivilisierten Verhältnissen überall ein auf die Sicherung 

und Förderung der allgemeinen Wolilfahrt gerichtetes Holieitsrecht als 
Zwangsrecht die sog. Polizeihübeit. zu und die niaterielle Gesetz- 
gebung als staatliche Normenziehung hat die Autgabe, diese Hoheit 
als Rechtsgut anzuerkennen, zugleich aber auch rechtlich abzugrenzen 
und einzuschränken und /u umhegen gegenüber den Rechtssphären 
der übrigen Rechtsinhaber*). 

Gerichtet ist diese staatliche Tätigkeit, wie die Nameii andeuten, auf zweierlei 
Ziele, ein negftitTes, nämlich die Bekftmpfutig von Schfidigangen, die dem yoO» 

oder dem Lande und seinen (lütern droheu (Sicherung vor Gefahren), und auf ein 
positives Ziel, uämÜch die direkte Förderung von L^nd and Volk, die unmittel- 
bare HebnnjBT von Land nnd Volk, es gebdrt hierher a) die Knitaspflege, nämUch 
die Förderung der geistigen Interessen, zu dieser sind zu zahlen die Regelung 
des V^erhältnisses zu den Keligionsgesellsebaften , hierüber s. oben § 6 S. 24 £ 
nnd nnten § 57 S. 182 ff., die Einrichtungen ffir den Unterricht, das Volks-, 
Mittel-, Hochschuhveseu, die Förderung von Kunst und Wissenachaft ausserhalb 
der Schulen (Akademien, Maseeuj Bibliotheken usw.); b) die Wohlfahrtspflege, 
DlnkUch Pflege der Urproduktionen, Bergbau^), Land-^) und Forstwirtschaft^), 
Jagd-, und Fisclierei " , die Pflege von Gewerbe**), Fabrikwesen, Verkehr (Posten*), 
Eisenbahnen Telegraphen > 'j, Schiffahrt, Strassen usw.), ferner die Pflege des 



1) z.B. in der öffentlichen Geiandheiti]»8me (Hy|^e) die Medizin»! polisei, 
mit Zwangsmawregdn, c. B. Impfswaag; in der ftfii»ndiehen Bildungspllege der Bchul- 
zwang. 

t) Vgl. GareiSi A% Staataredit a. a. O. § 48. (Beispiele ■. 8. 1S2— 138 
ebenda u. a., so das hierher gehörige staaüidie Interesce an Watdbeetaade und die 

Forstpolizei.) 

S) Vgl. Fr. Berggesetz v. S4. Juni 1865 u. 1892, Bayer. Berggesetz votn SO. Mirx 
1869 u. Bergwesen in den deutschen ScliutzL'eluetrn (Gar eis Reichs<,'e >. Xi. G' 

4) Über Agrarpolitik s. Sobönberg im Hdbcb. der Staatswiaseuiicbafteu. Vgl. 
f. B. BG. ▼. 6. Juli 1004 betr. die BekämpfuDg der Reblaus, BGB. 1904 , 8. 861. 

*) Vgl. Schwappafh, Fornlwescn n. II. Hes--, F ir t^chott. 

•) Vgl. z. B. Dalcke, Freuse. Jagdrecht (2. Aufl.) 1860. 

7) V^. PrausR. FlMhereigeMtz 30. Hai 1874. 

8) Gewerbcoi-dnung (Gareis l^eichsgesetze Nr. 183'100). 

») Postge«etz V. 28. Okt. 1871, b. Labend StrK. Bd. III, S. 40 ff. 

10) Eizenbahnfrsohtieeht (Gar eis Reteh^gesetse Nr. 160/164). 

11) Tel^niph«iweflea (Gareis Beleh^gSBetee Nr. 154). 
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Geld- imd Kreditwesena (fiankpolitik^), Kreditanstalten, Zirkulation von Wert- 
papieren nsw.); c) der negative Zweck der Verwaltung tritt in den Vordergrund 
bei allen Aufgaben der Sicherheitspolizei im weitesten Sinne, ist aber hier der 
nicht allein massgebende, denn auch hier sind positive Ziele zu erreichen, dies 
gilt von den Aufgaben der Gesnnrllipit^ijiolizei (Verhütung und Heilung von Krank- 
heiten und Seuchen, Überwaciiung I i irztlicheu und tierärztlichen Tätigkeit, der 
Apotheker usw. Ordnungs- und S rliorheitspolizei, Versicherungen von Per- 
sonen und Sachen, namentlich die Krankheits , Alters-, Jnvaliditäts- und Unfall- 
Teraicberungen die Sicherheitspolizei im engeren Sinne, das Bauwesen, die 
AnnMipolisei usw. 

5. Das staatliche Vermögensinteresse — das F inanz hohei t s re ch t. 
Es ist heutzntoge keinem Zweifel mehr unterworfen, dass das herr- 
schende Gemeinwesen von nichts und von niemand gehindert werden 
kann, in die Privatrechtssphäre der Staatsangehörigen einzugreifen 
und sich daraus ein Vermögen zu bilden^), welches es zur Erfüllung 
seiner Staatszwecke nötig hat; ebenso ist man aber auch darin einig, 
dass in den rechtlich geordneten Staaten dieser Eingriff nur auf dem 
"Wege Hechtens cre^chehen kann, demnach vorausgesetzt, dass der 
Eingriff durch diejenigen Faktoren gestattet oder vorgenommen wird, 
welche Recht im Staate schaffen nnd wieder auflieben können; er 
setzt voraus, dass durch eine Noun bindend anerkannt ist, dass, in 
"welcher Weise und in welcher Ausdehnung Privatvermögen der Staats- 
angehörigen Tom Staate in StaatsvermÖgen umgewandelt werden kann. 



IV. Kapitel. 

Das Rechtsinteresse und die Justizhoheit ins- 
besondere. 

§48. 

Die Rechtspflege und der Staat. 

T. Es ist wiederliült ■'^) hervorgehoben worden, dass, so verschieden 
auch die Aufgaben des herrschenden Gemeinwesens im übrigen sein 

1) Bankgcsetz (Gar eis Keichsgesetze Nr. 166, 

Impfgesctz (Gareis Reichsges. Nr. 20), ViehseucheDgesetz (Gar eis Reiduigea. 
Nr. 180/182), Massregeln gegen die Cholera (Gar eis Beichsgesetze Nr. 191). 

3) Krankenveräicberang der Arbeiter (Gareit^ Rtirhsgesetze Nr. 147/148, 28/29), 
Unfallversicherung (Gareis Reichsgesetw Nr. 2!t8— 30.-!), Alters- und InTaUden- 
versicheruag (üareis Reichsgesetze Nr. 103, 104, 131, läU;. 

Dnroh die Herstellung eines eigenen staatlichen Vermügens des Staats nittdflt 
•dif'ses Hobeitsrecbts unterscheidet rfieh die Finanzhoheit detn Zwecke nach von der 
Sachcnbcherrschung s. oben S. 161, A. 3. Kraft der Finauzliohcit erhebt der Staat z, B. 
Steuern und Gebühren für sidi, knft der Saohmliolieii gestattet er Expropriation und 
Vermögensexekulion im Interes'ie TOa PrivatpeCWlien IWW. Vgl, oben 8. 140 Anm. l, 2 
und (Expropriatiuuj S. 04, 90. 

ft) 8. oben § 7 8. 33, SG, 37, § 8 8. 89, 43, § 9 S. 46^ § 10 B. 50 u. a. 

11* 



Digilized by Google 



164 Zweiter AlMchnitt. Gliederong d«8 olgektiren Bedito. § 43. 

mögen, fiberall als eine der höchsten Aufgaben des herrschenden 
Gemeinwesens nnn die Rechtsbildung und die Rechtspflege aufgefasst 
wird: auf allen höheren Kultarstnt'en bat der Staat ein lebhaftes 
Interesse an der Verwirklichung der Idee der Gerechtigkeit'); alle 
sittlich niclit verkommenen Mitglieder der Staatsgenossenschaft fühlen 
in sich diis Hedürfnis, und dazu führen auch die äussoren Lebens- 
verhältnisse, diiss der Staat zur Verwirklichung und Autrechthaltung 
der friedlichen Beziehungen der Menschen untereinander seine Autorität 
interponiere seine Machtmittel gebrauche, seine Herrschaft anwende. 

Das von den sittlichen Anschauungen der für die Kechtsbildung 
massgebenden Menschen im Staate*) getragene nnd geleitete Interesse 
des Staates an der Friedensordnung unter den Menschen ist ein 
doppeltes: 

der Staat hat ein Interesse daran, dass gewisse biteressen des 
Einzelnen und der Gemeinwesen Rechtsgüter seien, als solche ge- 
schützt seien, um der Rechtsidee willen^), und 

der Staat hat ein Interesse daran, durch Rechtsnormen (Gebote 
und Verbote) seine Leben siritoressen auch abgesehen von der Rechts» 
idee zu vertretpn und gefordert zu sehen. 

Diesem doppelten Interesse dient die Staats tiitigkeit 

einerseits durch die G e se t z g e b u n g d. i. durch die Anerkennung 
von Interessen als Rechtsgüter mittelst von ihm ausgesprochener und 
autoritativ geschützter*) Normen (ausgesprochener Gebote und Ver- 
bote), — womit nicht gesagt ist, dass er alle diejenigen Normen, 
durch welche Bechtsgüter aus Lebensbeziehungen geschaffen werden, 
selbst als Vorschriften inhaltlich aussprechen mässe, — und durch 
Einsetzung seiner Autorität*) zugunsten der Ton Gesellschafts- 
kreiaenausgesprochenen Normen (Gewohnheitsrecht, Observanz, Statutar- 
recht usw.''); 

andererseits durch die Justizverwaltung*) oder Rechts- 
pflege. 

TL Die Justiz- oder Rechtsptiege ist diejenige administrative^) 
Tätigkeit, welche dem Interesse des herrschenden Gemeinwesens an 

1) S. oben § 8 S. 43. 

Vgl. obm § 8 S. 39 (die Bedeatang der Aatoritit des StMto t&r di« Beohto- 

bildung). 

5) Vgl. oben § 8 8. 42. 

4) Vgl. oben § 46 8. 158, 159. 

S. die in folg. Aniu. angegebenen Stellen. 

6) S. oh. n § G 8. 23 Anm. 1, § 8 & 8S, 89, 40, 43^ fi 9 m. B. B. 47. $ 10 
a. E. S. 50, § 12 S. r.O. 

7) 8. oben § ü S. 47, § 10 S. 49 ff., § 12 S. 50. 

8) „Yerwaltttiut'* htor Im CkgeoMts cor „Qeaettgihm^* genommen , ■. oben 

§ 42 I. 

9} „Aduiiuistrativ" im weiteren, auch die ricliterliche Tätigkeit amfassendeo 
Binne» t. oben 6. 153 (§ 43 I.). 
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der Durchführung der bestehenden Rechtsordnung unmittelbar dient. 
Diese admiiustrfttiTe Tätigkeit steht jedenfalls unter der Herrschftft 
der Jostizgesetze, das sind die das Bechtsinteresse als Rechtsgut 
anerkennenden, von der staatlichen Autorität getragenen Normen, 
nnd ist unter allen Umstünden eine Äusserung der Jnstizhoheit 
des Staates, nämlich desjenigen Hoheitsrechts des Staates, welches 
der auf die Durchführung der Rechtsidee gerichteten Absicht des 
Staates die rechtlich begrenzte Herrschaftsmacht verleiht. Nicht 
notwendig und überall sind die Organe der Rechtspflef^e Staatsbeamte, 
notwendig aber und immer ist jede Rechtspflegehandlung auf staat- 
liche Autorität gestützt (Verleihung der niederen und der liohen 
Gerichtsbarkeit — in letzterer auch der Blutbann enthalten — durch 
den mittelalterlichen Staat; staatliche Anerkennung und Oberleitung 
der gutsherrschaiiiichen oder Patrimonial-Gerichtsbarkeit; staatlicher 
Charakter der notariellen Tätigkeit usw.). 

III. Die Rechtspflege ist entweder eine entscheidende 
(d e z i s i V e , responsorisch-justiziell) oder eine vorsorgliche (kaut e- 
1 arische)^); erstere wird wesentlich von den ^^Gerichten^*) im 
Zivil- und Strafprozess sowie im Verwaltungsrechtsstreit gettht» letztere 
von Justizämterm (im Gegensatz zn den Gerichten) so von Notaren, 
Hypotheken&mteni, Registerbehfirden, möglicherweise auch — aber 
als Nebenfunktion — von Gerichten; die letztere Tätigkeit wird auch 
als ;,freiwillige Gerichtsbarkeit'' (s. § 49) bezeichnet. Zur 
Rechtspflege im weiteren, alle auf die Durchführung der Rechtsidee 
(neben der .lustizgesetzgebung) gerichteten Massnahmen und Einrich- 
tungen des iStaates umfassenden Sinne gehören nämlich 

a) die Errichtung einer dezisiven Rechtspflege (Gehchtsein* 

Setzung) und die Einrichtungen dieser, 

b) die Einrichtungen der kau telari scheu Rechtspflege oder 
freiwilligen (lerichtsbarkeit und 

c) die Einrichtung einer, obersten Justizverwaltung mit 
Beaufsichtigung der Organe der dezisiven wie der kautelarischen 
JustizpÜege. 

IV. Die oberste Justizverwaltung (Justizministerium, Justiz- 
departement des Ministerinms, oberstes Justizamt) hat die Aufgabe, 
das Staatshaupt in der Verwaltung des Justizhoheitsrechts zu beraten, 
die .Tustizgesetze vorzubereiten, die äusseren Organe für die Rechts- 
pflege, das Richterpersonal, das Hilfspersonal derselben, dann die 
Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit usw. und teilweise die der 

1) Vgl. ob«a § 13 S. 56. 

8) Hiervon iiater Y. S. 166, 167. 
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Rechtspolizei dienstlich zu bestellen^) und insintktioBell za autorisieren, 
die äusseren Bedingungen ihrer Tätigkeit wie Gerichtsgebaude, Ge^ 
föngnisgebände usw. zu beschaffen usw. In den heutigen mittel- 
europäischen Staaten bedienen sich die obersten Justizbehörden zur 
Durchführung ihrer Aufgaben eines rechtskundigen Aufsichts- und 
Antrags Organs, nämlich der Staatsanwaltschaft^), welcher daselbst 
auch die Erhebung der öffentlichen Anklage in den Fällen strafrecht- 
licher Ansprüche des Staats (s. unten § 50) zukommt. 

Ein wichtiges Organ der kantelarischen Rechtspflege, welchem auch eine 

gewisse indirekte Mitwirkung an der dezisiven Justiz nicht abzusprechen ist, 
Udet dieRechtsanwaltschaft^); den Rechtsanwälten (Advokaten) kommt 
die Beratung der Privatpersonen in ihren Rechtaangelegenheiten, die Beistands- 
leistung und die Vertretung derselben iu streitig gewordenen Ansprüchen der- 
selben und die beistandleistende Rechtsveiteidigung derselben gegenüber streitigen 
Ansprilclien des Staates zu*), all dies in verschiedenem 5Tasse inhaltlich staat- 
licher Eiurichtuugs- und AuiBichttiiuasäregelu , welche teil» von der Justizgesetz- 
gebong, teils Ton der obeiaten JostisverwaltiiiigsbehOrde «afgwtellt sind. 

V. Nach der heutigen Auffassung der Justiehoheit^ wonach diese 

dem Staate allein zukommt und in der „Gerichtsbarkeit'' nicht bloss 
eine Fülle von Befugnissen, sondern auch eine Fülle \(ki Pflichten 
erkennt ^)^ ist der Staat der Hüter des positiven Rechts und damit 
auch der Hüter aller einzelnen Befugnisse, welche durch dieses ein- 
geräumt oder garantiert sind. An ihn, an das machtvolle herrschende 
Gemeinwesen li;it sich jeder zu wenden, der sich in seinen IJechten 
gekränkt glaubt und der deshalb Schutz oder Abhilfe sucht; an ihn, 
an das machtvolle herrschende Gemeinwesen wenden sich die Inhaber 
von lieclitssphären, die bedroht oder gestört sind, und insoferne der 
Staat selbst eine liechtösphüre besitzt, wendet sich auch er — als 
Reohtagemeinschaft — an den Staat als an den mächtigen Herrscher^ 
an das herrschende Machtgemeinwesen. Aber nicht willkärlich wird 
von dem um Hilfe angegangenen Machtwesen jene Hilfe, Abhilfe oder 
Beschirmung gewährt, sondern — der Rechtsidee entsprechend, uni 
deren V^illen man sich an den Staat wendet, — nur nach den Normen 
und in den Formen des Rechts. Das% dieses geschieht, dafür hat 
die eigenartige Einrichtung der mit der dezisiven Rechtspflege be- 
schäftigten Gerichte®) zu sorgen; es sind dies Behörden, welche von 

1) Vgl. z. B. Gerichtsschreiber, s. Gerichtsverfassungsgesetü § 154, Gerichtsvoll- 
sl«her ebenda § 155 ff. (Gareis Rddufgee. Nr. 261/262.) 

2) Deutsch! B Gf'richf>verfass«ng8gesetz § 142 ff. (nr-rn s Reichsge.«. Nr. 261/262). 
8) Vgl. Deutliche Keclitsiuiwaltsordo. v. 1. Juli 187^ i^^^iareis Keichsg. 93/94, 267). 
*) Vgl. unten § 50 S. 173 Anna. f.. 

ö) Vgl. Art. 29 der Wiener Schlussakte vom lö. Mai 1820 und Art. 77 der 
Verfassung des Deutschen Reiches, hiezu Lab and, StR. 4. Aufl. lid. III, S. 349, 350, 

<) Die Kecbtsgraiidlfigeii für die Existeoz, Kompetenz und Einrichtung der Ge> 
richte sind für da» ganze Drut«che Iteich einheitlich gegeben, seit dem Tnlcraftfretcn 
der vier grossen Reicbs^justizge^etze vom Jahre 1877, jrirksam seit 1. Oktober 1Ö79, 
inabcBondere dareh da« OeriehtsTerfasanngsgeaeti vom 27. Januar 1877» 
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dem wiHkürlichen Herrscberwillen, soweit derselbe nicht in Gesetzen 
ausgesprochen ist^), in der Aasfibung ihrer in der Zuerkennnng Ton 
Redit und Pflicht bestehenden Funktion unabhängig sind. (Verbot 
der sogenannten Kabinetsjustiz). 

Deutsches Gerichtsverfassungsgesetz !. ,Die richterliche Gewalt wird 
durch unabhängige, nur dem Gesetze unterworfene Gerichte ausgettbt/ VgL 
Uarmit 6, 7, 8. <), 12, 15, 16 n. a. 

Das Eigentümliche der von den Gerichten zn übenden Ilechts- 
pflegeliegt darin, dass sie nnr dann (dezisiv) eintritt, wenn ein Rechts- 
anspruch erhoben, d. h. wenn die gerichtliche Entscheidung 
angerufen wird auf Gmnd einer Bechtsnorm, die sich zum Anspruch, 

Rechtsanspruche gestaltet oder einen solchen erzeugt hat. Nach der 
Verschiedenheit der Norm, welche der Anspruch hervorruft, unter- 
scheidet man: 

zivilrechtliche Ansprüche, 

strafrerhtliclie und 

verwaltungsrechtliche Ansprüche, 
je nachdem die Norm Zivilrecht (hiervon s, unten § 49) Straf reclit 
(s. unten § 51) oder Verwaltungsrecht {s. oben 45 u. unten § 53). 
Hiermit hangt auch die Unterscheidung des Verfahrens, in welchem 
über die erhobenen Ansprüche entschieden wird, zusammen, nämlich 
die in Zivilprozess (hiervon unten § 50), Strafprozess (s. unten § 52) 
und administratiyjustizielies Verfahren (§ 53). 

welches die gemeinsamen Qrimdlagen iür die Proaessordnungen (ZiTilpnuessordnong 
fom 30. Januar 1877, StrafprozeBsordnnng Tom 1. Februar 1877 und KonknrsordntiDg 

vom 10, Februar 1877, die sätmlich am 1. Oktober 1879 in Wirksamkeit getreten 
sind, enthält. Dieaes Grundgesetz der Becbtspflege innerhalb des Deutschen Reichs 
handelt vom Kiehter (§§ 1—12). von der Geriebtsbarkeit (§§ 13—21), Ton den Amte- 
gerichten 22—24), Schöffengerichten (§§ 25—57), Laixltreriehten (§§ 58—73), 
Schwurgerichten (§§ 79—99)» Kammern für Handelssachen (§§ 100—118) and Ober« 
landesgerichten (§§119—124), Ton dem Beichsgerioht (§§ 125-141), Ton der Staats» 
anwaltBchaft (§§ 152 — 153), von den Gerichtsschreibern ^§ 154), von den Zustellungs- 
and Vollstreokungäl)eamten (§§ 155—156), von der Eechtshilfe (§§ 157—169), ÖfTent« 
lichkeit und Sitsungspolizei (§§ 170—185), von der Gerichtssprache (§§ 186—193% 
Beratung und Abstimmung (|$ 194^200) und von den Gericht»ferien (§§ 201—204). 

— Über die Zivilprozessordnung s. unten § 50 B. 171 ff., die Konkursordnung ebenda 
S. 174 ff , über die Strafprozessordnung s. § 52. — Jedes der angeführten Ileichsjustiz* 
gcsetze wird seitens der Reichngesetzgehun^ durch ein besonderes Kinfühmngsgesets vad 

— mit Ausnahrae der unveränderten StrPO. — vom I.Januar 1900 an in einerneuen 
Fassung in Kraft gesetzt, seitens der Laodesgesetzgebung durch sog. Ausführungs- 
gesetze ergänzt. — Für die Ausübung der Geriehlsbarkeit in den deutschen Konsular- 
gerichtsbezirken tmd in den deutschen Schutzq'cbicten sind lu soiuiere , sich an die 
Reichsjustizgefetze anschliessende Gesetze vom 7. April 190u bezw, lU. September 1000 
mitgebend. — Als Sondert,'ev i ehte bestehen in Deutschland ausser den Militär- 
gerichten, für welche die Miliiär-trnf i)rozessordnunp (s. unten S. Anm ) teilt 
(vgl, Karl V, Lilicnthal in B i r k m e v e r s Enz. ^. 1309), die (i c w e r bcge r i eh te 
s. RG. v. 29. Sept. 1901) und die Ka u f m a n i, - . i i ch te (s. HG. v. 6. Juli 1904 
BGBl. S. 266) vgl. Gareis IIGB. 3. Aufl. S. XXIX, XLII u S .) Anm. 

1) Dies int eine Folge der Anerkennung der Rechtssphure der Personen neben 
der Maehtsphftre des Staates. 
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§ 49. 

1. Das bllrgerliche Be€ht^) and die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

I, Die zivilrechtlichen Ansprüclie sind ihrem inneren Wesen nach 
die Tom Privatrecht') durch die Norm anerkannten und. geschützten 
Interessen in ihrer offensiven oder defensiven, mithin nach aussen zu 
angenommenen G^taltung. Der Staat, als Macht wesen zum Schutze 
von Interessen von Privatpersonen (einschliesslich des Fiskus) ange- 
rufen, gewährt, weil er nicht bloss ein Machtwesen ist, sondern seine 
Herrschaft in den Dienst der Reclitsidee gestellt hat und stellen rauss, 
den gewünschten Schutz jener Interessen nur dann, wenn" die Vor- 
aussetzungen eriiillt sind, unter denen das objektive biirgerHche Recht -) 
jenen Schutz zugesichert hat. Der um Schutz von Privatinteressen 
angegangene Staat prüft durch nicht wiillvürlich eutscheidcnde, sondern 
dem objektiven Rechte, dem Gesetze'', aber auch nur diesem unter- 
worfene Behörden (die Gerichte) (s. § 48 III. u. V.), so oft ein Anspruch 
auf Schutz erhoben wird, ob ein Fall gegeben sei, für welchen die oV 
jektive Friedensordnung den Machtschutz des Staates als Rechtsschutz 
zugesichert, in sichere Aussicht gestellt habe. Je nach dem Ausfall dieser 
Prüfung, welche im Zivilprozess (s. § 50) vorgenommen wird, dessen 
Hauptgegenstand sie bildet, gewährt oder verweigert der Staat seinen 
Rechtsschutz. Es wird somit das ganze objektive Privatrecht, dessen'* 
Elemente oben in ^ 15 und dessen System in den 16 — 36 dar- 
gestellt wurde, zur Schranke und zur Voraussetzung tür die Staats- 
verwaltung, soweit diese richterliche Tätigkeit ist; di'nn es ist Staats- 
interesse und wird als solches von der richtenden Staats- 
V e r w a It u n g angesehen und gewahrt, dass die Privatinteressen 
nach Massgabe des sie anerkennenden Privatrechts geschützt seien. 

n. Der Staat beschränkt asth. aber nicht darauf, nur in den an 
ihn zur En t s ch eid un g gebrachten streitig e n Privatrechtsansprüchen 
das objektive bürgerliche Becht (dezisiv) zur Geltung und praktischen 
Durchführung zu bringen, sondern übt zur Sicherung von Privatrechts- 
interessen auch eine kautelarische Bechtspflege'), eine Rechtspflege 
zur Verhütung von Streitigkeiten, zur Sicherung, Konstatierung oder 
Konservierung von Ansprüchen (garantierten Interessen) von Privat- 
personen, sowie eine Kechtspiiege zur Konstituierung des Schutzes 



1) über diesen Begriff und gl^ehbedentend« Bezeichnungen s. oben 8. 5S ff., 

60, 62, 64 f. 

*) 8. oben §§ 15—36. Über den privatreehtliehen Anepraeli «1b die reditliehe 

Bcfiif,'ni«. vun cineni anderen ein Tun oder ein Untcrln?'=;pn zu verlangen, 8. P, Lftng» 
lieineken, Anspruch und llinrede nach dem Deutschen BGB. Leipzig 1903.^ 
S. oben § 48 XU, 8. 16ä und FreiwrGQ. 
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von Privatinteressen. Diese Art von Bechtspflege wird mitunter als 
„Heohtspolizei^ bezeichnet, häufiger als die ^^freiwillige Ge- 
richtsbarkeit^, und nmfasst: 

1. die gerichtiiohe Sorge fBr die Erhaltung und Durchführung 
des Erbrechts in nichtstreitigen Erbschaftefällen; das Amt der Ver- 
lassenschaftsbehörden (Nachlassgerichte im BGB. genannt, 
Verlassenschaftsämter) ; hierzu gehört die gerichtliche Inventarisierung, 
Obsigniemng oder Deponierung des Nachlasses eines Verstorbenen, 
sowie die Einleitung; der Ermittelung der Erben und die der fried- 
lichen Auseinandersetzung der Nachlassintcresspnten untereinander^). 

2. Die Einrichtung der Obervormundsc h a f t , Leitung und 
Beaufsichtigung des Voriiiundschaftswosens durch die Vormundscbafts- 
Gerichte (s. oben §§ 25, 29, 30, 33) 

3. Die BübtüliuDg und amtliche lustruierung von Beurkun- 
dungs- und Beglaubigungs behörden, vor denen oder durch 
deren Venuittlung formelle Bechtsgeschäfte abgeschlossen oder er- 
richtet werden können, wie Verträge über Grundstücke und andere 
wichtigere Gegenstände'), letztwillige Verfugungen >); diese Funktionen 
obliegen entweder den gewöhnlichen Gerichten, denen insbesondere 
die Bestätigungen (Konfirmationen) grösserer Privatrechtsgeschäfte 
zukommen, oder besonderen Behörden ; hierhergehören die Standes- 
ämter, denen die Beurkundung des Personenstandes und die Mit- 
wlrkunti bei der Schliessung von bürgerlichen Ehen zukommt*); die 
(i rii ndbuchämter, deren Funktion bei der Übertragung von Grund- 
<;igentuni^) sowie bei der N'erpfändung (Hypothekerrichtung) '^j oder 
sonstigen dinglichen Belastung^) von Grundstücken (bezw. Schiffen)') 
nach den positiven Rechten erforderlich ist; die sog. Konftraiations-, 
Orts-, Intabulierungs- oder Protokollierungs - Gerichte*), welche mit- 
unter die Funktionen von Grundbuch- oder Hypothekenämtem oder 
die der Notariate auszuüben haben; dieNotar e als staatlich beetellteBe- 



, 1) S. oben — niaterielleB Erbrecht — §§ 34—30. Naeblaaigecielite s. BGB. 

§§ 1945, 1960 ff., EiofG. Art. 147, FreiwGG. §^ 72— 

ü) Vgl. BGB. §§ 313 ff. (gerichtliche oder notariell« Beurkundung). S. oben 2:5 
<VeiinigBobligationen), insbea. 8. 89, Anm. 3, S. 99, Aoin. 1. Zn dea Angelegenheiten 
der freiwilliijen Gerichtsbarkeit kann untfr bestimmten Voraussetzungen auch die Ab- 
nahme des Offenbarungseides, die Untersuchung und Verwahrung von Sachen und der 
PCukdmksiif su recboen «ein. Freiw. GG. $§ 163—166. 

3) S. oben ^ 36 (gewillkürte Erbfolge). 

4) S. oben § 26 S. 118. JFreiw. GG. §§ 69—71. 
6) 8. oben § 20, 8. 95; vg^. Grnndbnehordn. 

6) S. oben § 21, S. 9^- 00. 

7) Über Sebiffapfandrecht s. oben S. 99, Anm. 5 u. 8, BGB. §§ 1250 ff.; FreiwGG. 
§§ 100 ff. 

8) So gehört z, B. die Bestätigung des Vertrags, durch welchen jemand an Kindes 
Statt angeaommea wird (s. oben § 29, S. 122), zur Zuständigkeit der Amtsgerichte, 
nach FretwGG. §§ 65—68. 
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nrkändungspersonen^), deren Aufgabe im Auslande durch die Kon* 

suln^) miterfüllt wird. 

4. Die Registerbehörden, welche mit der Führung öffent- 
licher, im Interesse der Privatrechtssphären eingerichteter Register, 
Rollen oder Kataster betraut sind, so die für die Vereins-^), Handels« 
(Firmen- und Prokuren-) Gesellschafts- und GenossenschaftsreLM^^ter 
Giiterrechtsregister Musterregister Eintrairsrolle für nachtraiiliche 
Anmeldung der Autorschaft anonym oder pseudonym erschienener 
Werke der Literatur oder der Tonkunst*) usw. 

5. Auch da.s aul Grimci des deutschen Patentgesetzes*) fungie- 
rende lubiserliche Patentamt, welchem die Erteilung (.sowie die 
Zurücknahme und Nichtigkeitserklärung) von Erfindungspatenten, und 
die Erteilung des Schutzes für Gebrauchsmuster ^*') obliegt, kann 
hierher gerechnet werden. 

6. Der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann auch beigezählt werden 
die gerichtliche Todeserklärung verschollener oder vermisster physischer 
Personen und die gerichtliche Kraftloserklärung, Amortisation oder 
Mortifikation Termisster Urkunden ^^). 

7. Bis y.u einem gewissen Grade kann auch die Ordnung der 
Vermögensverhältni.sse einos überschuldeten Rechtssubjekts (Konkurs- 
verfahren) zu den Funktionen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ge- 
rechnet werden. Hierüber s. unten 50 S. 174, 175. 

III. Das Eintreten in die Einrichtungen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, auf welche mitunter auch die Bezeichnung Präventivjustiz" 
angewandt wird, ist durch das objektive Recht in vielen Fällen 
obligatorisch gemacht, teils in dem Sinne, dass es direkt erzwun- 
gen wird (so z. B. die Registrierung von Firmen mittelst Ordnungs- 



^) Vgl. § 23, 8. 105. Über geriditllehe und notarielle Bearknudung s. ESnfG. m, 
BGfi. Art. 141; FreiwGG. §§ 167—184. 
• 2J s. unten Völkerrecht § 55, S. 187. 
*) 8. oben § 15, 8. 66 Anm. 5. 

4) Vgl. § 58 (Handelsrecht), HGB. vom 10. Mai 1897 29 ff. (Qareie 
Beichsgesetze Nr. 214/218); FreiwGG. §§ 125— 15b. Vgl. oben § 23 S. III, Ann. 16 
und vnten § 58 (Handdivedit). 

^) S. oben § 23 (Obltgationenreeht) 8. 109, Anm. 2^12, «neh oben § 15, 8. 66, 

Aniu. 5. 

6) 8. oben g 3i* 8« ^27, Adid. 1. BGB. §g 1435, 1558—1563; FreiwGG. 

$§ 161, 16?. 

7) RQ. V. 11. Januar 1876 (Gareis Eeiob^eseUe Nr. 13). 

8) § 31 dea BeiohBgeaetsea Tom 19. Jnni 1901, ' betr. des Uibeberredit en 
Werken der Literatur usw., s. oben § 18, S. 83. 

9) Vom 7. AprU 1891 (G a r e i s ReiobsgeM. Nr. 122/123), § 13 fi., s. oben § 18, S. 85. 

10) Dentsdiee Reicfaaigewts betreff, den Stents Ton Gebreuchemnatem vom 1. Jani 
1891 (Gareis Keichegesetse Nr. 122/123), e. oben 8. 86. 

11) BGB, §§ 13—20. 

12) Vgl. Beeht der BebnldverhiltniMe oben § 23, a 105; über dee AufgebotSTer- 
lehren a. Deutaebe Ziyilproxeasordnvng §§ 946—1024 (Gereia Beiehagee. Nr. 227/2S4). 
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strafen), teils so, dass der Erwerb des betr. privatrechtlichen An- 
spruchs überhaupt nicht anders als durch die geeignete Inanspruch- 
nahme der Einriclitaiigeii der Rechtspolisei möglich gemacht ist, wie 
im Falle des GnmdbuchzwaBges, des Kotariatszwanges, der Register- 
pflichtigkeit im System Ton NormailYbestimmiingen, von denen die 
Existenz einer juristischen Person ^) oder eines Rechtsaktes abhängt» 
der Deponierungspflicht behnfs Muster- oder Modellschutz'), der 
Werbung um ein £rfindang8patent'). 

§ 50. 

II. Das Ziyilprozessreeht 

Zu den Elementen des Privatsrechts gehört, wie bereits oben 
§ 15 IV S. 69 f. erwähnt wurde, der Schutz der Beziehungen des- 
selben, der Interessenschutz ; dieser Schutz kann unter anderem auch 
dadnrch erreicht werden, dass das bedrohte oder verletzte Fti?atrecht 

— der priTatrechtliche Anspruch — auf dem Wege der Klage oder 
Einrede — zivilprozessualisch — geltend gemacht wird (s. a. a. 0. 
S. 70) ; jeder Rechtssatz aber verdankt, gleichviel von wem er aufge- 
stellt, d. h. inhaltlich ausgesprochen ist, seine Geltung als Norm nur 
der Autorität des Staates (wie vorne § 8 I S. 38, § 9 a. E. S. 47, 
§ 10 a. E. S. 50, § 11 S. 50, § 12 S. 54 ff., auch § 7 II S. 37, 
ausgesprochen oder angedeutet wurde). Es zeigt sich nun die Wir- 
kung dieser Autorität in der Gewährung des staatlichen Schutzes im 
Zivilprozesse. Wenn ein privatrechtlich geschütztes Intert^e (ein 
Recht im subjektiven Sinne, s. oben i; 5 S. 18, 21, 23) gefährdet oder 
verletzt ist, so wendet sich der Inhaber desselben, wie bereits im 
vorigen § 49 angedeutet, an das Machtwesen, welches den Schutz 
versprochen hat — d^m dies ist die Eigentümlichkeit der Rechtsnorm 

— und verlangt von diesem die konkrete Grewährung des Schutzes. 
Der in dieser Weise in Anspruch genommene- Staat untersucht, 
ob v^irklich die Voraussetzungen gegeben sind, unter welchen er -~ 
als die Autorität des objektiven Rechts — versprochen, das nunmehr 
bedrohte oder gestörte Interesse des den Anspruch Erhebenden recht- 
lich zu schützen, das Interesse als Rechtsgut anerkannt hat. Diese 
vom Staate vorgenommene Untersuchung oder Prüfung findet statt 



1) S. oben § 15, S. 66^7. BOB. ^ 56 fll (eingetragene Vereine); FieiwQQ. 

§§ 159, ICD, 1(J2. 

'i) 8. oben § 18, S. 84 S. 
3) 8. oben § 18« 8. 85» 86. 
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in einem Verfaliitsn Q)i ocedere) welches man den Zivilprozess 
nennt. Dieses Verfahren ist ein Rechtsv erfahren, ein rechtlich, d. h. 
durch Gebote und Verbote der staatlichen Autorität geordnetes Ver- 
fahren, und dass dieses Verfahren als soldbes und als rechtlich geord- 
netes bestehe, entspricht einem Interesse des Staates als einer Rechts- 
gemeinschaft, weshalb - die den ZiTilprozess regelnden Nonnen zum 
öffentlichen Rechte, zum Staatsrechte, zum Staatsverwaltungsreohte 
(s. oben §§ 43, 48 !S. Iö3, 165) zu zählen sind. Der Zweck dieses 
Verfahrens ist die Beschützung des gefährdeten oder verletzten Inter- 
esses des den Schutz Suchenden, nötigenfalls durch Gewährung von 
Zwangsmitteln, über welche der Staat als Machtwesen vorfügt, ohne 
dass jedoch der Staat eine Garantie für den vermögensrechtliclien 
oder wirtschaftlichen Erfolg seiner Zwangsmasisregehi, eine Garantie 
der Exigibilität des gegen die Gefährdung oder Störung gerichteten 
Anspruchs übernimmt. Der Zivilprozess ist demnach das Rechts- 
▼erfahreo, welches einen gegen den Staat erhobenen Anspruch*) auf 
Gewährung des Schatzes eines zivilreditlichen Interesses zum Anlass 
und die nötigenfalls zwangsweise Gewährung dieses Schutzes unter der 
Voraussetzung eines bestrittenen oder gestörten, privatrechtlich als 
Rechtsgut anerkannten Interesses zum Ziele hat. Dementsprechend 
ist unter Zivilprozess recht der Inbegriff der Rechtsnormen zu ver- 
stehen, durch welche jenes Verfahren zu einem rechtlich geordneten, 
d. h. zu einem unter staatlicher Autorität durch Gebote und Verbote 
geordneten Verfahren wird. 

Der Anspruch, welcher der Ausgangspunkt des Zivüprozesses ist, der An- 
spruch auf sfastlicheii Schutz fär ein priyatrechtliches Interesse, ist gegen den 

Staat g«riclitet und wird bei tMiiein „Gerichte" (8. hierüber 48 S. KiGi, dein 
Zivilgerichte, Zivilprosessgerichte geltend gemacht. Dieses mittelst der Klage, 
<l. i. ,die Bitte um GewftbruDg dieser stMsthchen Hilfe**) für das TerlefaEte oder 
bedrohte Privatrecht, ange^anuene Gericht prüft in dem (speziell , Zivilprozess" 
genannten) Verfahren, ob die staatsrechtlichen und die jprivabrechtlichen Voraus- 
setzungen gegeben sind, unter denen jener Schutz gewfttart wird, nnd entscheidet 
demnach im Urteil über Gewährung oder Versaguna; des in der Klage crbobeneu 
Verlangens. Die staatsrechtlichen Voraussetxungea sind vor allem die ZustHndig- 
keit des Gerichts und das Unterwrorfensein des Beklagten unter die Macht des 
um Schutz auge^iangenen Staates. Die privatrechtlichen Voraussetzungen sind 
die Umstftndei unter denen das vom Xlftger behauptete — bestrittene, gefährdete, 



>) Uoter einem Verfahren iht eine geurdaete Kcibc von üandlungen su ver- 
stehen, weldie Bu einem beatimmten elnhetClielieB Zweeke vorgenommen werden. In 

diesem Siooe ist das Wurt z. B, im di utschen Patent pesrtze vom 25. M;ii 1877 und 
vom 7. April 1891 in § 1 uod § 4 gebraucht. Vgl. Gareis, Das deutsche Pateni- 
geBCt*. 1877, 8. 50 ff. 

2) Die prinzipielle AutfassunET des Zivilprozesses 8. bei Bütow, Degenkolb, 
Labend, Sohm und Wach. (Vgl. Garcis, allg. Staatsrecht in Marquardaons 
Handbneh, 8. 188 und Fr. Stein, Di» YoranssetsQngen dea Beehtaselintses, in der 
Hallenser Fcstsehrift für Kitting 1903 insboondcio S. 3^S', ''.39, bezw. S. 6» 7, 
, Abweichend J. Köhler in der Z. f. deutacbea Zivilprozess. Bd. 33, S. 211 ff.) 
S) So Lab and, StaatBrecbt, § 84, Bd. III. 8. 849. 350. 
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gestörte oder verletzte — Interesse als Rechtsgut allgemein oder dem in der 
Klage bezeiclweten Beklagten gegenüber anerkannt ist» und hierQber entscheidet 
das btligerlidM BMht (s. oImo ^ia 88). 

Das der gerichtlichen Prüfung jener VorausBeteungen dienende 
Bechtsverfabren ist nach Massgabe der dafSr bestehenden Rechts- 
ordnungen^), welche sich an die bestehende Gerichtsverfassung^) an- 
zuschliessen und ausser dem Verfahren auch die Gerichtszuständig- 
keit (Kompetenz)') und die Stellaug der Parteien^), ihrer Vertreter^) 
und Beistände zu ordnen hat, unter die Herrschaft weittragender 
Prinzipien (I) gestellt, in verschiedene Arten (II) eingeteilt und in ver- 
schiedene Abschnitte (TU) gegliedert. 

I. Als grundlegende Prinzipien des zivilprozessualen Verlahrens 
gelten : 

das Antragsprinzip (»wo kein Kläger, da ist kein Richter*, judex ne eat ultra 
petita partium), die VerhandlungsTnaxiine (audiatur et altera pars ; ,eins mans red 
ist halbe red, man sol si billig hoeren beed" ; hierzu jedoch das Kontumazialver- 
fahren und das sog. Prinzip der affirmativen Litiskontestation. d. i. das des sich 
Verschweigens an seinem Hechte, vgl. § 331 d. CPrO. u. andere), das Prinzip 
der Mündliclikeit fodor Unmittclbiirlieit) und der Einheit der Verhandlung (in 
letzterer Hinsicht mit oder ohne Kventualmaxime) uud da» Triuzip der Öffentlich- 
hbik der Yerhuidliiiig (mit gesetiliehen AuanahmeB). ' 

IL Als verschiedene Arten des Verfahrens sind das ordentliche 
Verfahren vor den Kollegial- und das vor den Einzelgerichten*) zu 
unterscheiden, sowie die besonderen Prozessarten. 



1) in Deutacbland sind diese, abgesehen von beimischen Einrichtungen, haupt- 
sicblieh unter dem EinflasM des fitoiachen, dann des kanonischen and schliesslich auch 
des französischen Hechts entsianden. Nunmehr be»teht hierin Becbtseinlieit auf Oruad 
der Reichsgesetzgebung, vor allem der Reichs-Zivil prosessordnung, einem der 
sdt 1. Oktober 1879 in Wirksamkeit befindlichen Reichsjnstizgesetze, welche vom 
1. Januar 1900 an m ( :i er neuen Fiissuni; gilt, die der Reichskanzler auf Grund eines 
Reichsgesetzes vom 17. Mai 1898, am 20. Mai 1898 bekannt gemacht bat. Reichs- 
gesetzblatt 1898, Nr. 25, S. 369 ff. (Gareis Reichsges. Nr. 227/234). Kommentare 
hierzu von L. Gaupp (3. Aufl. unter Mitwirkung von Fr. Stein 1897/98), A. Förster 
u. A. Engclmann (1902), Lothar Seuffert (8. Aufl. 1903, 9. Aufl. in Rrj-cheinen 
n. a. Lehrbücher des deutschen Ziyilprozessrechts von H. Fittiug (9. Aufl. 1898), 
W. Endemann, Jul. Wilh. Planck 1. Bd. 18-7, 2. Bd. 1891, 1896. Adoll 
Wach 1. Bd. 1885 (in Rindings Systonmtisehom HjiDdlMiclic dor Deutschen Rochts- 
wissenscbaft). Derselbe, Vorträge über die KeiehszivilprozessonlnunK (J. Aufl. 1896); 
ferner die Lehrbiicher von F ri ed r i c h U eil m an n (1886), Richard Seh id idt (1898) 
und Geo r g K ) einfei 1 e r (I005\ und endlich: Friedrioh Slein, Daa Zivilpro««- 
recht in Hirknieyers Enz. 923 fl", 

2) S. oben § 48. S. 166, Anm. 6, S. 167. 

S) Vgl. oben (staatarochtl. Vorauaaetzuneon^ auch ZPrO. f. d. D. Reich, fj^ l — 49. 

*) Klüger, Heklagter, Parteifühigkeit {Zl'rO aO— 58), ytreitgeuosatuschaft 
(ebenda i;§ .09—03), Beteiligung Dritter am B^echtsstreite (ebenda §§ 64- 77), Prozess- 
kosten icijenda ij§ 91—107), Sicherheit Ii isiunp: (ebenda §§ 108—113), Armenrecht 
(ebenda ^ 114—127), sämtliche Paragraphi n nach der neuen Passaug und Numerierung. 

^) PrOMflabeTollmächtigte und Beistände s. ZPrO. §§ 78-90. Anwaltsprozess, 
Anwaltszwang vor den Landgerichten und allen höheren Gerichten s. ebenda § 78« 
Vgl. oben § 48, S. 166 bei Anm. 3 und 4, Rechtsanwälte, Rechtsanwaltsordnung. 

8) Geschichtliches s. b A. Stölzel, Die Entwickelung des gelehrten Btehtor- 
tmii» in deataehen JLanden (1878). Vgl. oben §48, 8. 166—167 ^QerichUTerfMBnngigewts) 
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Voll letzteren kennt die deutsche Zivilprozessordnung: den Urkunden- und 
Wechselprozess (§§ 592—605), das Verfahren in Ehesachen, Feststellong des 
Reditsverhftltnisses zwisdien Eitern und Kindern, Entmflndigungsndien & 606 
bis 687. das Mahnverfabren (§§ 688-708) und ein sofaiedsriebterludies Vemfaran 

m 1025-1048) 

III. Als die das Verfahren gliedernden Abschnitte sind zu unter- 
scheiden : 

1. die Prozesseinleitung (Prozessinstruktion) und die Verhandlung zur Sache 
— mflndlich oder mittelst Schriften Wechsel — beginnend mit der Klage (Klag- 
Schrift), welcher die Klagbeantwortutig folgt, die in gänzlichem oder teilweisem 
(q^ualifiziertäu) Zugestehen oder Leugnen oder im Vorbringen von Eiuweuüuugen 
(prozesahtndernde und materiellrechtliche Einreden, letztere entweder nur von 
aiif=^rhip1irnder oder von definitiv ah\vr>isrTuler Wirkung — daher di'at- rische oder 
peieuiptonüche Einreden^) bestehen kauu, worauf Kej^iik, Duplik usw. folgen 
können; 2. das BewetsTer&hren mit oder ohne Beweisinterlokat oder Beweis- 
dekret; 8. die ürteilsFällung; 4. das RechtsmittelTerfabren nnd 5. das Kcekations» 
oder Zwanxsvollstreckun^verfahrea^). — 

Das Beweissystem der dentschen ZiTilprosessovdnung gipfelt in dem Grund- 
sätze der freien BeweiswflrdiguTig ^§ 286) im Gegensatze zu sog. formalen Beweis- 
theorien. Rechtsmittel sind im Sinne der CPrO. die Berufung (§§ 511—544), 
die Bsvision (§§ .Sid— 566) nnd die Beschwerde (§§ 567—577), (ansserdem Wieder- 
aufnahme des verfahrenes §§578 — 501). Über die Zwangsvollstreckung ? ZPO. 

tg 711—945 und hierzn nnn noch das Reichsgesetz vom 24. März 18ÜI7 über die 
wangftrersteigenmg nnd die Zwangsverwaltang. (Gar eis Beiehsg. Nr. 209/210}* 

Der ScHatz der staatlichen Rechtsptiege erstreckt sich auch auf 
die Ordnung der VermögessyerhältDisee eines Schuldners*), dessen 
Passiva die Aktiva übersteigen oder wenigstens zu übersteigen schei- 
nen; die Rechtssätze, welche die Voraussetzungen und die Art dieser 

Beschützung der privatrechtlicheii Interessen sowohl der Gläubiger 
wie des überschuldeten Schuldners (Konkursachuldners, Gemeinschuldr 

ners) ordnen, heissen das Konkursrecht im allgemeinen, dieses 
zerfällt in das materielle Konkiirsrecht und in das Konkiirsprozess- 
recht und hat zum /wecke, die kollidierenden Interessen des Schuld- 
ners und der Glnubii^er durch die Zmveisung von Betriedigungs- 
mittelü aus dem zur Zeit vorhandenen Aktivvermögen des Schuldners, 
soweit es eine Zwangsvollstreckung verträgt, d. i. aus der sog. Konkui-s- 
niasse, an die Konkursgläubiger friedlich zu ordnen*). 



tud 8. Zivilprozessordnntig §§ 495 ff. verfliehen mit ^ 253 ff.; eine andere Art von 

Gerichten bildon die Ge\verbet;erichte nach dem dputsdu ii Tleiclisuesetze vom 29. Sept. 
1901 ((Jareig üeichsgcsetze Kr. 115/116) uud die Kaufmannsgerichte £G. v. 6, Juli 
1904 (vgl Qareis HGB. 1905. B. XXIX, XLIU v. 76). 

1) an j,'h e i n e (• k e II \\ ci<t 17 dilatonsche und 26 percratorische Einreden als 
im geltenden deutschen bürgerlichen Bechte begründet nach, s. Langheineken in 
dem oben Seite 168 Anm. 2 angefahrten Werke S. 292^303. 

-) V\>vr Bewcislast, Bewcisstadium, Eidesfa«siiiig und damit Zusammenhängendes 
bietet lehrreiche Erörterungen Adolf Stölzels „Schulung für die zivilistiscbe Praxia* 
(Berlin^ 3. Avil., 1808), insbesondere 8. 79 ff. Femer: Langheiyeken, derUrtdli* 
sneprucb, 1890. 

8) S. oben § 22 (Obligaüonenreoht) S. 103, 104. 

4) FriedriebHellmsniif^KonkunredituiidKimkunpMMeatfitt Birkuef tri 
Ens. 8. 1017 ff* Lothe r 8enffert, Du Konkunproienreeht.- Leipi^g. 1899. 
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Die deutsche Konkursordnnng vom 10. Februar 1877 — eines der vier am 
1. Oktober 1879 in Wirksamkeit getretenen Reichsjustizgesetze nunmehr in neuer 
Fassung vom 1. Januar 1900 «n geltend nacli dem Reichsgesetze vom 18. Mai 
189^ und Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai desselben Jahres') — 
statuiert sowohl materielles Konkursrorht f Bildung und Verwaltung der Konkurs- 
masse, jb'eätätellung und Ordnung der Koukurst'orderungen) , ab prozessuales 
Konkunrecbt (Konkorsyerfidmn, Eröffnung, Einstellung. Erledi;u'ung usw.). Korn- 
mentare der Konkursordnung, s. v. Völdernd or ff. 2. Aufl. IH><^). v. Sarwey, 
3. Aufl. bearb. von Bossert 1895; v. Wilmuwski, 5. Aufl. 189B; Petersen 
und Kloinfeller, 3, Aufl.; Stieglitz 1879; Konkursprozossrecbt von Lotliar 
Seoffert 1899; Lehrbach von H.Fitting, 3.yiafl. 1899; J. Kohler 1891 n. 

§51. 

III. Das Strat'recht. 

Die Erhebung von Lebensgütem zu Rechtogutern erfolgt^ wie er- 
örtert^), darch die Aufstellung von Normen, d. i. von Geboten vaad 

Verboten, welche, gleichviel ob vom Staate selbst oder von anderen 
Faktoren^) ausgesprochen, vom herrcbenden Gemeinwesen als für den 
"Willen verpHichtend anerkannt und durch fli«' Autorität des herrschen- 
den Gemeinwesens gehalten und getragen sind. Diese Normen des 
menschlichen Handelns wirken auf das Vorsjtellungsvermiigen und 
durch dieses auf den Willen derjenigen Wesen, welche in ihrem Ver- 
halten anderen Wesen gegeiiiiher durch die Normen beschränkt und 
geschützt werden sollen^ und zwar wirken sie dadurch, dass Motive 
geschaffen werden gegen die Motive eines egoistischen, das Zu- 
sammenleben und die Gemeinwesenszwecke störenden Triebes*). 



i) Reicbsgesetzblatt 189ö Nr. 25, S. 612 ff. (Gar eis K«icb«gea«tze Nr. 235/237). 
. 2) § 2, S. 8, § 5, 8. 18—21 und a. a. O. 

3) S. obon § '.\ S. 40, 47, § 10, S. 48 IT.. § 1?, P. :.4, '>',. — „Den Rulim des enormon 
Fortoohritte, die Ahndong des Verbrechens der Privatrache entzogen und in die Hand 
«iner votn Staate bestelltan Beohtsgewalt gelegt tn haben, mtomt Athen ffir seiae 6e* 
setzcrebung in Anspruch." Lij»siu.s, T>Mpziger Rektfiratsrcde von 180:'. S. 21. Alxr 
«taatlicbe« Straf recht ist bereits dem altbabjloDiachen Rechte bekannt, in deu von Blut- 
räche vod Wergeid so viel wie niehta ni erUieken iit", Köhler u. Feiier, Harn* 
munibis GB. 8. 126, 1904. Über ialamitiaehee Stnfrecbt a. Eohler, Geriditesaal, 
Bd. 41. 

4) S. oben § 7, S. 30, 31. In sdir drartiseber Weise löhUdert dM altindieolte 

Gesetzbuch ^lanuR die Notwendif^'keii der staatlichen Strafjgeiralt und der Yer- 
achärfong der Motive zur Wahrung der Beebtsgüter: 

.„Brahma bildete In Anfange der Zdt xn Minen Gebnaehe den Genius der 
Strafe mit einem Körper aus reinem Lichte, als seinen eigenco Sohn, als den Ur- 
•qoeU der peinlicbeu Gerechtigkeit, als den Beschützer aller eracbafiencn 
Binge". Hann VIT, 14 ete. 

, Strafe beherrscht das ganze MenschengcBchlccht, Strafe allein erhält sie; 
Strafe wncbt, wenn die WAditer deaaelben schlafen; Weise halten die Strafe für eine 
ToUenduug der GlfkekMligkeH:" tie, ebenda VII, 18; vgl. auch Jaline Jelly, Recht 
«md Sitte «. a, O. 8. 129. 
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» 

Die Yon der Rechtsordnung gesohaffenen Motive bestehen neben 
den von der Sitte ^) nnd den von der Sittlichkeit') hervorgemfenen 
Motiven des menschlichen Handelns und lehnen sich vielfach an letztere 

an; zur Erfüllung der Gebote und zur Beachtung der Verbote, aus 
denen die Bechtsordnung, charakterisiert durch die den Normen auf- 
gedrückte Antüritiit des herrschenden Gemeinwesens, besteht, ver- 
anlassen den Menschen — ausser religiösen oder rein moralischen 
Erwägungen u. dgl. — die Vorstelhmgen von der notwendigen und 
wohltuenden Harmonie des Verhaltens zur Norm überhaupt (Ord- 
nungssinn, Gerechtigkeitsidee, Rechts- und Gemeinsinn), die Vor- 
stellung von der zur Voraussetzung der Kulturweiterentwickelung 
dienenden Sicherheit nnd Ordnung, die Vorstellung eines Gewinnes, 
einer Belohnung, eines guten Namens usw.; in derselben Richtung 
wirkt auch die Vorstellung von Bechtsnachteilen, von Ersatzverbind- 
liehkeiten, von Beeinträchtigungen der Ehre und des Ansehens in 
engeren oder weiteren Kreisen der zusammenlebenden Menseben usw. 

Diese Vorstellungen von guten und schlimmen Wirkungen des 
Verhaltens erzeugen oder sind Motive für die Beobachtung der Normen 
und dadurch werden die von den Normen (als Rechtsgfiter) anerkannten 
tiebensbeziehungen geschützt"). 

Diesen Motiven fugt der Staat als Maditwesen ein neues bei 
in der Strafe^). Wo nämlich die in den Geboten und Verboten liegen- 

,DaB gaste Ifenflchengeflotileeht.wird dvreh Strafe in Ordnung gehalten; denn 
man findet schwerlich eineu schuhllosen Münn ; in der Tat aus Furcht vor d«r 
Strafe ist dieses Weltall imstande, sein Glück an geoiessen" etc. ebenda VII, 22 ff« 

,Wd Stonfe in sehwaner Farbe nnd rotem Ange eilt, die Sünder m aer- 
Bchiuettern, da lebt daa Volk in Rnhe, wofern' da«en Biebler aebarMdit^ tat»** 
ebenda VlI^ 25. 

,Ilfitte die Welt keinen König, so wSrde sie tu allen Zeiten aus Fareht 

zittern, und der Regiercr des Weltalls schuf daher einen König ZU Attfireohtarlial« 
taog dieses religiösen and bürgerlicben Systems." ebenda VII« ^ 

«Wenn ein KOoig nldit die Sdinldigen oboe Sanmidigkeit beetrafte, ae würd« 
der Stärkere den Schwächeren wie einen Fi."«-!! um Sj)iesse braten.* „Die Krähe würde 
mit ihrem fiohnabel daa geweihte Eeisopfer picken, der Hund würde die reine Butter 
anflcoken; niemand würde ein Eigentum haben; der Niedrigste würde den HOdutm 
umwerfen," ebenda YII, 20, 21. 

1) 6. oben § 6, IV, S. 28 und § 2, 8. 5, Anm. 1, 3. 6 Aum. 2. 

2) S. oben § 6, II, S. 23— 2.% 
8) S. oben § 5, 8 18. ff. 

4) Dieser Satz kann zu Bedenken in mehrfacher Sichtung Anlass geben. Das 
Wort „neu" in demselben ist zunächst nur im G^ensatze m den in>rlier aufgesähltea 
Motiven au verstehen; die staatliche Natur der Strafe uod des Strafrechta «ird in 
obiger Darstellung absichtlich betont, es gibt aber auch niehtataatliche SUafea und 
auch ein nichtstaatliches Strafrecht, z. B. kirchliches StrafreehL Änf einer Vorstufe 
des staatlichen Strafrecbts steht das Familicnstrafrecht — daa jus vitae ac necis dea 
patcr fainilias z. B. — auch die Blutrache (Pam llien räche) und die Kollektir- 
rache überhaupt, sowie ein ethisch empfundenes Sühnebedürfnis. Diese Momante 
wirkan anoh, naebdem das herradiende Gemeinweacn die Sohaffinig atnfreobtlilhar lai- 
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den oder sich uninittelbar (von selbst) aas diesen ergebenden MoÜTe 
nicht ausreichen, auf das Yorstellungsvermögen in der Weise zu 

wirken, dass darans der tatkräftige Ent.schluss entsteht, ein Eechtsgut 
eines anderen (einzelnen oder eines (jemeinwesens) nicht zu verletzen, 
da kann das herrschende Gemeinwesen autoritativ ein neues Motiv 
in die Androhung eines Übels setzen, wenn das Interesse am 
Schutze des sonst nicht hinreichend geschützten liechtsgutes ihm — 
dem herrschenden Gemeinwesen — diese Vermehrung oder Verschär- 
fung der dem friedlichen Zusammenleben der Menschen günstigen 
Motive r&tlich erscheinen lässt^). Das für den Fall der Kichtat^tung 
eines rechtlich geschützten Interesses (Rechtsgutes)') angedrohte Obel 
muss, damit schon die Androhung nicht Ton Tomherein wirkungslos 
ist, gegebenenfalls auch virklich zugefügt werden, und kann nur 
in der Verletzung eines Hechts guts (einem malnm passionis 
propter mal um actionis) bestehen. 

Die Strafe ist eine vom Gemeinwiilen gewollte Verletzung eines 
"Rechtsguts (des DeHnt[uenten} zum Schlitze von Kechtsgütern (atiderer 
einzelner oder des Gemeinwesens). Strafe kann angedroht oder ver- 
hänfft werden auch für Fälle, in denen noch keine Verletzung eines 
Reciitsgüts vorliegt; das objektive Recht erlässt Verbute und Straf- 
androhungen auch gegen solche Handlungen, welche regelmässig eine 
Gefahr für bestimmte Rechtsgüter in sich schhessen^). 

Die Strafe bezweckt den Rechtsgüterschutz im allgt ineinen und 
im besonderen ; die Strafandrohung und der Strafvollzug, welch letzterer 
übrigens ausser dem angedeuteten Zwecke der Strafe auch noch die 
Erreichung anderer Zwecke, wie z. B. den der Besserung des Delin^ 
qnenten, anstreben kann und soll, schaffen nicht das Rechtsgnt, denn 
dieses wird durch die die Lebensbeziehung zur rechtlich geschützten 
Beziehung, zum rechtlich geschützten Interesse erhebende Norm ge- 
schatfen; wohl aber bilden sie ein Mittel zur Sicherung des Erfolges, . 
welcher von der Norm angestrebt wird. Sie suchen die Beobachtung 
der Gebote und Verbote zu garantieren, nicht direkt aber indirekt 
dadurch Interessen zu schiif/en. 

Die Art, wie jener Erfolg erreicht werden soll, ergibt sich selbst 
als rechtlich, mittelst Geboten und Verboten wirkend, und ist als in 
folgender Weise entstanden zu denken: denjenigen Menschen, welcher 



pulse zum Schatze der Norm schou ia Angriff genommen hat, noch iort, beeiuflossen 
die ifauUliche StrafreohtoHldmig uad «lud teUwdtt wenigsteoa di« GfqndJaseii dm 
(staatlich I ?t ifr ehts odw Avagßüffpxakt desselben, i. oben |8, inibeeondem 

bei und iu Aum. b. 

1) Die Strafe als soziale Funktion s. v. Liszt, Lehrbuch des Strafrechts, § 3. 

2) Vgl. Y. Liszt, Ubrbodi de« Strafrecht«, § 84, S. 380 IT. 
8) Bin ding, Di«; Normen T, 47, Handbttch I, 170. 

Oer eis, Raehtmzjrklopldto. s, Aufl. 12 
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ein Recbtsgut verletzt hat, ausser Rechtsgütorscbatz zu stellen, ihn 

entweder tatsächlich gewaltsam zu bändigen, zn bezwingen und da- 
fhirrli zu pazitizieren oder auszustossen aus der Herhtsgemeinschaft 
überhaupt und der Uecht- oder Friedlosigkeit. beides im ältesten und 
grausamsten Sinne genommen, zu überantworten, ist die ursprüngliche 
Tendenz des Gemeinwesens, aus welcher die Blutrache und jede andere 
Art von Kollektivrache erwuchs. Mit der Zunahme der Ii echt si de e 
tritt diese Tendenz, diese Tendenz der Vernichtung des Verbrechers 
in den Hintergrund, und das rechtlich herrschende, durch Gebot 
und Verbot wirkende, die Persönlichkeit nnd ihr Recht so weit als 
möglich — allenthalben, anch im Delinquenten — schützende 
meinwesem setzt daher dem machtvoU herrschenden, bis zur Zer- 
malmung des Verbrechers gewaltigen Gemeinwesen, d. i. sich selbst, 
Bechtsschranken, und tut dies auch, indem es Strafgesetze aufsjtellt, 
ein Strafrecht anerkennt. Daraus entspringt alsdann das sub- 
jektive JStrairecht des Staates oder des Inhabers der Staats- 
gewalt, als das rechtlich Anerkannte Interesse des Staates oder 
tles Inliabers der Staatsgewalt, gewisse Kechtsgüter -Verletzungen oder 
-Gefährdungen mit gewissen Rechtsgüter-Verletzungen zu ahnden, ein 
rechtlich anerkaimtes aber auch rechtlich eingescliranktes — nämlich 
durch die Anerkennung auch der Persönlichkeit des nicht über- 
mässig zu züchtigenden Yerbrediers eingeschränktes Interesse des 
Staates. 

In diesem Sinne ist Binding voUkommen beizustimmeii, wenn er sagt: 

das Strafgesetz ist ein berechtigender 8atz, und 7:war Feststelhing und Normierung 
eines Rechtsverhältnisses zwischen den Ötrafberechtigteii und dem Verbrecher'). 

Die Gesamtheit der liechtsregeln, auf welchen jenes subjektive 
Strafrecht steht, der Reehtsnormen, durch welche gewisse Handlungen 
mit staatlich zu verllängender und bewirkender Bestrafunür bedroht 
und nach welclien üie zu bestrafen sind, bilden das sog. niaterielle 
Strafrecht, den Teil des Staatsrechtes, welcher <len Namen Kriminal- 
recht oder Strafrecht schledithin fuhrt. 

Die Strafgesetze und die Wissenschaft des Strafrechtes haben 
sich im allgemeinen und im einzelnen über die objektiven und sub- 
jektiven Yoraussetisungen strafbarer Handlungen (Tatbestände und 
Zurechnung usw.) zu verbreiten, über die Arten der Strafen und der 
strafbaren Rechtsverletzungen (Delikte : entweder Verbrechen im engeren 
Sinne, oder Vergehen, oder Übertretungen) und das Verhältnis sswischen 
denselben usw.^). 

1) Binding, Handbuch 1, § as, S. 191. 

S) ünJte Prinsipien €ber dieses Verfaultnis svisehen Delikt und Strafe 

Der GnmilKatz der eiufacheii Wiedervergeltung {tavtOTtd&eta, talio): Auge um Auge, 
Zahn um Zahn, Hand um Haud, Fass um Fuss, Braod am Brand, Wände um Wunde, 
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Das in Deutschland Itfm Strafrecht ist zum ersten Male umfangreich 
kodifiziert worden in der peiiiiicben Gerichtsordnung Kaiser Karls V. (constitatio 
«iriminalis Carolina) Ton 1582, s. auch S. 52. Nimmelir gilt das Dentseho Reiebs- 
strafg setzbuch vom 15. Mai 1871, ergflnzt am 26. Februar 1876'), dessen einzelne 
Teile folgende sind: Einleitende Bemerkunsen (g§ 1—12). Erster Teil: Von der 
Bestrafang dw Yerbrschen, Vergehen und Ubertretangsn im allgemeinen (Strafen 
(§§ 13-42, Versuch §^ 43-46. Teilnahme §§ 47- 50, Grflnde, welche die Strafe 
«usschliessen oder mildern ^ 51 — 72, Zusammentrefien mehrerer strafbarer 
Handlungen ^§ 73—79). Zweitw Teil: Von den einzelnen Verbrechen, Vergehen 
und (jhertif run^' ;n und deren Bestrafung (Hochverrat und Landesverrat §§ 80 
bis 93, Beleidigung des Landesherrn §§ 94-97, Beleidigung von Bundesfüzsten 

tg 98—101. feindliche Handinngen gegen befreundete Staaten §§ 102-104, Ver^ 
rechen und Vergelien in Beziehung auf die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
|§ 105-109, Widerstand gegen die ätüatägewalt §§110—122, Verbrechen oad 
vergehen wider die SfFentliche Ordnnng §§ 123— 145a, llflnsyerbreehen nnd Mflns- 
vergeheu §§ 14f;-152. Meineid §§ ir):^-16;5, falsche Anschuldigung §§ 1G4— 165. 
Vergehen, welche sich auf die Boligion beziehen 166—168, Verbrechen und 
Vergehen in Beziehnng auf den Personenstand §| 169—170, Verbrechen und Ver- 
gehen wider die Sittlichkeit §§ 171—184, Beleidigung §§ 200, Zweikampf 
§§ 201—210. Verbreeben und Vergehen wider das Leben §§ 211—222, Körper- 
verletzung §§ 228—288, Verbrechen nnd Vergehen wider die persönliche Freiheit 
« 234-241, Diebstahl und TJutprschhiL'ung §§ 242-248, Rauh und Erpressung 
§§249-256, Begünstigung und Hehlerei §$257—262, Betrug und Untreue §§263 
bis 266, l rkundenfftlschung §§ 267—280, Bankerott Konk.-O. §§ 289—244. straf- 
barer Eigennutz und Verletzung fremder Ocheimni.sse SirGB. §J5 284 302, Sacb- 
beschftdig^Qg §§ 303 - 305, gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen 306 
bis 830, Terbfadien nnd Vergehen im Amte §§ 331—859, Übertretungen §§ 360 
bis 870 (Gareia Betcbsgesetie Nr. 148/146). 

§52. 

IV. Das Strafprozessreehi 

Die ^'erh;ingung einer Strafe ist eine von dem strafenden Sub- 
jekte vorgeiiommene liechtsgüterveiletzimg-) ; eine liechtsgüterver- 



Boulc um Beule, Seele um Seele. 2. B. Mos. Kap. 21, V, 24—25. 3. B. Mos. Kap. 24, 
V. 18—10. 5. B. Mos. Kap. 19, V. 21 (vgl. Math. Kap. 5, V. 38). Hanomurabi» GB. 

19t> — '_'*"'0. Aiidorcrsfits der Gnmdsatz, djiss der Kfirporteil von der Strafe zu 
treffen sei, imitclst dosseu das Delikt begaugen wurde, z. B. im altindischeu Hechte: 

„Das nümlicht: (ilicd, mit dem sich ein Verbrecher (Dich) auf irgend eine Weiie 
▼eiging, da.s «oll ihm der Könii,' zur V o r b e n sr n n c c i ii e s u h n 1 i c Ii e ii V o r b r c c h c n s 
abhacken la6i>cu." Manu Yll. dM. Vgl. aucli Julius Jolly, Kecht uud Sitte a. a. O. 
S. 180. Vgl. Hammurabis GB. § 105: „Wenn da Sohn seinen Vster sohlSgt, ntt 
man seine Hände abhauen". 

1) Kommentare v. Üppeuhoff, Rüdorff, Olshuusen, v. Schwarze, 
Stenglein, Meyer, Kubo, Reinhard Frank u. a. — Litt. y. Uoltzendorffs 
Handbuch d. deutschen Strafrecht» in Eiozelbeiträgen, Binding a.a.O., v. Li»/. t, 
Lehrbuch de» deutscheu Straf rechts, 10. Aufl., 1900. — Statt aller anderen Literatur 
sei erwähnt; Die Strafgesetzgebong der Gegenwart in rechtsvergleichender DarsteUnng, 
Herausgegebeo von der Internationale n Kriminalistischen A^erci n igung. 
Unter Mitwirkung Vieler, herausgegeben von Fr. v. L i » 2 1 und Gg. Grusen. 
R. Finger, Lehrb. d. D. Strsfrecbts, 2. Bd. L Bd. 1004. Ksrl Birkmeyer» 
Das Strafrecht, in Birkmeyers Edz. S. 1096 ff. Kerl Birkmeyer, Das MUit&r- 
strafrecbt in Birkmeyers Enz. S. 1203 tl'. 

S) Verkbrang des Bedit^gnta der penönlioheii Freiheit (Frdheitaskrsfe), des ESgen- 
tuDS (Oddstrafe), des Lebens (Todeartrsfe) nsir* 

12* 
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letsDiig aber bedarf, um nicht selbst rechtswidrig zu seuiy eines be- 
sonderen erlaubenden Satzes, da das zu bestrafende Wesen eine Person 
und als solche in ihren Rechtsgütern geschützt ist. Der dem strafen- 
den Subjekte (Staate) die in der Strafe liegende Hechtsverletzung ge- 
stattende Satz ist die konkrete Strafreciitsnonn, durch, welche das 
Interesse, welche das strafende Subjekt an der strafenden Rechts- 
yerletznng, dem malum passionis, hat, rechtlich garantiert, nämlich 
durch Gebote und Verbote umschränkt anerkannt und gesichert wird. 
So gestaltet sieb das Strafinteresse in einen rechtlich umsehriebenen 
Strafansprach nm, welcher dem Inhaber der Strafgerichtsbarkeit 
(Kriminaljarisdiktion, froher, soweit Gerichtsbarkeit über die schwereren 
Rechtsverletznngen, Blntbann genannt) gegenüber dem Delinquenten 
sowohl als auch gegenüber dem Inhaber der Mittel, dnrch welche die 
dem Delinquenten zuzufügende Verletzung mit rechten Dingen vor- 
genommen werden soll, zusteht; der Inhaber dieser Mittel ist aber 
der Staat. Wenn nun der Staat vermöge seines Charakters nls einer 
Rechtsgemeinschaft, welche sich durch das begangene Delikt iiU^pmoin 
verletzt fühlt, den auf das materielle Strafrecht (s. § 51) gebauten 
konkreten Strafanspruch erhebt, gerichtet gegen den Delinquenten 
und gegen den Staat als den Inhaber der StrafmitteH), so verlangt 
er, — mit anderen Worten ausgedrückt — dass der Staat als Macht- 
wesen, als das die Herrschaft fahrende Wesen dem Delinquenten das 
im materiellen Straf rechte yorgesehene, angedrohte Übel (malum 
passionis) zuffige; da aber dieses Übel in der Verletzung eines Rechts- 
gntes besteben soll, so antwortet das Machtwesen Staat, welches seine 
Natur als Rechtswesen und seinen Charakter als das die Rechte — 
auch des Angeklagten — schützende Wesen nie verleugnen kann, 
gegenüber jener Zumutung (gegenüber dem erhobenen StrÄnspruche) 
mit der Aufstellung einer Bedingung, riMTnUrh der Notwendigkeit des 
Nachweises, dass einer d'^r F:i)le (ein malum actionis) vorliege, für 
welche der Staat inhaltlich der Itechtsordnung (nämlich des materiellen 
Strafrechts, von dem § 51 spricht) berechtigt, ja auch verpflichtet 
ist, mittelst Rechtsverletzung Kechtsgüter zu schützen. Dieser postu- 
lierte Nachweis ist zu richten auf die sämtlichen Voraussetzungen der 
Strafbariceit des konkreten subjektiven und objektiven Tatbestandes 
und in der Weise zu erbringen, dass möglichste Sicherheit dafür be- 
steht, es werde keinem Unschuldigen eine Rechtsverletzung und auch 
dem Schuldigen keine unrecbtliche Bechtsgüterverietzung, keine über- 
mässige Strafe u. dgl. zugefügt. Deshalb ist zu diesem Nachweise 

1) Als hemeh«nd«i GemeinweMn Ist der StMife im Bwitae sl]«r Machtmittel, auch 

der zur StrafvollzicluitiL', 7.ur Beclusguterverlotzung ndUgen Mittel; dies folgt tM de» 
Staates Herrschaft, Souveränität, s. obeo § 40 u, a. 
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eine zweckmässig geordnete Reihe von Handlungen, ein Ver- 
fahren*) (procedere) notwendig), welches man den Kriminal- oder 
Strafpro zess nennt, das Verfahren ist — wie das zur Entschei- 
dung über ziTilroditliche Anspräche (§ 50) — m rechtlich geordnetes, 
and die rechtliche Ordnung desselben, der Inbegriff der Rechtsnormen, 
durch welche die Entscheidung eines konkreten Strafanspmchs, die 
anerkennende oder nicht anerkennende Entscheidung über die Er> 
fullung jener Bedingung des Nachweises der konkreten Strafbarkeit, 
rechtlich garantiert ist, wird Strafprozessrecht genannt. Analog 
dein Zivilprozessrecht hat das Kriminalprozessrecht durch Gebote und 
Verbote, also rechtlich, das Interesse des Staates (als eines Rechts- 
wesensj zu um^^'eiizen und zu wahren, welches darin besteht, dass 
die Staatsmacht nicht im Widerspruche mit d^ Eechtsordnung seine 
Machtmittel zum llechtsgüterschutze anwendet oder nicht anwendet*). 

Das Strafprozessrecht hat an die (lerichts Verfassung anzuknüpten: 
die Antwort auf die Frage, ob der erhobene Strafanspruch in con- 
creto begründet sei, wird durch unabhängige, nur dem Gesetze unter- 
worfene Behörden, durch Gerichte-'), die Strafgerichte, gegeben, 
in dem liicbterspruch, der Temrteilenden oder freisprechenden Sentenz. 

Die Arten der Gerichte, unter denen hauptsächlich die ^Unterachddun^ 
zwiselien sog. Gdehrtengerieliteii, Volksgerieliteii und geniiaditen (sei eft konfiin- 

dicrtcn, v. ie im Schöffen-, sei es kombinierten, wie im Schwurgerichte) Gericliten 
eine viel verhaudelte Fi&ge triltt, sind oben S. 167 aufgezählt, wie sie dermslen 
im Dentsdieii Reiche bestehen. 

Auch im Straiprozessreuhte wird das Verfahren von einigen 
weittragenden Prinzipien beherrscht, vor allem einerseits von dem 
Inquisition^- (d. i. üntersuchungs-, Üfüzial-) Prinzip oder andererseits 
TOD dem Anklage- (Akkusations-) Prinzip oder von einer Kombinatton 
dieser beiden Prinzipien; sodann gelten die Grundsätze Ton der Münd- 
lichkeit und Ton der Öffentlichkeit des Verfahrens (beide mit Aus- 
nahmen) usw., Prinzipien, nach denen verschiedene Arten des Ver- 
fahrens unterschieden werden*). Im Anklage verfahren und nacli dem 
Anklageprinzip kommt der Staatsanwaltschaft (s. oben § 48, Seite 166) 
eine wichtige Mitwirkung, die EoUe des öffentlichen Anklägers zn. 

Die Abschnitte, in welche das strafprozessuale Verfahren zerfallt, 
sind das Vorverfahren (vorbereitendes Verfahren, Voruntersuchung, 

i| Der Begriff „Verfahren" b. oben S. 172, knm. 1. 

2) Vgl. V. Liszt, Lehrbuch <lfs deutsdien Strafrecbts, 10. Aufl., ll»00, S, jn ff., 
«benda § 16, 8. 66 ff., der Streit der Strafrechtatheorten. — Femer die oben § 50, 
8. 172, Anm. 2 aagegebene I^tentnr* 

3) S. oben § 48, S. 166. Qeaehiditliehes e. bei A. Stftlcel In dem obeo S. 173, 
Anai. 6 augegebenea Werke. 

*) Vgl. § 50, S. 173, 174, 
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Generalinquisition K Hauptverfahren (in gewissem Sinne zusammen- 
fallend mit dem, was man früher die Spezialinquisitiou nannte; es 
enthält hauptsächlich: BeweismittelYorftthrang, Anklage, Verteidigung 
nnd UrteilsföUung), dann RechtsmittelTer&hren nnd StrafroUstreclning. 

Die deutsche Straf^roKossordnnng Tom 1. Februar 1877*), eines der seit 

1, Oktober 1879 für das ganze deutsclie Reich ^viikt ii it n Justizgesetze, handelt 
in einem ersten Buche, betitelt: Allgemeine JBestimmunisen : von der sachlichen 
ZoBtandiglceit der Stnifireriehte (§§ 1—6), Tom Geriehtsetande (§§7—21), von 
Ausschliessung und Ablehnung der (ierichtspersonen (§§ 22—32), von gerichtlicheu 
Entscheidungen und deren Bekanntmachung (§§ 3S — 4l), von Fristen und Wider- 
emseteung in den TOrigen Stand (§§ 42—47), von den Zeugen (§§ 48—71), von 
Sachverständigen und Augenschein (§!;> 72 — 1)3), von Beschlagnahme und Durch- 
auchung 94—111), von Verhaftung nnd vorläufiger Festnahme 112 — 1B2). 
Ton Vernehmung des Besohnldigten (§§ 183—136), Ton dw Verteidigung (§§ 137 
bia 150); in einem zweiten Buche (Verfahren in erster Instanz): von der öffent- 
lichen Klage (§§ 151—155), von Vorbereitung der öffentlichen Klage (§§ 156-175), 
▼on der gerichtlichen Voruntersuchung (§§ 176—195), von Entücneidnng üb«r dl© 
Eröffnung des Hauptverfahrena f4;§ 196—211), von V<>i Itereitung der Hauptver- 
handlung (§§ 212—224), von der Uauptverhandlung (§§ 225—275), von der Haupt-, 
verhandrung vor den Schwurgerichten (276 — 317), von dem Verfahren gegen Ab- 
wesende (§§ 318-337): in einem dritten Buche (Rechtsmittel): von allgemeinen 
Bestimmungen (§§ 338—345), von der Beschwerde (§§ 346—353), von der Berufung 
(§§ 354-373), von der Revision (§§ 374—398); m einem vierten Buche : von 
Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil geschlossenen Verfahrens 
(§§ 399—413) ; in einem fünften Buche (Beteiligung des Verletzten bei dem 
Verfahren): von der Privatklage (§§ 414— 434), von der Nobenklage (435—446); 
in einem sechsten Buche (besondere Arten des Verfahrens): von dem Ver> 
fahren bei anitsrichterlichen Strafbefehlen (§§ 447—452), von dem Verfahren nach 
vorangegangener polizeilicher Strafverfügung (§§ 453-458), von dem Verfabrea 
bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle 459—4(50). von dem Verfahren gegen Abwesende, welche 
sich der Wehrpflicht entzogen haben i§§ 470—476), von dem Verfahien bei Ein- 
ziehungen und Vermögensbeschlagnahnien (§§ 477—480); in einem siebenten 
Buche (Strafvollstreckung und Kosten des Verfahrens): von StrafvollstreckiuiS 
(§§ 481—495) und von den Kosten des Verfahrens (§§ 496— 50(i), 

§ 53. 

V* Die Verwaltung^erichtsbarkeit. 

Wie bereite ^ederholt (z. B. § 46, Seite 158 f.) herrorzoliebeii 

war, ist der Staat in dei- IL-uulhabung seiner Hoheitsrechte durch 
Kechtsvorschriften gebunden: die Nonnen .schützen einerseits das 
Interesse der Staatsverwaltung, andererseits beengen sie dieselbe im 
Interesse der Personen im Staate; denn letztere sind im Besitz eigener 

1) Gareis K<'ioh«ges. Xr. 125/130. Stenglein, Lehrbuch des deutschen 

StrafproMfisrecht», 1807. K. Rinding, Grundris» des deutschen Straf proz^recht«, 
4. Aufl. 1899. Ebenda die Übrige neueste Uteratur. — Karl v. Lilienthal, Da« 
Strafpru/i-.ssrecht in Rirkmeyera Enz. S. 1233 und die dort angegeb. Literatur. 
Karl V. Liii«nthal, Das Jd iiitärstrafgericbts verfahren , in Birknteyers Ens. 
8. 1309 ff. 



Digitized by Google 



Die Verwaltungsgenchtabaikeit. 



183 



Interessensphären, welche durch das positive Recht als Rechtssphären 
anerkannt sind. Immerhin ist eine Kollision der InteresBenispliSre der 
einzelnen Rechtssubjekte einerseits nnd andererseits der Interessen- 
sphäre der Staatsverwaltung denkbar; es mnss daher eine Einrich- 
tung bestehen, welche in solchen Eollisionsf&llen die Entscheidung 
trifft; da es sich hierbei nm die Entscheidung eines Rechtskonflikts 
handelt, nämlich eines Streites des Rechts der Staatsverwaltung (als 
Verwaltung*) von Hoheitsrechten ^)) mit dem Rechte der einzelnen 
oder Korporationen, so liegt ein Rechtsstreit vor, dessen Entschei- 
dung nur auf Grund eines rechtlich geordneten Veriahrens^) und 
nach materiell massgebenden Rechtsnormen möglich und zuläsfiig ist. 

Das gleiche ist zu sa^en, wenn ein Streit zwischen privaten Ein- 
zelnen {oder Kor})orationen) entsteht über Interessen, welche das öffent- 
liche Recht schützt, m. a. W. über Rechte und rtiichten, die aus dem 
öffentlichen Interesse entsprungen sind» Die materieUrechtlich zn 
begriindende Entscheidung, welche auch in diesen FSJIen nur anf Crrund 
eines rechtlich geordneten Verfahrens möglich ist, wird aus den Normen 
des Staatsrechtes geschöpft und da dasselbe auch die Quelle ist für 
die Entscheidung Ton Konflikten zwischen den rechtlich garantierten 
Sphären der staatlichen Hoheitsrechts- Verwaltung einerseits und denen 
der privaten Rechtssubjekte andererseits, so vereinigt man beide 
Arten von Konflikten unter dem Namen ., Administrativrechtsstreit''', 
und unterwirft sie der ,. Administrativ Justiz**, welche auch ..Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit" genannt v ird^). Die Ausübung dieser Gerichts- 
barkeit geschieht durch .. Admini:>ii ativgerichte** und in einem Verfahren, 
welclies AdiuiTustrativrechtsstreilsverfahren oder Administrativprozess 
(schlechthin) genannt wird. Jeder hierher gehörigen Streitsache (jedem 
Verwaltungsrechtsatreite) liegt ein Anspruch gegen den Staat zugrunde, 
gerichtet auf Gewährung seiner Rechtshilfe analog dem in der zivil- 
prozessualen Klage erhobenen Ansprüche (s. oben § 50 S. 171): der 
Kläger im .Verwaltungsrechtsstreite verlangt vom Staate als dem In- 
haber der Staatsmacht — gleichviel ob der Staat oder ein einzelner 
Beklagter ist — Schutz eines Öffentlich rechtlich anerkannten 



1) Beide Worte sind zu betonen: VenvnUnncr tmd Tfohritsrecht. Nur die Vt^r- 
waltung kann in eiaeu »olelien Konflikt kommen, nicht die Gesetzgebung; denn 
letitere steht fiber den in Konflikt gedaditmi ReehtttphBren impenitivtMb -ywnicbtend 
oder anorkcnneuil. nicht entscheidend und iiiclit i-iner Kntscheidung iintri M oi fen ; di< s 
ist die Eigenart der souveräneu G^tzgebuug des Staates. 2(ur die Verwaltung von 
Hoheitsreehten kann zu einem Verwattangsreehtaetreite führen, denn die YenrnI* 
tuni,' solcher Kechtsgütcr, wrlfhe auch Privaten (Elnzflnrn oder Assoziatioueu) zu- 
stehen können^ vor allem die Vermögeusverwalluug, im Koutlikt mit privaten Intet" 
enensphliren gedaeht, ist der xiTilprosessnalen Entseheidang (». $ 50) nnter- 
WOrfeu, welchrr sicli dtr Staat als Fiskus zu fü^eii liat. 

^) Über diesen liegriff s. oben § 50, S. 172, Aum. 1 und ^ 52, S. 181. 

S) 8. oben § 48, S. 107. 
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Interesses, welchem die Verwaltung eines staatlicheu Huheitsi echtes 
oder ein Privater zu nahe getreten ist; der als Machtwesen ange- 
gangene Stjtat kann aber — wie im Ziviiprozesse — den verlangten 
Schutz, da er Becbiswesen ist, nur unter der Bedingung gewähren, 
dass ihm nachgewiesen wird, dass der Beklagte (Staat oder einzelne) 
«in öffentlich rechtliches Interesse des Klägers verletzt habe'). 

Die mit der Vervaltmigsrecfatspflege betrauten Gerichte sind 
vielfach (in den unteren Instanzen wenigstens) mit den Organismen 
der Verwaltungsbehörden oder mit der Selbstverwaltung in Kreisen 
und Bezirken innerhalb des Staates in V^bindung gebracht, in der 
höchsten Instanz (Verwaltungsgerichtshof, Ober- oder oberstes Ver- 
waltungsgericht) aber van jenen Organismen meist getrennt Das 
Verfahren ist mit Modifikationen, die dem Verwaltungsrecht entnommen 
sind, dem zivilprozessualen Verfahren im allgemeinen nachgebildet, 
in den einzelnen Ländorn aber verschieden gestaltet, wie aueii der 
Umkreis der Kechtsfälle. welche der Verwaltungsgerichtsbarkeit zur 
Entscheidung unterliegen, in den verschiedenen Ländern sehr ver- 
schieden gezogen ist. 



1) Die obige Auffassung des Adminietrativrechtastrrits ist des näheren dargelegt 
hei Qareia, allg. Staaterecht in Marquardeens Handbach des öffentL Keohta, Bd. I, 
a 187 ff. — Lit. B. Oneist, BeebtHtufe, 9. Anfl., 1879, S. 267—877. — O. v. 
■Bmrwey, Das öffentliche Kecht t;nd die Verwaltuügsrrcht- pflege, Tübingen 1880 
)SL4ff. — V. Pösl ia der öeterr. Zeitschr. für Gesetzgebung und fiechtsprechoog auf 
dem Gebiete der YerwaltuDgareohtspfle^, Bd. II, 1878, 6. 318 ff. — Hermann 
Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsn ht , T, 230 ff., P. 640 ff. — Jolly in 
der Tübinger Zeitachr. f. d. gea. Staatswisseuechuft, 1Ö7H, ä. 476—506. — (ig. Meyer, 
Lebrb. d. dentachen Yerwaltungarechts, I. 188B, §§ 9 ff., S. 28 ff., aowie die dort 
zitierte Literatur. — Das Staatsrecht der Preu.ssisclieii Monarchie. Von Dr. Ludwig 
von Rönne. In 5. Aufl. bearbeitet ?on Dr. Philipp Zorn, Bd. I, 1899, S. 530. 

— Max Seydel, Onmdsuge einer allgemeineD Stutalebre, 1873, 8. 76—09. — 
Derselbe, Bayerisches Staatsrecht, Bd. I— VII, 1884—1894.— Hue deGrais, Hand- 
buch der Verfasaang und Verwaltung in Preuaaen, (11. Aufl. 1897). — Diets- 
Xfiohler, Die Verwütungsgesetzgebung dea Oroaili. Heeeen, Bd. Iiradll. — Zeller, 
Handbuch der Verfassung' und Verwaltung des Grossh. Ueüsen, 2 Bde., 1885, 1886. 

— Gareis in der österr. Zeitschr. f. Gesetzgebung und Becbtaprechung aui dem Ge- 
biete der Yerwaltangsrechtspflcge, Bd. II, 1878, S. 472 bis 476. — Derselbe im Hand« 
buch des üffentl. Rechts, allgeui. Staatsrecht, 1883, S. V^'^, 130. — Adolf Arndt: 
Von deu Kontrollen der Verwaltung, namentlich von der VerwaltungsgeriehtabariEeit, 
in Birkmeyer» Ens. (1904), 8. 917—988, tro insbesondere die neueste Terwaltugi- 
gerichtliche Einriolitang, die des Ktoigrd^es Sachsen (G. v* 19. Juli 1900) besproclMtt 
ist (S. 922). 
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Des öffentlichen Rechts 

Zweite Abteilung: Das Völkerrecht. 

Begriff, B^dentiing und Quellen des V$lkeme1its. 

Das öfl'entliche Recht umfasst, wie iJban § 14 S. 59, § 37 S. 141, 
^ 38 S. 141 auseinandergesetzt wurde, neben dem Staatsrechte das 

Völkerrecht 

Man versteht unter diesem den Inbegriff der Rechtsi egeln, durch 
welche die öffentlichen Interessen der Staaten untereinander — die 
internationalen Beziehungen der Staaten — rechtlich mittelst Fest- 
stellung von Rechtspflichten und Rechtsansprüchen geregelt und damit 
die unter den Staaten bestehende Interessengemeinschaft rechtlich 
geschützt wird. 

Die Quellen dieser zwar an Mängeln leidenden aber doch unent- 
behrlichen Friedensordnnng untei* den Völkern sind die Gewohnheit 
(daher das Gewohnheitsrecht)') und die Kechtsnotwendigkeit (daher 

das jus necessarium)'^; als von diesen beiden abhängige aber sehr 
ergiebige Quelle von völkerrechtlichen Normen sind die internationalen 
Verträge (daher das konventioneUe Recht) zu bezeichnen. 

1) Literatur des Völkerrechts: Die Literatar beginnt mit HugoGrotius» De 
jure belli ac pacis libri Ire«. Paris 1625. — Hauptwerke der deutschen Litt-rattir: 
Hefiter, Das europäische Völkerrecht der Gegenwart, 7. Ausg^ bearbeitet von 
H. Geffcken, 1881. — Blnnteohti, Das moderne Völkerrecht der avilisiertMt 
Staaten, 1872. — v. Holtznndorff in seiner EnzyklopJidif der Rechtswissenschaft, 
«ystemat. TeiL — Völkerrecht im Handbuch de« öffentl. fiechU, 1884, Bd. I. in der 
Bwriteo Auflage dieees Hudbaelis d. Sflfenti. Beehts eraetet dnreb E. Ullmann 
(MOncheo), 1898, Bd. T, 112, XI und 376 Seiten. — v. Martens, Völkerrecht, 
1883. — Haadbucb des Völkerrechts, herausgegebeo von Fr. von HoUzendorff 
a. a., L Bd., 1885, IL nnd III. Bd. 1887. Frans von Lisat, Daa YOllwrreeht, 
syatematisoh dp. r tdlt. Berlin 1898 (Lit. ^. § 4, S. 18 ff.) — Alphons Rivior, 
Lehrbuch des Völkerrechts 1889 und Prinoipes du droit internationale (2. Bd ) 189t3. 
— Stoerk in t. Holtsendorlfs Beebfeenqrkloplidie 5. Aufl. — F. ton Martena, 
V^ilknrrr ht, ieutsch von Bergbohm, 1883 — 1888. — Gareis, Institutionen des 
Völkerrechts, 2. Aufl. 1901, § 11. — Augusto Pierantoni, Die Fortschritte 
dea YSlkerreehta im XIX. Jahrhundert. Überietat Ton Fr. Sehola (Berlin) 1899. — 
Gareis, Die Fortschritte des interoationolen RechtJ; im letzten Menschonaltcr. Ein 
Vortrag gehalten in der Gehe-Stiftung au Dresden am 8. Okt. 1904. Dresden, v. Zahn 
vuü Jaenaoh, 190C — Franz t. Liaat, Das VOlkerreoht, ia Birkneyera Ena. 
fl.' 1345 ff. und die dort angegebene literatar. 

2) S. oben § 10, S. 47 ff. 

9) 8. obm § ü, S. 47 nnd § 12, S. 54. 
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Die MäDgel der internationalen FriedeiisordnuDg liegen in der 
Tatsache, dass es — notweDdigerweise — an daer über den Staaten 
stehenden geset^ebenden, richtenden und Bichtersprüche ezeqnieren- 
den Antoritat fefaJt, durch welche den Normen' des Völkerrechts jener 
Nachdruck verschafft wiirde, welchen in den innerstaatlichen Be- 
ziehungen, in denen des Privat- wie des öffentliche (nämlich Staats-) 
Rechts, das darüber herrschende Gemeinwesen, der Staat ausübt. 
Aber diese Mangelhaftigkeit des Völkerrechts reicht doch nicht so weit, 
. dass deshalb die Existenz des Völkerrechts verneint werden müsste 

Die Herrs('b;\ft völkerrechtlicher Sätze anerkennt bereits der 
antike Staat und selbst der Verkehr mit und unter sop^. wilden Völkern 
entbehrt nicht der völkerrechtlichen Normen, welche schon durch die • 
gehofften Vorteile der Reziprozität sowie durch die srefürchteten 
Nachteile der Wiedervergeltung aufgedrängt werden; und selbst 
wShrend der ftossersten (j^waltanwendong Ton Staat gegen Staat 
— im Kriege — werden Rechtsregeln beobachtet, Rechtspflichten 
anerkannt und respektiert (vgl. Genfer Konvention nsw. *). Der normale 
Zustand der Staaten unteränander ist der Friede; ihn rechtlich za 
erhalten und in ihm wie durch ihn die gemeinsamen Interessen der 
Staaten, die Interessengemeinschaft der Staaten selbst zu schützen^ 
zu pflegen und zu fördern und damit eine der wichtigtra Yorans- 
Setzungen für die ungestörte Kulturentwickelung innerhalb eines jeden 
der Staaten zu garantieren, ist die grossartige Autgabe des Völker- 
rechts. 

über das ganz besonders bedeutungsvolle Verhalten der deutschen Politik 
in i&euet letzteren Hinsieht ~ zor Aofraditerbftltinig des Weltfriedena und bot 

Förderung der Interesseimeroeinschaft aller Kulturätaaten — 8. Gareis, Inatita- 
tionen des Völkerrechte, 1902, g 7 S. 24, § 8 S. 24—25, 29. 

§ 55. 

Systenatlsehe Obersidit des Inhalts des Yolkerreehts. 

Um zu einer übersichtlichen iiai.sLeiiung des Inhalts der völker- 
rechtlichen Normen zu gelangen, ist von der Tatsache auszugehen, dass 
eine Interessengemeinschaft der Staaten untereinander besteht und 
anerkannt wird, und dass zum Schutze dieser Interessen Rechtsnormen 
bestehen. Diesem Priazipe des Völkerrechts entsprechend handelt 
es sich Tor allem darum, die Existenz und das Werden dieser ge- 
schützten Interessen überhaupt zu besprechen und dies geschieht in 

♦ 

1) Vgl. hierüber die bei Garcis, Institut, des V^Olkerreohts, § 2, an g egeb en » 
Literatur und Stoerk iu JLB. v. K. Ueft 9. 

*) S. Gareis, Genfer Konvention (Gicssen, Emil Koth, 1805). 
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den Lehr- imd Handbüchern des Völkerrechts in der Hegel in einem 
..ailgemeinen Teile''; darin ist z\k handeln: von den Inhabern 
der gemeinsamen Interessen, deren Schutz das Völkerrecht bezweckt, 
d. i. 7on den Subjekten des Völkerrechts, das sind die Staaten; 
dann von den Objekten jener Interessen, das sind Beziehungen 
und Sachen des Völkerrechts; sowie von der Entstehung, Änderung 
und Aufhebung geschützter lotereasen. 

Dem allgemeinen Teile*^ gegenüber steht als besonderer Teil die 
Darstellung der einzelnen geschützten Interessen. Diese können 
nach zwei Richtungen betrachtet werden : einmal ihrem Inhalte (Stotte, 
Materiale) nach, so dass die einzelnen völkerrechtlich geschützten 
Interessen stot'Hicli dargestellt werden — sog. nnitprielles Völker- 
recht. Dann aber auch nach der Art der Massregeln, welche den 
Schutz der Interessen anstreben, wenn er effektiv notwendig wiid: 
das ist: wenn die Interessen streitig werden; dieser Teil kann als 
der prozessuale oder formelle Teil des Völkerrechts bezeichnet 
werden und zerfillt naturgemäss in zwei Unterabteilungen, je nach- 
dem die Massregeln gütlicher oder gewaltsamer Art sind. 

Das materielle Völkerrecht muss hiernach umfassen : 1. die Rechts- 
regeln zum Schutze der elementarsten Interessen der Staaten, die 
sog. Grundrechte derselben — es werden deren gewöhnlich vier unter- 
. schieden ; 2. die völkerrechtlichen Interessen der Staatshäupter, sowohl 
der Souveräne wie die der nichtsouveränen Staatshäupter; 3. die 
völkerrechtlichen Interessen der Amter (Magistraturen des Völkerrechts, 
vor allem die internationale Rechtsstellung der Gesandten — vier 
T{anf?klas'ipn — und die der Konsuln — zwei Hanptarten: Handels- 
und Junsdiiitioii.skoiisulate - -j^); 4. die internationalen Interessen der 
Staatsangehörigen, soweit dieselben das V(>lkerrecht angehen, nämlich 
soweit Staaten internationale Tiiichten zugunsten von Staatsange- 
hörigen rechtlich zu erfüllen haben; 5. die völkerrechtlichen Interessen 
am Staatsgebiet oder richtiger: die völkerrechtliche Begelung und 
Beschützung der Interessen der Staaten an den Staatsgebieten. 

Das somit fünf Gruppen von Bechtsregefai umfassoide materielle 
Völkerrecht duldet und verlangt jedoch noch eine andere Einteilung, 
nämlich nach den Quellen und dem diesen entsprechenden weiteren 
oder engeren Geltungsgebiete der einzelnen Regeln. 

Zunächst sind nämlich dieselben als abstrakte Tiegeln des Völker- 
rechts, als ex lege (sozusagen) fliessend, nämlich dem Gewohnheitsrecht 
und der liechtsnotwendigkeit entstammenfl, anzusehen und als das 
allgemein geltende, usuelle und notwendige Völkerrecht darzustellen % 

1) Vgl, oben § 48, S. 167, Anin., § 40, 8. 169, 170. Vgl. aoeh r. Li »Et, 

VB. § 15. 

Vgl. oben § 54, S. 185. 
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Dieselben Interessen können aber im Verhältnisae zweier oder 
mehrerer Staaten untereinander durch besondere Feststellungen anders 
als durch jene allgemeinen Sätze geregelt sein; es können Staaten 
tnitereinaiider ihre (oder gemeinsame) Interessen anders garantieren 
und abgrenzen als die gewohnheitsmassigen oder rechtsnotwendigan 
^atze es allgemein ton» sofern nur dem Prinzip des Völkerrechts, welches 
diesen eine lex cogens ist, dadurch nicht widersprochen wird; so 
entsteht partikulares oder konventionelles Völkerrecht, es entstehen 
besondere Staatenrechte und besondere Staatenpflichten, namratlich 
durch völkerrechtliche Verträge. In jeder der fünf Gruppen der 
Interessen und der sie schützenden Reditsinstitute sind demnach 
zweierlei Arten von Hechtsnormen wirksam, niimlich das jus neces- 
sarium und jus consueiudinarium einerseits und das jus voluntariura 
(gewillkürtes Hecht, besondere Festsetzung, Vertragsrecht) andererseits. 

Im pru/essualen oder formellen Teile des Völkerrechts aber bildet 
die Hauptmasse der Kechtsregeln das sog. Kriegsrecht (a) Kriegsmaiiier 
und b) Kriegsraison), welches die Rechtsregeln der Kriegsfuhrung nach 
Subjekten, Objekten und Mitteln umfasst und an welches sich das 
Recht der Neutralität und das Recht der Friedensschlüsse anreihte 

I 

» 

■ 

Anhang zum Privat- und zum öflTentliehen Rechte. 

. . (Zu 14-55.) 

Spezial- (Fach- und Standes-) Rechte. 

§ 56. 

ßedeutuiig von Spezialrechteu im allgemeinen. 

In der Darstellung und Zusammenstellung von Normen des histori- 
schen oder geltenden Rechts im objektiven Sinne kann das System, 
welches sich, wie bisher dargestellt, ans dem Wesen des Rechts an 
sich (Interessenschutz), aus der N'erschiedenheit der Träger der 

Interessen (öffentliche und Privatinteressen), und aus der Ver- 
schiedenheit der Objekte der Illtere^^''•f'n (Rachen und persönliche 
Beziehuntferi oder Leistungen im Trivati > ( In, Jlüheitsreclitf im öti'ent- 
lichen Rechte usw.) ergibt, verlassen werden: man kaini einen Stand- 
punkt in der Erörterunijj und Aneiuaiiderreiliung von Kechtssätzen 
eiimelimen, von welchem uuä die biappierung der Normen sich ver- 
ändert und dieselben in einer anderen Zusammengehörigkeit erscheinen, 
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einen anderen Zusammenhang und andere Gegensätze aufweisen, als 
sich durch das aus dem Kechts- und Interessenbegri^f an sich fliessende; 
System (s. oben § 14 ff.) ergeben. 

Zu einer solchen Andernng des Standpunktes können didaktische 
und praktische JUicksichten Veranlassung geben; es kann sein, dass 
ein konkreter Lebrzweck die Aneinanderreihung von Rechtssätzen in 
einer anderen Ordnung wünschenswert macht, als die Systematisierung 
vom Bechtsbegriffe ans erhascht. Eben dahin kann eine Büdnacbt 
auf das praktische Leben fahren, etwa die Möglichkeit erleichterter 
Aüffindong und Anwendung der nnter den Gesichtspunkt eines im 
Leben stehenden Praktikers gebrachten Normen. 

Hiernach können diejenigen Rechtssätse, welche sich auf die 
Angehörigen eines besonderen Standes, er sei Geburts- oder 
Bernfsstand. oder auf ein gewisses Fach der menschlichen Be- 
tätigung, oder auf die Zugehörigkeit zu einer gewissen Gesellschaft 
oder Korporation beziehen, in einen besonderen Zusammenhang ge- 
bracht und in diesem dargestellt werden, mit oder ohne Rücksicht 
darauf, welche Stellung dieselben Rechtssütze im System (s. oben 
§§ 14 — 55) einzunehmen haben. Von solchen Standpunkten aus bilden 
sich die sog. Spezial- oder Sonderrechte, als Fach- oder als 
Standes- oder als Korporationsrechte. 

Von dem Gesichtepnnkt eineB blonderen (Oebarts-) Standes ma ergibt 

sich die Darstellung eines Adels re cht ^ M, in welchem die besonderen Verhält- 
nisse, weiche teils im Interesse des Gemeinwesens, teils in dem der einzelnen, 
in Rfleksidit snf den Adel eigenartig geordnet sind, mehr hervortreten und ein- 
leuchtender werden, als di- . I i der Darstellang derselben RecLts^ i rhältnisse in 
der Masse der Systeme mösiich ist , z, B. die staatsrechtUcheu PhTÜegien der 
Adeligen, die familienreebtlichen Eigentümlidilceiton des hoben Adeb, die Stamm- 

Lnitpi ur.d die sich dar.m anreHuTnlen erhrerhtlichen Ansprüche u. dgl. — In 
ähnlicher Weise hat sich die DarsteUung des Lehenrechts') als eines Spezial- 
nehts, teils yom sttndiBchen, teils roa tmem beBonderem privatceditlicheii (a. obea 
§ 21 Ziff. 3 8. 98) Iiit«resB6 aus ergeben. — 

'Eine reiche GUedening sowohl privat- als dffentlichrechtlicher 
Nonnen vollzieht sich vom Standpunkte der verschiedenen wirtschaft- 
lichen Tätigkeiten aus: 

Man kann z. B. die sämtlichen auf die Forstw irtschaft hezüglichen und 
fOr den Forstwirt wie für den Forstpolizeibeamten interessanten Eechtssätze des 
yslkerrecifatB*), des StaatsrechtB*) und des FtirakeehtB*) als ein bo$. Forst« 



1) Vgl. Qg. B eseler, Syatm des gemeinen deuteeben Privatreehts, 3. Anfl., 

§§ 1C9 — 17G; IT. v. R eh ul z e - Ti iivern it«, Das deataebc Fürstcii recht in v. Iloltzen- 
dorffa Enzyklop. d. K-Wiaseuscbaft, 5. Aufl. S. 1849 ff.; Uenuann Behm, Moderoes 
P&nrtenreeht, 1904. 

2) Reseler ii, a. O. §§ 147—167. — S. unten S. 191, Aum. 3. 

9) s. B. die BesUminungen über Holzzölle in den völkerrechtlichen Verträgen. 
*) t. B. die forstpoliseilioben Gebote und Verbot«, die GniridsUn fiber staaft- 
lidie Verwaltung der Domlinialfuryten. 

6) z. B. die Bestimmungen über ForstserTituten, foxitUche Nutzungsrechte. 
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recht gruppieren und zur Darstellung bringen. Gleiclies ist von den auf die 
Jftgd, von den auf die Fischerei, auf den Berghau, auf die Landwirtschaft oder 
■Mf KoloDiem nod Sehntsgebiete besflglichen Bestimmungen des jus publicum und 
des jus privatum zu sa^en, so dass sich ein Jagdrecht (im objeKtiren Sinne), 
ein Fiächereirecht, ein Bergrecht, ein Land wirtbchafisrecht') und 
«in KoloDialrecht') als Spesialredite mgtibtak usw. 

Bei der Bildung und Darstellung dieser und anderer Spesialrechie 
wird jedoch zweierlei möglich sein: entweder umfasst ein solches 
Spezialrecht nur diejenigen Rechtssätze, welche gerade dem hetreffen- 
den Stande oder Fache eigentümlich sind, nur die eigenartigen 
Kechtssätze desselben, und dann ist es ein Spczialrecht im engeren 
und technischen Sinne, oder es umfasst auch solche Rechtssätze (des 
übrigen Privat- oder Staatsrechts), welche dem besonderen Fache 
oder Stande zwar nicht eigentümlich sind, die aber doch der An- 
gehörige des })t'trpfF^'ndpn Standes oder Faches kennen mnss oder 
will, um den Interessen seines Standes oder Faches gerecht zu 
werden 

^Selbstveratändlich kann bei der Abgrenzung eines solchen Fach- oder SStandes- 
vedits (weiteren Sinnes) in wiseenschaftlieher Bearbeitung mehr oder weniger weit 

gegangen, rnr!;r fKlcr weniger 5?toflr aus Icn für alle Stande und alle Fächer mass- 
£et>enden Beätimmungen der öifentlicheu und der Privatrechte hereingezogen und 
dargestellt werden. 

Letzteres trifft selbstverständlich auch zu bei der theoretischen Herstellung 
von besonderen liechteganzen für industrielle, kommerzielle oder sonstige T&tig- 
keitsgruppen nnd Tfttigkeitskrefse ; so wird ein Gewerbereeht*), ein Fabrik- 
recht, ein Handelsrecht"'}, ein Postrecht, oiu Eisenbahnrecht'), ein 
Militärrecht'), ein Bankrecht, ein Börsenrecht, ein Assekuranx- 
reeht usw. znsammengefagt aus all denjenigen Normen des Staate- uid dee 
Privatrerhts. welche sich (teils speziell, teils iniplicite s olu n] auf die dOTCh dt6 
Bezeichnung angedeutete Tätigkeit oder Lebensstellung beziehen. 

EbensT) können auch diejenigen verschiedenartigen Reehtsnonnen 
zu besonderen Totalitäten vereinigt werden, welche sich auf die Hechtn- 
verhältnisse ein/einer Gesellschaften und Korporationen an sich und 
die ihrer Mitglieder als solcher untereinander und zu den Assoziatio- 
nen beziehen und diese Gruppierung wird um so bedeutungsvoller, 
je wichtiger der Gesellschaftszweck ist, je bedeutender die Assoziation 
in das Leben eingriff und auf die Kulturentwickelung — und etwa 
selbst auf die Rechtagestaltung einwirkte, wie letzteres namentlich 
Ton solchen Gesellschaften gilt und vorauszusetzen ist, weiche sich 
der Autonomie, der selbständigen Gestaltung der Normen ihrer 



1) Vgl. Beseler a. a. O. ^ 177 — 170. 

^ Vgl. Gareis, Deutsches Kolonialrecht 2. Aufl. Glessen, lloth, 1900. 
•) L^terer Oesiohtapunkt fcri£Fk s. B. bei de« DarBteUung einei Forstrechta 
4)der Ln n d \\r i rt Rc h Ii f 1 8 rech t s besonden als maaegebend an* 
4) Besclcr a. a. O. §§ 210—213. 
6) S. vnten § 58. 

6) Virl. Ende mann. Das Kisonltahnri'clit, 1887. 

7) la dieies gehört z. B. das Militärstraf recht, s. Birkmeyers Enz. S. 1203 ff. 
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Rechtsverhältnisse erfreuten (s. oben § 9 S. 47, § 12, b S. 54, ^115, 

S. 66, 67). 

All diese Momente wirken zusammen, um das von den (Kirchen genannten) 
Beligionsgenossenschaften und für dieMlhen geecbftffen« Recht, das Kirchen* 
recht, mit einer besonderen Bedeutung zu umg«»ben, welche in verflossenen 
Jahrhunderten sogar soweit reichte, dass eine Zweiteilung des gesamten Rechts- 

3 Siems darauf gebaut wurde, nftmlidi die in jus civile, (caesareum, seeolaie 
er profanum) und jus canonicum, (ecclosiasticum oder pontificium M. 

Von dem Kircbenrecht und von dem Uaudelsrecat ist sowohl wegen 
ihrer historisdieii und wegen ihrer praktischen Bedeutung als auch wegen ihrer 
weitgedielienen gesetzgeberischen wie theoretischen Entwickelung als Spezial- 
recht und wegen der geschichtlichen Anerkennung derselben als besondere Dis- 
siplhi des jartdisdien Unterrichts und Stadiums besend«* za spiedien (s. SS 
«md 58). 

§ 57. 

Das Kircheurecht. 

Das Kirchenrecht ist der Inbegriff der Recbtssätze^, durch 
welche da.B Leben derjenigen BetigtonsgeseUscbaften, welche Kirchen 

genannt werden, als äusserer siebtbarer Gemeinwesen rechtlich ge- 
regelt wird^). Insofeme diese Rechtssätze teils im Interesse der herr- 
schenden Gemeinwesen, teils im Interesse der Kirchengesellschaft 
selbst, teils in dem ihrer Mitglieder aufgestellt sind, nmfasst das 
Kirchenrecht teils Staatsrecht und teils Piivatrecht. 

Stiiatsrechtlidi sind z. B. die Normen Ober das Placctum regiuin, die straf- 
rechtlichen Bestimmungen zum Schutze der Kochtssphüre der Kirche, die Vor- 
behalte besonderer Genehmigungsrechte, die das staatliche Aufsicbtsrecht bildenden 
Normen usw.: privatrechtlich*) sind die Grundsätze der inneren Organisation der 
Kirchengesc'llschafteri, die Kormen für die Vermögenaverwaltang der Kirchen u. a. 

Insot'erne die das Kirchenreclit bildenden Xoiineri vom Staate 
aufgestellt sind (gleichviel ob sie staatliche oder kircliliche Interessen 
mit Kechtsschutz umgeben und demnach inhaltlich und systematisch 
einerseits Staatsrecht oder andererseits Kirchengeseilschafts-, also 
Frivatrecht bilden), sind sie in Rücksicht auf ihre Quelle staatliche 
Normen, vor allem Gesetze in dem gewöhnlichen und materieUen 
Sinne des Wortes (s. oben § 11, S. 50, auch § 43, S. 152), aber diese 
bilden den Terhaltnismässig weniger bedeutenden Teil des historisch 



1) Daher der Titel „doctor juris ntrittsqae". Über die Beaeichnang jus «enonieuiii 
siehe Anm. 3 xu S. 192. 

iä) Uber das Kirchenrechl als .Siicxiul recht s. vorigen § 5»i a. K. 

Über den Begriffs. Hinschius in v. Holtzendorf f s Rechtaenzyklopädic, 

§ 2, und T. Schulte, Lthrburh des kathol. und pvan£»el. Kirclicnrechts, t. Aufl. des 
kathol., 1. Aull, das evangel. Kirclieurecht, 1886, § 2, und die daselbst zitierte Literatur. 

*) Dmn in dieser Hinsicht kommen di«- Kirchen als Korporationen im Sinne von 
juri8tis( hcn Personen des Prhatrechts in Betracht, 8. obea § 15, Ziff. I, 5 (S. 67), 
vgl. auch § 23 III, Ziff. 5 a. E. (S. 109). 
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gewordenen Kirdienrechts, namentlich desjenigen der katholischeD 
Kirche. Denn die innere Kraft der Kirchen hat selbst zu zahlreichen 
Normen geführt, denen der Staat insoweit seine rechtliche Aner- 
kennung und machtvolle Autorität nicht versagt, als das den Kir- 
chen zukommende Recht der Autonomie reicht (s. oben § 9, S. 47, 
insbesondere § 12, S. 54): die auf diesem Wege, von der Kirch© 
durch ihre kirchhche autonome Gesetzgebung sowie durch die mner- 
halb des kirchlichen Lebenskreises wirksame Gewohnheit erzeugten 
Yorschriften — das Statutar- und ObBervanzenrecht der Barche*) — 
heissen das kanonische Hecht") (im technischen Sinne), das Kirchen- 
recht in einem engeren als dem gebräuchlichen Sinne. 

So sind kanonfedies Recht die mit dem inneren kireiilichen Leben zusamraeB* 

hängenden, die Kirche als geistige Heilsanstalt mit Kechtsregeln schützenden 
autonomen Normen; so die innerkirchlichen Grundsätze über die Austtbung der 
poteetae ordints und der potestas jarisdieiionis in der katholisehen Kirehe naw. 

Da sich die ursprünglich und bestimmungsmässig einzige Kirche*) 
zuiülge dogmatischer (konfessioneller) Ditferenzen sowohl im Orient als 
auch — später — im Abendland in verschiedene Richtungen gespalton 
hat nnd die daraus hervorgegangenen kirchlichen Gemeinwesen unter 
dem Eünflnsse politischer und anderer historischer Verhältnisse nach 
der Verschiedenheit ihrer Bekenntnisse (Konfessionen) zu einer Mehr- 
heit von Assoziationen, welche ebenfalls Kirchen heissen, geworden 
sind, so ist nun eine Mehrheit von Kirchenrechten vorhanden, das 
katholische, das griechische und das evangelische Kirchen- 
recht; diese Mehrheit wird noch dadurch vergrossert, dass jede der 
Kirchen sich geographisch und vielfach auch unter dem Einflüsse der 
Staatspolitik in verscliipdonf TeilgenossP!i«chaften und Landeskirchen 
treunle, von denen jede neben den gemeinsamen Keciitsnormen, die 
man als jus ecclesiasticum commune (gemeines Kirchenrecht) der 
betreffenden Konfession bezeichnen kann, besondere Rechtsnormen 
Sowohl kirchlichen als staatlichen Ursprungs besitzt, die das jus pro- 
prium der einzelnen Teil- oder Landeskirchen und im Gegensätze z«. 
jenem jus commune ein jus ecclesiasticum particnlare des betreffenden 
Teiles oder Gebietes bilden. Jedes dieser Kirchenrechte wie anch 
das gemeine Kirchenrecht jeder Konfession hat seine besondere Ge- 

1) S. ob«n § 8, 8. 39, 40, § 9, 8. 46. 

2) S. üben S. 54 unttr b). 

8) jus caoouiciiui, der Name ist abgeleitet von »avup = Messwerkzeng, Msm- 
stab, Richtsebnur, P^egel, Voraduift. Hieniaeh werden die ven der ffirahe ab Bicht- 
schour iiiid Glaubensregel aDgenonnuenen Bücher kiiuouische Bücher genauut, und 
hieraus entspringt auch die Beieich uij^ag der kleinen Abschnitte (Paragraphen) der 
kirchliehen Gesetze als oanones. 

4) Auf die stiftungsmässige Einheit — in Christus — scheint auch der Nan*. 
Kirehe, abgeleitet von xv^Mtxt^ (ac. oiMia) =■ uHana des Uerrn'V hinzuwei^D. 
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schichte; in der akademischen und literarischen Behandhing wrni in 
der Regel unter ^Kirchemecht'' im allgemeinen eine Zusammenfassung 
des gemeinen Kirchenrechts und der hervorragendsten Eigentümlich- 
keiten der partikolaren Kirchenreclite, in beiden Richtungen nach 
den Konfessionen getrennt, verstanden und dargestellt^). 

Üborsieht der ii«iimp8D Litontnr der partikolftren SärehenrMlite Deatoolt- 

lands siehe V. Schulte, Lehrbuch des kath. und evangel Kirchenrechts, 1886. 
S. 36—39; Österreich, s. ebenda S. 40; Frankreich, ebenda S. 40, 41 ; der Schweiz, 
8- Gar eis tmd Zorn, Staat und Kirche in der Schweis, eine Darstellung des 

eidgen^Sssiscben und kantonalen Kirchenstaatsrechtä mit besonderer Rücksicht auf 
die neuere Uechtsentwickelong und die beutigen Konflikte zwischen Staat und 
Eirdie. ]»77, L Bd.; 1878, n. Bd. 

Die Darstellungen des lürchenrechts gehen von dem Begriffe der 
Kirche ans, stellen sodann die historischen wie die praktischen 
Quellen desselben, sowie die dogmatischen, aus dem Inhalte der Be- 
kenntnisse selbst genommenen Grundlagen des betr. gemeinen oder 
partikularen Kirchenrechts dar und ergehen sich hierauf in der Dar^ 
legung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche*), bald mehr 
bald weniger den historischen oder politischen oder rein idealen 
Standpunkt einnehmend. Sodann werden die Rechtsgrund sätze der 
Verfassung der Kirche (die Kirchengewalt, ihre Träger und Organe, 
der Erv/erb und \'erlust der Kirchengewalt — die Klemente und 
Organe des kirchlichen Gemeinwesens), und diesen folgend die Prin- 
zipien der Verwaltung der Kirche (die Ausübung der Kirchengewalt 



1) Jedes der bestehenden gemeinen und partikularen Kircbenrechte der ver> 
Bohiedene» Eonleariotien bat eine besondere Lfterstnr; von iSut nnttbenehbarer Aim> 

ddinuog ist aus begreiflichen Grflnilcn vor nllcm die des katholischen Kirchenrechts 
im allgemeiaen. Von den oeaeren Lehr- und Handbüchern des katholischen und 
eTangeÜMdiett Kirchenreelrti eden hier «wfthat; Panl Hineobia» und Sehnlte, 
deren oben S. 191, Anm. 3 angegebene Werke; ferner: Friedberg, Lrhrburh des 
katb. u. evang. Kirchen rechts, 5. Auflage, 1903. — Paul Hinsobiua, Das Kirobeu- 
reeht der Katholiken nnd Protestanten in Denteehlond. Bd. I lt. 1869—1897. — Otto 
Meyer, Lehrbuch des Deutschen Kirrheri rechts, 3. Aufl., iSfiO. — Richter-Dove- 
Kahl, Lehrbuch des kathol. und evangel. Kirchenrechts, 8. Aufl. — J. Silbernagl, 
Lehrb. d katb. Kirehenredits ete. Bi^nebnrg 1880. — Zorn, Lehrbn«^ d«a Kireben- 
rechts (Stuttgart, F. Enke, 1888). — Wilhelm Kahl, Lchrsystem des Kirchenrochfs 
und der Kirchenpolitik, 1. Hälfte, Freibarg, Leipzig 1894. — Panl Hinschins- 
Emil Sookel, Das Kirebenredit, In Birkmeyers Ens. 8. 1417 ff. und die dort 
angeführte Literatur. 

Hierüber s. Paul Hinschius: Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von 
Staat nnd Kirche in Harqaardsens Handbneh des 0ffeodidi«i Iteohts, I. Bd., allg. 
T., 1S83. Erster Teil: Geschichtliebe Übersiebt über die Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche. 1. Die Einheit von Staat und Kirche, S. 191 ff.; 2. Die 
Trennung Ton Staat nnd Kirche, S. 291 IT. Zweiter Teil : Die Ordnnng des YerhSlt- 
nisses zwischen Staat und Kirelie im inodern(>n Staate, insbesondere in Deutaehlaud. 
1. Allgemeine Grundsätze, 8. 231 ff.; Die Regelung des Verhältnisses des Staates zu 
den Kireben nnd Rcligionsgesellsdiaften im einseinen, 8. 270 AT. — Femer Gareis 
und Zorn in dem oben angeführten Werk: Staat und Kirche überhaupt, S. 5 ff . ; Die 
Staatshobeiisrechte gegenüber den Kirchen, S. 14 ff.; Landeskirobeo, S. 18 fl'. Hin* 
aohins in Birkmeyers Ens. Bw 1493. 

Oer eis, Becibtsenzyklopldie. S. Axi. 18 
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in den verschiedenen Ämtern und Abstufungen), dann die Rechts- 
lehren von den kirchlichen Vermögensverhältiüssen dargestellt ; auch 
die für das kirchliche Leben im allgemeinen gegebeneu Vorschriften 
-aber Eintritt und Austritt, über Gottesdienst und Heilsmittel, kircb- 
liebes Yersinswesen u. dgl, finden in der Kegel in den Lebr- nnd 
Handbüchem des Kirdkenreebts Erwähnung oder Darstellung. 

§58. 

Das Handeisreclit. 

Das Handelsrecht ist das SpeziiJreoht für Handelasacben. Die 
Tolkswirtschaftliche Tätigkeit, welche man Handel nennt, der Um- 
satz von Waren, die Vermittelung von Waren zwischen Produzenten 
und Konsumenten sowie einer Reihe von Geschäften , welche diesen 
Umsatz ermöglichen oder fördern, wie die Transport-, Assekuranz- 
und Banl'OTsrhäfte umfassend, hat. von der Zeit an, da sie gewerbs- 
mässig betrieben wurde und das gewöhnliche bürgerliche Hecht nicht 
mehr ausreichte, die dem Handel eigentümlichen Interessen zu schützen, 
dazu geiuliit, dasis im Handelssachen ein eigenes Recht entstand. 
Das Bedürfnis nach einem Sonderrechte' für Handelssachen, unter 
welchen man diejenigen Bechtayerbältnisse, welche dem Handelsstande 
als solchem eigentfimlich sind, sowie diejenigen, welche durch Handels- 
gesdUifte entstehen oder den so entstandenen gleiebgeacbtet werden, 
verstand oder versteht, konnte um so leichter befriedigt werden, als 
die den Handel gewerbsmässig betreibenden Personen in den Gebieten, 
in welchen die Wiege des Handelsrechts als eines Spezialrechts 
stand, ständig und korporativ (in Zünften oder Gilden) vereinigt 
waren und sich einer besonderen (jcrichtsbarkeit erfreuten, Umstände, 
welche sowohl der Entstehung eint s besonderen Ge^etzesrechts als 
auch der eines Spezialgewohnheiisi ei hts (der Usancen) für Handels- 
sachen ungemein günstig waren. Italien, Südfrankreich, Nordspanien 
und die im Donau- und likemgebiete gelegenen Städte, sind die Stätten, 
WO sidi das Handelsrecht in Europa suerst alsSpesisJreoht entwickelte. 
Die bedeutendste Kodifikation erfuhr dieses Kecht in Frankreich, 
dessen Code de commerce (1807) das Vorbild einer fast die ganze 
zivilisierte Erde beherrschenden Handelsgesetzgehung wurde Deutsch- 
land gelangte zu einer fibereiustimmenden Gesetzgebung in Handels- 
Sachen durch die Schaffung des sog. Allgemeinen Deutschen Handels - 



^) »»r^'P gfltendcn TTinih'lsgesetze des Erdhalls" bietet (unter diesem Titfl) in 
guter deutscher Übersetzung OsLar Borchardt. Dritte Anütgbf heraosgegebea von 
J. Eohlar uter UUwIrkiuig von M. Äpt und H. Bove 1904 ff. 
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gesetzbuchs, welches auf Grund kommissioncller Beratungen (1857 
bis 1860) entstand und zuerst im Wege der Parti kuiargesetzgebung, 
dann als Bandes- und schliesslich Reichsgesetz Geltung erlangte. Im 
Zusammenhange mit der Herstdilniig eines Deutschen bürgerlichen 
Gesetzbuchs wurde eine Umarbeitung des H.-G.-B. notwendig, welches 
in der neuen Form zugleich mit dem B.G.B. in Kraft trat, nun als 
Reichsgesetz gilt. 

Nunmehr regelt das H6B. (vom 10. Mai 1897) dio handAbreehUichen Yer- 

hältnisse nur insoweit, als sie mit einem Handelsgewerbebetriebe znRammf>nhänf»en. 
Es liandolt im ersten Buche 1. von Kaui'leuten; 2. von dem Handelsregister; 
3. von den Handelsfirmen; 4. von den Handel sbUchern; 5. von den Prokuristen 
und Handlungsbevollmächtigten; 6. von den Handlunsrsgebilfen und Handlungs- 
lehrlingen; 7. vuu den Handlungsa^enteu und ö. von den Handelsmäklern. Das 
zweite Buch enthält das Recht der Handelsgesellschaften und der stillen Gesell- 
schaft und handelt 1. von der ofTenen Handelsgesellschaft; 2. von dpr Eommandit- 
geselUchuft; 3. von der Aktiengesellschaft; 4. von der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien; 5. von der stillen Gesellschaft. Das dritte Bach spricht von den 
Handelsgeschäften und zw.ir 1 vfm diesen im allgemeinen, dann insbesondere 
2. vom Handelskaufe; 3. von dem Kommissionsgeschäfte; 4. von dem äpeditions- 
gesohäfte: 5. Tom Lagergeschäfte; 6. von dem Frachtgeschäfte und 7. von der 
Beförderung von Gütern und Personen auf den Eisenbahnen. Das viertr Hucli 
regelt den ^ieeliandel. Abänderangen s. RG. v. 2. Juni 1902 und v. 12. Mm iij04. 

Ausser diesem Gesetzbucbe ') beschäftipren sich noch eine Anzahl 
anderer Gesetze*) mit der Normierung von besonderen Verhältnissen 
des Handels; zu diesen kann die schon vor dem Handelsgesetzbuche 
(1847) entstandene allgemeine Deutsche Wechselordnung, welche 
nun ebenfalls als Reidisrecht gilt, gerechnet werden; dieses Grosets 
beschäftigt sich mit dem Wechsel, dem wichtigsten der Wertpapiere 
(in der Regel Orderpapier)'), von welchem zwei Hauptarten — der 
gezogene Wechsel (Tratte) und der eigene Wechsel — gesetzlich an- 
erkannt sind und Normierung gefunden haben. 

Die Rechtsgeschäfte des Handelsrechts sind im systematischen Teile — 
Obligationenrecht ^) — aufgezählt, im übrigen ergibt sich der Umfang des Handels- 
rechts auch aus der Übersicht Aber den Inhalt des Handelsgesetzbuchs selbst 
8. rorige Seite*). 



1) GeHchichte dieses Gfst-tzbuclies un<l seinfr Revisionen s. bei Garcis, Das 
deotMsbe H.G.B. 3. Auä. 1905 (MüDcben, C. H. Beck), auch Qareis, d. H.B., § 3. 

*) s. B. dai Depotgesetz, d. i. Heichsges. betr. die Pfliohtsn der Ksnflente bei 
Anfbewahmng fremder Wertpapiere vom 8, Jnli 1896 (6«reis Böldiflg. Nr. 208/804). 

8) Vgl. Oben § 23 III, Ziff. 31, 8. US. 

*) 8. oben § 23 TU, 8. 108—112, ioBbesondere die Ziffern 1, 2, 5, 6, 7, 13—24, 
S6—- 31 und die daselbst zitierte Literatur. 

&) Die neueste Literatur des ' (deutschen) Handelsrechts findet sich bei Cosaok, 
Ldirbnoh des Handelsrechts, 6. Aufl.; Behrcnd, Lehrbuch des Handelareehts (leider 
noch unvollendet); Gareis, Das deutsche Handelsrecht, ein kurzgeftUMfeM Lehrbuch 
des im Deutschen Keiche geltenden Handels*, Wechsel- und Scerechts, 7. umgearbeitete 
Auflage, (Berlin, J. Guttentag) 1903, ferner H. O. Lehmann, Handels-, Wechsel- 
und Seerocht in Birkmeyers Enz. S. 61.3 ff. und die dort angegebene Literatur. 
Die Entscheidungen des KOHG. und des RGr. auf dem Gebiete, des Handelsrechts sind 
herausgegeben von Otto Fuchsberger, 3. Aufl. (Glessen, Emil Roth) 1899. 

18* 
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Methodologie der Rechtswissenschaft. 

§ 59. 

WeseB und Aufgabe der Methodologie der Reehtswissenflcluift. 

Unter der Methodologie der liechtswissenschaft ibt die Lehre von 
der Art und Weise des Studiums und des Unterricbts in dieser 
'Wissenschaft zu verstehen; sie wird auch juristische Hodegetik^) ge- 
nannt, die Lehre von dem Wege (oder den Wegen) zur wissenschi^t* 
lieben Erkenntnis des objektiven Rechts. 

Der wissenschaftlichen Erkenntnis ist eigentümlich, dass sie syste- 
matisch ist, ein Erkennen, welches seine Objekte nach ihrer Gleich- 
artigkeit und Verschiedenheit, nach ihrer Koordination und Sub- 
ordination zu einem geschlossenen, lebendigen, organisierten Ganzen 
verbindet'). 

Zu einer solchen Erkenntnis, einer positiven Rechtsordnung, können 
drei Wege führen, der Weg durch die Dogmatik, der durch die 
Kechtsgeschiohte und der durch die Interpretation. 

Der dogmatische Rechtsunterricht sucht das Ganze eines posi- 
tiven Rechts sofort als System zu erfassen und beziehungsweise 
darzustellen; üim sind die einzelnen Normen der gewordenen Rechts- 
ordnung von Anfang an bereits Teile des Systems, in weldu^s die 
Dogmatik sie mittelst Detinition mid Division nach den Gesetzen der 
Logik eingereiht und eingegliedert liat^). 

Der rechtsgesehichtliche*) TTnterricht zeigt dem Schüler 
das Objekt seines Erkennens, die liechtsordnung, als werdendes 
Ganzes, er zeigt das Entstehen, das Sichentwickeln, Sichab- und um- 
ändern der einzelnen Rechtsiustitute^; im i iu&ae der Geschichte jener 



Die Literatur des Wecbselsreohta ist bei Kuatze und Braohnaann, femer bei 
Cosaek vad bet Gareis in den oben zitierten Werken Uber Handebreeht angegeben; 

das gesamte universelle ■\Vechselreolit stellt O. v. Wäch ter, Enzyklopädie dea Wecbsel- 
reohts (1880), dar; von den Kotueotatoren der Wechseloi-daung seien S. Borchardt 
(8. Änfl. J. u. Jf. Stranz), Rehbein und Siftab fcenannt. 

ij Das Wort stammt von döög der Weg, ^ffyij^ ^ Wegweiier, Ffilirer, 
öÖ^yijuiiiq iBO..Tdxvi) Anleitung, Belehnuig. 

^) 8. olieo § 3, S. 9. 

3) s. ol en ^ 3, S. 11, aueh § 4, 8. 15 nnd $ 12, S. 55. 
«) S. oben § 3, S. 12. 

6) tW dieeoi Begriff a. oben § 5, S. 16, Anm. 3. 
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Oemeinwesen, unter deren Autorität die ordnenden Vorschriften zn 

Kechtssätzen heranwuchsen*). 

Der Weg zur rechtswissenschaftlichen Erkenntnis mittelst der 
Interpretation-) nimmt seinen Ausgang vom Textf^ einor ge- 
gebenen Norm (vorzugsweise des jus scriptum i der dem >chii](ir den 
Hechtssatz an sich — nicht in seinem dogmatischen Zusammenhange 
und nicht in seinem historischen Werden, sondern als gesprochenes 
und sprechendes Wort, wie es ist — zeigt und ihn erst durch den 
Wortlaut hindurch selbst zum System, ohne welches es kein wissen- 
schaftliohes Erkennen gibt, gelangen Vkast. 

Die Existenz dieser drei Lehrgänge an sich, sowie die Möglich- 
keit ihrer Kombination ergibt, dase die einzelnen Glieder des 
positiven Stedits im objektiven Sinne (s. oben §§ 14— 5Ö) nicht notn 
wendig zusammenfallen mit den einzelnen Teilen des Rechtsonterriolits 
oder Reehtsstndiams, welche man als Lehrzw eige oder Disziplinen 
bezeichnet. 

Die geschichtliche Betrachtung führt sowohl Zusammenfassungen 

ein, welche sogar die Hauptunterscheidung zwischen öffentlichem und 
Privatrecht ignorieren*), als auch Sonderungen, welche der systemati- 
schen Zusammenstellung der Rechtsdogmen entgegenlaufen. Letzteres 
wird von besonderer Wichtigkeit und notwendig eintreten, wo ge- 
schichtlich fest'^teht, dass das geltende Hecht eines Landes aus fremd- 
ländischen jSormen und einheimischen Kechtsvorscbritten zusammen- 
gesetzt ist; dann erheischt jede dieser durch ihren Ursprung sich 
unterscheidenden ( »nippen von Kechtssätzen eine besondere geschicht- 
liche und dogmatische Behandlung und Darstellung^}. Unter dem 
Einflüsse politischer YerbSItaisse hat die Rechtsbildm^ eines Llmdes 
häufig auf fremde Elemente, oder, auf die Rechtsbedürfnisse besonderer 
Stände Bäcksicht nehmen müssen und auch hieraus ergeben sich, 
namentlich weil die Rechtswissenschaft auch praktischen Zwedcen*) 
eu dienen hat, Unterscheidungen des Rechtsganzen, die zu besondere 
Disziplinen des Bechtsunterrichts führten* 

In meisterhafter Weise Ist die Lösung des Problems , die Scheidung der 
Rechtszweige direkt aus der gpachichtlichen Entwickelung eines 
positiven Rechtsganzen abzuleiten, unter reirhen Literaturangabeu skizziert von 
L. G oldschroidt in seiner «Enzyklopädie der Rechtswissenschaft im Giundriss* 
(1862) ; in der Kontarenzeichnang des Bechtszastnndes während der vierten Periode 

1) S. oben § 7, S. 32-37, § 8, § 9, S. 47, § 10, S. 49, § 11, § 12, S. 54. 
S) 8. oben § 13, 8. 56. 

^) S. oben § n, S. 50. 

4) z. B, in der Disziplin: Deutsche Keichs- ood Bechtogeechichte. 
o) s. B. einerseits rSmisefaes PriTBtreoht (Pandekten) mit rffmiecher Bedit«|ge* 
•ehiehte, anderorsoits tieiifsrhis Privatrcclit mit deutscher Rechtageidlichte. 
<>) VgL oben § Ii, S. 11, insbes. Text zu Anm. 2 und 3. 
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der deotscbeu Eechtsentwickelung — d. h. während der Zeit des feudalen Bundes- 
staates Ms zar Auflösung des Reiches — wird daselbst in einer Reihe von Ab- 
schnitten auf das zwischen der Kechtsentwickelung und Rechtswissenschaft be- 
stehende Verhältnis hingewiesen und bezw. eingegangen und zwar in bezug auf 
das gemeine Recht (§ 94), das Kirchenrecht (§ 95), die Disziplin des deutschen 
Privatiechts (§ 97), auf die Elemente und wissenschaftliche Behandlung des 
Handelsrechts als eines besonderen R^htszweiges (§ 100), ebenso des Zivilprozess« 
rechts (ebenfalls im § 100), des Strafrechts und Strafprozessrechts (§ 101), des 
Stutsrechts (§ 102), des Völkerrechts (§ 108). des Partikularrechts (§§ 104—109). 

Es ist nun zwar der Wunsch nach einer Literärgeschichte der Rechtsge- 
schichte seit dem 16. Jahrhundert noch immer nicht vollstäudig erfüllt, aber doch 
teilweise, in diesem Teile allerdings vortretllich : durch die Üeschichte der 
deutschen Rechtswissenschaft von R. v. Stintzing: dieses Meister- 
werk deutscher fleissigster Forschung, weiches den achtzehnten Band der auf 
Veranlassung S. M. des Königs von Bayern durch die historische Kommission 
bei der K. Akademie der Wissenschaften heransgegebenen Oeächichte der Wissen- 
schaften in Deutschland (Neuere Zeit) bildet und deren erste Abteilung im Jahre 
1880 erschien, ist leider infolge des jfthen Todes des Verfassers unvollendet ge- 
blieben; doch ist nach den hinterlas5genen Mnnugkripten Stintzings die zweite 
Abteilung, darstellend die deutsclie Jurisprudenz des grüsaten Teils dea siebzehnten 
Jahrhunderts, von Ernst Landsberg (i. J. 1884) herausgegeben worden. 

Für die, hier in Rede stellende Scheidung und Entwickelung der Rechtszweige 
sind von besonderer Bedeutung die Kapitel 4 (die wissenschaftliche Methode bi» 
in das 17. Jahrhundert), 7 (Beginn der synthetischen Richtung und Prinsipieu- 
kämpfe bis um die Mitte des 16. Jahrhunderts^ 14 idas Strafrecht) — diese aus 
der ersten Abteilung, Kap. 16 (die Begründung einer deutscheu Rechtswissen- 
schaft), 17 (das Staatsrecht), und 21 (die HSupter der staatsrechtlichen Entwicke- 
Inug). Die im Jahre 1898 erschienene dritte Abteilung der jTPQrhichte der 
deutschen Rechtswissenschaft" ist vollkommen selbständig von Ernst Landabfcrg 
bearbeitet; diese Abteilung hebt an bei dem Naturrechte und bei denjraigen 
positivrcchtlichcu Erscheiiintii-'en des 17. Jahrhunderts, deren Verfasser erst naeh 
1709 ge»tarbeu bind; die eiuzeiiiea iiiapitel des bisher erschienenen ersten Ualb- 
bandea tragen die Überschriften : Grundlegung des Natur- und Völkerrechts. 
ühergftneHzeitalter von 16^^0—1710, Christian T h o m a s i u s. Die Publizisten und 
die Haiiische Schule. Die Praktiker und die elegante Jurisprudenz. Höhe- 
punkte. Die Antiquitätenforschung. Die Wolf i sehe Schule und Vereinzelte. 
Moser und Pütt er. Der Sieg der Aufklärung. Die Herrschaft des Naturrechts. 
Jahrhundertwende. — Biezu erschien — ebenfalls 1898 — ein Band mit Noten 
und Ezkuraen (826 S«t«n). 

§80. 

■ 

Die Disziplinen der Beehtswissenscluifl. 

Praktische Rücksichten und gescbichtliclie YerhSUimsse^) — der 
Unterrichtszweck und die Bedürfnisse des Praktikers einerseits, Re- 
zeptionen fremder Rechte und Spaltungen der Rechte nach Landern, 

Ständen, Assoziationen und Berufszweigen andererseits — haben im 
Verein die systematische Gliederung^) des Rechtsganzen zur Schei- 
dung der Lehrzweige oder Disziplinen gefüiirt, welche') in 



1) S. § 59, 8. 187, 188. Geschichtliche hierüber aus dem Entwiokelungsgaoge 
des flkedemisdien Unterrichts s. unten § 61, 8. 306 ff 

2) S. §§ 14 ff. 

3) l^ueh Goldschniidt, Kechtseuzyklop&die a. a. O. § 120. 
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Hanptdisziplinen, 
Nebendisziplinen und 
HüfsdisziplineQ 

geteilt werden können. 

I. Die Hanptdisziplinen zerfallen, der systematischen Giund- 

einteiluijg nacb, m privai rechtliche (s. oben ^ ib If., hier unten nun A), 
und in öiYentlich-reclitliche (s. oben 37 tt"., hier unten nun B). 
Den llauptdisziplinen dieser beiden Gruppen, denen sich eine 

ans Privat- und öfifentlichem Rechte gemischte Grruppe (C) anreiht, 

muss eine einleitende Vorlesung Yorangehen, die j,£inleitung in 

die Rechtswissenschaft^'); mit dieser Vorlesung isjb der jnri- 

aüsche Unterricht zweckmässigerweise zu eröffnen. 

Ä. Als privatrechtliche Hanptdisziplinen hahen sich 

in Dentschland entwickelt: 
1. Die ;,Pandekten"*), das Ptivatrecht römischen Ursprungs wie 
es in nicht unter exklusiven Landrechten^) stehenden Teilen 
Deutschlands^) kraft gemeinen Qewolinheitsrechtes bis zum Jahre 
1900 galt^), der usus modernus pandectarum, „das in Deutsch- 
land geltende gemeine bürgerliche Recht römischen Ursprungs", 
auch „heutiges römisches Recht" genannt, von subsidiärer Gel- 
tung bis zur Einführung des Deutschen bürgerlichen Gesetz- 
buches in den oben S. 74 Zift*. 1 angeführten Ländern des ge- 
meinen Rechts.'*^ 

Literatur des Pandetctenreebte. Lehr- und Handl>flcher yon Arndts 

Baron, Rekker, Böckinj^, Brinz, Dernbuig, Holder, Keller^ 
JSierulff, Fachta, Regelsberger, Savlgny, Seuffert, Sintenis, 
ünger, Vangerow, Wächter, Windschei d (Kipp). y. Ihering, 
Geist des roniisclien Rechts. — Bruns, in ERW. v. H., Geschiebte und 
Quellen des römischen Rechts, m 5. Auflage bearbeitet von A. Fernice 
(1800) S. 95 ff.; Erman in ILB. K. Heft 2; Frans Iieonhard in 
BirkmeTa» Em. 8. 75—184. 

1) Über Begriff und Aii^;ab6 einer lolchett Elnführaog s. unten § 61 S. 211, 212. 
-) Pandekten, der Name stammt von der Bezeichnung der bistoriMhen Haupt- 
quelle dieser Disziplinen in der juatinianiiohen Qeietzgebong, s. oben § 11, S. 51 

(auch § 10, S. 49, Anm.}. 

'A) flxklusive, d. h. das (gemeine, römische) Pandektenrecht als geltendes B«cllt 
ausschliessende Landrechte galten vor der Einführung des allgemeinen Deutschen Bürger* 
liehen Gesetzbachs in den Ländern, welche 1794 der Krone Preussen gehörten, femer 
im Königreich Sachsen umi in den Ländern des französischen Rechts (Rheioprcussen, 
bayerische Rheinpfalz, Rheinhessen , Elaass* Lotbringen und Baden). S. oben § 16, 
S. 75 Ziff. 2—4; in betreff des ebenfalls exklusiven österreichischen BOB. s. oben 
B. u. unten S. 200 Ziff. 4. 

4) Also in Bayern und Hessen, soweit in diesen Ländern nicht ein exklus. Land* 
recht gilt (wie in der Pfalz, in Rbeinhessen, in Ansbach und Bayreuth), iu Württem- 
berg, Proy. Hannover, Thüringen, Mecklenburg u. a. 

&) Über die Bet^chränktheit und Bedingtheit dieser Geltung des usus modernus 
pandectarum auf seinem eigensten Gebiete s. Stammler im Arch. f. Zivilist. Praxis, 
Bd. 19: Die Behandlung des römischen Kechtn in dem Jurist. Studium nnch Ein- 
fuhrung des Dentseiien BeiehaziTilgeMtzbucfaB, 1885 (aueii sieparatabdmck 8. 8 ff.). 
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2. Das ^deutsche Privat recht'', der Inbegriff der in Deutsch- 
land geltenden Normen des bürgerlichen Rechts deutschen Ur- 
sprungs; diese Disziplin ist erFst mit Ende des 17. oder Anfang 
des 18. Jahrhunderts entstanden^) und schupft den von ihr zu 
behandelnden Stoff zum weitaus grössten Teil aus den deutschen 
partikularen l'rivat- (Land- und Stadt-) Rechten der deutschen 
Territorien sowie aus dem gemeinen Gewohnheitsrechte; im 
Zusammenhange damit wurde Tor der Einführung des deutschen 
börgerlichen Gesetzbuches auch der Inhalt der einzelnen auf 
das bürgerliche Recht bezüglichen neueren Reichsgetietze vor- 
getragen'). 

Literatur. Lebr- unil Handljüchcr von Beseler, Bluntschli (3. Aufl. 
besorgt von Dahn), Gengier (Lehrb. 1854, 1862, Grundzttge 1876), Gerber 
(17. Aufl. von Cosack), Gierke, Hillebrand, Ton Roth. Stobbe, 
(8. Aufl, Band I 1898. herausgegeben von K. Schulz, Bd. II 1896 97 
herausgegeben von H. O Lebmann, — Bebrend, in von Uoltzen- 
dorffs iiechtsenzyklopädie, das deuteche Priratrecht. — Grundrisse Ton 
Dahn, Franklin, Gareis, Kraut (in 6. Aufl. von Frensdorff), 
H 0. Lehmann in Birkmeyers Enz. S. 292— S59 u. die dort angegeb. Lit. 

3. Das Handels-, Wechsel- und Seerech t/^). Den Gegen- 
stand dieser Disziplin bildet der Inhalt der durch zahlreiche 
Reichsgesetze, auch durch Gewohnheitsrechte ergänzten zu Rcichs- 
gesetzen erhobenen Kodifikation des Handels- und des Wechsel- 
rechts, s. üben § 58. 

Literatur des Handelsrechts s. § 58 8. 194» 195 und bei Gar eis in 
ILB. y. K. Heft 4. 

■ 4. Privatrechte der einzelnen deutschen Territorien und modernes 
ausländisches Privatrecht*). 

Für Österreich: Allgemeines borgerliches Gesetzbuch, Gesetzeskraft 
1. Juni 1811. — Literatur: v. Zeil 1er, Kommentar über das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch. — von Uarrasowsky, Geschichte der Kodifikation 
des österr. Zivilrechts. — Pfaff u. Hofmann, Kommentar zum allgem. 
bürgerlichen Gesetzbuch. — Stubenrauch desgl. — v. Ellinger, Hand* 
buch d. (Osterr.) allg. bürg. G -B. — Unger, System d. österr. allgem. 
Priv.-R. — Schiff Der, Lndw., Systemat. Lehrb. d. österr. allgem. Zivil- 
rechts. — Vgl. Gar eis in ILB* t. £. Heft 4. 



1) Vgl. Ooldschmidt, Ebcykl., §§ 97, 117. 

2) Vgl. C. TT. T)reyer, Das deiitsr h. Reichs-Zivilrecht, Leipzig 1876. — von 
Mandry, Der zivUrecbüiche Inhalt der Beicbsgesetze, 4. Aufl. 1898 besorgt von 
O. Geip. 

^) TTior seinciTi weitaii> vorbernjcbendeQ Hauptbeetaadteile nach mm Piivtttreohle 
gezählt, vgl. Garciü, Lchrb. d. H.B. 6. Aufl, S. 2, 3. 

*) Was das Lehen recht anlangt, so darf »an heuintage wohl mgen, daas es 

aufgehört tat, eine (besondere) Disziplin des in Dcutschlaud geltenden gemeinen oder 
allgemeinen Kecbts zu bilden; früher war es eine i^olche; «ein Stoff wird nun in der 
Bcfel in der dentiehen fiechtfigesehiehte (s. II A, Ziff. 3, S. 203—205), teilveiae aoofa 
1111 (It ulsclu-n Privatrechte (s. ZifT. 2) zur Daislellunt; gebracbt. Über dal Wesen des 
Lebearccbta s. oben § 21, Ziff. 3, S. 99, auch ^ 5ü, &. 180 und § 61 8. S07. 
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a) Das preussische Landreclit, 1794. 

Literatur des preuss. Landrecbts: Dem bürg, Lehrbuch des preuss. 
Privairechts ; Förster, Theorie und Praxis des preussiscben Privatrechta, 

4. AnfL, herausgegeben von Eccins; Grachot, B«itrige jsnr Erläuterung 
des preuss. Rechts — seit 1877 herausgegeben von Ras so w und Küntzel; 
Koch, Lehrb. des preuss. gem. Privatreclits — In v. Holtzendorffs 
Beohtseozyklopftdie ; v. Kräwel, die altländischen Provinzen; Heyde- 
mann, die Mark Brandenburg: Schütze, Schleswig-Holstein; Bartels, 
Hannover; Enderaann, Kurhesaen; Herz, Nassau; v. Oven, Frankfurt 
a. M. — Über die Gescbtchte der Abfassung des preussischen Landrechts s. 
Stölzel: Carl, Gottl. Suarez. — Koch (6. Aufl.: Achilles), Das all- 
gemeine Landrecht für die preuss. Staaten. — R ebb ein und Beincke, 
Allgemeioes l4mdreeht für die preussischen Staaten. — Schering, AUgem. 
Landrecht mit Anm. — u. A. s. Birkmeyer £d2. S. 296, 297. 

b) Das französische Zivilrecht. 1807. 

Literatur des französischen Zivilrechts: Zachariü, Handbuch des 
französischen Zivilrechts. — Rivier in v. Holtzendorffs Kechtsenzy- 
klopädie, systematischer Teil und die daselbst angegebene Literatur. — 

Schiffner, Lehrbuch des fraTiznsischen Zivilrechts. Brauer, Erläute- 
rungen über den Code Napoleon und die ürossh. Badische Gesetzgebung. 

c) Das bürgerliche Gesetzbuch des Königreichs Snchsen von 1863. 

Literatur hierüber e. : Beruh. Schmidt, Vorlesungen über das im 
Eönigrbieh Sachsen geltende Privatrecht; Siebenhaar, Lehrbuch dss 
Sächsischen Privatrech IST 2. und Kommentar des Qssetzbaehs ▼em 
2. Januar 1863 von dcnibcibeu, 1ÜÜ4. 1865. 

d) Landrechte verschiedener anderer Territorien, wie das bayeri- 
sche Landrecht, das württembergscbe Landrecht, das mecklen- 
burgscbe Privatrecht usw. 

Literatur Uber bayerisches Recht s. Paul t. Roth, bayerisches Zivil- 

recht 1871 fr,, 2. Aufr 1881 ff., M. Danzer, Örtmann. H. Becher, 
bayerisches Landrecht. Gott fr. Schmitt, Bayerische JustizgeseUe 
1903 ff.; Aber wflrttembergiscbes Recht s. Wächter, Handbuch des im 
Königreich Württemberg geltenden Prtvatrechts , It^V.) fi". ; über mecklen- 
burgisches Recht 8. Böhlau. Mecklenburgsches Landrecht, 1871 ff.; Roth 
und V. Maibom, Kurhessisches Privatrecht; Rudorff, das bannoversche 
Privatrecht; Bertram, Das Nassauische Privatrecht; Faick Handbuch des 
Schleswig -Holsteinschen Privatrechts. — Über neuere Privatrechts - Kodi- 
fikationen überhaupt s. Behrend in v. Holtzendorffs Enzyklopädie 

5. Aufl. (1890 j S. 887 ff. — ElsaM-Lothringisehes Landesprivatrecht tob 
W. Kisch, 1905. 

5. Die Disziplin des deutschen h ü r g e r 1 i e Ii e n K e c h t s" (bürger- 
liches Gesetzbuch für das deutsche IJeicli nebst reichs- und 
landesrechtlichen Ergänzungen) in eingehender dogmengeschicbt- 
licher Entwickelimg, hiervon s. unten Gl IV 3, S. 213. 

Yen der Literatur, die durch das Erscheinen des Deutschen Bfirger* 
liehen Gesetzbuchs hervorgerufen worden ist, seien hier nur folgende Werke 
erR'ähnt: a) Kommentare: 1. der von Planck in Verbindung mit Achilles, 
Aüdr6, Greiff, Ritgen, Unzner, Strecker und Strobal; 2. der von Hölder, 
Sebollmeyer, Fisener, Heymann, A. B. Schmidt, Haliicht. Schultze ; 3. der 
Von t audinger in Veibindiint: mit r.lhvenfeld. Kober, Herzfelder, Mayring, 
Jingeimaun, ßiezler, Wagner; der von Kehbein; 4. der von Ocrtmann, 
Biermann, Gareis, Frommhold, Niednw, Blame und Opet ; kürzere Kom- 
mentierungea des BGB.; die von Neamann, die von Kuhlenbeck (im 
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Auftrag des Yoraiandes des d. AuwaltvereiDs) u. a.; die Handausgabe mit 
erllnteiiideii Amnerkaogen tod O. FisMslier und W. Henle in VerbiodnBg 
mit E. Ebert und H. v. Schneider herauspopobnn c;. Aufl. UKH:; rinn Text- 
ausgabe mit Einleitung und kurzen Anm. vou K. (iaieis. b) ^Systematische 
und doranatisehe DaTstellnnfteii und Tortrftge: 1. findemann, EinfHhnuig 
in das BGB. (1. u. 2. Aufl. in Verbindung mit Gareis jetzt 8. Aufl.); 2. Eck, 
Vorträge; 3. Co sack. Lehrbuch 4. Aufl.; 4. Cromo, System d. d. bflrgerl. 
R.; 5. Dernburg, Das b. R. d. d. Reichs n. Premsfais; 6. Enneeeerua 
u. H. 0. Lehma IUI (2. Aufl.); 7. Enge! mann. D. b. R. Deutschlands; 
8.B.Bendix; 9. Krflckmann, Institutionend. BGB. (8. Anfl,); 10. Kuhlen- 
beek, Ton den Pandekten bie sinn BOB.; 11. G. Mflller n. Gtg. Heikel, 
d. b. R. Deutschlands, systematisch dargestellt u. durch Beispiele erl. 2. Aufl. 
1904; 12. Lands berg. Das Recht des BGB.; la. Matthiass, Lehrb. 
a. Aufl. 1900; 14. R. Weyl, Vortrage aber das BOB.; IS. J. Köhler» 
Lehrb. d. BlIrgtrL Rechte. (Cad Heymanna Verlag I. Halbbd.) 1904. 

B. Öffentlich rechtliche Hauptdisziplinen des in 
Deutschland geltenden Rechts: 

1. Das allgemeine Staatsrecht, eine Theorie, welche die systematisclie 
Erkenntnis der besonderen Staatsrechte, aus welchen diese Dis- 
ziplin ihren Stoff schöpft, vom vergleichenden und gemeinen 
Gesichtspunkte aus erstrebt. (^'gI. oben § 39.) 

Literatur s. oben §39 S. 144 — 145; hierzu sei noch angeführt Hnetst, 
Englische Yerfassungsgescbichte (Berlin 1882); feiner das Archiv für uilent- 
Itchea Recht, herausgegeben von La band und Stocrk, und die von 
Sarvey in t. Kirchenheima Zentralblatt Bd. Iii S. 60 ff. beeproohene 
Literatur. 

2. Das Reichsstaatsrecht. 

Literatur s. oben § 89 S. 143—144, vgl. § 42 S. 150, § 44 S. 156 (auch 
§ 11 S. 53. Anm. 1— 3j, ferner v. Holtzendorff, in 5. Aufl. Stoerk in 
ERW. V. H. S. 1041 ff., T. J£irchenheim in ILB. y. Heft 8. 

3. Die territorialen Staatsrechte, preussisches, bayerisches usw. (Ver- 

fassungsreclite). 

Literatur a. oben § 39 S. 143-144. 

4. Das Vmraltungsrecht (allgemeines, sowie die territorialen Ver- 
waltungsrechte). 

Literatur s. oben § 45, S. 158. E. v. Meier in ERW. t. H. S. 11^ ff., 

Kirchen he im in ILB. v. K., Heft 8. 

Ö. Das ZivilprozGssrecht (vgl. oben § 50). 

Literatur s oben S. 172, 173 und in dem systematischen Handbuche 
Bindillga: Das Handbuch des deutschen Zivilpxozeäsrechts von Ad. Wach, 
femer L. Bar in £RW. v. H., S. 765 ff.. Klein feller in ILB. ▼. K., 
Heft 5. 

6. Das Straf recht (vgl. oben i> .ol). 

Literatur zum ätrafrecht b. oben IS. 177 — 179, ferner Geyer, iu 
5. Aufl , A. Merkel in £BW. t. H. 8. 909 ff., Kirchenheim, in ILB. 
V. K., Heft 6. 

7. Das Strafprozessrecht (vgl. oben 52). 

Litei.-itnr s ohen 8. 182. ferner John in ERW. H. 8. »67 ff., 

Kl ein feiler m iLB. v. K., Heft 6. 
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8. Das Konkursrecht und KonkursprozesBrecht (vgl. oben § ÖO 
S. 174, 175, Lit. ebenda). 

C. International-rechtliche und aus öffentlichem und 
Privatrechte gemisclite Disziplinen. 

Literatur s. bei Stoerk in ILB. v. K., Heft 9. 

1. Das Völkerrecht s. oben s;§ 54, 55. 

« Literatur s. Stoerk in EHW. r. H., S. W/i und v. Liszt in Birk- 
in eye rs Eds. S. 1345 ff. 

2. Das mtemationale Privatrecbt s. oben g 8 a. £. S. 44, 45, § 13 S. 57. 

Ltt. 8. V. ßai in ERW. T« H., 8. 717 If. und in Birkmeyers Ens. 

S. 377 ff., 738. 9öl u. a. 

3. Das Kinlienrecht (gemeines und partikulares Kirchenrecht ver- 
schiedener Konfessionen) s. § 58. 

Literatur 8. P. Hinsciiius in ERW. v. H., S. 857 ff., i ruxiiz m 
ILB. ▼. K.P H«ft 7 und oben S. 193. 

4. Das Privat-FürBtenrecht, s. oben S. 188, Anm. 1. 

Llt. B. Hermann Rebm, Modernes Fllietenreefai (1904), 8. 1—11 iL n. 

U. Die Nebendisziplinen zerfallen in geschichtliche, in enzy- 
klopädische iin 1 in technische; über erstere 8. oben S. 197 n. unten 
S. 212, 213; die enzyklopädischen sind diejenigen, welche sich anf 
die Rechtswissenschaft im ganzen beziehen; die teclmischeii Neben- 
disziplinen sind diejenigen Disziplinen, die in eine besondere Teclmik 
einzuführen die Aiif^^abe haben, sei es, dass dieselbe auf der Kechts- 
wissenschaft oiler auf einer anderen Wissenschait beruht. 

A. Geschichtliche Nebendisziplinen. 

1. Die Geschichte df">- römischen Rechts, und zwar äussere Kechts- 

geschichte, Geschichte des römischen Staates und der römischen 

Rechtsquelien, innere Rechtsgeschichte (auch mit Instiluüonen, 

s. folg. Ziffer verbunden), Geschichte des römischen Zivilprozesses 

und römisclier anti(j[uitate8 juris. 

Literatar inr rlMniscIien Rechtägeschicbte, e. Kariowa, R5m. B.r6esch. 
und in den xmt rVmlschen Zivilrecht oben 8. 199 nnter A. 1 angegebenen 

Werken. 

2. Die Institutionen {de-, römischen Rechts oder des luraischen 
Privat rechts), eine auf geschichtlicher Grundhige aufgebaute, 
wesentlich rechtshistorisch gehaltene Einleitung in das Rechts- 
studium überhaupt und in das Studium des römischen Privat- 
rechts |IA 1] insbesondere. 

InstitutionenlehrbQcher von Boeeking, HOlder, Enntse, Pnchta, 

Salkowski, Scheurl, Sobm u. a. 

3. Die Geseliichte des deutschen Rechts (deutsche Rechts-, Staats- 
und Reichsgeschichte). Einzelne Teile der Rechtsgeschichte nach 
Zeit, Volk oder Stotf abgeteilt: PartikiilaVe Rechtsgeschichte 
Preussens, Bayerns usw. oder eines Provinziakechts hieraus. 
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Literatur; t. Schalte, Lebrbucii der deutächea Reichs- und Hecht«» 
fresdiidite. — Schröder, Lebrbnch der deateehen Reehtsseschichte. — 

In Rindings systematischem Handbiiche der deutschen Rechtswissenschaft: 
Brunn er, deutsche Recbtsgeschichte Bd. 1,2, uudHeusler, Institutionen 
des dentscnen Privfttrecht«. — Stobbe, (irewbiebte der deutschen Rechte* 
quellen. — Gierke, Dei)t->( Im ' ienosseiisi luifusrecht und die oben S. 31 ff. 
angefahrten Werke. — U. Brauner und K.. Maurer in EKW v. H., 
S. 218 ff., 30^ ff., 849 ff. — K. r. Amira, Grnndriss der germanischen 
Recht -"geschichte in Paula Grundriss der germanischen Philologie. — 

H. Brunner, ürundzQge der deutschen Kechtsgeschichte. 2. Aufl. Leipzig 
1908. — Gierke, Untersuchungen zur deutschen Staats- und Recnts- 
geschichte: 

I. Georg Winter, Geschichte des Rates in StrsLssburg von seinen ersten 
Spuren bis zum Statut von 126{. 2. Ignaz J asti u w , Zur strafrechtlichen »Stel- 
lung der Sklaven bei Deutschen und Angelsachsen. 3. C. Fipper, Das Bei- 
apruchsrecht nach altsäcbsiscbem Recht. 4. Alfred Baldamus. Das ITeerwe«!en 
unter den späteren Karolingern. 5. Krnst Bern er, Zur Verfassungsgescbichte 
der Stadt Augsburg von der römischen Herrschaft bis zur Kodifikation des zweiten 
Stadtrechta im Jahre 1276. 6. Gus^^nv üertz, Die Rechtsverhitltniase des freien 
Gesindes nach den deutschen Kechth<auellen des Mittelalters. 7. Otto Gi&rke: 
Johannes Althnsias und die Entwickeliing der natnrrechtlichen Staatstheorien. 
Zugleich ein Beitrag zur Geschichte dor Rechtssysteniatik. 8, Heinrich Rosin. 
Die Formvorscbriften fUr die Veräusserungsgesciiäfte der Frauen nach longobar- 
dischem Recht 9. B. Hermann, Das Hansmeierarot ein echt gemaanischee 
Amt. 10. E Ttrrmann, über die Entwirkf Inni: des altdeutschen Schöffenge- 
richts. 11. Waldemar Domke, Die Viniätimmen im Reichs- FOrstenrat von 
1495^1654. 12. Karl Stammler, Das Recht des Kreidenbacber Grundes. 18. ISmst 
Landsberg: Johannes Urbach, von Professor Dr. Muther 11 ^fax 
Pappen beim, Lannegild und Gairetbinx. Ein Beitrag zur Geschichte des Kcr- 
manischen Rechts. 15. F. G. A. Scbmidtt Handelsgesellsebaffeen in den deutschen 
Stadtreclitsquellcn des Mittelalters. 16. L. Dargun, Motterrecht und Rauhehe 
und ihre Reste im germanischen Recht und Leben. 17. £. Hermann, Die 
Stftndegliedemng bei den alten Sachsen nnd Angelsachsen. 18. Arthur Benno 
Schmidt, Die Grundsätze über den Schadensersatz in den Volks) o l tan. 19. Otto 
Hammer, Die l^hre vom Schadensersatze nach dem Saclisenspiegel und den 
▼enrandten Reditooneilen. 20. £. Hermann , Die Qmndelemente der altgerma- 
nischen Mobiliarvindikation. 21. A. B.Schmidt, Das Recht des ri iihangs und 
Überfalls. Eine rechtsgeechichtlicbe nnd rechtsvergleicbende Studie aus dem 
Gebiete der Nachbarrechte. 22. Karl Koehne, Die Gesehlecbttrerbindnngen der 
Unfreien im friinkischen Recht. 23. F. Reinhold, Verfassung und Verwaltung 
Wesels im Mittelalter. 24. Karl Köhler, Das Verb&ltnis Kaiser Friedrichs IL 
so den Pftpsten seiner Zeit mit Rfloksieht auf die fVage tiber die Bntstebnng des 
Vernichtungskampfes zwischen Kaisertum und Papsttum. 25. Otto Opet, Die 
erbrechtiiche Stellung der Weiber in der Zeit der Votksrechte. 26. R. Hühner, 
Die donationes poet obitnm und die Schenkungen mit Vorbehalt des Niessbraadis 
im älteren deutschen Reuht. 27. Richard Weyl, Das fränkische Staatskirchen* 
recht zur Zeit der Mero vinger. 28. Karl Rodenberg, Über wiederholte deutsche 
Königswshlen im 18. Jahrhundert. 29. Albert Levy, Beiträge xnm Kriegsrecht 
im .Alittelalter insbesondere in den Kämpfen, an Avelchen Deutscliland beteiligt 
war. (8., 9., 10. Jahrb., Anfang des II. Jahrb.) 30. Dr. phil. Wendt, Der 
deutsche Reichstag unter König Sigmund bis zum Ende der ReiehHkriege gegen 
die Hu.«sifen 1110 — 14ol. 31. Karl Koehne, Der T'rspriinii der Stadtverfassunu 
in Worms, Speier und Mainz. 32. Heinrieb Mack, Die Finanzverwaltung der 
Stadt Brannschweig bis znm Jahre 1874. 83. G. Frommhold, Beiträge znr 
Geschichte der Einzelerbfulge im deutschen Privatrecht. 3i. Tlhich Stutz. Das 
Venrandtschaftsbild des Sachsenspiegels und seine Bedeutung far die sächsische 
Erbfolgeordnung. 35. Emst Freih. von Schwind, Znr fintstehungsgeaehichte 
der freien Erbleihon in den Rboingcgcnden und den Gfbieten der nördlichen 
deutschen Kolonisation des Hittelalters. 36. Alfred KUhtmann, Die Romaui» 
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siwiiBg des ZiTÜprozesses in der Stedt Bremen. 87. Sigmuad Adler, Über das 
Erbpnwartreelit nach den SUeren bsyeriachen Reelttminelleii. 38. Otto Fi ommer, 

Anfänge und Entwickelung der Handelsgerichtsbarkeit in der Stadt Königsberg 
i. Pr. 39. ImAv^i Läse, Die Anwaitecbaft im Zeitalter der Vulksrechte und 
Kapitularien. 40. Riehard Weyl, Die Besiebnngen des Papsttams znm fränki- 
schen Staats- und Kiirlienreclit unter den Karolingern. 41. Mmx Lipp, Das 
frAnkieche Orenzs^^stem unter Karl dem Grossen. 42. Budolf IlQbner, Der 
Immobiliarprozei» der IHlnldeetten Zeit. 48. Erich Wetzel. Das Zollreelit der 
deutschen K«inigo von den ältesten Zeiten bis zur goldenen Bulle 44. Friedrich 
Schäfer, Wiiischafts- und Finanzgenchiclite der Reichsstadt Überlingen am 
Bodt-nnee in den Jahren 1550—1638. 45. Albert Werminghoff. Die Yerpffin- 
düngen der mittel und niederrheinischen Reichsstädte während des l:^. und 
14. Jahrhunderts. 46. Emil Lagenbusch, Das germanische Kecbt im Heliand. 
47. E. Hnnke, Bodin. Eine Studie Uber den Begriff der Souveränität. 48. Walter 
Tmmerwahr. Die Verschweigung im deutschen Recht. Preisschrift. 49. Alfred 
Schultz e, Die lougubsidische Treuband und ihre Umbildung zur Te(»tamente> 
▼ollstreckung. 50. Hans Schreuer, Die Behandlung der Verbrechenskonkurrenz 
in den Volksrechten. 51. Hans Hoffmann, Die Haftung für ausserkontraWt- 
liehe iSchadenszufflgungen durch Tiere nach Hamburger Recht. 52. Erich Liese- 
gang, Niederrbeinisches Städtewesen, vornehmlich im Mittelalter. 58. Dr. Viktor 
Domeier. Die Pfip>te als Richter über die deutschen Könige von der Mitte des 
11. bis Ausgang des 13. Jahrhunderts. 54. Max Hub er, Die Gemeinderschaften 
der Schweiz. 55. Fiktor Fr iese. Das Strafrecht des Sachsenspiegels. 56. Alfred 
vonHalban, iMs römische Recht in dengermanischen Volksstaaten. 57. Julius 
Gramer. Die Geschichte der Alemannen als Gaugeschicbte. 58. E v. Dultzig, 
Das deutsche Grunderbrecbt 1899. 59. W. D. G und lach. Die Entstehung des 
Kirchenstiiates 1899. 60. D*-rselbe, Karl der Grosse im Saclisenspiegel 1899. 
61. Tb. D. Harster, Strafrecht der freien Reichstadt Speier 1900 6i'. A. Künt- 
mann, Gesihichte der bremischen Stadtvogtei. 63. J Gierke. Geschichte des 
deutschen Deichrechts. 1. 1901. 64. A. v. Halben, Das römische Recht in den 
germanischen Volksstnaten. 2. 1901. 65. E D. Demutb, Wechsels<eitige Ver- 
fügungen an Korderungen. 1901. 66. E. Eichmauü, Der recurüun ab abusu nach 
deutschem Recht. 190B. 67. H. Wopfner, Freie bäuerliche Erbleibe Deutach- 
tirol^ in MA. 1904. 68. E. Goldmann, Einführung der deutschen llerzogs- 
geschlechter Kärntens in den sluVfU. .^^tamrnesverbaud. 1903. 69. Aug ii,gg©r, 
Vermögensh. und Hyi othek nach frinkischem Recht. I90:i 70. E. Goldmann, 
Beiträge zur Geschichte dei sei manischen Freilassung durch Wehrhaftmachung. 
1904. 71. C Koehue, Das Rect.t der Mühleo. 1904. 72. A. Gäi, Der Aus- 
schluss der Aaxendentes von der Erbfolge nach dem FaUredii 1904. 

B. Die enzy l<loi>ädischen Neberid isz i pli n e ii. 

1. Die Rechtsenzyldopädie, als Propädeutik oder als öystematisieruiig, 

oder als Kepetition aufgclasst, s. oben § 1 S. 1, § 4 S. 13, 14. 

Literatur s. oben § 4 S. 16 und Erwin Gruobcr in Birkmeyers 
Eos. 8. 5-74. 

2. Die Rechtsrngleichiiiig, komparative Jurisprudeius, s. oben § 1 
S. 2 Anm. 1. 

3. Die Rechtsphilosophie, s. § 3 II. S. 12 ff., ebenda s. Natnirecht. 

T.iteratur h. Geyer in v. Holtzendorf f.s Recbtsenzylilopadie f5. Aufl.) 
ergänzt von A. Merkel, s. oben 8. 16 und s. Salia und Sommer in 
ILB. y. K., Heft 1. 

4. Die juristische Hermeneutik (s. oben § 13 S. 56). 

5. Die Literaturgeschichte des Kecbts s. oben § 59 S. 197 f. (auch 
nach kStoÖ, Zeit und Volk zu scheiden). 



Digilized by Google 



206 



Methodologie der RechtswiaMDBohaft. § 61. 



Literaturuacb Weisungen s. v. Kirchen heims Zentralblatt und bei 
Sali« md Sommer in ILB. t. K., Heft 1. 

6. Die juristische Hodegetik (s. oben § 59 S. 196). 

C. Die technischen > eben di szi pl i neu. 

1. Disziplinen der medizinischen Technik; die gerichtlicht' Medizin 
(zur sachverständigen Beweiserhebung nnd Tatbestandsfeststellung 
im Zivil- und ötrafprozesse erforderlich, s. oben § 50 S. 172 flf. 
und § 52 S. 181 ff.), die administrative Medizin (Medizinalpolizei, 
zur Sicherungs- und ^Vohllaljrtspolizei gehörig, s. oben § 43 
S. 153, § 45 S, 157 und j< 47 S. 162, 163). 

2. Disziplinen der juristischen Technik: die Technik der Diplomatie 
(vgl. § 55) und die Diplomatik, die Technik der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit (KautelarjttrisprudeDz) (vgl. S. 165, 169). die Technik 
der streitigen Gerichtsbarkeit (Referier- und Dekretierknnst) (vgl. 
S. 167 ff.). 

III. Als Hilfsdisziplinen der Jurisprudenz sind alle diejeni- 
gen Wissenschaften a&znsehen, deren Gegenstand dem Juristen, wel- 
cher seinen Beruf ansftUlen will, nicht unbekannt sein darf; sie 
zerfallen in folgende Gruppen: 

1. die Fächer der humanistischen Bildung; es ist zum Erfassen der 
Bechtsstoffe als Objekte wissenschtätlicher Betrachtung die 
^klassische^ humanistisohe Bildung unerlässlich ; insbesondere 
sind die wissenschaftlich sprachlichen Kenntnisse unentbehrlich 
zum Verständnisse der Rechtsquellen und nicht minder ist das 
Verständnis der allgemeinen, politischen und wirtschaftlichen 
Gescliichte der Völker eine Voraussetzung für das Verständnis 
der Kechte derselben; 

2. die Staatslehre und die staatswissenschaftlichen Disziplinen, Finanz- 
wissen.schaft usw., s. oben S. 144 ff., 153 u. a. und unten S. 215. 

3. die theoretische und praktische Nationalökonomie s. oben S. 146, 
157, 162 u. a. 

« 

§ 61. 

Die Methoden nnd der akademische Unterrieht. 

T. Die erste Methorle, von deren Anwendung zum Zwecke der 
Einführung in die Jurisprudenz wir Kunde be'^itzen, ist die exege- 
tische; die Exegese besteht in der Ermittelung der den Gegenstand 
der Jurisprudenz bildenden Sätze unmittelbar aus dem Wortlaute der 
Quellen des objektiven Hechts und die exegetische Methode besteht 
demnach darin, dass dem Schüler die Recbtsquellen selbst vorgelegt 
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und er gelehrt und veranlasst wird, aus den t^uellen selbst die Dog- 
men des Rechts (s. oben § 3 8. 11) zu entwickeln. 

Unter der Herrschaft dieser Methode, auf den mittelalterlichen 
Bechtsschulen Italiens, Deutschlands und Frankreichs, zur Zeit der 
Glossatoren^) und Kommentatoren'), war die Bechtswissenscliaft in 
keine anderen Disziplinen geteilt, als diejenigen sind, die sich ans 
der Verschiedenheit der Quellen ergaben: man unterschied Zirilrecht 
und kanonisches Recht (s. oben ^ 57 und S. 191 Anm. 1) und daneben 
(mitunter und später) als dritte Hauptmasse das jns feudale, Lehen- 
recht (s. oben § 60 S. 200, Anm. 4), Innerhalb dieser äusserlich 
p^esrliaffenen Haiij)t(lisziplinen <rin^ der akademische Unterricht von 
btotf zu Stoft' in keiner anderen Weise und Reihenfolge vor, als die- 
jenige ist, welche sich ans den Quellenwerken selbst, dem corpus 
juris civilis^), dem cor])ns juris canonici*) und den libri feudorum, 
aus den Abschnitten dieser Quellenwerke ohne weiteres erjOfab. 

Km mechanisch festgehaltener Typus der Stoffbehuiidlung hatte 
sich — seit dem 16. Jahrhundert „mos italicus'' genannt^) — für 
die rein analytisch •exegetische Methode herausgebildet, welche Ton 
den Glossatoren eingeiführt und von der Kommentatorenschule beibe- 
halten -wurde; jener Typus trug zwar an sich den Keim zu einer 
selbständigen Systematisienmg, insoferne die Erläuterungen (commen- 
tationes, quaestiones) an etwa 100 bis 150 magistraliter bevorzugte 
Stellen des corpus juris (loci, loci ordinarii, vönoi genannt) angereiht 
wurden und durch die richtige Wahl, Gruppiernnjj und Reihenfolge 
der gewissermassen als bchlagworte dienenden loci und der quaestiones 



1) Die GloBsatorea — „Schule von Bologna", bis ca. rcicboud — gaben 

Attmerkuiigeit fglo^isae) snin Text« de« corpus jurit:, w«lehe nmth und steh fixiert und 
als glossa ordinaria die Grundlage der Kommeuta tion wurden. Hierüber s. Savigny, 
Geschichte des rdmisohen Beofats im Mittelalter (7 Bde. 2 Ausgaben 1834 fil), Bd. V, 
8. 222 ff. — Windaeheid, Pand. § 7 an Aam. 2. — Stintatnir, a. «. a. O. (oben 
§ 59, S. 198) Abt. I, S. 3 ff., 102 ff., III u. a. — Glossatoren: Jrnerius 
(f zwischen 1118 u. 1140), dann die „quattuor dootores": Bulgarua („oe anream" 
t 1166), Hngo („raena legum" f ca. 1170), Jaeobvs (de porta'Itavennate f 1178) 
und Martin US (Gosia, „copia legum' )- ca. 11C6); Azo (Porcius Soldanus :• 1230), 
Axos Scbiiler Acoarsiua (Accor!H>, f 1260), der die glossa ordinaria schrieb, und 
dcewn diel Saline FniDstaAus (f 1293), Cervottus (f 1287) und WUhelmus (f 1314); 
HngolinuH (f nach V23'.'>} und andere. 

8) Der Schule von Bologna (Gloeaatoren) folgte die der Kom mentaioren, 
▼00 der Ultte dea drelaehnton Jahrhunderts bis ins seehEehnte Jahrhundert hinein ; sie 
erläutern („komuientiercn") nicht den Text des Corpus juris, sondern die Erläuterungen 
der Glossatoren, die glossas oder gar glossarum gloasas (s. Wind scheid a. a. O. I, 
8. 20. Savigny a. a. O , Bd. V, S. 299). — Daran schlosfl aieh der mos italioua 
8. unten. — Kommentatoren : Od o f red u s, Schüler des Accursius (f 1205), Bartolut 
(t 1357) und dessen Schüler Baldus (de Ubaldis, Baldesehi, f 1400)i femer Jaaou 
(de Hayoo) f 1519 und andere. 

8) S. oben § 11, S. 51. 

4) C.j.can., vgl. § 57, S. 191, 192. 

ft) Vgl. Stintaing a. a. 0. Abt. I, viertes Kapitel, insbesondere S. 106 ff. 
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ein neuer Gedankenzusammenhang in den Rechtsstoff gebracht werden 
konnte; aber die Topik verateinerte in der Festhaltung einer usuell 
hergebrachten, regeimäsgig mit ängstlichem Formalismus festgehalteneo 
Stoffanordnung^) und erst die Renaissance, das Wiedererwachen der 
klassischen Wissenschaften nnd der Kunst der Antike, brachte die 
Voraussetzungen zu einer freieren Auffassungs- und Behandlung»- 
weise des Recht sstoif es ; auf den Hochschulen wurde diese eingeleitet 
durch ausserordentliche Gesellschaften '^j Vorlesungen'), in denen 
von der analytisclien Methode zu einer Synthesis*) übergegangen 
wurde, sowie in den Disputationen, welche unter Zusammenwirken 
von Rechtslührern und Rechtshörern entstantlen und, herausgegeben, 
eine Literatur bildeten, welche von der „Leg ilinethode"^) abweichend, 
auf eine selbständige Znsammenfassung und Systematisierung der 
Materien bedacht war. Aus dem Zusammentreffen dieser auf die 
Synthese gerichteten Methode mit der erhöhten oder gar erst begin- 
nenden Berücksichtigung der geschichtlichen Entwickelang ging die 
französische historisäie Schale hervor, als deren Häupter Cujacius'^) 
und Donellus^ verehrt werden; die neue Methode der Darstellung, 
wie sie letzterer besonders zur Anerkennung brachte, wurde als mos 
docendi gallicus bezeichnet Die neue Lehr weise des systematischen 
(„methodice") Dozierens (im Gegensatze zur Exegese) fand in Deutsch- 
land schon im XVII. Jahrhundert grosse Verbreitung®] und im XIX. 
Jahrhundert eine die iranzüsische Doktrin weit übertreffende Ausbil- 
dung (insbesondere von G. Uugo s. unten}. 

1) Für die vulgaris et ontot« «Te oommiinia intorpratMicU i«tio galt «ine Bqjel, 
welche in folgendem Distichon zuaanimengefasst wurde: 

Praemitto, scindo, summo casumque tiguro, 

Pericgo, do cautiaK, cunoolo, objleio (S t i n t z i n g a. «, O. S. 107 ff.). 

2) collepra, collegüi privutn. im Gegensätze zu den ^lectiones", lecturae, de» her- 
gebrachttu exegetischen Lehigaiigea. Stintzing a. a. O , S. 132 ff. — Prantl, Ge- 
sehiohte Jor Univtrsität München I, 3. 310, 410. 

Vgl. oben § 3, S. 0 ff. (Rechtsdoj^raatik) ; die darauf abzielende Tätigkeit 
wird paK«end bezeichnet als: pollxa redigere in compendium, ia singulis niateriis 
otüfiatonoielv et dissentientes opuiionet itt?eetlgftta Ten eentcntim eoooiUu«. (Meibom 
d. i,) S t i n t z i n g a. a. O. S. 135. 

*) Hierunter wurde vorzugsweise diejenige Art der Darstellung von Kechtostnffen 
verstanden, welche sich an die Ordnang der jmtiniaiiiKhefi loaiilatioDen dce TSmudbeB 
BeebtB (nach Gaius) anscbluss. Über die InsiitTi'ionen e. oben § 11, ^. 51. 

f>) Jacobas Cujacias (Jacques Cujas) geb. 1Ö22 zu Toulouse, geaU 1590 sa 
Bowgee, da» B«Dpi der hiitorisehen Sehale Fraokreidie und einer der bedeotendeten 
Jnriaten der Welt. 

B). Hngo Donellua (Hugue Doneau) geb. 1527 aa Cbalooa, Becfatalehrer in 
Bovi^gee, 1678 ProfeMW in Heiddbeig, 1688 Profenor tn kttort, geet. 1601, der 

Schöpfer einer der ersten systonia tischen Darstclhingou <!is römischen Rechts; weitere 
Angehörige dieser Schule e. Wiodsoheid Paud. g 8, Aum. 2 und die dort zitierte 
Llientar. 

7) Die diese Motliode unteretiit/.cixlt-n Momente inabM. den Bamismni aeiiilderk 
Stintzing a.a.O. (oben 8, 198) S. 144 ff. 

Bierüber s. Stinliinga. t. O. im X. und XL Kapitel 



Digitized by Google 



Die jnriflUaehtii Sohulwi* 2U0 

Auf der durch die Emanzipation von dem mos italicus und der 
Legalmethode gewonnenen freien Gnindlage der Forschimg entfaltete 
sich alsdann weiterhin die S c h u 1 e der Praktiker \i, vorzugsweise 
in den Niedpilanden und in Deutschland während des 16., 17. und 
18. Jahrhuiul 1 ts, dann gegen Ende des zuletzt genannten Jahrhun- 
derts die 11 a t u r r e c h 1 1 i c h e Schule -) in Deutschland, welcher 
die neue historische Schule ebendaselbst folgte, von Gustav 
Uugo^), dem die noch jetzt gebräuchliche Anordnung des Stoffes des 
Zivilrechts ihre Entstehnng verdankt, begründet und von Friedrich 
Carl TOB SaTigny^) zum höchsten Ansehen erhoben. 

n. Die neuere, systematisierende und historisch begründende 
Auffassungs* und Darstellongsweise hatte sich bei der Behandlung 
des Privatrechts entwickelt, sie fand aber sofort Anwendung auch 
bei demjenigen Disziplinen des Rechtsganzen, welche eine besondere 

Existenz neben dem Zivilrecht erlangt hatten : dies traf vom Anfang 
einer Rechtswissenschaft (in Italien, Frankreich und Deutschland) an 
schon beim kanonischen und beim Lehenrechte zu, nicht ndinder aber 
auch bei allen sich später abzweigenden Disziplinen. Die Entstehung 
des Zivilprozessrechts als eines besoiideren Ueclitszweiges hat man 
auf die sich praktisch geltend machende grosse Verschiedenheit 
zwischen der rein römischen und byzantinischen Gerichtsverfassung 
einerseits und den germanisclieu — in Deutschland und l'rankreich 
einbeimischen — Gerichts- und Prozesseinrichtungen andererseits 
zurückzufahren. Auch die Entstehung der Disziplinen Straf recht 
und Strafprozessrecht ist auf das erst spät ^ in Deutschland 
erst Mitte des 16. Jahrhunderts — erwachte Interesse der Praktiker 
zurückzuführen^). Später erst, erst im 17. Jahrhundert,- zweigten 
sich Staats- und Völkerrecht als besondere Disziplinen ab; es ist ja 
der Gedanke, dass auch die mit Hoheit und Macht herrschenden 
Wesen ihre Gemeinwesens -Interessen unter Rechtsschutz zu stellen 
und ihre Interessenverfolgiing innerhalb Rechtsgrenzen zu verfolgen 
haben, weder dem Altertum noch dem Mittelalter zugänglich oder 

1) über dipse Schnlcn Stintzing a. a. O. im XTT. nnd XIII. Kapitel. 

2) Vgl. hierüber Windscbcid, Fand., § 8 a. £. uod die dort zitierte Literatur. 
Daun die beidea zu § 8 oben 8. 12 Anm. 6 Und 8. 13 Anm. 3 sltiectuk Behiiftan von 

Gierkc uud Bokker, 

•') (iustav Hugo, geb. ITbi zu Lörrach, Professor in Göttingen, gest. 1844. 
Sein die historische Kichtung bauptsachlieh eioleitendei Werk : Lebrbuoh der Geechicbte 
de'^ römischen Recbts, 1790, 11. Aufl. 18o2, die oben erwfihuie Grundluyr in syste- 
nuitischer Ilinsicht ist in seioeu ,,Ii).siitutiuueu des hentitr<'n römischen Eecbt«", 1789. 

•*) Friedrich Karl von Savigny, geb. 177y zu Frankfurt a. M., Professor 
in LandHbut und Berlin, preuss. Minister, gest. 1861. Sein in systematischer Be> 
Ziehung hervorragendstes Werls: System des heutigen römischen Bechts (lti40 — 1849), 
ia| leider unvollendet. 

») 8tin(sing •. a. O. & 603 ff. 

6ar*i». BecUieosyUa^UIe. 8. AnlL U 
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naheliegend'). Das Vorherrschen der Gewalt in den öflfentlichen 
Verhältnissen dachte man sich in einer Weise, welche die Betracli- 
tung derselben lediglich vom Standpunkte der Politik aus zu recht- 
fertigen schien, und mit Geringschätzung sahen die Vertreter des 
Zivilrechts auf die Versuche der Publizisten, öffentliches Recht zu 
konstruieren, herab -). Allein der Vorzug, den die juristische Schu- 
lung den praktischen Politikern ^) gewährte, einerseits, und die Pflege 
der antiken Phtlo80|»ie sowie die damit in Yerlnndung stehende natnr- 
zechtliclie Schule^) andererseits errangen dem Öffentlichen Rechte, 
dem Völkerrechte sowohl wie dem Staatsrechte auch bereits im 17. 
Jahrhundert eine selbständige akademische Stellmig^). Schon dem 
16. Jahrhundert gehört der Beginn einer wissenschaftlichen Behand- 
lung der einheimischen deutschen Privatrechte (nicht bloss im An- 
schlüsse, sondern im Gegensatze zum römischen Rechte) an, eine Art 
Stadtschreiber-Literatur "^j, aber zur akademischen Behandlung gelang- 
ten die deutschen partikularen Privatrechte und das allgemeine 
deutsche Recht erst im 18. Jahrhundert '^). Georg Beyer^) kündigte 
im Jahre 1707 die erste Vorlesung über das deutsche Recht an. Die 
akademische BehancÄung des Katurrechts sowie die der davon nicht 
unterschiedenen Hechtsphilosophie begann mit der des öffentlichen 
Bechts und gleichzeitig wurde auch die Bechtsenzyklopädie wenigstens 
literarisch erörtert. 

III. Der akademische Unterricht nahm auf diese Weise während 
der vorhergegangenen Jahrhunderte allmählich den Umfang an, wel- 
chen er heute hat; die Methode aber bildete sich dahin aus, dass 

a) historische Vorlesungen (Erörterimgen über Rechtsgeschichte, 
namentlich die des römischen Rechts als Vorbereitung für die Dog* 

1) Aber ttcboa die StreitBohriftea des XIY. Jahrhunderts über das VerhMtois 
nriBclken Ki^ser und Papst sowie rtele Flugschriften der Beformatiooizett erSrfera 
rtaatsreehUicht' Thomata. 

8) Daher der unhöfliche Vorwurf im 17. Jahrhundert, die Beschäftigung mit dem 
jns pnblienm lel nur ein „nuaunnm ignoontlaa juris dTilis", wogegen von andersr 
Seite nicht minder anböflidi behanptet ward«: i meri ]«|^ Mmo pui winL Stintsing 
a. a. O. Abt. II, S. 29. 

3) Zu diplomatischen Granhftften yerwaodten die Ffirsten seit dem Anfange des 
XTII. Jahrhunderts vorzugsweise Juristen. 

Man denke nur au Hugo Grotius, den Begründer der Völkerreehtowissen- 
schilt, dessen Stellung zum Natnnrecht und zur praktischen Politik, 

6) Stintzing a. a O. I, S. 666 ff. 

6) Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen I, S. 389, II, 149 ff., 170 ff. 

7) Gründung einer Professur für sächsisches Recht in Leipzig 1712, für ein- 
heimisches Recht in Kiel 1712, für württembergisches Redit in Tübingen 1720 «. 
Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen, II, S. 417 ff. und Stobbe: 
Hermauu Conring, der Begründer der deutschen Rechtsgeschichte, 1870. 

Georg Bever, geb. 1665 zu Leipzig, von 1706 an Professor in Wittenberg, 
gsst. daselbst 1714. Vgl. Stobbe, Geschichte der dentachen Bechtsqaellea n, S. 418 ff. 
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matik des römischen Rechts, die Pandekten, und Erörterungen der 
deutschen Staats- und Rechtsgeschichte als Vorbereitung für die 
systematische Darstellung des deutschen öffentlichen wie des deutschen 
Privatrechts) Torangesandt wiirdon, dann 

dio dogmatischen Vorlesiini^en in dpr nach und nach ge- 
wonnenen, den mos galiicus ununterbrochen weiterentwickelnden, frei- 
eren Systematisierung des römischen (Institutionen- und Pandekten- 
rechts) wie des deutschen Privatrechts, des kanonischen, des Lehen- 
und des öffentlichen Rechts, sowie der Privatrechte und der Prozess- 
rechte folgten, sodann 

b) die Exegese sam Zweck der genaueren Kenntnis der Quellen 
und Verwertung der Stellen teils im Anschlnss an Vorlesungen, teils 
selbständig in exegetischen Kollegien oder in praktischen Übungen 
betrieben wurde und zwar zunächst und zumeist die Exegese des 
corpus juris civilis, mit dem Entstehen neuerer Gresetzbücher aber 
auch die Exegese dieser; und 

d) in praktisclien Übungen die Vertiefung der Quellenkcnntnis. 
die Herstelhmg einer hrfnirlibaren Beziehung zwischen dem theoretisch 
Erlernten und den iiedürinissen des Lebens, sowie eine Wiederholung 
des in den dogmatischen Vorlesungen Erfassten angestrebt wurde; 
dem letzteren Zwecke dienten auch die längst üblichen besonderen 
Repetitorien, Konveriiatorien und Examinatorien. 

IV. Der Studiengang unserer heutigen Juristen wird in Deutsch- 
land wesentlich beherrscht von den Einrichtungen und Vorschriften, 
welche durch das Zustandekommen des deutschen bürgerlichen Gesetz- 
buches henrorgerufen worden sind. Bei dieser Gelegenheit sind in 
erfreulicher Weise Mängel beseitigt worden, welche der juristischen 
Unterrichtsmethode bis in die neueste Zeit in Deutschland anhingen 
und welche in der Literatur vielfach Anlass zu tadelnden Bemerkun- 
gen und zu Vorschlägen behufs I^esserung des juristischen l^nterrichts 
gaben Dementsprechend sind nunmehr folgende Prinzipien der 
Uodegetik zur Geltung gelangt: 

1) Auf das Unpäd»gOgiflehe in der s« illieiigen Einführung in lUe jurittlnheil 
Studien ist z. B. aofnierkfam gemacht in der Schrift von W. R e u 1 i n g (Rechtsanwalt 
beim Iteichsgericbt) : Zur Keforiu der iuristiscben Studicnorünung (Leipzig, Veit und 
Comp. 1887), ferner Karl Gareis, Uber die Einführung in dMlStndiam der Rechts- 
wissenschaft, Rektoratsrede vom 15. April 1894 (Berlin, J. Gatten tng, 1894). Es 
gereicht dem Verfatsscr mr grossen Genugtuung hier konstatieren zu können, da&s der 
Grundgedanke seiner eben angeführten Rektoratsrede seitdem doitdigedrangeu ist, and 
dass infolgedessen die ncinungeliiüRcn des juristischen Studicnganprs , welche in der 
ersten Auflage der vurliegeoden Enzyklopädie und Methodologie (1887) zum Aufdruck 
gebracht worden sind (insbesondere Seite 184, 185) wegfallen. Nachdem nunmehr 
überall eine einleitende Vorlesung mit dem Titel : ..Einfiihrnng in die Rechtswissen- 
achuft" oder ähnlichem vorangestellt ist, kann man nicht mehr sagen, dass die Wahl 
de« An^angspnokkee für den juiiitiadieB StodkiigMig nmiohtig eei, yfß, 8. 185 der 
«raten Aufli^ 

14* 
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1. Eingeleitet wird der juristische Unterricht durch eine Vor- 
lesung, welche bestimmt ist, der Einführung in die Rechtswissenschaft 
zu dienen und unch diesen Namen führt, eine l)iszi})lin, welche erst 
in neuester Zeit die ihr gebührende fcteUung errungen hat, sie muss 
dem Grundprinzip aller Lehrkunst entsprechend an das bereits vor- 
handene Wissen und Kennen des Lernenden anknüpfen und in drei 
Hauptteilen die Aufgabe, eine Einleitung in das juristische Studium 
zu bieten, erfiiUen. 

.Der erste dieser Teile beginnt notwendig mit der Schilderang derjenigen 
LebenHTerhältntsse der Lernenden, welche sich unter den Augen derselbt-n als 
Rechtsverbfiltnisse darstellen und welche wie y. Ibering , Jurisprudenz des 
täglichen Lebens' die Beispiele herausgreift aus unseren täglichen Erfahrungen 
und an diesen das Wesen des Rechts im objektiven Sinne, die Notwendigkeit 
. von Staat und Gesetz, die Bedeutung des (iewohobeitsrechts und den Begriff 
Interesse und Int^ressenschutz und duran anschliessend den Hegriff der Recht« 
im subjektiven Sinne darstellt. Der zweite Teil des Einleitungsunterrichts hat 
die lirundzüge der Systematik der Heclitswissenschaft und der dritte Teil eine 
Skizze der geschichtlichen Enti^tebuug des gewordenen geltenden Rechts zu geben. 

Im sweiten Teile mam die einfMhste Gliederanisr des Rechts soweit darge- 

strllt werden als r'^tii' ist, um in Vc-rbindune; mit "dem dritten Teile jede der 
akademisch bestehenden Rechtsdiazipiinen, i<'ächer oder Vorlesungen, als Teile 
eniM Eussmmenhftngenden Gsncen wkenneii zn Isasen* die Entwickelimff dieser 
Teile wird am klarsten (large.stellt, wenn von dem Egoismus der Lebewenen aus- 
gegangen und daran der Begriff des Interesses geknäpft wird, welches die Lebe- 
wesen haben und empfinden. Interessen der einzelnen Htmsclien und der mensch- 
lichen Gemeinwesen teils einzuschränken teils zn sichern, ist aber die erste und 
letzte Aufgabe jed^r rechtlichen Ordnung; indem dieses in dem weiteren Verlaufe 
der dnfOhrenden Vorlesung nicht bloss unter Hinweis anf bttrgerlieh rechtliche, 
sondern auch auf staats« und vftlkerrechtliche Verhältnisse gezeigt wird, ist auch 
•Veranlassung, das Mebeneinanderbeatehen und sidi gegenseitig Beeinflussen der 
zwei Ideen: der Rechtsidee and der Staatsidee m belenchten nnd je nach der 
Individualität des Lehrers mehr oder weniger tief einzudringen in die philosophi- 
schen Grundlagen der Rechtswissenschaft und die gesellscbaftswissenscbaftUciien 
Fächer zu streifen. 

In ihrem dritten Teile soll die Einfährnngsrorlesung eine allgemeine Taler» 
iftndische Rechtsgeschichte in grossen Zflgen bieten. 

2. Neben dieser dogmatischen oder systematischen Einleitung nnd 
gleichzeitig mit dieser beginnt die historische ; entsprechend den zwei 

Hauptwnr/oln und -Elementen fies in Deutschland geltenden bürger- 
lichen ivechts, — Elemente, welche beide nacliweisbar aucb im Deut- 
schen bürgel lichen Ge^elzbuche vom 18. August 1896 zusammengeflossen 
sind, — setzt sich die gescbicbtiiche Einleitung zusammen aus a; der 
Darstellung der römischen Rechtsgeschichte und des römischen 
Privatrechts und b) der Darstellung der deutschen Recbtsgescbicbte 
und des Systems des deutschen Privatrechts. 

Eines darf bei der Darstellung der deutschen Rechtsgeschichte nicht tlber- 
sehen worden: es muss ihr notwendig eine weiter reichende Bedeutung beigelegt 
und demnach eine grössere AusdeimuDg gegeben werden als der Darstellung der 
römischen Recbtsgescbicbte, denn die letztere ist doch nur von bedeutuniu:, sowt-it 
sie sich auf das römische Privatiecht bezieht, und das in Kom oder Bvzanz 
geltend gewesene öffentliche Recht ist in Deatadüand weder rezipiert nucn von 
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Eioflass auf die Rechtsentwickelung geworden; die deutsche Hechts ge- 
schieht« aber soll aueh dem öffentlichen Rechte Deutschlands 

dienen und gewidmet sein, ist die Entwickeln ng des deutschen 
Staats mit allen seinen Hohcitsrechten und Einrichtungen, mit seinem Ver- 
fassnngs» und Yerwaltungsrecht, Strafrecbfc und Prozessrecht usw. mindestens 
ebenso ltüh Ii und eingL'hend zum Gegenstand der Darstellung in der deutschen 
Kechtsgeschichte zu machen, wie die Entwickelung des deutschen Frivatrechteu 
So kann und mass der Vorlesung Uber die Geschionte des deutschen Rechts ein« 
systenriatisch ordnende eine cnzykln[);ir|jsrlip und propAdeatische Bedeatong sn* 
gewiesen werden für alle Fächer der Jurusprudenz '}. 

3. Sind auf diese Weise die doprrnatischeii und freschichtlichen 
Grundlagen gelegt, so kann zur eingehenden Darlegung des in Deutsch- 
land geltenden Deutschen bürgerlichen Rechts vorgeschritten werden. 
Es ist das deutsche bürgerliche Gesetzbuch nebst den reichs- und Jandes- 
rechtlichen Ergänzungen und Nebengesetzen, welches jetzt den Mittel- 
punkt einer regelmfissig mehrsemestrigen Vorlesung bilden mnss, die 
an die Stelle der Pandektenvorlesung getreten ist; wie die letztere 
den ganzen usus modernns pandectaram mit allen Streitfragen, 
dogmengeschichtlichen Entwickelungen und privatrechtlichen Prin- 
zipienfragen zur Darstellung brachte, so soll dies fortan ( — hoffent- 
lich — ) die Vorlesung über das Deutche bürgerliche Recht leisten, 
sie muss in der Regel von dem Jünger der Rechtswissenschaft in der 
ersten Hälfte- des juristischen Studiums gehört werden und wenn sie 
als Doppelvorlesung in einen ersten und in einen zweiten Teil z^rlp'^t 
wird, oder etwa das Erbrecht als ein dritter Teil besonders ge- 
lesen wird, so sollen die beiden ersten Teile nicht in demselben Se- 
mester, der zweite nicht vor dem ersten, und diese beiden Teile 
wenigstens nicht nach dem Krbreclite gehört werden. 

4. Im Gegeuisatzfe zu dem Lehrgange, den die früheren Gene- 
rationen dentscher Juristen dnrdigemacht haben, ist der heutige nnd 
könftige mehr auf das Praktische der Jurisprudenz gerichtet'); tief 



1) Das ist der Gedenke, weldien v. Ami ras Abhaodlang, Über Zweck und 

Mittel der germani?ehen I?pcht'^!jescbiohte (1878) und Viktor Ehrenbergs Schrift, 
Die deutsche iiechtsgeschicbte und die juristische Hilduug (1894) in scharfer Beleach- 
tnng der einschiHgigen Probleme zur vollen Ütraneiiguii|^ darstellen, und dem auoli 
meinp ohf»n S. 2l\ Anm. nnir»'führtf> Pa-ktorntsrede percoht wird, denn in dicsrr "Redr 
liol. ich uuter anderem hervor; die Vorlesung über die Ge:»chichie deis deutächeo üechts 
ist imturgemii8s das Rückgrat oder das gaote Skelett des jarfatieohen Bildungsganges: 
durch hie wird jodcrn Einzrlfadie die richtiijf Stelle armewiesen, und ist dies der Fall, 
8o ist ktiim Detailuniersucbun;; so eotlegeu uad »o abseits führend, dass sie nicht 
nützlich wäre für den Geaamtbildong^ng ». Gareis a. a. O., S. 18. — Aber an<di 
das ist aus der deutschen Reehtsifeschichte nachztisvei-i d, \ias die Oesellschaft be- 
deutet und zu fordern bat (Soziulogische Bedeutung der deutschen Uechtageaehichte) 
und was die Zukunft in eteigelndem Messe lehren nnd brauchen wird : dass der einielae 
etliiscli nicht fiir sich egoistisch zu wirken luilie, sonderTi eineiti Ganzen diene, welches 
ihn überragt und überdauert, aber auch für ihn sorgt und ihn schützt, sei dieses 
Ganze nun die Familie, die Sippe, die Gemeinde, der Gau oder der Staat vgl. Gareis, 
Über die Kinfühning in das Stndiiitn der Reeht.-wissenseliaft S, VI ff. 

2) Vgl. Adolph Stöizels Schulung usw. (s. oben Ö. 174, Anm. 2), S. 18, 357 flf. 
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eingedrungen in die Geschichte der einzelnen Kechtsinstitute des deut- 
schen imd des römischen Rechts sind wir im Laufe des neunzehnten 
Jahrhunderts, aber den Studierenden der Rechtswissenschaft werden 
nur die gewonnenen Resultate der gelehrten Forschung auf diesen 
Gebieten regelmassig mitgeteilt und höchstens ein kurzer Blidc in 
die Methode der historischen Forschung gestattet, dagegen werden 
die Jünger der Jurisprudenz weit mehr als früher zu praktischen 
Arbeiten angehalten. 

Daher schreiben die neuen Studienuläne für die deutseben Studierenden der 
Recbtswmsenacbaft eine grosse Anzahl von Übungen vor und insbesondere 
Übungen in der Anwendung det dentscben bürgerlichen Rechts; vorher gehen 
Übungen im römischen (und im deutschen) Privatrecht und nach oder gleichzeitig 
mit den das Hecht des Bürgerlichen Gesetzbuches behandelnden Übungen werden 
Praktika im Zivilprozess, im Strafrecht, im Handels-, Wechsel* und Seerecht, im 
Staats- und Verwaltungsrecht und im Kirchenrecht gehalten, selbstverständlich 
stets nach den Vorlesungen über das betreffende Fach. Dem Zwecke der Übungen 
dienen ebenso wie den streng wissenschaftlichen Seminararbeiten die mit PrSseax- 
bibliotheken ausgorOstotcn Sominare f^rr Juristenfakultflten. Über alles dieses 
siehe fUr Preussen Uta ALuiäterialerlaas vom 18. Januar 1897. 

Die B«rflcksichtigung dieser Momente ergibt folgenden, den heutigen in 
Preussen und — der Hauptsache nach — el^Misn in Bayern bestellenden Ver- 
hältnissen angepnssten Studienplan für die Studierenden der Kechts Wissenschaft: 

A. An theoretischen Vorträgen sind zu hören: 
I im ersten Semester: 

1. Binftthrang in die Beefatswissensehsft (Reehtsenzyklopädie). 2. Qe- 

nchicht'"' dos römischen Rechts. 3. System r!os inmi-i 1-11 Privatrechts. 
4. Römischer Zivilprozess. 6. Ein römisch rechtlichem Exegetikum für An- 
filoger. 

II. im a weiten Semester: 

I. Jede der für dfls erste Semester empfohlenen, aber im einzelnen 
Falle noch nicht gehörten Vorlesungen. 2. Deutsche Rechtsgeschichte. 
3. C^andaQge des deutschen Privatrechts. 4. Deutsdies bOrgeriiäes Recht 
L Teil (Allgem. Teil und Redit der SehnldverhAltnlaae). 

III. im dritten Semester und in den folgenden Semestern: 

1. Vor allem jede der für das erste und zweit»^ Semester empfohlenen, 
aber im einzelnen FalJß noch nicht gehörten Vorlesungen. 2. l^eutsches 
bürgerliches Rei ht II. Teil (Sachen- und Familienrecht). 3. Deutsches bürger- 
liches Recht III. Teil (Erbrecht). Das deutsche bürgerliche Recht soll in 
der Kegel in der ersten Hälfte des Kechtsstudiuins gehört werden. 4. Han- 
dels», Wechsel- und Seerecht, zweckmässig nach dem bürgerlichen Rechte 
zu hören. 5. Übersicht über die Rechtsentwickelung in Preussen, bezw in 
Bavern usw. 6. Strafrecht. 7. Zivilprozess. 8. Sti afprozess. 9. Konkurs- 
redit nnd Konkursprozess. 10. Allgemeines Staatsrecht. 11. Reichsvei^ 
fassungsrecht. 12. Landes- Staatsrecht, 13. Deutsches und Landes-Yer- 
waltungsrecht. 14. Kiiclienrecht. 15. Völkerrecht. 16. Rechtsphilosophie. 

B. An Übungen sind mitzumachen: 

1. Übungen im römischen Recht fttr AnflHnger, in den ersten Semestern. 

2. DesLrl f hungen für Vorgerücktere in einem spateren Semester. 8. Übungen 
im deutschen bürgerlichen Rechte, mindestens eine in der ersten, und 
mindestens eine in der b weiten Hllfte dar Studienzeit. 4. Übungen im 
Zivilj rn-'esH, das htlrgerlicho Recht mit umfassMldi in der zweiten Hälfte der 
Studienzeit. 5. Übung im Strafrecht. 6. Übung im Handels-t Wechsel- und 
Seerecht. 7. Übnng im Staats- and Verwaltungsrecht. & Übnng im Kurehenrecht. 



« 
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G. Neben den Vorieaimsen zu A und den Ülninseii m B d«vf die Teflnidime 

ftn den Arbeiten in den verschiedenen Abteilungen des inristischen Seminars, 
sowie der ßeeuch der über einzelne Fl&cber gehalteneu Praktika und der 
«insdne M»twi«i der Becbtawiaaeiisdiftft wgftiisendeii TorleBongeB nicht ver« 
säumt weiden. * 

D. Ausser den juiiatischeu Vorlesungen sollen die über die veracliirtl» nen 
Zweige der Staatswissenschafteo, namentlich über theoretische und prak- 
taaebe NaHonalflkonemie (VolkswirtadiaflBlebren = Politik), FinanB« nnd Polizei- 
wissenschaft s^liört werden, und zwar die Vorlesungen über Finanzwissenschaft 
erst nach AbsoLviemng der Vorlesungen ttber Volkswirtschaftsiebre, sowie 
mindestens einer staatsreebtlienen Vorlesung. Die Yoriesnngen a) Aber 
Wirtschaftsgeschiclite (Üherblick über die Entwickelung der Volkswirtschaft 
und ihrer Organisation seit dem Untergang des römischen Beichs, mit besondeier 
Berfleksichtigung der dentschen YollMwirtschaft) ; b) Aber Statistik (nnd zwar 
theoretische .Statistik und Bevölkerungsstatistik, Moralstatistik und Wirtschafts- 
Statistik) kennen in irgend einem Semester während des ätudienganges gehört 
werden, aber Wirtscbaftsstatistik erat nach Absolyierung der volkswirtscbaftiichen 
Vorlesungen. (So die Anleitung zum Studiuni der Staatswissenschatten, im Jahre 
1900 herausgegeben von der staatswirtschaftlichen Fakultät der Universität 
Mflnchen.) Die Bedeutung dieser F&cher fttr Staat nnd Staatsrecht s. oben S. 145 
n. 157, anch S. 15, 59, 146, 153, 168 tu. a. 
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Abtretung 10:^. 
a<M:eptüatio IQiL 
Akzessionen Qh. 
Akkretiilieruugsvertrag 11?- 
Adelsreclit 181). 
aditio 135. 

Administration 153. Ißj. 

AdaitDistrattTjustiz lfi7. 1H2 ff. 

Administrativrcchtastreit 1G7, li42 ff. 

adnotationes 51. 

adoptio in hereditatem 122. 

Adoption 122. 

aequitas 2^ 

Agenturvertrag III. 

Akademischer Unterricht 206^ 211 ff. 

Aktiengesellschaften 67^ 109i 1105. 

Alimentation 120, L311 

Alimentationspflicht 130. 

Allgemeine Gütergemeinscliaft 127. 1'2S- 

Allgemeiner Teil des BGB. HL 

Allgemeines Recht 

Allgemeines Staatsi*echt 144, 202. 

Allianzen 1 5>i. 

AUiiieiiilf :}4. 'Jl. *iL 

Alpen 112. 

Altersunterschiede fii 

Altgermauischer Staat 33 — '55. 

Altruismus 5^ 7^ 24^ 25* 

Amerika, Vereinigte Staaten von, l.'>4. 

Amtshoheit 140, ifS? 

Amtshoheitsrecht 1 fil . 

Analogie ML 

Anarchie 

Anarchismus 

A«ei,£rnm)g 93^ fl4. 

Angeujo^enheit des Rechts 43. 



Anhalt TA. 

Annahme an Kindes Statt 122. 
dvoftla 6. 

Anonyme Werke £2. 

Anspruch 23, 16L 168i i^ff. 
I AnHtalten fißff. 

Anstalten, kirchliche 67^ lfl2ff. 
I Aostaud 2a ff. 
'■ Antragsprinzip 173. 
I Anwendung des obj. Rechts 5h ff, 
\ Aquilia, ex lege — 113. 
I Arbeitsvertrag III. 
I Assekuranzgeschäftc 112. 
i Assekuranzrecht 190- 
; Assekuranzrertrag 112. 
I Assoziationen, personifizierte 66, fiL 
I Aufgabe, soziale des bürgerlichen Rechts 64. 
j Auflassung 95^ 
. Aufrechnung 104. 
I Auftrag 108^ 109. 

Auge um Auge 1 7R. 
I Ausgangspunkt für die Gliederung des 
I obj. Rechts 5fl ff. 
\ Aussereheliche Kinder 121. 
I Ausserehelichcr Beischlaf 1 14. 

Ausser Verkehr befindliche Sachen SS. 

Ausspielgcschüft IIIL 
I .\us8teuer 130. 

Ausübung der Rechte nach BGB. TiL 

Autarchien 151. 

Autonome Korporation 15fi. 

Autonomes Recht M. 

Autonomie 35, 40^ 54j 132. 
; Autorität des Anstnnds 28^ 2SL 
I Autorität im Rechte 13. 23. 32. 

— in der Moral 2i, 2^ 
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Autorität in der Religion 26^ 27. 
Autorrecht 78, El ff. 



Banditendingung 105. | 

Bankgeschäfte 104. i 
Buukrecht 190. 
Bannforsten 36. 
Bannrechte 8L 

Bannt 92. 1 
Bayern 52^ 74^ 76, 82, 144, 155^ 202^ 211. | 
Bayerisches Landrpcht 52, 75, 201. 
Bayerische« Staaturetiht 202, 214. 
Bauemlebeo Qä^ 
Bedürfnisleben 'dl^ 
Btjghiubiguugsbehördcn 169. Hü. 
Beleidigung 29, 80, 113, 
bcllnui oninium 3» 

Bei^hlaf, ausserehelicher 114. I 
Beispruchsrecht 93, 101. j 
Beiiefiziiilwesen SS^ * ! 

Bergbau 94, 101^ \ 
BerKl^uu-Gewerkschaften fiL» I 
Bergrecht 94i iOL 

Bergpredigt L | 
Bemcr Internat. Verträge 83* j 

Bernsteiufiscbcrei 94. 

Berufsgeauäsenschaften 02. i 
Besitz Sä. I 
Bestechungsvertrug 1''5. i 
Beurkundungsbehörden Iii 9. 1 7' >. | 
Beweissystem 174. 181. ISi. j 
BGB. = Bürgerliches Gesetzbuch 49, 15 ff. i 
Bezeichnung von Waren 8Ü. | 
bigamia successiva 132. l 
Bild, Becht am eignen — liL { 
Bildende Kunst 84» 
Billigkeit 

Binnenschiffahrtsvertrag III. 
Blankopapiere 112. 
Blul [LL 
Blutbann 3fi. 

Blutrache 42, 176, LlL j 
Blut«brüder8chaft. 122. { 
Blutsverwandschaft 115 ff. 
Bodmereivertrag 1 1 <>. ! 
boni mores 23. 25. 2a. 

Börsengeschäfte 108. j 
Börsen recht 190. i 
Brauuschvveig IL 

Bremen 2^ " ' 

Brioftaubfn 40. 

Buclidnickerprivilegicn 81. 

Büdnerrccht 100. 

Bundesrat, Deutscher 53, 151. 

Buudfsstaat 149, 151^ 15£ 

Bundesstaaten 35, lifl ff., 154. 

Bündnissf; 154. I 

Hürgeriiche Gesetzbuch, das 49, 75ff., 201 ff. \ 



Bürgerliches Becht 52 ff., ül ff., 13 ff., 

Ififi ff. 
BürgBchaftsvertrag 112. 

Capitulare de villis 52^ ^ 
capitularia regum Francorum 52. 
Carolina 52, 
CCC. 52, m 
Centenen, Centen 
Cession 103. 

Christentum 6, 7, 24, 25^ 27^ Ifil ff. 

C. j. civ. Äl* 

Citlergesetz äl. 

CivUehe 118j 119. 

Civilprozees 165, 1G7^ 171. 

Civilprozeasrecht 70, 121 ff., 2Ü2. 

eivitas (Yölkerscbaftsstaat) 3Ü» 

Code civil 74, 25. 

Code de commerce 194. 

Code Napoleon 74, Zü. 

Codex repctitae praelectionis 

coUegia Gü^ 67. 

comuiodatum 107, 1 10. 

ooncurrenoe deloyale HL 

confusio 95, 104. 

constitutio criminalis Carolina 52, 1 79. 

constitutiones principum ILL 

Corpora 66, 62. 

corpus juris canonici 207. 

Corpus juris civilis 51^ 2ÜL. 

Corpus juris civilij Justiuians 23. 

cura 122, 131. 

Dariehen 107, 109, 110. 
decimae 100. 

Dezisive Rechtspflege 5<ii 165j IM. 

decreta (principum) ^ 

de facto Untertanen 160. 

Dekretierkunst 20fi. 

Delatiouhgründe 1'^"». 

Delikte, Delikt«obligationen 69» 113 f., 12af. 

d^nigrement M. 

Depositen 110. 

depositum 107. 110. 

Depotgeschäft IJiL 

Deutsche Kcchtsgeschichte 20.'1 — 205. 

— Fürstentümer 2Ax 

— Reiehsgesetzgebung -23, 147, 151 u. a. 

— Reit■h^gt■.sl:llic•hte 203. -204. 

— Staatsgeschichte 203, 2M. 

— StaatRgnindgesctze i:^5. 

— Strafgesetzbuch, das 79, 170 
Deutscher Bundesrat 53, 151. 
Deutsches biirgerliciies Recht 23 ff., 2fiü ft'. 

— Privulrecht xH fl'., 20ri. 2t4. 

— Reich s. Reich. 

— Staatsrecht liÜ ff., 2Ü2. 
dhariua, 22. 
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Dienatborkeiten ä2 ff. 
Dienstrecht 52^ 92. 

Dienst vertrag III. 
DiflerenzgeschiÜt 10^. 
Digesta 51^ 199. 
Dilatorische Rin reden 1 74. 
Ding, gebotenes, ungebotenes 3fi. 
Dingliche Rechte Sü ff. 
Dingliche Recht«; an einer f reindenSache 9Gff. 
Diugpfliclat 36. 
Diplonaatie 153^ 1Ü2 f., 2üfi. 
Dispositionen, privatrechtliche, der Staats- 
verwaltung 153^ 162^ 103. 
Disziplinen d. Rechtswissenschaft 197 — 206. 
Dogmatik des Rechts n, IM ff . 
Dogmatische Rechtswissenschaft 1 AB ff. 
Dogmatischer Rechtaunterricht I9fi ff. 
Domänen 140. 
Dorfsystem Q2. 
doa 126. 

Dramatische Werke, Urheberrecht an 82 f. 
.Drei öiod frei" 21. 
Duell koDinaent 22. 

Edicta hl. 

edicta magistratuum 51. 

Egoismus 2 ff. 

Ehe Ufiff., 125 ff., IfilL 

Ehe, kirchliche 118. 

Eheliche Verwaltungsgemeinschaft 127. 

Eheliches Güterrecht 125. 

Ehelichkeitserklärung 1'21- 

Ehen, morganatische HB. 

Ehen zur Unken Hand 113. 

Ehemännischer Niessbrauch 125 ff. 

Ehevertrag 116^ 122 ff. 

Ehre 82. 

EhrverletzuDg 113^ 179. 
Eid 28^ 42, 122. 
Eigenart einer Person 80. 
Eigenbesitz M. 

Eigene Person, Recht an der 72, 70. 

Einführungsgesetz zum BGB. 7JL 

Eigentum 42, Gl, 62^ 81^ &a ff . 

Eigentumsbescbränkungen 93, üü. 

Eigentumsrecht s. Eigentum. 

Eigentumsiibergiibe 25. 

Einbauung 95. 

Einheitsstaat 154. 

Einherrschaften 1.51 . 

Einreden 174. 

Einseitige Handlungen Q2. 

Eisenbahn III, 115, ISIL 

Eisenbahn, Frachtgeschäft der III. 

Eisen bahn recht L9Ü. 

Elemente des öffentlichen Rechts 13Ü. 

— des Staats 115 ff. 

— des Privatrechts fil ff. 
Elterliche Gewalt 112 ff, 



I Eltern 112. 

emphyteusia 1 00. 

emptio venditio 107, 108. 

Enzyklopädie d. Rechts, Begriff 1^ 15 ff. 

Enteignung 64, 96^ 115, lfi3. 

EnterbtiDgagründe 29^ 137. 

Enterbung wegen Unsittlichkeit 22. 
: Entmündigung 65, 123. 131. 

Entsehildiguncr 113 ff. 

Enlwickelungüslufea in der Staatenbildung 
32—37. 
, epistolae (principum) 51. 

Erbbuurecht lül. , 

Erbe 134, 135. 

Erbfolge, natürliche 136. 
'. Erbfolge, gewillkürte 137. 

Erbleihe 22 ff. 

Erbpacht 100. 

Erbrecht 72, 132. 

Erbrecht des BGB. 76, 135. 

Erbtochter lüfi. 

Erbvertrag l3fL 

Erfindungen, Erfindungsschutz 85, 86^ 113. 
ErfüUung 108, lÜi. 
Erlasg 104. 
Ersitzung 88, 25» 

' Erstgel)urlsrecht 136. 

ErrungenschufUgeoieiBschaft 128. 

Ethik 4, 7, 22 ff. 
1 Ethische Momente 6. 7, 22. 12. 
' ErwerbsgeseUschaften, personifizierte 6L 
j Evangelisches Kirchen recht 192. 

Ewiggeld IQSL 
! Exegese 207, -211. 
I exceptiones ex jierBona cedentis 103. 

Exklusive Gesetzbücher 74, 75, 199, 201. 

Existeuz-Hexrschaflsinteresse 139. 141. 

expensilatio 106. 
! Expropriation 64, 96, 115, IfiiL 

Fabrikrecht mL 

Fachrechte 189, 190. 

facultas agcndi lg. 
'■ Fahrniiigemeinschaft 128. 

Familie, als ursprüngliches Rechtsgemein* 
wesen 32 ff. 
; Familie, Idee der 42, ZL 
: Familieneigentum 62, 91, 93, 133. 

Familienerbgüter 23. 

Familienfideikümmisgüter 23. 

Familiengericbtsbarkeit 120 

Familiengüterrecht 72, 123 ff. 

Familienrat 131. 

FamSlienrecht des BGB. !£. 

Familienrecht 71, 115. 

'Familien recht, reines 115. 

Familiensinn 5. 

Familienstaat 4,^ 22 ff. 
, Familienverhältiiisäe ZL 
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Faustpfand 93. 

Faustpfandvertrag 99, 107^ LÜL 
Feldgemeinschaft 90 ff. 
feudatn 99. 
feudastrum 99. 
Feststellungsklage 
Fichte UiL 

Finanzhoheitsrecht 140. 163. 

Finanzinteresse 140. 163. 

Finanzwissenscbaft 145, 20<». 

Finanzzölle 

Finderrecht 

Firma 80, 

Fischerei recht 94^ 101^ Iflü. 
Fiskus 39^ 66^ 139, 140, I61j 
Fixgeschäft 1(>8. 
Flussakzessiouea Iii 
Forderangsrechte 71, 102 — 115. 
Forensen 160. 
Formalkontrakte 106. 
Formelsammlungen, german. 1^ 
Formlose Verträge 100, IfiL 
Forstrecht 180, 181. 
Frachtgeschäft 111^ 195. 
Frachtgeschäft der Eisenbuhn III. 
Fraukfurt a. M. JIu 
Fränkische Königsgesetze ü2< 
Französisches Zivilrecht 74, 75, 201. 
Französisches Kceht 74, 75. 
Freidienstverträge 109. 
Freien Städte, die 74^ Z5. 
Freihandel 59, 146, 147. 
Freiheitsberaubung 113. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 131, 165. 
Fremder l fiO. 
Friedensordnung 7, IZff. 
Frie<lensschlÜ88e 188. 
furtum 113. 

Fristeu, nach BGB. 69, Ifi. 

Fronen 100. 
Füräteurecht 189. 

Garantien dor Verfassung 156. 
Gastireuudschaft 42. 
Gastwirte, Haftung der 114. 
Gau, Gaustaat 34^^ :j5^ 
Gebote in der liechtsordnung 19, 23. 
Gebrauchsmusterschutz 862 
Geburt des Menschen 65. 
Gefährliche Tiere 114. 
Gegenvormund 131. 
Gehcimnis.s«' 81. 
Geistcskraiiklieit 65, 131 . 
Gelegenheitsgesellschaft 109. 
Gehöferschaften 91, 
Geistesschwäche 131. 
Gemeinbedürfnisse 32^ 59, 1 48. 
Gemciudcarbeit 62» 
Gemeinden 34, filL 



Gemeindeeigentum 91_i 92^ 133. 
Gemeindestaaten 21. 
Gemeines römisches Recht 49. 57, 73. 
Gemeines Kecht 44^ 49, 
Gemeinschaft 114. 
Gemeinrache 42. 
Gemeinsames Recht 44 ff. 
Gemeinsinn 5, ^ 

Gemeinwesen, herrschendes 29 ff., 33i &4 ff. 

Gemischtes Sachen- und Personenrecht 117. 

Genoflsenschaften 67, 109. 

Geographische Lage 42. 

Gerechtigkeit 5, 2Ü. 
■ Gerichte Ifiß ff. 

Gerichtliche Medizin 2Qh^ 

Gerichtsbarkeit 69, 153 ff., ]31^ 

Gerichtsbarkeit, freiwillige 131, 135^ 

Gerichtsordnung, peinliche 179, 52. 

Gerichtsverfa-ssijngsgesetz löß ff. 

Gerichtszuständigkeit 173. 

Germanen, Könige der 161. 

Germanische Staatenbildung 23 ff. 
; Gesauitgläubiger 103. 

Gesandte 187. 

Geschäftsausohwärzung 8X, 

Gej-ehäflbbesorgiuig ubue Auftrag 114. 
' Geschäftsfähigkeit Qh. 

Geschäftsfähigkeit, beschränkte 6."». 

Geschkftsgeheiiiiniasc 81. 

Geschichte des Rechts 203. 

Geschichtliche Fntwickelung des bürgerl. 
Rechts Zü ff, 
> GeschlechtsYormundBchaft 123 f., 126. 

Geschmacksmuster 84 — 85. 
. Geselligkeiti,trit:b 5 ff., 32 ff. 
' Gesellschaft im Staate 43. 47. 48. 

Gesellschaft, stille 109. 

Gesellschuftfieigeutum 42. 
, Geaellschaftsrecht ^ 

Gesellschaftsvertrag 60, 109. 
. „Gesetz" 50, 52, 1 52. 
. Gesetz der Immanenz 
f Gesetzgebende Ftiktoreii ff. 

Getelzgebung des Deutschen Reiches 53. 

Gesetzgebung 144 ff., 183. 

Gesetzgebung, kirchliche n4j 116, 192. 

Gesetzlielies Güterrecht 125 ff. 

Gesetzlosigkeit 6, 8, 

Gesindevertrag III. 

Gesund (auch Gsuud) 92» 

Gewalt, elterliche 120. 

Gewalt, väterliche 120, 130. 

Gewerberecht 190. 

Gewerbe ÖS. 

Gewere SS* 
! Gewillkürte Erbfolge 13L 
' Gewohnheitsrecht 40, 42 ff., Iflä ff. 

Gliederung des objektiven Rechts 5fiff. 

Glückshafengeschäft lllL 
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GlossatoreD 207. 
Goldne Bulle ü2. 

Gortyn, du Recht von 08^ 122^ 130. 
Gott 12» 2üff. 
Gottesurteile 28. 

.Grenzen der Geltung von Gesetzen 45, 

Grenzeabewachung 36^ 160. 
Grifcliisclip» Kirchenrecht 192. 
Grundbuch 05» 
Grundbuchämter IfiB. 
Gnmdbuchrecht Öü. 
Grunddienstbarkeiten 07» 98. 
Grundeigentum fiüff., 95» 107» 1G9 
Grundlaf^en der Rcchtabildung 30. ff. 
Grundrechte der Untertanen 160, auch 72 ff. 
— der Staaten Ifii 
Grundechold Qfi^ 
Grundstückskanf 95» 107. 
Grundzinsen 100. 
Gälten 111£L 

Güter, materielle, immaterielle 67» 68» ZI IT. 
Güterbeherrscbung 1 1 i 1 . 
Gütereinheit 127. 
Gütergemeinschaft 122 ff. 
Gütergemeinschiift, allgemeine 128- 
Gütergemeinschaft, partikaliire 
Güterrecht, eheliches 1 25. 
Güterrecht, gesetzliches 122. 
Gütertrennung 12fi, 
Gfitervereinigung 127. 



Haftung 102. 
Hamburg 2Ii. 

llammurabis Gesetzbuch ^ 25» 99» 101. 

102. 104. 116, 117, 122. 128. Hfl u. a. 
HandfLsbücher üü. 
Handelsfirmen 195. 
Handelsgesellschaften 109, 105 
Handelsgesetzbuch 195 
Handelskauf 108» ISUl. 
Handelskonsulntf! t '-"T. 
Handelsmtikler liüL 
Handelsrecht 190» IM ff., 2ÜQ. 
HandclRrotrister 161 , iH.'i 
Haudliuigen üiL 

Handlungen, unerlaubte <>9, 113, 114, Ilüff. 
HondluDgsagenten U>5. 
Hnndlungsbcvollmüchtigte III, l'.'S. 
Handlungsfähigkeit 

Handlnnpsi^ehilfcn 104, 105 
HaDdlungslthrliug«' 105. 
Hannover TA. 

llauberpiTpnnssenschaftcn [LL 
Haus des Herrn 192. 
Häuslerrecht 100- 
Hebräischß Staatenbilduisg 32. [lü 
Heerpflicht 36» 102. 



I Hellenischer Patriarchalstaat 32a 

I Heidentum, Bekämpfung des german. 22. 

I Hegel llfi. 

Heiratsgat I2üff. 

hereditas 134. 135. 

herea 134, 135. 
I Hermeneutik 56» 205. 
I Heroenstaat 7» ^2 ff. 

Herrscliaftsinteressen IMfC., 15fl ff. 

Herrschuftsrechte lüilff. 
' Herrschendes Gemeinwesen 31 ff., 1 45. 
I Herzogtum, Volksherzogtuni 3h. 
] Hessen 74. 

Heuervertrag 111- 
; Hinterlegung 107» 1 10. 

Historische Rechtswissenschaft 12, lf6. 
2Ü3 -205, 210» 212—213. 

Hodegetik 196. 2£Hi ff. 

Hofsystem 02. 
! Hof- und Dienstrechte 52. 

Hoheit IM ff. 
: Hoheitsrecht 66» 152 ff . 
. Hörigkeit 65» üfi. 
I Huldigung 36. 

Hundertschaften 34 ff. 
i Hypotheca Üä. 

I Hypothekengeschäft 08 ff., llfi. 

f 

, Jagd recht 94i lOL 

Immaterielle Sachen 71_» s. auch Indivi- 
duulitutsrecht. 
I Immobilien 68» 90» 25. 
! Individualitätsrechte 72, 77—80, 113» 
125. 132. 

Infamie 22. 

Inhaberpapiere 112 

Innominatrcalkontrakt 107. 

Innung Qü. 

Instinkt, sozialer L 

Institutionen 2iXL 
: lustitutiones (.Tusticians) üL 
' Intpresse, rechtlich eanintiertf's 16. 

Interessen als Rechtsschutzobjekte 18 — 21, 
50» 5fiff. 

Intcressensehutz 6^ I£L 

Inte rnutionale Interessen der Staatsauge- 
hörigen 187. 

Internationales Privatrecht 40, 203. 

Internationales Privat- und Strafrecht 46^ 
56^ 52- 

Interpretation 56, 196, 107. 
Intesiaterbon 
jurn in re i>iL 
jura in re aliena üfi. 
Jurisdiktionskonsulate 187. 
j Juristonrecht 55. 
jus aequum 29. 

jus belli et pacis 60. * 
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jus caesarcnm TOt- 

ju8 canonicum IM. ff. 

jus civile 60^ 1Q1 

jus civitntnm üIL 

jus ecclesiasticuiu 191. 192. 

jus feudale 99^ 189^ 200^ 207. 

jus hooorarium ^ 

jus in re aliena 87^ 2fi^ 

jus intcr gentes QjL 

jus naturale 12 ff. 

jus necessarium 54^ 185. 1S8. 

jus DOD scriptum IB ff. 

jus pontificiam ULL 

jus privatum 60^ ff., 2QiL 

jus profauum 101. 

jus pmtiiuiseos 101. 

jus publicum ÖO^ 139 ff. 

jus scriptum &üff. 

jus seculare 191. 

jua vitae ac necis 120, 17fi. 

justae nuptiae juris civilis Kom. 1 18. 

Justiniau 

Justinians Gesetzgebung 44^ 49, 51, 73, 77. 
Justizhoheit 140. 
Justizhoheitsrecht 162 ff. 
Justizministerium lliü. 
Justizverwaltung IM ff. 
Justizverwaltung, oberste 165, 166. 
Jzba Ül. 



Kaiser, Deutscher 53^ 151. 
Kaisergesetze, römische 5L 
Kaiserliche Verordnungen ü3j 
Kaiüerreich 2ü. 
Kameralwissensohaft 145. 
Kav<hv m. 
Kanonisches Recht 39, 
Kant 4, 14^ 24» 25^ 81, lliL 
Kapilalisationsvertrag 112±. 
Kapitularien 52.. 
Karl der Grosse 35, 52^ 155. 
Karolingen 52» 15.'>. 
Kasten 
Kauf lös. 
Kaufleute 195 

Kautelarische Rechtspflege 49^ 56. IM ff. 

Kantclarjurisprudenz f., ff., IM ff. 

Katholisches Kirchen recht 192 

Ketzerverfolgungen 2!L 

Kindesalter ßh. 

Kinder 3^ US ff. 

Kinder, auHsereheliche 121. 

Kindervermögeusreciit 122 ff. 

Kindes Statt, Annahme an 122. 

Kirchen 27» 39, 67^ 109, 192. 

Kirchenbaulast 101 - 

Kirchengemeinden üL 

Kirchengcwalt 193. 



Kirchen recht IM ff., 203, 30. 

— evangelisch 192. 

— griechisch 192. 

— kfltholisch 192, 
Kirchenstuhlrecht i£LL 
Kirchliche Ehe 118. 

Kirchliche Gesetzgebung 54, 116. 192. 
Klöster 6L 

Kollektiveigentum 42, SD ff*. 

Kollektivrache 42, 376. 

Kollidicreude Rechtsnormen M ff. 5fi ff. 

Kollision von Rechtssätzen 52. 

KoJonat recht 2iL 
Koiouiulrecht 15)0. 
Kolonien 190. 

Kommanditgesellschaften 109. 195. 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 109. 
195. 

Konimendation 3iL 
Kommentatoren 207. 208. 
Kommissionsgeschäft III, 195. 
Kompensatioa 104. 

Kompetenz des Zivilprozessgerichts 173. 

Komputation der Verwandtschaft 121. 

KonfesHioncn 192. 

Konföderationen 154. 

Konjekturalkritik 

Könige der Germanen 161. 

Königreich Sachsen 74, 75. 

Konkubinat 117. 

Konkursverfahren 170. 174. 

Konkursprozessrecht 174. 175. 2ÜH. 

Konkursrecht Iii ff., 2Ü3. 

Konku rrierendc Rechtsnormen 44, 45, 56, 57. 

Konsensualvertnig lÜL 

Konsularrepubliken iAL. 

Konsuln 170, Ifil- 

Kontokurrentvertrag 1 12. 

Konventionelle, das, 28 ff. 

Körper, Recht am mcnschl., 79, 8Ö» 

Körperschaft tilL 

Körperverletzung 77, 79, 113, 123. 

Korporationen (ÜL 

Korporation, autonome 3^ 54^ lüfi. 

Korporationsrechte 66, 1 Hl>. 

Korpsgeist ^ 

Kraftloserklärung 170. 

Krallkenversicherungsanstalten üZ. 

Kreisgenieinden üü< 

Kriegsbefehl 34, 35, ü, IM. 

Kriegsiiianier 188. 

Kriegsruison 188. 

Kriegsrecht ISfi. 

Kriegsverdienst 13Ü. 

Kriegszustand 3^ 18H. 

Kritik 56. 

Kulturhöhe 2 ff., 22 ff., 02 ff., 4Ü ff., 18 ff., 

61 ff. u. B. 
Kulturrechtsstaat 146, US. 
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Knltnrgtaafc 148, 
Kultuspflege 27^ 162, 1Q4. 
Kunstgewerbe 84, SIL 
Künstlerische Leistungen M. 
Künstlerisches Urheberrecht 8l_, 84, 
Künstliche Verwandtechaft 122^ I23i lILL 
Kyklopenstaat 33. 
Ki'Qiay.y^ ioixia) 192. 

Lagergeachäft III. 195. 
Landeskirchen 192. 

Landfriede, ewiger 52» 
Laiidgemciuden 06. 

Landgüterordnung Kaiser Karls d. Gr. 52, 

Landlcihe 99, 100. 

Landrtcht 52 ff., 57, 201. 

Land rechte in Deutschland 52. 57. 74. 75. 

201. 214. 

I^ndrechtsbuch Ludwig d. Bayern 52. 
Landwirtschaftsrecht 189, 190. 
Laufende Kechnung 112. 
Leben für Andere 5^ 6^ 24^ 25. 
Lebensversicherung 112. 
lectiones 208. 
Legalinterpretation 56. 
Ix>galität 25. 
Lefralnicthoden 207, 20k. 
legtitum 8. fideicumnii»8um 138. 
leges barbarorum 50^ hl^ 
leges duodecim tabularuni 51. 
lege«, rü mische 51. 
leges Yisigothomm 5L 
Legitinjation unebel. Kinder 121. 
Leheu 99, IM.: 

Lehenrecht OS ff., 189^ 200^ 207. 
Lehrzweige 198. 
Leibeigenschaft 05. 68, 78, 19. 
Leiche, Recht an der — . 79, 80. 
Iveihe UiL 
levis macula 2^ 

lex Angliorum et Werinornm 5L 
lex Alamiiunonim 5L 
lex Bajuvariorum 51. 
lex Burgundionum 5L 
lex Cogens 57, 
lex dispositiva 5L 
lex Frisionum 5L 
lex prohibitiva 5Z. 
lex ripuaria 
lex salica 5L 
lex SaxoDum ^ 
libri feudorum 207. 
Liebe, christliche 
Liebe in der Moral 24^ 25, 
Lieferungsverzag, strafbarer §3i 
limes 1(50. 

Literarisches Urheberrecht Sl ff. 
Litiskontestation 173. 



j Lisenzzwang 85. 
locatio, oonductio 108. 
Lohndienstverträge III. 
Lottericgesehäft 110. 

j Lül>€ck 2JL 

; Lustvorstellung 6. 24. 30. 31. 42. 



Magschaft 12L 

Maierrecht SIL 
{ Mainzer Lundrecht Hl. 
I Majestätsrechte 151, 155. 
j makesang £i2^ 

Maklcrveilrag III. 
I Mancheaterstaat 59, 
! mandata (principum) ^l, 

muudatum 108. 
I Manu 2, 22. 29, 175. 123. 
; marea 34. 91, 92. 
: Murkenschutz 80^ SL 

Markgenossenschaft 34. 66. 91. 92. 

Märkerrccht 91^ 92» 

Materiidvertriige 106. 

Materielle Sachen 68, Sfiff. 

Materielles Völkerrecht 187. 

matrimoninm juris gentium USl. 

Meckleubui^-Schwerin 14, 
; Meeklenburg-Strelitz TA^ 
i Medizin, gerichtliche 206. 

Medizinalpolizei 162, 163^ 206. 

Mehrhcrrschaften 151. 

Menschenrechte 78j 79, 160. 

Merovingen 52, 

Methoden 2üfi ff. 

Methodologie der Bechtswissenscbaft 196 S. 
': Meuterei vertrag 105. 

Mllitärhoheit Hü. 

Militärhoheitsrecht 162. 

Militärrecbt 4L 

Minderjiihripkcit ü5. 

Mir (Kollektiv eigentum) 91, 

Missheirateu 119. 

Mitgift 126. 

Mitkaiser 151, 

Mitregenten l.*^!. 
{ Mobiliar- und Errungenschaftsgemeinsohaft 
j 12S. 

: Modelle 84^ 85- 

! Monogamie 117, 118. 

I Monarchien 151. 

I Monokratische Bepubliken 151. 

Monopole 
: Moral 4^ 21 ff., 23^ 24^ 25. 

Moral ttU Waffe im Kampf ums Dasein 

' Moralische Momente 4, L 
Moralität 25, 
mores 23, 29. 
Morganatische Ehen 119. 



d by Google 



Alphabetisches Sachregister. 



223 



Mortifikation 12£L 
mos italicuB 207. 
mos doceadi gallicus 

Motive der Handlungen .;{0^ TT, 175^, Uli. 

Mündel 122» IM. 

Mündelsicherc Kapitalanlage 131- 

Mündlichkeit der Prozesaverhandlung 17n. 

mandium 120. 

Mündelgut 131. 

manicipia QQm. 

Muster 84, SIL 

Mutterrecht 1 16. 

mutnum 107^ lüi>. 

Nachdruck 82, 83^ 113. 
Nachlassgericlit 13r>, LüIL 
Nachfolge 103, 134i IM. 
Nächstenliebe 5^ 7, 21 u. a. 
Nähprrecht 93, 101. 
Namen 80. 

Namenrecht nach BGB. fiü. 
Natioualükonomie 145. 206. 215. 
Nationalstaat 35< 
naturalis obligatio 29, 104. 
natürliche Erbfolge 12H. 
Naturrecht 12 ff. 
necessita« juris 54, 185. 18R. 
Negatorieokluge 93. 
negotiorum gestio 114. 
Nco- Vitalismus 6^ 
Neutraliiilt 188. 
nezum 100. 
Ni essbrauch 9i 

— ehemänuischer 126 — 128. 

— elterlicher 130. 
vöftog äyQa(pog IS* 
vdfiog iyyQawos 48» ML 
Nordamerika, Vereinigte Staaten IM. 
Nordamerikanische Union 154. 
Norma ageudi Ü 

Normen in der KechtaordnuQg 12 C 
Notare 165, 169, 120. 
Noterben 122. 
NotsUnd 70, la. 

Notwehr 70, 23- 
novellae constitutiones öL 
Novellen 51^ 
Nutzniessung 07, 

— ehemäuniscbe 126 — 128. 

— elterliche 12SL 

Oberfranken 7Il 

Ober- oderoberstesVerwaltungsgericht 182ff. 
Oberpfälzer Landrecht TR. 
Oberste Justizverwaltung 
Obervormuudschaftsbehörden 122. lfi£L 
Objekt der geschützten Interessen 64^ 67. SS. 
Obligatio naturalis 29, IfLL 



Obligattonenrecht 67, 71^ lli2 flf. 
! Observanz 35, M. 
I Occupatio S3- 

Öfffntlicbps "Recht CO, ISäfT. 

Öffentliche Wuhlfahrt 140, IM. 

Oldenburg Zi. 
i Österreiehisches allgemeines Oeaetzbuch 74, 
i Zö. 

j Ostpreussisches Provinzialrecht 2fi. 
j Orderpapiere 1 12. 19-^- 

Ordaungbbedürfnis, Ordnungssinn 4 — 7. 
I Organe der Staatagewalt lAS. 
! Ortsnamen, germanische 24. 

! Pacht ma. 

pacta successoria 

pactus Älamannornm ZlL 

pagus, Gau 34, STk 

Pandekten 51^ lÜiL 

Partikuläre Gütergemeinschaft I2fi. 

Partikulares Recht 11. 

Passagiervertrag III. 

Patentamt 85» IfiL 
' Patentgesetz &h. 
\ Patentverletzung 86, 1 13. 
I patria potestas 120, 130, 176. 
: Patriarchalstaat 7^ 22 ff., 36, IIIL 
I Patrimonialgerichtsbarkeit 40, 
i Patriiuonialslaat 148. 
- Patriotismus 5. 
i Patronatrecht 101 
j Paukkomment iiS. 
' peculium 12D. 

peculium eastrensc 120. 

Peinliche Gerichtsordnung Karls V. 52^ Hfl. 

Peint 22. 
I Perlenfischcrei £LL 
: Person dä ff., Z_L 
! Person all tätssjstem IlL 
I Personalservituten 9L 
[ Personen im Frivatrecht üü ff. 
f — im Staatsrecht 139, 160, IQL 
! — im Völkerrecht 186, 1&!L 

— juristische üQ ff. 
: — natürliche QIl. 
I Personen nach BGB. 6.", 76. 
{ Personcuhohcit l'J'J, liiiL 
; Persönlichkeitsrechte 72, 77—86, 113, 125, 
1.32 

'■ Pfand 98, 99^ 102^ 106, lOL Uö. 

Päegftmter 122. 
i Pflegschaft 122, 123, liL 
I Pflichlehe 1112. 

Pflichtteil 122. 

Pfrüüdncrrecht 97, 101. 
, Pliotographien SA. 
] piae causae 02. 
; pignus 99i 107, LUL 
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plebiscita &i. 

Pleouiirchien 151. 

FleonokratitMrhe Republiken 151. 

poense seoundarum naptiarum LälL ; 

Point 02. i 

Politik 14 ff. 

Polizeihoheit, Polizeihoheitarecht 140, 162. 

Polizeistaat 148. , 

polygamia »imultanea 116 f. | 

— succcssiva 132. i 
Positives Recht 7^ 8, 23^ 3Ö ff . ' 
po8«eeft)o fiS* 

Post recht 162^ 190. 
potestas jnrisdictionis 192. 
potestas ordinis 

Prädialservituten 98^ | 
Praktiker 209. 
Präraienecschaft 108. 
praesuiuplio facti, juris 56. 
Präventivjustiz 165^ 169, ITÜ. ' 
Prpusseo 78, 74, 75, 144, ]M. 
Preu6biacbe» Landrecht 52^ 73—75, 2QL. I 
PreussibChes Staatsrecht 202. 914 ! 
Priesterfrau 22. | 
Privulfürslenrecht 189. | 
Privatrecht 60, M ff., 200. 
Privatrrcht, iDtemationales 46, 56, 57, 2Ü3* 
Prohibitivzull 59. 

Prokuristen Uh, 1115. j 
Protuessengeschüft lOft- I 
Promulgierung von Gesetzen 
Propädeutik des Rcehts 1^ 212. 
Prott'stiition ZfL 

protestantisches Kirchenrecht 1 92 
Provinzialgenieinde lifi. 
Provinziül rechte 44^ 75 u. a. 
Prozessualer Teil des Völkerrechts 1B7. 
Pseudonyme Werke 82. 
Publiciaiia in rem 92, 93. 

Quaestio facti ^ 
quaestio juris 55, 5iL 
quaestiones 

quattuor doctores 207. 

Raubehe 116. 
rapina 113. 
Real|(emeinde gÖ. 
Realkontrakte 107. 
Reallasten Ülü. 
Rechnung, laufende 112. 
Recht, absolutes gemeines H. 

— allgemeines 4i» 

— am eigenen Bild Zfi» 

— • am menschlichen Körper Zfi, 

— an eigener Person 72, Zfi. 

— an einer fremden Sache 87, fififf. i 

— an Leichen 80. 



Recht, bayerisches 52, 74, 

— bürgerliches i}0^ Iii fl'., 191 ff. 

— der Schuldverhältnisse in BGB. 112. 

— deutsches 45, 49, öl, 52, 53» 

— franzüsisches 4^» 

— gemeines 44. 45. 49. 57. 23» 

— gemeinsatnes 

— germanisches 43. 

— geschriebenes büß. 

— im objektiven Sinne 15 ff. 

— Iljmdcls- IM ff. 

— Natur- 12 ff. 

— notwendiges .54, 185. 188. 

— öffentliches 60, 13ä ff. 

— Kirchen- Ifil ff. 

— Kolonial- ISü. 

— Land- 44, 52, 57, 23 ff. 

— Lokal- M. 

— Ort- IL 

— partikulares 44, 49, 57, 23. 

— preussisehes 49, 52. 73, 25. 

— Privat- 45, 49, 5a ff, 24 ff. 

— Reichs- 45, 47, 48, 4S» 

— römisches 45 ff., 51, 23 ff. 

— sächsisches 45. 49. 74. 25. 

— Sonder- 49. 57. 23. 

— Staats- 59 ff., mff., 155 ff. 

— Stadt- 44^ ^2^ 57^ 73 

— subsidiäres 44, 45, äZ. 
• — ungeschriebenes 4S ff. 

— Völker- Sflff.. 1^5 ff. 

— • württembergisches 45, 24- 
Rechtsanspruch 167, 172, 174. 
Rechtaanwaltschnft 1 06. 
Rechti>aDweDduog hhü. 
Rechtsbedürfnis 2. 

RcchtBbildung, Voraussetzungen, der 3Ö ff. 
Kechtsbücher, deutsche 45^ 
Rechtsdenkmal 40 ff. 

Rechtsenzyklopädie L 15i 16i lÖ?, 205. 
211 ff. 

— Bedeutung der«. L 

— Bcgrifr der». 15. 

— Zweck ders. 1 ff., 15, tfi. 
Rechtsfähigkeit 60. 65. G8. 21 ff. 
licchtsfall 18, 55^ 
Rechtsfruce 56. 
Rechtstrangbücher 4iL 
7lecht!igescli:ifte fiö» 
Rechtbgesehüfte nach BGB. 77. 
Recht8ge8chidite.l2. 32 ff., ^ff., 23 ff., 

IM ff., 2m ff., 212, 213» 
Rech tninsti tut 13. 
Recbisinteresse 140, lfi3 ff. 
Rechtsnotwendigkeit 54^ 185, IM^ 
Rechtsobjekt ü2 ff. 
Rechtsordnung und Staat 33 ff. 
Rechtspflege 157, lfi3ff. 

— deüisive 56, 165^ 122 ff. 



d by Google 



Alphabetisches Sackregister. 



225 



Rechtspflege, kautelariiche 56^ 165^ 166^ lfi2. 

— Kechtsphilosopbie 1^4^ Uff., 20'). 
Bechtspolitik 14, 1^ 
R<»chispolizei 169. 

Bechtsquelle 4üff. 
Recbtssabjekte fi5 ff., IGO^ 161i 
Eechlsstaat 146^ liZ. 
Rechtsvergleicbung L 41j 144 ff., 2üi 
BechtarerhältDis 18^ 19, gi ff. 
RechtBvermutimg fifi. 
Rechtswegen 158 — 159. 
Rechtawiftsenschaft lüff., 12 ff., läß ff. 

— Recht der üS* 

— vergleicheüde 1^ 2, 41^ IM ff., 2ÖÜ, 
Referendum 1^ 

Referierkunst 2SML 
Regieruogsrecbte 151, 155. 
RegiBterbebördea 170. 
rci vindicatio 02» 

Reich, deutsches 35^ iS, 53^ 151, IMi 1^ 
Rcichabeamte ih2^ 

Reichsgeschichte, deatüche 48j 49j 203. 

210. 212 ff. 
Reicbsgesetze, deutsche 52^ äiL 

— des Mittelalter« 52. 
Reich^tesetzgebung 45, 53, 152. 
ReichB-Kammergericbts-Ordaung 52. 
Reichskanzler 53. 

Reichsrecht 45, 53, 57, 154 ff., 2Ü2, 
Reichs-NotariatsordnuDg fj2^ 
iltichsötaatarecht 2fi2. 
Reichstag 53^ 

Reichsverfasauug 45, 53, 151, 154, 155. 

Reichsverordnungen ^ 

Reines Familienrecht ll&ff. 

Reine Verträge LMff. 

Reklamescbwindel 

Rektapapiere Ll2» , 

Religion 25 ff., IIIL 

ReligioDSgesellscbaften 25j 27^ i}7_^ lin, 

118. 122. 
Reuteugüter 110. 
Rentenversichernng 112. 
Reportgeschäft 10». 
Rei)rii8entutionshoheit«recht 140, 161 . 
RepräsentatiousiDteresse 140, 161. 
Repräsentativverfassung lö'i. 
Requisitionsrecbt 04» 
Reservation TSL 
res extra commercium S8.. 
res mobiles, -imiuobiles, -sese moventes fifi» 
rescripta (principium) ^ 
responsa prüden tnm äL. 
Rei>ponsorische Pkt-cbtsanwendung 56^, 165 ff. 
respublica 38^ 66, 132. 
respubÜca jus sancit etc. 'dlL 
Relraktrecht 93, 101. 
Rezeption des römischen Rechts 40j ZiL 
Ricbtsteigo 42. 

Gar eis, Recbtsenzyklopüdie. 3. Aufl. 



I Richterliche Tätigkeit 153, IfiS ff. 

■ Rodung 34, 04. 

i Römische Staatsentstehung 32. 

I Riiraisches Recht 45. 49. 51. 73. 

1 Rücktritt IM. 



I Sache, Begriff der Sache üZ ff., Zfi. 
j Sache, Bechte an Zl^ 
I Sachen nach BOB. Ifi, 
i Sachenrecht M± 
j Sachenrecht des BGB. Z& 
i Sachen- und Personenrecbt, gemischtes 72, 
123. 

I Sachhoheit 139, IfiL 

! Sachniiete 108. 

■ Sachsen busse Z2. 

j Sachsen, Königreich 175, 2üi. 
; Saehsenspicpcl 49, 127, 12fi. 

■ Sachsen- Weimar 14. 

' Sächsisches, bürgerliches Gesetzbuch, das 
715. 

Sächsische Herzogtümer 74. 
Sacklehen QQ^ 

Salus publica 146—148, IM. 

sanctiones pragmaticae 

Sanktionierung von Gesetzen 51» ■ 

Schadensersatz Ü9^ 77, 79^ 104. 113 u. a. 

Schatzheberecht Ü4. 

Schenkungsvertrag 1 10. 

Scbiffcrvertrag III. 

Schiffspfand 99^ 169. 

Schmerzensgeld HL 
I Schul baulast 101. 

Schuldverhältnisse 76, iÜ2 ff. 

Schulwesen 39, 1112. 

Schulzwang 39, 1£2. 
' Schutz der Beziehungen 18^ 19, SZ. 
' Scbutzfjebiete 190. 

Scbutzgenossen 160. 
j Schwabenspiegel 49. 

Schwägerscliaft 121. 
I Schweizerische Eidgenossenschaft 154. 
; SCtB ^ 

} Seefrachtvertrag 111- 
, Seehandel 195. 
; Seerecht 195, 2ÜÜ. 
{ Seeversicherung 1 12. 
l Selbsthilfe 70, ZZ. 
I Selbstsucht 2 ff. 
i Selbstverwaltung 156. 

Seminar 215. 

Senatus consulta HL. 

Sepuliurrecht 101. 

Servituten ÜZ. 

Sicherheitsleistung nach BGB. 70, Ifi. 
Sicherheitspolizei 162, IHR. 
Singularsukzession 78, 83^ 95, 103, 134i 

i m 

15 
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Sippe 33^ mff., 121L 

— als uraprünglichstca Kechtsgeaieinwescii 
32 ff. 

Sippenstaat 4, 32^ 

Sitte 0^ 22, :i3 If., 2fl. 

Sitten die guten — , morcB 22. 211 ff.. iS, 

m 

Sittliche Ideen 12^ 
Sittlichkeit 21 ff., 23^ 

Sklaven, Sklaverei G5, 88, 78^ HL 
Sklavenraub und Sklavenhandel. Reichs»- i 

gcsetz zur Bekämpfung von, Zgj 
Sklavin 68^ 102^ 116, 117^ 112. 
societas 109. 

aocietates quaestuariae 67,^ 109. 
ßodalicia collegia 02* 
Solidarschuldner 103. 
Solmser Landesordnung 7A. 
solutio 1Ü3. 
Sondergut 122. 

Sondernachfolge 103, 134i llüii lIliL 

Sonderrecht 44. 

Souveränität 149^ lüß ff. 

Soziale Aufgabe des Privatreohts M, 69. 

7SL 

Sozialer Instinkt 4, 5, 22. ' 
Sozialpolitik 64, 67, fiüff., 148, 162, lÜS. 
Sparkasseneinlagen 1 IQ. 
speculum Saxonum 49. 
Speditionsgeschäft III, 195. 
Spekulaiionsvereiu 109- 

Spezialreeht IBB ff : 
Spiegel deutscher I^ute ÜL 
Spielvertrag 1 10, . 
sponsalia 118. | 
Staat 31 ff., 38 ff., 46, 13ü ff. 

— im Privat recht ^ 66, 139, 14iL i 

— in der Entstehung 32 ff . 

Staates, Zweck des 146—148, auch 11. 
Staatsangehörige 1 GO. i 
Staatsangehörige, internationale Inte^e^f8en 

der IKL 
Staatsanwaltschaft 16t>. 181. 
Staatsbeatand 139, LüÜff. 
Staatsbürger t tio. i 
Staatsgebiet 139, 152 ff., l2i2* 
Staatsgeschichte, deutsche 203. 206. 
Staatsgewalt 14^ IMS. 
Staati Uteressen L5S ff. 
Staatshaupt ISÜff., IIiIl 
Staatskirchen 27, 193. 
Staatslehre 144, 145, 2Üfi. 
Staatsrecht AI ff., 52 ff., IAA ff. 
~ allgemeines 144, 145, 2ü2. 

— bayeristfhcs 202. '^14 

— deutsches 143, 144, 'iüi 

— in engerem Sinne 1 55. ^ 

— preussisches 202. 214. t 
Staatssittenlehre 145. 



Staatslätigkeit 14üff. 
Staatstlieorien 147, 148. 
Staatswisaenschaften 145, 206. ?l"> 
Stantfzweek 140, Ufi. 
Stadtgeuieinden iilL 
Stadtrechte, deutsche 52, bZ, 
Stamme, detitnche 35, 51. 

— erbrechtliche 137. 
Stammgüter 
Staiidesiimter 169. 
Staudisbeamte 118. 
Standesgefühl ü< 
Stanilesreclite 189, 100. 
Standesunterschiede 65. 
Statistik 2iIL 
Statutarrocht 35, 
Statuteukollision 45. 46, 56, !iL 
Steuern 140. 

Stiftuucen MS. 

Stille üesellschaft 109, ISi. 

stipulatio 106. 

Stoa IL 

Stockwerkseigentum 101. 
Strafe 122. 

Strafansjjruch 167. 177. 
Stra/ekistuug 69, 113. 
Strafgerichte 181. 

StrafprozcHs, -recht LZ2 ff., 202, 2ÜIL 
Strafrecht 30, mff., 202, 2Ü2. 
Straf rechtatheorien 30, 31.39. 42, 1 7:»— 1 78, 
ISL 

Strafvollstreckung 182. 
Strandrccbt S4. 
Studiengaiig 211. 
Studienpläne 214. 
Subjekte im Privatrecht fiij ff. 

— im öffentlichen Rechte IGO, 101, 187. 
subnotationee HL 

Subsidiäres Recht 57, 2A. 
Subsidiäres gemeines Recht 44, 14. 
Subsnmtionstricb 4, LL 
Subsumtionsfrage 5iL 
Sukzession 103, 134, 135, 13Sx 
Sukzessionsinteressc l34 
Sühne, Sühnebedürfnis 42, 177. 
Summenversprechen 106, lüL 
superficies 101- 



Tabu Ü2. 
talio llil 
Tausch Iiis. 

Technisches Urheberrecht Hü ff. 

Territorial hoheitsrecht 139^ 159, IfiÜ. 

Testament 137, 138. 

Tätigkeit, richterliche 153, Ifiäff. 

— verwaltende 153, 162, 1113. 

— verwaltungsrichterliche 153, 132. 
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Tatsache, juristische 69. 
Tieraufseber 114. 
Tiere, gefährliche IH. 
Tierbesitzer 1 14. 
Tod 65^ 69, IM ff. 
Todeserklärung »iS, 170. 132. 
Tötung 113, LI9^ 
T6noi, Topik eo?. 
traditio 95. 

Transportgeschüfte 111^ 194^ 
Tratte 112^ ISü. 

Trunkenbolde, Trunksucht 65^ 123. 
turpitudo 2äi 
tutela 122. 



1.^1. 



Unabhängigkeit 139, 145. 
Unanständigkeit 28^ 29, 
Unerlaubte Handlungen (>9, 1 1.^. 
Unfallversicherung 67,^ 1(53. 
Unfallveraichcrungsanstalten Ißj^. 
Union 1.'S4. 

UniTersalsukzession 134. 
unirersitas pcrsonarum fI£L 

— rerum 06^ fiZ. 
Unlauterer Wettbewerb Sl. 
Unterhaltspflicht 113, 114, 130. 
UnterricbtseinrichtUDgen lfi2. 
Unterricht, akademischer äüfi ff., 214. 
üntertaneu 139, 160^ 161. 
Untertanen, de facto IAO. 
Urheberrechte 78, &! ff., 113. 
Urkunden 1(39. 1 TO. 

— deutsche, als Rechtszeugniase 4S. 

— Vorzeigung von 1 1 5, 
usueapio <ilL ^ ^^^^ 

usus et consuetudo 44, 15. 

usus modernus (pandectarum) 49, 199. 

ususfructu» liZ. 

Utilitätsprinrip 4, 2. 



Väterliche Gewalt 129, 13Ü. 

Verbote in der Rechtsordnung 19, 21^ 

Verbreehea 178 ff. 

— gegen das I-ieben nach StrGB. ISL 

— wider die persönliche Freiheit nach 
StrGB. ZIL 

Vereine G6, 67, 171. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika 154. 
Verfahren 172, 181, 184. 
VerfuBsungsrecht 41, 60, löl. 155 ff. 

— deutsche« 45, 53, 147, 150, 151. 
Vergehen HB ff. 

— gegen das Leben nacli StrGB. 7SL 

— wider die persönliche Freiheit nach 
StrGB. Zfi. 

— wider die Sittlichkeit nach StrGB. 13. 
Verhältnis, Begriff des IS, lH 



Verhältnis zwischen Privat- und öffentliehem 

Recht 69—64. 
Verjährung nach BGB. Z(L 
Verlagsvcrträge 83, 84, III. 
VerlassenschaftsbchOrde 169. 
Verlöbnis, Verlobung 118. 
Vermächtnis 134, 135, 13S. 
Vermögenskomplexe, personifizierte 66, 67. 
Vernunftniiissigkeit Z. 
Vernunftrecht 12 ff. 
.Verordnung" 52, Ji3. 
Verschwender, Verschwendung 123, 131. 
Versicherungsvertrag 112. 
Versicherungsanstalten 67, 163. 
Vertrag 69, 105. 
Vertrag, formloser 107. 
Vertrag, reiner 106. 
Vertragsobligationen 105. 
Vertrngsrecht im Staatenverkehr 188. 
Verwahrungsvertrag 107, 1 10- 
Verwahrungen 2Ü. 

Verwaltende Tätigkeit, Verwaltung 153, 
162. IfiS. 

Verwaltung im engeren Sinne 157. 

Verwaltungsgemeinschaft, eherechtliche 127. 

Verwaltungsgericht , Verwaltungsgerichts- 
barkeit 153, 132. 

Verwaltungsinteresse 140. 162. 163. 

Verwaltungsrecht 61, 140, 142, 162—163, 
2i)2. 

Verwaltungsrichterliche Tätigkeit 153. 182. 

Verwandte, künstliche 122- 

Vei waudtschafl LL^ ff. 

Vielweiberei 116, iVL 

Vizehorrschaft 151. 156. 

Volk 145, Ifiü u, a. 

Völkerrecht 40, 47, 141, 135 ff., 203, 214- 

Völkerrecht, materielles 187. 

Volksrechte, germanische ÜL 

Völkerschaftsstaat 35. 

Volksbeherrschung 14Ö, 160. Ifil. 

Volksgesctze, römische 51. 

Volksfaerzogtum 35. 

Volkskönigtum 35. 

Volk.srecht der .salischen Franken usw. ^ 

Volksvertretung 53, 152, 155, läfi. 

Volkeversammlungen 152. 

VoUjäbrigerklurte iüL 

Volljährigkeit 65i 120, 130, 131. 

Vornu-esetzungen der Rechtsbildungen 3Ü ff. 

Vorbehalte lü. 

Vorbehaltsgut 122. 

Vorkanf^^recht 101. 

Voriegungspflicht 1 15. 

Vormund, Vormundschaft 114, 122. 123, 

126. 131. 1 CO. 
Vormundscbaft«gericht 122. 169. 
Vorstcllungsvermögen 30, 125 ff. 
Vorzeigung von Urkunden 115. 

15* 
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Wadium lüfi, 

Warenbezeichnung 80^ &1. 

Wechsel 1_12^ lOh. 

Wechselordnung 19.'). 

Wechsel recht 195^ 200. 

Webrinieresse 140^ iOZ. 

Wehrpflicht 36, 4^, ißl. 

Werke der bildenden Kunst«, Urheberrecht 

Werkvertrag III. 
Wertpapiere 112. !6.'^- 
Westpreusfl. Provinr.-R. 75. 
Wettbewerb, anlauterer Sit 

Wette 1 10. 

Wiedervergeltung 178. 
Wildachaden 
Willensfreiheit 30 ff. 
Wissenschaft 2 ff. 

Witwenverbrennung 132. 
Wohlfahrt 146. 

Wohlfahrt, öffentliche 147^ lAK 
Wohlfahrtspflege 148^ 162, Ifl.'^- 
Württetnberg 74. 

Württembergiscbes Land recht 19(». 2Ü1. 
Wurseln des Rechts 2 ff. 



I Zadrtiga 9L 

1 Zahlung IßS, 

i Zehnten 100. 

' Zeichen 80^ 

! Zeich euschuts Sfl. 

Zeitablauf gg* 

Zession 100. 

Ziel, soziales, des Priyatreohts 64j 67, ÖS^ 

Zinsen 109. 

Zivilehe HS, 119. 

Zivilprozess 1G5. 167. 

Zivilprozessreoht 

Zivilrecht 59^ 64^ 73^ 168^ 2flLL 

Zivilrechtlichc Ansprüche 167. 

Zölle 140^ 153. 

Zünfte 66, 6L 
: Zuaamuicnstosä von Rechtssätzen 45^ äZ. 
I Zwang im Anstände 2&. 

— im Rechte 23, 25, 153, 174, 1&2m 

— in der Moral 24^ 25. 

— in der Religion 21. 
Zweck der R. -Enzyklopädie L 

— der Reohtswisseuschaft 10 — 12. 

— des Staates 41^ 146, 147, 
Zweikampf 28^ 79, Ufi. 
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Methodologie der Recfatawiasenschaft 69—61. 

Wesen and Aufgabe derselben § 59. 

Die Disziplinen der Recbtswissensebaft | 60. 

Die Methoden und der aksdeniiscbe Unfcerrieht § 61. 
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Anhang: §§ 56—58. 

Speiialredite 9 ^* 
Eirübenrecht § 57. 
Handelsrecht § 58. 
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Lehr- u. Handbücher v. Dr. Karl Gareis, 

Qeh. Jnstitnt, ord. MF. Tntwtw der Bcehte an der UniTerBititt HflB«Ii«n* 



Institutioneil des Völkerrechts. 

Em koRgeflMateB Lftbrbncli des positiven Völkerrechts in tmatt graehiobUidien 

Entwiclcliing mit! lieutigeu Gestaltong. 

Zweite Autlage. Neu durchgearbeitet, 
fr. XH, 32t Mtm, AatiqaMOlirlR. Prel» brosohiert Ik. S.— , in Leinmbud Ik. 6. 

Deutsches Kolonialrecht. 

Die B'in^preuropäiscben ErwerTjoiigen des Deutlichen Reiches und Darstellung ihrer 
KechtäordnuDg nebat Text und Erläuterungen der diese Schutzgebiete betreffenden 
0es«tz6 mid Ksiswlichen Verordnungen, mit 1 Karte und alphab. Sadir^Bter. 
Iwelto iMMi. flir. 8*. XII, 2M SsHtn. AatlqnMlirm. 
Preis meoMert MC. 4.- , In Lshimtaiii Mt. B.— . 

Der als juristischer Schriftsteller bekannte Verfastier dieser beiden Werke dürfte wie 
«renige andere geeignet min, mit praktischer Erfahrung in völkerrechtlichen und anderen 
internationalen Ansrelcgenheiten seine Meinuni; geltend zu machen. 

Enzyklopädie und Methodologie der 
R eelitiswifiiiiieiieieliai f t« 

Dritte umgearh elf etn Auflage. 

Qr. 8«, Xli, 228 S. mit i Tafel. Freie br«»«h. Mk. 4.-, In LeiMaband llk. 5.-. 

Hilter Her l^rc ffc : 

inmirii {n prltfiigtn üiitt Peiitf(|t liitrorrliil|(^cil|t 

nebft betgefilgten 0itcfIetina(iiuctfttngen. 
S$M Cclraw^e ia <l<n ara6emi{4;(n Porlefnnatn nhtv 6eutf(tc» Vvlwmibt, Imi* iUtbaapt a>v 
(Dffeattmifl wbn bU neuen, frae Drioatrei^t betreff«n6en ee{«|e bn JHMUPm lUnfecf. 
3»elU wtmubit acnfemtlreltete WOag». 

Übet bie 

ßtfittbM^tn Ut 2oyiaihmoktat\t 

)c(il. UniDecf.<$rof<fior ber dlcd}te ju Sdloett, Sotiu, S^ci^urg, Utvcc^t luib IAu^tn. 

CH« Mdtr* tmb 2(icii«bUb, mit V^Ytf&t. 

Plc lOntmntmiihluug ^m}ip iitr Ctufer ^ouocution 

tn ben lebten 90 ^o^ven. 

_______ 

20 4$fg. in ^nscfs^iiiutfeit pto M 
^erauigegcBen wn dk|. ^ufi^tat Dr. 1. <Bav<i», o. 9. ^rofeffov in SRftn^en. 
818 finmmtn, tlMtftt|rlid|e9 lOcvsei^Hf« ttMfteleNb. 
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^nii|ii!irff]|( 



so 9h 



in @tuie(-|l65tu(ftm 



Mbanbcrtttiflen eerfdiiel!. -H '^. b. 

b. Sürifjrl. ®ejft}b. ,20:. .06). 
Jlb^vibtn (i'.tr). 

tie^ internal. i<viuatr(d}tt (S7S). 
SlbjiaMungfl^eidjofte (n9i. 
»itbortn. (5*v3 <, 1 11, 1^8,170). 
Sli(bun(i Cer !8rüffniLa,Kn (2.^6). 
Wlter«tocrfirticriinfl(27«'7»,5i8a). 
Slnffditinifl V. iHcdjtfbantlfin. (;f68). 
!arbfit«i|it»ii6A'.1i{ (183/190). 
Wrbtitfr in SitfleUtin (U9). 
«Irbtite. unb Z)ieit|lt«ta, Schlag 

naÖMie (1 17). 
Hrinfimitttl (121). 
«tufb roabTa. b. 'Bntpa)). (MSfMM). 
8fu»toaiibeTunfl (xi3). 
IBantaf ff( (Ii «, xeo). 
»au'UnfaaDfnidierunfl (S98/303). 
SBramte, UnfaUfurfotgc (306). 

eetämpfung grmdngcf. i^^anrbei( 

(SW&f.'M). 
8erfl»eien in &übaeflafrita (65). 

ho. in Onafnta (i>48). 
ScTufuROfbnfalrrcn b. 9i.*Ö). in 

^ateiitfaitrB (i57). 
8<f<i>Iaonabme bfS SlrbeitS« unb 

JMenftlobnf» (in), 
ü^etrirb« Unf^iOc bei 9eo»trn unb 

i<erion» b. CelbatenOanbcf (24). 
Scurt >nbttn0 b. 9<Tfoneti|t. (tvi). 
einamfditfffllirt (tif^ui). 
eiei' u. itnibalt. «eAenftanbc(57). 
eärfrujciff iStHi (Ml/m, >ll). 
Sdrirnbanb«! (silV 
8Srfcii0ru(r (i(9i). 
OraBBUMinfknier (,i«9/iM). 
SiMtoiibciiflefcb (iwt). 
SrMnnMMCii, 1U4uiis b« (aS6). 

8imb<t* II. eiaattanorWriqr. (16). 
Satter, VHa^mittcl 0«. 

fBürdrriiilir« (0rfet}bu(ti (bro> 
fd)uit h 9Jir., qtb. 4 l'if.). 
tü. to. Vibiiiitit 1 iin.ifn iHTlftiifb. 
üincbSiKf- 0- b. (^iOWifuG). 

CEboICTaqfl'^ (191). 

ftia«"'ntQbriffinri*t. (i38, 159). 

(liülUbtcid b. (^bdcblifBil. (297). 

fi^itiil|iroirfForbnung {^tinsi). 

(LoncuT#oibnunfl i. unter ft. 

(£onfiilar$|rri(bteb4itreit (29ü). 

(Sontrolf über >}ifr{on'n b^ 9tuu 
laabtenftanbel (I4|6i). 

3).impffe1felanUiAeR (lU). 

8>»p|Klbrilcuenina (76X t 



C?b''f(I)ti(|una unb S^eutlMbiilstcl 

itfifonenPonbc« (1197). 
^iDentiiniSeTiierb iit MB 

gebieten (1O6, 27h). 
Sinjiebung Don übgobcn (M)* 
(^üenbjbnbctri b8mtttt(. >|^fSlttim0 

tetfdbfn (3/.S1). 
ttifenbobnfradjiDerfebr. Ofnternat. 

Ucbeuii.tcmmtn (ir>0/i64). 
liifeiibaön, Äa'tpflidit (S07). 
l^iicnbaunpoIi)«iejlement (»0/31). 
(iifenbobn.??errfbr»orbM. («»0^3). 
tflertr. 4';af;ciiibciltn (<57). 
(^tfal^i^ertdlunii (169. S70). 
(^rnerb«' unb OirtMofUifimoff. 

(:t44,245. 975). 

^niitien>UnterfiOlinng ber einbe« 

ruf. SKann(*o(ten (16S, !?M). 
Sarben, flef;;nM;-;t*l(bablidie bei 

Vtabrunge» u. i.'^aniOmittcln (7^). 
fVernfprf diiirbübT enorbnuif (IM). 
itirnieiiliJfdjunci (' 4). 
»jleifdibfiAaa (üSi)- 
»vliJBfrei (1!"6;i;m, SiC'liil). 
.«Ottengeffb {:h:,). 
Äoriiro. llniflnoerftrt). (49-/303). 
jyrodjtücifrtir, ;3rt[eTnat. UAccdll« 

tommrn :c. (I6ti/164). 

reirc. »encbt^battctt (tl8/tt6}. 
reiAüfliflfeit (i7). 

icbeniMfeni^fi' >^9)- 
bo. bon I8tf9 (>7i). 
SfriebenSabnaflCB vftto (^ttdlicn 

{it;.\ x54). 
i^üriurcj- \. U'-fiillfüiforiie. 
i>iiriori;f vido it*itn3?n (72, 200). 
(»•:brai:cbeiiiullerf(hu^ (liz;i2.s). 
(Mebiibreiiotbnung für ©endjtflooll» 

Aicü r (Jl6^). 

bo. für iHe.t tSanmälte (Ü67). 

bo. für iJeugen u. ©aibo. (.6*>). 
OJefanqene, Uiii.»,'Vürforfle höh/ 03. 
(4>ibeimnifff, milit., ii<errot (lü^). 
«yememgeföbrt. .«lanfb. (JWS^Jifle). 
*<iiofienf(boftf>icife (24i;*45, «75). 
(Menoff'n«(b.«iHc'jiifier (2".fi). 
Cüfnufimitlfl (M, 78, 212). 
«Äendjt^barrcit, Jreim. («26/226). 
(»5erid);«rDitenAO'eo (2«3/<64). 



^^rlMTicorbiinng (I83fi90). 

(Bwerbt'Unfanoei fi*. (xh»/33). 
(ikn?i(l!te 11. Si'ngrn (36/39). LvM* 
1 100, 141, If.H, i7o]. 
(Kolb' III b Siibettcuen (tt). 
WroftjabiuireitÖ.ielcU (s7). 
' (ynu bb-.idjorbniiiiij (iO^"*). 
WniMCciiViliitn ; Umiiebung «3on 
,u'Uuiiqeii f. 'DUlitäriD. I. (44/51). 
.ftaftpflidjt, beidjränfte, (25^/859). 
Vaftpflicbt bcc (fifenbabn (207). 
Äanbeieacfr^fmifi I. H 1 biS47S 
I m. tfinf..(S. (8l4/«]B). 

! bo. II. eeebanbeieretbt Bl 474 
bi« 9(5 m. (Jinf..ii'. (219/2211)1. 
^anbeleoertrag tnit 9{uBtanb 

(171/173), üiumänien (174/Ilf)i. 
ßanbreerferaeie^ {iulu*). 
^aiiptinänflel unb (^enS^rfriflcIl 

beim ii)iebi)anbel (86^). 
^aufiertKinbet (<ül). 
Äetflolano, <Einv. IQ. CcatM(«(iM}. 
^opotbefcnbanl (17^ 
impfsdc« (SO). 

nbabcnnipiccc mit Vnvüm (7<). 
tMuMMlcfeaiülM) 
tiit(ra«n»Mlil HcletetMlbMMai 
vlte ^sadktoetfebr (160/184). 
9ti»an««Mer1i4- S7R/279, S89). 
ftolomotgefet}« (88, 84, 40, 65, 68. 
60, 8^, 9X, 1U6, 1S9, 140, 156, 
«4», 24S, .73). 

S?oiiruri>or&nitna (2^5/237). 
ftonruieD(rfabren,»(ed)t8anfe(i)tttl8 
onfierbolb beefelben («w). 

.ffü;il:iinnii' alt<n (<44/:i45). 
flranrfnDiTüdjerunflflgefeft t». 1891 

.^lanfDciten, gemeinatf. (29ö/2d6). 
wr ejifftifiiftDeipflKbtung (1»). 
.(fricii?leifiun. en l.<t»/l40). 
Äunfttjerlroc!, SJtrncr (ft8i'89). 
i*anno. Unfanucrricb. (•-'9i<;''03). 
Viteratuvücrirai, i^cmer (ftK/89). 
Viterotiirübereintommen (3 1 0/312). 
Olarqarine, f. 8ulter (79, 212)1, 
Warfen, unb Wufterfitub (13). 
Waridiaa»3nfeln (137, 24s). 



Qkhibt8>«rrfaf{Ling9gcf. (261/262). , ^liagc (S<!/ 9), {. lilkocbRURfl. 
««riAtfpoOaebcr. «eba(rai«icb* ! Wa§e, ältere. Bul(iffn|lfri|CM»H9 



nuna berfelbCM a65>. 
(Deleafdi. m. I«i«r. ^ft|>|Iii«t 



kfebbiid) , 



?arger(t4^f 
8 ^a.. qeb. 4 «tt. 
akfunbbeittfro. (32. 57, n, tls^ 
(Setreibeurcber (I4l). 
(»»eu&brfnften bei «le^banbtl (tM). 
«osccbcioktte (814^14). 



f. licborbnung. 
TOofieinbeiten, efeltr. (857). 
VlafreoelN geg. bie ttbolera (I8i). 
VteMerStc^ djemtfcbe (no). 
IKeinMrtieuqe, i}iinera!Cle (i5^). 
SMiIitfir> nnb iRarineneien I (44/51). 
7U/71, 72, 73. 74, 165, 167, 168^ 
16 *. (270, rti). 

bo. IL (i8aifi«(9. 
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TOiHt5r.5^flmiftf«»tlnt<T|!. (74). 
Witit. ^tbeimnifTr, Serrot (it;7). 
Wiiitätpfnrionaaefee, nfue« (i««). 
WilitQtftraffleri<bteotb. (2:)0/i53). 

<D2un(r(d)u( (18, 12S/I28, 119). 
Ra^Rfl«» mt •ouifiiritlct (M 

StaturalleißuBafii f. bemaffnetc 
flKadyt im afrMcn Oopi, 44/)i). 
«•tartmmnte («7>. 

^atentiadien, SPfrufu«||i»affl|lW 

b. «.«l». (ir.7). 
^enfion»flde6, wilitär. (ifi«). 
'Voitorbnuna 0. 18»« (l4Wl&0>. 
VoftiDfien. ^ofttofBCfn CWI/M&). 

*Prifengm(tJt?barffit (2fi). 
i<ncatrectit. intcrnattonalel (278). 
^i;rit?ate iütrrt(beiun3l*QniCni«lj» 

munacB (:i08/.inv). 
Cluartier* unb SfloturaUfifiuiig für 

b. Vcnce i. i$cteb. (i4/6i, 7ü/7i). 
9leditlanfed>tuiifl auferbdlb bei 

*»i«(wi4Berfotrntf (M8X 
UfAtfamvalMoTbnuiifl nnb Vc« 

bfibrenorbnun*? (91/94, 2ß7.) 
iHrdjtfeperbfiltnifff an Sadjcn in 

T-'^ütiuoft.. fnfa (2-l3\ 

a?etcb6b'flniten>ifift Uü^iU, 168). 
9i eid) S 51 ii f tt f ,1) !' III e (;>7 ). 
8{ii(I)8iitiIitäri)ei(9 (44/ht). 
— Hbänbcrung (n9/l4fl^ tlO^ 
iRei(beid}iilbbud) (142). 
8ifl^b^ftempel.^efe^5 (>9l\ 
8ifid>SDeifaf(iini) (54/f>fi). 
Kndidoeiftcbevunaeaiiit (289). 
Muniin. SMubüttttüai (174/176). 
nnff. ^dMotroi (iTi/lf S)* 



Sndirn, IReAt^Drr&altntffe bl t>.« 

©ubipfflofrita (i J.t). 
€(bieb*flcr. bti UnfadDcrf. (^-eo). 

bo. bfi aitfi«i>«Tficb. (.'s9). 
Sduffabrt, 2<inntn. («6/247'>. 
€d)iftjt)rtiofrtrai}, Tide ^anbetö» 

Berttog (I7i/i7ii). 
e<Uad|Mc^ u.91eiKbbcMatt(S94). 
€(biilbMcVÄ«citaii|iai (an.) 

6d)ii|} b. ^Darenbeteicfcnon. (179). 
€ät\iiatbuU, 9tamU berf. 
b«. pkbtfBctbfiltniife (14, M). 

— SMnbeninfl (s7a). 
b». Vloridiaflinfelii (IS7>. 

b». C<f<t». 9I'-ue ffdffung (68). 

- I9efen»ifite (»73). 
CAattr. in Oti'Sfnta <1S», UO). 

bo. iKlil8r»erfabren (Ift^ 
€fiebflnNl«re(bt fxl9/«<s). 
Scefrutr, Dtttn.bilfflorb. r8l^/818). 
8ce'UnfaIll)<rtidifrung (: OUdO&.) 
^ee>iianneorbnuno (915^818}. 
griaDfnraiib (199). 
eoj^ialtßenarfeo (hi). 
eoltoten. llnfaUiüriorae (S06). 
Sonntaqerube (iS'/iHd). 
epitlfartfnft^mlvl (9a). 
'2piciiocieflct'b (lü7). 
gprfnuitiifi (i.'i). 
€taat»anfiebüriflt it 

Strafpro/ieRürbniiiifl (i'.'fi/UÖ), 
StranMin<ifcrbnuim (-6). 
eubbaftaiion (i'Mi, 2i( ). 

Sabarfabrifation, C^itoalibitfitt« K. 

Slia->uenidi. (Ihö). 
IfleqrQpb'-nafjfU lift4). 
1 "leflrop^fnwefle (i'«6). 
Itnbmealicbe Sachen in S).t8fib* 

nrftafnfa (243). 
ttnfodfütfovftc f. Qeamte ■. ^cn 

traoi bd C»Ibftt(«|laAci (806), 



I tlrfonöfrnd)frung,®ftDtrbfsCa«*i 
I f. j"Vorft« u. ^'antttirlfAoft, Uli« 
fotlf. f. ®?fanqfne ( 

Unlnni'erpd). f. ^cdnitr (:io4/305). 

Uulüiitcrer JDft'bctifib 

Unteiftü&. vide >>amiiitn (16Ö, 254). 

UnttrtiüQunaMvobnriQ (178J. 
, Urbibfrrecbt (ilWUs;). 
! ^ rriniciunq bon -UU>bnp(St}en(8n)i 
I StJfrfebr mit Wem ac. (307). 

t<CTlngerrd>t (»lO/su). 

Bfrmö.ienefiroffn (ws). 

ttfirat nulitär. GB<I);tmninf (i«7). 

3<ei fidjrt un.i«itntf rn. s/SOlt). 

f<ifbbonbcl, (»riräbrlMflui s (289). 
i ^iebbonbel, £)auptm&nflrl (;H»). 

-J<tdMeHd)'ni)rf.'t> (l8fl^ I81/I8S)« 
, ii<o^d>*u6 (SO). 

I mxorenb j^eicbnan., &^ k. (I1t|. 

I 'Babl.ifict} iS4/"-«). 
! tWerfifclorbiiuiifl m.^.9lü^^beraet 
: »Jiol'. u. Sücdij Irttmp In. (2iO/Ä42). 
! a'citi'lftfmpelfteuer (3). 

■iSift)vpfli*f(73). b.@eiul. (130/1401 

IKiiii, •i<<vri-ör mit ilüfin W. (807). 

3B<ltpofit' rtirtA (23SJj(.ihV 

Söfrtraptere ('(n/.'04, 2ii). 

^iö- iibcroeib, unlauterer (201). 

©itiDfn uiiB -JBanen brr '♦irm«. 
5ut)orqp für bi.-Wben 08, 2.-0). 

'ilioDnrläU>>, 'j^-reialolMia (IT8). 

©udjerfleif^ («). 

3tiiflen ui'f 5aditifrf)änbiQie» 9t» 

bübi fnorbnuni; (2':6). 
^leaflfifi. "Ärbtitfr in bitfen (2lQb 
fjniien, bertraaSmägigr (2). 
Aoaiorif (2z'2;<). 

.goaoerträgf, ruft. (171/178) nnb 

ntmön. (174/176). 
^utftrftfuer (2' -2). 
Aänbbölitr (87). 

3nMUH|8»crfkeio(nitta unb ^ßOM^ 



8wi b«t 9areiftf<^ 6ammlung bev „9entf4i«it flfld|6<|creHe" «fdien au4 

eine ?(bonttrtttciit€>c^lt$(tabc o^ne Umfdjläiic, loeld^e in nenn 2lbteilungen nnb 
fortiaufenbe äiummertt eingeteüt, in Doau ^erausgeaebene ä(ufbeiua^rung«tafteu (I. VII. 
k W. 2.50) eincieotbnet vmttn tonn, ^efe Snttjaoe bietet intern SBeftl^er, in^Monbere 
beni iirnfttfcfien ^nriftcn, bic ct^eblic^c 5Innc{ini[id)feit , bte am hauficjtten anc^ciüonbtcn 
9lei(^sge)e9e in leiit)tei:# toanbltd^er ^ovm ium Qiebraud^ in (j^endit^s 
fAleii unb auf %erm\ntn, in tloviefnnden ober auf fletfeti, rote fonft sunt 
fAfdlcn 9lad|fdtla({en bca 35>orttauteQ inöftli^ll b«|ucm jur ."panb jn haben. 

^ie 3(usgabe ift ferner fo eiugecif^tet, bag bte S^ummecn nac^ belieben in 
Bfi^er, ^ften, i^efte ober Orieftafdien ^elec^t werben fönnen, wie fle Oberhaupt ben 
flllf9rbcr untern ber ^rariS ttad) \c^ct 9liditurio tt'ux voü 9{ec^nun() trai^cn. 

2)ur(t) euti'prec^enbe iOrrlveiftingen im Xeste ber @eie^e auf cittfd)l&Ai0< 
nitbere ift fttr ben jc^neOen ®ebraud^ manche tvintontmctte @rl&tttentit<| qeboten. 

(Snbltc^ erleichtert bic anfeerorbentUc^ übcrfitfltiiffje tl)))0(tvavhif<f)c ^iltiorbs 
tttiltg. forote bie SBciflabe uon SRegifteru unb ^ntjaltsuerjeic^niffen «u jebem einzelnen 
(S)efe9, rote )u jeber Slbt^etlung, bad rafi^e 9}ad|fd|la9eii ganj erbebtu^. 

tl(»oitncntClttÖs5(ii5()Qbe in Sieferunqen, jebe iJteteruiig 5 9hiuimern 
(of)ne Umjdjiac]) uiufa[jenb, 50 ^fß. ^ilii^imbnie^Drei» für iJiefennu] 1—74, 

umfajjenb bie SRmnmern 1—318 unb ba^ äiiic|er(. ©efefebudi^ bei ^Cj^ufl 

auf eiuma( 28 matt. 
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nebft ^Einfül^rungsgcfc^ für bas Deutfdjc Heid?. 



MH (EiiiUituiig, rrläiittrnDrn Aumtrkiingctt unl aip^abctif(t)(m 

bcarbtitct unt t)«rau<)ird(b(n Drii 

Q^<b. 3uftiirat unb c. ö. i<roftf|or bcr 9{td)(e an bcr Uniocrfttät 

^uneben. 

8° XXXII, 508 votml Stuäftattunfl. 

2. ?( u f ( a g (. 

!X)iefe Slusgabe fei roegen i^rer [)erDorragenb fc^önen 
t9pogtapf)ifd)cn 3(u6[tattimg unb proltift^en Änorbnung 
gan,} befonberg empfohlen. 

Sie „9luägabe ©areiä" ift nid|t ju öerroecf)ieln mit 
ben Slu^gaben, bie fi(^ auf eine einfadie äBiebergabe best 
lerteö befc^ränfen. aiJit folc^en ift bcm iJac^mann tmc 
bem fioien wenig gebieut. üev in bcr ourifteuiuelt ^oc^angeje^enc ^erauägebec ^at ben 
offijiellen Jejt fortlaufenb mit eviäuteinben Slnmerfungcn unb Serroeifungen »erfe^en, 
welche auf ben gleichartigen ^n^alt anberer Paragraphen ^inroeifen unb eä baburcft aut^ 
jebermann ermöglichen, ben inneren ^^ufaminenljang ber einjelnen ©efeßcßabfchnitte ju 
erfajjen unb in tjorfommenben %aüen ben (^efegeöinhalt praftifc^ ju oerroerten. 

«Preis geljeftct mu 3.—, in Sciuenbonb WU, 4.-. 



iii 






'1 RÜRütRLKtttS 
' ^ÖESETZBUCHj 




\ 

^ OtUTSCMt Rticn 
litiruniiuhOMiKix 




^ Da C 0>M>» 








Das 

ÖUr^CiildK 

für das 

Deutsche Uolk 

. *rUulnf t'.iT 



Pas 'gSurflerficDc ^efcpud) 

lür das Deutfche Volk 

<r(äut(rt Don 

0e^. 3uftijrat Dr. S- Xfö^ in ®iefeen. 

2ej. 8^ VIII, 532 ©. ^reiä brofch- W. 6.-, 
in elegantem i'einenbanb 3HI. 7.50. 

Iiifft« SKerf nfifut fid> übfrott brr bf^en «ufnabme 
iccqtn (tiiur praltiitbfii ^rnuAbarfeit unb ftcbtn ibm bie 
bfftfn (Srnpfebluiiiifn jur ©ritt. Von btn jablrtitbtn 
burditcea günftiatu j^{{pr(d)ungen \titn tjin nur auf« 
HUflöweife eriräbiit : 

3rtt{itrift für 6taate' ua6 efnicinb«v<riDaltung im 
©rofel^trsofitura "Befjtn. 3it gfineinixrftäntUcbcr 
laviffliiuv? bat ber SBrifafi« fid) in ieber ^iiiRd)t tor« 
n>ifß«nb ben i'ebürjniiien be« »rattitdjen JJeben« 
onacpa^t, loe^batb feine 'Arbeit ju j^neller Orientierung 
gute 'Dionfte leifien ivirb. 

3«itf((rift fnr bau qtlamtt TlttUnweUn. Quriftiicbe 
Wcnatfjdjnft. tt<en bieiem ceibienftuollen äöerfe, 
irelAe« beiroedt, ben (Beift unb bo« »^erflönfcnia be« 
neuen 03;(itjfß in bu8 b'utiAe a^olt tu trogen, lä§t 
fid) mit gutem (tfrunb beboupten, bafi betnfelben 
feine anbere ?(rbeit mit bem gleidjen HieK 
ebenbürtig an bie ©eitegeftellttoerbenfnnn. 

De» l5anbcteflefenf(*after. 3uriflif4e Wonatfffdjrift. 
j£»etaii6iViieben von ,1. »auer, ^feipflg. Xa» ©u(^ 
von 9Jeat> vereinigt alle öotbebingunoen in 
fid), bie hü einem g e b i e g e n e n i u r i ft i f da e n Sü o 1 1«. 
bu4e, ba« (Senieingut Hller tcerben foll, geböten. 
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Die fämtii(t>cn (Entf^etbungen 
in eittem ^aitlie, 

i«9fi|rlii| tergcMt n«^ Qiiflfncii Ii? Idr* 9efc|Ml4ev ictrlmt 
von M# 9lUMNtttv, JtgL 0&eKlanb«8seri<$t9nit, Sttttev sc 
■ CirttiH*9ttev*jwnMt. 

Zdl: Olarl Watt 



f. |^«lfbdlfc«4t iatl. ffailf. CKtMciDunaen bei 8t*0.>9.'«S. unb 



auf betn «diete bcf ^«gbellnAtl, \»»fjt b. e{Rf4ifi4. Acmein. CtnttnAtt an» 
bcr rinWfl«. In« «nk avlMitbtfdini Canbcf tirfebf. ^ortgeffl^rt Mt CiAe 1M9. 
Dritte umqeorWtftt HuPage. ixOr. eeitcn. 1000 M.— , KM, 

11. CDrdifelvcAt uiib SOec||ferbi:oA«^rr(bt. linier bt]onb. :^erä<frtd)ttfluiig bet 
in» u. auSlönb. SBediifU u. 2De*reH)rcjcB'^^«(e«f. beS gemein. diuilreAl« unb 
ber öerf4«eb, ?ünbe8aefeoe. 2. mit ©uppit. »ertn. SuSfl. 5;to ©. (i89l). . . 9.50, II.—. 
eupptemept»©anb: ©i« UrnUdjeibungen bl8 1891 entljolt., opart 1.M, — 

ilL Ctrafve4t. (@trafge(<6bu(!^.) Wtt f&mtlidjeit ^ooeHen ium 6trafflcfe^bud> unb 

2 tfteatfiem. 609 C I88i 10.—, 11.C0, 

fitfitt 6ut))}lement III (Straf rei^t): ttntb. oOe feit Crf*. ». Zeil HI 
«efant Cntfi^rio. b. 9V.«(86. bid 1886, nebfk •eactaltCfttllef fi6«t bei 

^au^tbanb 11. b. 6uttp(emcnt. ISM 6 WJ>0, 2.1.—. 

fiiMftcl CttMcmcin 1» IHt CnlfÄci». iwi— 1S9S. IM e lt.-» i«.— . 

ly. Cltiift»t0ieArc4t (GtcahmuGorbn.). 4i5 €. 1881 fi.no, 8.—. 

eupDlfment'Sb. |u lY: ent^. b. QNtftfil. 0. 1882—1893. 525 €>.... 8.50, II*—. 

IV. 3^(il mit Supplement in einem .^albfran^baab — 

V. ecel)anbeI9r(d|t. Snti). fämll. gntfd). betr. Wbeber, Scbiffer, €d)iffemanii(d)aft, 
gract)tflc((tiäft, ^obmerei, ^aoarei, Siiffefllünbiiier, S^ctftdJTunrtSireien, ^tV' 

jabruui) K. 2. mit ©upplt. oerm. flufg. mit 2 SHeflifteni. 600 ©. (I89lj . . .s.— , 9.50. 
'2upp(ement>93anb : Tie (llrntf(i)eibn!igen biA 1891 cnt^., opart ..... IJM, — 

VI. Itcbciierrcibt an edtriftmerltn, Hbbilb.. mufltal. CoMMf. tc, WnfttKWf 

SiltaniK. S24e. MMV. . T7 . . 6.70. 

6upplt.*0b. I« VI: Cntb. bie (Entfd>eib. o. 1885— I8M. ttl 6 iM, 4.50. 

VI. Seil mit Supplement in einem ^albfrantbanb — IMO* 

VII. CEibil^irose^orbnutlfl. Cnt^. außer aOen (Sntfcb. b. 9i..D.>^.><^. u. di.'Qd. 
iiLict) bir atcditfpTediuna tti oberftea ba^rr. (8erid)tfibofeS u. fämtl. beutfdieT Obcr^ 

lanbcSqericbtf. 1170 ©. 1R89 20.—, 2i.bO. 

SuppIemtnt.SanC; ju Vll: trntfdjelbung. 1889—1893. 48^6* 8.—, 9.50. 

VUL ftvnfureorbnuue- ^nti». bie $ntf<^. i830-i89ft. 460 S. 7.50, 0.—. 

DL Sr*Bit«tie¥nAeriutg. daxtte, sfinsüc^ umgeatt(lt(tc«u|l«|e. 8(«ileitct »m 

9. Jleibcl. «Btt. tntftfi. 188S-1900. 676 e. IfOL 10.—« IS*'* 

««99l(Mciitia«ab ecMcbit $rflbia^c J906. 

X. UnfaOtierft^mma* M* ^MM. lasi-ini. MMM bon 3. fteibct. 

410 © 0.—, 7.50. 

Sveite Auflade (Sntf^eibusgen 1884-1904; in 9i 



XL ^«»«libcnlwcflAcaiiia. CntfAdb. isei-iboi. ecattcitct mr 3. ffcibel. 

Sltmi» aCii|Iii| ungcflKbriMc lafioge. 944 0. lt.—» 14.—. 

DoiPSifif 6e0 IDevte«: ttln^tH, 9%nt, ftlerfi^tlUlfeitr (ei bim^tid gc« 
wattier SoOftanbigleit. 

Dir Knoidnnnf be» XOetU» ift ungemein pcaEtifc^ : DUis ben biei je^t eifc^te^ 
netten Ofinbeii ber flro|en €ammlun9, ml^ bie metfi nötige ft^nette Drientiemiif 

abfolut nidfet ermöglichen, ift ba§ gan^c SJJatertal 311 bem betr. f^M:|ei3bucf) je in einem 
einjigeit ^auMt^ett löonb öcrcinigt unb fqftcraotifd) gcurbnct unter ^erüorijebutig 
bet getroffenen ®iiifi|eibitngdf&^e bim^ BäflQ^ta'otttv, 

Tiabei bilbct baS 3Scrf nic^t nur ein cittfod|CÖ JHcgifter über bie ^echtefti^c 
reji). eine bloge älnfü^cung berfelben bei ben einjelnen (^e)egeäpacagcapl)en, fonbern es 
Iinb mu^ bie ChrtfivcibitiigSgrftiibc escetpiect unb smot fo augffi^riit^ wie e€ ber ttAt 
(efUinb imb bie oqellise n^\^ Degcfinbung bd Mx. fM^ai^ crfovbeit. 
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Jl^trtbollc^ l^anbDiicö unb J3.ii1)fcf|lagetijcrrt für 

SdmtUdie Snffdieldungen 
|lriil|9'Mrr'Siiikrb'C(rri4to wA {Sridjsgrridits 

auf b<m tteBidt b«8 
iomte ber ctitfd^töfltocn früheren Gtoilretf^te 

mit WMMttialiiite auf M VUrgerlti^e flcfetiNi^. 

)llU6fü()tiid) baroieftcllt unb ncidf bem ©nflein beö {früheren unb) ic^tgctl 

^anbcIöQC|cljbn(i)ce Dom 10. SOini 1897 

Ueotbnct, mit (Seiegeetrit uiib bed'eii (iiläuUruui^en auä ben SKotiuen, ^ommifjions^ 
Ntif^len unb Bciatuniieii Sleic^etagei unter SctAlcii^iigen mit beit Bcfttmntungeu 
M ootmaCigen ^nbefatflcfc|fbuc^eä, foroie mit ooOftAnbigcm Ga^vtgi^ von 

tftto jfucgi^fiecgcr/ 

dritte, oeKftäubto umgearbeitete «ttb Itö 1899 ergäii$tc ^Jfuflage. 
aifefi*Se|il9ii>0ttM. VUI, 1265 6citei. 
tßrei» Irofdiicrt S)2f. 24. ; in gcbtegcttcm j^a(bfraiis6anb m. 2().5(). 

Prutfdie iirtd)69rfe|e in (fiitiKlaiiiitttikcn 

(Cejctaudgabe mit t)OFn)ort^ 
(Einleitung^ ;Hnmertungen un6 au0fu(^fü4^em 3a4»(egtßer. 

herausgegeben »on 

Dr. ftar! (ßflcei^, 

©f^. Jußl3rat, 0. 3. profeffor in !H2nd?fn. 
Banb*21us0abc in ile|iblem Calicobanb, rot ober grün, mit abgerunbetcn <S.dcn. 



8.- 



*oiiti i<rci» scbunbcn 

L Bist« «ab 89r)curc(4t Wf. 1.— 
IL <EiIiif1irose|orbKttng . ^ 2.— 

III. (EiiPÜ)ir«ie|orbnungunb 
f^infnr#tef|t .... 

IV. <8ci*eilctvbH«ag . . 

V. ^«iibcfS«efe«ta4 »it 

6eeredit 

VI. ftoufurdorbuung . . . 

VII. fironlen', 3nDo(ibitätd* 
Httb VltcrMcrfi^crHng 

VIII. 'D;i(itSr{lrifgerii|t0' 
vrbRttNg 



IX. 9{td|tftrettige iNed)t«> 

Pflege ..... m 1.20 
((^retioiatge ©erit^t^ibarteit, ®runb« 
bucborbnung u 3n'onggooDftredung.) 



X. 91ctd)d»crfaffung 

XI. @il|iffai)rtdrcd|t . . 

XII. etrafgefeljbudp . . . 

XIII. ®trafpro,^c^orbnung . 

XIV. 8trafrcil)t unb Straf* 
))r0Jic^rcd)t . . . . 

XV. Url)ebertc4|tH.9atettt> 
rcrfjt 

XVI. Ä^cdjielredit . . . . 
, XVII. UnfaUoerftdierung . 

120 1 XVIU. 9nftiiif|te«ecfc<fc . . 
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nt^fk tfiiififfttiigsgefel 

teatbcttd im 

Dr. Atrl Weifclr SanbgccU^ttvat in ^tonfldbt 

Siefef ffevertwfim in ^«fnein Za{ib«nfmnn«t nM-i^m Ouriften i)od)ioiOronimcn fein. Ct feS 
bot tebent«iib<ii <M>ftd>tii{|ftoff, bcr in Drm 9lruen 4)Brgn1id>cn eeie^biid) entbaitcn ifl. Our^ frlne In* 
otbnunfl teiditct fatfi4 madirn. 3)eT On^iilt i^^^ $arai)rapf)cn ifi in ncniqrn marranten IB orten • 
lufawmenfle oflcn. fo ba§ btc Ofurift nur bie ^efpcrtt aebrucften etii^norte },a Icftn brauet, um fid) bei 
qaniCB OfnboItS b(8 ')Jaragra|}t)en ju erinnern. 2)09 beii)ecitbene Sadfregtftec mirb ebenfalls bie beflen 
Vienfle tun, fobaf; ba» oorAüglid) aufiaeflattete unb'fcl)C pceiftmörbiae leiit^idjen für leben ein 
muntbel^yttitef Seaiettev \tm bürfte. 

9Son ber Äriti! auf§ befte cmpfo^fen, u. o.: 

Qnrift. Viteraturfilatt. X>te befaßte mübfame iple Verbienfllitbe Sirbeit beAtufcft bcn uinfMS« 
ifii^ l0f^ä(t)tllläftoff leiditec fafili^ }u mai^en unb wirb ffir H9 Ctabivm ein nriOfonineneS $tlf9aitttel feia. 

Oeriincv tt«v{d|t<ieitiiiifl. 8ci iffctc ^MmUfniett rum Me fscafuic nfi^one Itbett «■• 
flcIeflieBtlid) entpfo||(cii ■crMi. 



öer neuen bürgcrlid^en (B^fc^gebung für bas Deutfd^c Heid^ 

«Itter Ifftttbmr Veruiffit^ttgung ber )irett§ifd)eit ttnb |cffif<|cii QttUH* 

gebitng bargcftcUt unb erläutert 

üoit aRmiftertdrat Dr. i». SIeft in S)amftabt. 
QT. 8<*. 828 6eitcn. ®e|. W. 4.~, in Seinentanb Stf. 5.—. 

i'.iS 'Berf fiitbnlt cuic iuueiitatiidie XarfteHuflij be* neuen (Bruntbudj unb {»DrolbcfcniertitS. Seljuf« 
beiieren ^^5evf(än^n ter tnateiipUen iiK'rmfii Derbreitet e§ fidj jugieirti iiter Die fünftiqe (Mcftaltimi ter 
4muibbüd)er, iowk (HruiibbutbbebÖiton unt tnö "i<erta':'i'en ter iH^tfren bei (}iibnuiki 6>.-v 'i^tiiübbiicljer. 

3)ur(lb b;e OfralncbenDe iBeriicJurtjtmuns bc8 bfiiMdjen unb pren^iiil)-n 'Jieittcö. jcan? durcb tie 
S9eifü()iinfl oerfdjlebener erläiitertiljer Sjormulare büifte hai itüerf für bie ^ t'^='>t^'" itinftijttien Rn.ic 11011 
.beroorraienbein (Jnterefff fein. X'.cö ift um fo mebr ber {Jall, o(« qernt'e auf ccm C^iebiete be* ä>runbbH6« 
unb ^qpotbetenreditd tai neue @:j t<biid} uiePad] fanbamentale StnbctHu i 11 bei b.-itel)enben 3*fl8llbe ntt 
fii^ bnnju Qa allen SefpreiSiunfleu al9 febr biaudibarc unb grünblidie ilibdt empfol)ten. 



§u xtt\\k^t Stellung kr Me|drc^cn ^iiAcr 

Mi ^iiti^folieii Irr iuirrr|rUd)rn (5rfil|le(||t0|riir»Mi(ß miI Im 

8on Oeorg ^irfCr 
0r»fi^ tl»ttti4tet iv. OrAnberfl. 

8». m. 1.20. 

. . i « . . Der SBerfoffer, bet buti!^ feine Arbeiten fiber oerfAieben« üfttfrieR bH ■nun 
RcAtt McMcnten SeifaH gefunben bot, iü aud» biefer Sufi^abe aeredit aemotb««. tt cntwltfelt in 
bcM Rar obaefalten Scttnitdien ba9 bermalen in unfren beiben ce^tSebeinifdien ^rovimtn flcltenbc bcitg« 
lldie ffettt untei flniieljung «abltei^er l'it^ratur, Jovie ber Ked)(ipcediHng[. unb flibt olfbann eine nfle* 
mattidie Dar^Ottna bec an feine SteOe tretenbcn 9cpininin»(im bei ncnen Oilrüerlicten ®^feebu(fie«. Die 
intereflante nnb »iätifle graac ber flberAangSictt oNtb Uecbei acMbccnb berfitfpAtiflt unb fudMemäB erörtert. 
IDic «(^ctfi^ bcren fpid» i.M WO, bcii«fl^ $ <i»e fl^ßiaamnt «iMit imb verbient «u« (hn)>fcywi|. 
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Sammlung 
tiatioaalaluia0iiiifil|rr luffa^e i ^M^t 

in stDonglofer Rd^enfotge 

Dr. lur. et phiL Hlagnus Blenner, 

«Tbcnfll^cm ptdfiffor in Steotmlffnifdjaftm an >«r ttntDecfttCt Oicltit 



I. :ä3anb, .<o?ft 1 : ta$ ^rdMeiii der loitHlidicii (^nuibcittf^iiifllMig lutl Cnitnis 

^cU 2 luirb ciuljülieti: Xrv Maiii^f um dnt >iilfv. tcv ^toicliilli^iliiid Mild Me 

tlnnirfrifid. tlrlicitdfamiiiciu. 4 lUvjcn, GO ;i>fg. 
3 nnvc^ ciitf)aUcn: Striifrrrfomtfniftrit in Stuöt imii Wcmctnöf. -i^^^., 1.— . 
.<^eft 4 luiib ciU()altcu: Xic ir^tc Dcutfc^c Iföivtfil^iiflöIi-iHö und t^vc Uvfiulieii. 

2 »ogen, 60 ^^?fö- 

JEwft 5/6 lotrb cntljaltcn: Xa^ :^i-cii^au04iiDl>icm mii> Otc fai(juiäiiitiidjc Wittel: 
ftonMcniffliiiig. 7 9ofien, 9Rr. m 



^tefe Sammlung itattoimlöfonomifc^er ^uffd^e unb Soitodge bc^ioecft bie 
■Scbanblunfl it)irtf(^aft§politifrf)cr unb Streitfragen in flcnicini)cr[tänb(td)cr (Votiu. 

2) er iiQtionalöfonomiirf}c ^n^cnt fomnit md)t fdtcji in bic I'oqc, in S?crcincn, '^oxt- 
bilbun(i§tui-fcn uub jonüigcn iHnaiiffaflntTiicu (leiitctiinüUiGcv Wrt, ftaat5^iüifi'cnfd}aft'- 
Ud)c ^Probleme bcr ©cgcmuart uor eiuciu gröBcreu ipublifum in lcid}t ocr)tänblid)cr 
gform 511 bcl)QnbeItt, sitmal baS S"tereffe an nattonafötonomifd^^en ^ngeii in fo 
erfceutid^et Siinaldme ^4 Befmbet 

^nblUf auf un9 me^tfac^ ootraetrogene SBfinf(I>e, cS itt60e bocfi <tne 
©ttmmlunfl foldjcr 5Hcbcn unb 9?cröffentUd)mirtcu gcjc^affcn luerbcn, fiabcn fid) .'oetduS* 
gcber unb SL^erlcacv ontnliloffcn, in ^tüaiuiTofov utivi)diari?u nlitifdic 5(bf)anbluit0cn 
bev Cnciitltd)t€it ju ubergeben. Xk 3aiinnlung ioll tu ciujcliiou .s>eftcn ju mäfeigcn 
^prcijen erfdicineu, unb bcr BnUiminciiljaug bcr cinjclncn 92unimern in bcr 2(rt l)cr= 
flcftcllt lucrbcn, boB cliva 10 .^eitc einen (Baniuiclbonb barftcUcn. 3)ie einzelnen ^cftc 
n>etb<n buTd^pagintctt, unb ber fertige 9anb wirb mit einem dn^oIföoefi^^S unb 
@a(f»regiflei; oeifel^en werben. 

$eft 1—4 fiub foebcn crjdiicucn, $eft 5/6 b^ erften 9anb<S beftnben fnl» im 

3) ni(I unb er{cl^etncn in wenigen Socken. 

. * ;A • 
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